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Editorial 

Nach den Wahlen 

I.  

Das Jahr 1994 stand in Österreich wirtschaftlich im Zeichen 
des Konjunkturaufschwungs, der im Vergleich zum europäi­
schen Durchschnitt überdurchschnittlich kräftig ausgefallen 
sein dürfte. Nach aktuellen Daten war das Wachstum 1994 
stärker als im europäischen OECD-Durchschnitt, die Arbeits­
loseurate ist mit Ausnahme von Luxemburg die niedrigste in 
Europa - insgesamt objektiv also alles andere als eine Krisen­
situation, und auch die subjektiven Stimmungsindikatoren 
wiesen 1994 wieder nach oben. 

Auch in politischer Hinsicht hat das Jahr 1994 mehr aufzu­
weisen als so viele Jahre davor: war es doch im wahrsten Sin­
ne des Wortes ein "Jahr des Durchbruches" ,  in dem Österreich 
sein seit längerem verfolgtes wichtigstes Anliegen als Staat, 
nämlich den Vollbeitritt zur Europäischen Union, endlich ver­
wirklichen konnte. 

Meist ziehen die Regierungen aus Erfolgen und günstigen 
Entwicklungen dieser oder ähnlicher Art Nutzen. Ein aktuel­
les Beispiel für diesen Zusammenhang ist Deutschland, wo die 
regierende christlichsozial-liberale Koalition in den Wahlen 
1994 zwar Federn lassen mußte, aber dennoch die zwi­
schenzeitliehen Tiefstände bei Meinungsumfragen weit hi�ter 
sich lassen und ihre Mehrheit neuerlich behaupten konnte. In 
Österreich gingen 1994 die Uhren allerdings anders. Die seit 
1987 regierende Koalition von SPÖ und ÖVP erlitt bei den Na­
tionalratswahlen eine schwere Niederlage, und seit dem 9 .  
Oktober 1 994 hat sich die politische Landschaft wahrschein­
lich mehr verändert als in vielen Jahren davor. Es wäre viel zu 
billig, die Niederlage dem Unverstand und/oder Undank der 
Wähler zuzuschreiben, denn dafür ist ein viel zu großer Teil 
daran selbstgemacht. Im folgenden soll aber nicht von der 
Österreichischen Politik allgemein die Rede sein, sondern von 
den Vorgängen und Ereignissen im Bereich der Wirtschaftspo­
litik, welche freilich auch im Zentrum der politischen Ausein­
andersetzungen standen. 
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I I. 

Die heftigen politischen Auseinandersetzungen, welche der 
Nationalratswahl 1994 folgten, waren vor allem von zwei The­
men aus dem Bereich der Wirtschaftspolitik geprägt: zum ei­
nen von der Diskussion um die Arbeiterkammer als Folge zu­
erst der Kritik an überhöhten Gehältern leitender Angestell­
ter in der AK-Steiermark und später der niedrigen Wahlbetei­
ligung an den AK-Wahlen vom 2 ./3 . Oktober 1994, zum ande­
ren von dem unmittelbar nach den Nationalratswahlen von 
den beiden Koalitionsparteien erstellten Programm der Bud­
getkonsolidierung für die neue Legislaturperiode, wobei die 
Inhalte dieses Programms und die Vorgangsweise bei seiner 
Erstellung gleichermaßen umstritten waren. 

Das erstgenannte Thema, der "AK-Steiermark-Gehälter­
Skandal" betraf zwar eine der wichtigsten wirtschaftspoliti­
schen Institutionen dieses Landes, hatte aber - zumindest vom 
Anlaß her - keinen wirtschaftspolitischen Inhalt. Die mit der 
"Pappendeckel-Methode" äußerst medienwirksam kritisier­
ten Gehälter einiger leitender Angestellter in der AK-Steier­
mark sind tatsächlich nach keinem üblichen Kriterium zu 
rechtfertigen. Dies hat aber auch niemand getan oder auch 
nur versucht. Die Erklärung ihres Zustandekoromens hat 
deutliche Mängel im Kontrollsystem aufgezeigt, die Haupt­
konsequenz diesbezüglich war allerdings längst gezogen (neue 
Kontrollausschüsse in allen Arbeiterkammern seit dem neuen 
AK-Gesetz 1992 mit wesentlich stärkeren Kontrollbefugnis­
sen, Vorsitzender nicht von der Mehrheitsfraktion), die jetzt 
eingeführte Rechnungshofkontrolle ist in dieser Hinsicht nur 
als "Draufgabe" zu sehen. Die Diskussion um die rückwirken­
de Korrektur der Verträge gegen den Willen der Betroffenen 
hat sehr schnell gezeigt, daß hier wesentlich höhere Rechtsgü­
ter geopfert werden müßten, als es die - sicher begründbare -
Absenkung der Gehälter jemals wert sein könnte. 

Wenn der Anlaß selbst die Ausweitung zum "Skandal" 
kaum in sich trug - wie konnte es dennoch dazu kommen, daß 
dieses Thema wochenlang die Medien beherrschte, daß plötz­
lich alle oder fast alle Funktionäre und Angestellte der AK als 
"Abkassierer" im "Gagenparadies" hingestellt wurden? Wir 
fühlen uns, obwohl selbst Betroffene, deswegen berechtigt, 
diese Frage so zu stellen, weil eine ganze Reihe von Stellung­
nahmen hochkarätiger unabhängiger Kommentatoren und 
Publizisten auf das krasse Mißverhältnis von Anlaß und den 
geforderten Konsequenzen hingewiesen haben. Man kann 
über die Pflichtmitgliedschaft geteilter Meinung sein, aber die 
ungerechtfertigte Mittelverwendung, soweit sie aus den inkri­
minierten Gehältern resultiert, ist nicht so bedeutend, daß sie 
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ein ins Gewicht fallendes Argument für die Abschaffung der 
Pflichtmitgliedschaft und für die Abschaffung der Kammern 
insgesamt darstellt. Die Gründe für die Skandalisierung die­
ser Angelegenheit liegen daher außerhalb ihrer selbst. 

Der zweite Ansatzpunkt der AK-Kritik war die niedrige 
Wahlbeteiligung bei den AK-Wahlen vom 2 ./3 . Oktober. Die 
sinkende Wahlbeteiligung ist ein Phänomen, das in letzter 
Zeit in vielen Demokratien zu beobachten ist. Es ist klar, daß 
dabei diejenigen Wahlen, in denen es um weniger geht, über­
durchschnittlich betroffen waren: Gemeinderatswahlen, 
Selbstverwaltungskörper. In den USA ist bei den Kon­
greßwahlen vom November 1994, an denen sich - obwohl es 
dabei sicher um mehr ging - kein wesentlich höherer Prozent­
satz beteiligte als an den letzten AK-Wahlen, niemand auf die 
Idee gekommen, die Legitimität des Kongresses anzuzweifeln. 
Auch in Österreich sollte man sich besser an niedrigere Wahl­
beteiligungen gewöhnen, als die demokratische Legitimie­
rungsfunktion eines Mechanismus in Frage zu stellen, für den 
es in Wirklichkeit keinen Ersatz gibt. Die geplante Mitglieder­
befragung in den Kammern könnte den Vorteil haben, daß 
diese Art von Diskussion dann entschieden ist. Es ist aller­
dings zu erwarten, daß die Beteiligung an diesen Befragungen 
sich nicht nennenswert von der Beteiligung an der Wahl der 
Organe unterscheidet, und dann werden die Kritiker wieder 
dieselbe Diskussion beginnen. Die entscheidenden Motive und 
Risken liegen anderswo. 

Zum einen darin, daß die an die Macht drängenden neuen 
oder alt-neuen Parteien sich die Gelegenheit nicht entgehen 
lassen, Institutionen, in denen sie wenig bis gar keinen Einfluß 
haben, politisch zu schwächen. Das ist aus ihrer Sicht ver­
ständlich, wenngleich es andererseits Vorspiegelung falscher 
Tatsachen bedeutet, daß man das Verbändesystem auf den 
Kopf stellen kann, ohne das Funktionieren der Wirtschaft zu 
beeinträchtigen. Aber das extreme Ausmaß der Skandalisie­
rung kommt auch aus dem auf Kampf lauernden gespannten 
Verhältnis der beiden Koalitionsparteien untereinander. Indem 
zuerst die eine Regierungspartei sich den Skandalrufen an­
schloß, dauerte es nur wenige Stunden, bis auch die andere, die 
Arbeitnehmerpartei starke Konsequenzen aus dem Skandal in 
"ihrer" Kammer forderte. Als Endprodukt dieses eskalieren­
den Hin und Her findet sich nun die Ankündigung einer "Mit­
gliederbefragung" als Forderung im Koalitionsübereinkom­
men, und zwar für alle Kammern, auch für jene, die mit dem 
Anlaßfall nichts, aber auch überhaupt nichts zu tun haben. 

Festzuhalten bleibt als generalisierende Beobachtung, 
daß eine im politischen Prozeß angelegte Eigendynamik Fol­
gewirkungen im wirtschaftspolitischen Bereich produziert 
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hat, die das nicht geringe Risiko in sich tragen, eines der Fun­
damente der guten Wirtschaftsperformance Österreichs zu 
zerstören. 

III. 

War bereits in der (Arbeiter-)Kammerdiskussion neben den 
konventionellen politischen Frontverläufen eine quer zu die­
sen Fronten verlaufende Linie der Auseinandersetzung, näm­
lich zwischen Verbänden und Parteien, sichtbar geworden, so 
wurde dieser letztere Gegensatz nun in den Verhandlungen 
über ein neues Koalitionsübereinkommen zwischen SPÖ und 
ÖVP und auch in der ersten Phase von dessen Umsetzung voll­
ends dominant. Warum es zur Entfaltung eines solchen Kon­
flikts kam und ob dies unvermeidlich war, läßt sich heute 
(Mitte Februar) zu einem Zeitpunkt, wo noch viele Dinge in 
Fluß sind und kaum ein Kapitel als abgeschlossen betrachtet 
werden kann, nicht wirklich sagen. Möglich ist kaum mehr als 
eine "stilisierte" Chronologie der Ereignisse. 

Nach einer kurzen Phase weitgehender Unsicherheit -
durch das unerwartete Ausmaß der Wahlschlappe bedingt -, 
wie es mit der großen Koalition weitergehen soll, gingen die 
beiden Parteien mit einer dezisionistisch anmutenden Be­
stimmtheit an die Ausarbeitung eines Programms der Budget­
konsolidierung. Daß dazu einigermaßen einschneidende Maß­
nahmen erforderlich sein würden, war nicht erst seit dem 9 .  
Oktober bekannt, sondern lag seit der Veröffentlichung der 
Budgetprognose 1994-1997 des Finanzministeriums Ende Ju­
ni 1 994 für alle Beteiligten klar auf dem Tisch - für die Mini­
sterien, für die Interessenverbände, für alle Parteien, für die 
Medienöffentlichkeit. Für ein Konsolidierungsprogramm der 
geforderten Art kann man keinesfalls spontan breite Akzep­
tanz und auch nicht ein hinreichendes Maß an passiver Dul­
dung voraussetzen. Um ein solches Programm ausreichend 
politisch abzusichern, hätte es vor allem einer Ressource be­
durft: Zeit. Das hat die Phase nach dem 29 .  November, dem 
Datum des Abschlusses des Koalitionsübereinkommens, hin­
länglich gezeigt. Von einer "Umsetzung" der Übereinkommen 
kann man eigentlich nur hinsichtlich der Konsolidierungsziel­
setzungen sprechen, was die konkreten Maßnahmen betrifft, 
so sind die im Übereinkommen genannten vielfach durch an­
dere ersetzt worden, die von den ursprünglich ins Auge gefaß­
ten mehr oder weniger stark abweichen. Es hat sich nach dem 
29 .  November gezeigt, daß - wie mühsam auch immer - eine 
ausreichende Unterstützung durch eine Vielzahl von Kompro­
missen in Detailverhandlungen herstellbar war. Aber in den 
wenigen Wochen, in denen das Koalitionsübereinkommen er-
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arbeitet wurde, war dies unmöglich, während andererseits die 
Koalitionsparteien es offenbar als notwendig erachteten, 
möglichst schnell durch den Abschluß eines neuen Arbeits­
übereinkommens Handlungsfähigkeit zu demonstrieren. Sie 
taten dies um den Preis, daß gegen den erklärten Willen von 
ÖGB und AK bzw. insbesondere auch der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes zahlreiche Vorhaben in dem Abkommen 
festgeschrieben und dann anschließend in einer noch recht ab­
strakt geführten Debatte von ihnen mit großer Vehemenz ver­
teidigt wurden. 

Diese Festlegungen beinhalteten auch das Prinzip, daß die 
Konsolidierung des Budgets (so gut wie) ausschließlich ausga­
benseitig zu erfolgen hätte, d. h. Steuererhöhungen unbedingt 
zu vermeiden wären, offenbar aufgrund der Aussagen im 
Wahlkampf. Abgesehen davon, daß damit allein ein starker 
Bias in der Opferverteilung vorgegeben war ("mangelnde so­
ziale Ausgewogenheit") ,  war die einseitige Konsolidierungs­
strategie von Anfang an nicht realistisch. Auch wenn sie noch 
so groß angekündigt waren, gelangten Budgetsanierungen 
"ausschließlich von der Ausgabenseite" bisher in keinem 
Land ans Ziel und mußten später durch Steuererhöhungen er­
gänzt werden. In Österreich hat es etwa zwei Monate gedau­
ert, bis die Regierungskoalition in ihrer Gesamtheit vom Dog­
ma der Ausgabenseitigkeit abging. Bemerkenswert ist der 
Umstand, daß hiezu weniger das Umschwenken der SPÖ-Li­
nie den Ausschlag gab als die Sachzwänge der Finanzierung 
der Kommunalhaushalte, wenn Gemeinden und Länder unbe­
dingt in die EU-Beitrittskostenfinanzierung eingebunden 
bleiben sollten. Als Folge davon ist es nunmehr die Wirt­
schaftskammer, die am vehementesten gegen das Budget 1995 
und seine Begleitmaßnahmen protestiert, nachdem einige ih­
rer Repräsentanten vorher schwerste Anschuldigungen gegen 
die Gewerkschaften gerichtet hatten, diese gefährdeten mit 
ihrem Mangel an Opferbereitschaft den Staat. Es ist offenbar 
nicht zulässig, von den Unternehmungen das zu verlangen, 
was diese den Arbeitnehmern zumuten. Die Unternehmungen 
werden es verkraften, auch wenn die Abschreibungssteuer 
nicht der Weisheit letzter Schluß ist. 

Der offene Konflikt zwischen Regierung und Interessenver­
bänden erhielt eine zusätzliche Dimension durch die oktroyie­
rungsähnliche Ankündigung einer Mitgliederbefragung in al­
len Kammern. Von diesem Legitimierungserfordernis geht auf 
die Kammern ein starker Druck aus, sich gegen die Regierung 
oder gegen die anderen sozialen Gruppen zu profilieren, was 
weder die Konsolidierung erleichtert noch die fundamentalen 
Wirtschaftsdaten positiv beeinflußt. Diese Art der Demon­
stration von Handlungsfähigkeit auf seiten der Regierung 
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mag kurzfristig befreiende Wirkung gehabt haben, aber heute 
ist sie kontraproduktiv. 

Das Teilresümee dieses Abschnitts ist jenem des vorange­
henden sehr ähnlich: die Eigendynamik des politischen Pro­
zesses hat Folgen nach sich gezogen, welche die Erreichung 
der selbstgesteckten Ziele nicht erleichtert, sondern er­
schwert. 

IV. 

Vor den Schlußfolgerungen soll noch auf einige inhaltliche 
Aspekte der wirtschaftspolitischen Debatten und Ereignisse 
eingegangen werden. 

Die ungewohnten Frontstellungen haben eigentümliche Ar­
gumentationsfiguren zur Folge. Da wurde auf sozialdemokra­
tischer Seite sinngemäß argumentiert, man dürfe die Unter­
nehmenssteuern nicht erhöhen, weil sonst die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit und damit die Arbeitsplätze gefährdet 
wären. Wörtlich genommen, könnte dies auch bedeuten, daß 
man die Unternehmenssteuern am besten nach stärker redu­
zieren bis überhaupt abschaffen müßte im Interesse der Ar­
beitsplätze. Dies kann ja wohl nicht gemeint gewesen sein. 
Konkret lassen sich etliche Argumente bringen, daß die Re­
form 1 994 bei den Unternehmenssteuern aus der Sicht des 
Budgets zu großzügig war - ebenso wie bestimmte öffentliche 
Leistungen im Verhältnis zu den Finanzierungsquellen zu 
stark erhöht worden sind . Und an die Adresse von AK und 
ÖGB wird man jedenfalls nicht den Vorwurf richten können, 
sie hätten sich hier einer billigen Demagogie, "die reichen Un­
ternehmer sollen zahlen" ,  verschrieben. Nicht zuletzt kommt 
der Vorschlag einer Abschreibungssteuer nicht von AK- und 
ÖGB-Seite, doch sind die steuerpolitischen Vorschläge von 
AK und ÖGB von der Unternehmerseite immer pauschal ab­
gelehnt und nicht diskutiert worden. 

Nicht leicht verständlich ist auch das Vorhaben einer Allhe­
bung der Normalarbeitszeit auf 10 Stunden. Nicht nur bringt 
es fürs Budget nichts, es geht implizit irgendwie von der Vor­
aussetzung aus, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Österreichi­
schen Wirtschaft schwer gefährdet und deshalb eine solche 
Notoperation als rettender Eingriff "von oben" ,  d .  h. unter 
Umgehung der Sozialpartner, unumgänglich sei. Es braucht 
hier nicht mit ohnehin hinreichend bekannten Statistiken dar­
gelegt werden, daß die Wettbewerbsfähigkeit nicht gefährdet 
ist, und daß die Frage von mehr Arbeitszeit- und Lohnflexibi­
lität den Sozialpartnern überlassen bleiben kann - die Arbeit­
nehmerseite ist in diesen Fragen sicherlich gesprächsbereit. 



21 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

Als nicht zu unterschätzender Aspekt der für Österreichi­
sche Verhältnisse ungewohnt heftigen Auseinandersetzungen 
um Koalitionsübereinkommen und Budget sind die negativen 
Publizitätswirkungen deutlich geworden. Sicherlich wird die 
Erstellung eines Konsolidierungsprogramms nicht erleichtert 
durch eine Situationsdarstellung, welche in der Öffentlichkeit 
als verharmlosend empfunden wird. So gesehen war es not­
wendig, die Tatsache in den Vordergrund zu stellen, daß das 
derzeitige Defizit des Bundesbudgets nicht auf Dauer tragbar 
("sustainable" )  ist und bei Versäumen einer Kurskorrektur 
auf längere Sicht gesehen schwerwiegende negative Konse­
quenzen eintreten würden. Gleichzeitig wurde durch diese 
Dramatisierung in der internationalen Medienöffentlichkeit 
ein Image Österreichs erzeugt, welches viel schlechter ist als 
die Realität. Im Jahr 1994 hatte Österreich ein Defizit des ge­
samten öffentlichen Sektors von 4,2% des BIP - zweifellos zu 
hoch, aber im europäischen Vergleich eines der niedrigsten; 
z. B. in Frankreich betrug dieses Defizit 5 ,7%,  in Großbritan­
nien, dessen Regierung sich immer als Vorkämpfer der Ortho­
doxie aufspielt , 6 ,8%.  Diese Fakten wurden natürlich ausge­
blendet, wobei man sich fragt, wo die internationalen institu­
tionellen Investoren ihre Anlagemöglichkeiten finden, die so 
viel besser sind als Österreichische Bundesanleihen. Aber 
nicht die Fakten zählen in solchen Augenblicken, sondern das, 
was für die jeweilige Situation gehalten wird. 

Für einige Österreichischen Kommentatoren kann aller­
dings das , was man im Ausland von Österreichs Wirtschaft 
hält, gar nicht schlecht genug sein. Mit einer schwer nachvoll­
ziehbaren Schadenfreude werden Fehl- und Vorurteile aus 
Kommentaren und Artikeln ausländischer Zeitungen zitiert 
als Beweis für mangelnde Wirtschaftskompetenz, während 
doch gerade das kritiklose Zitieren solcher Ansichten Aus­
druck mangelnder wirtschaftsjournalistischer Professiona­
lität ist . Aber offensichtlich ist es unvermeidlich, daß in Zeiten 
wie diesen der Austromasochismus-Story ein neues Kapitel 
angefügt wird. 

V. 

Gegen diese Stimmen des Austropessimismus und Austro­
masochismus muß eine grundlegende Tatsache gehalten wer­
den, welche niemand bestreiten kann, die aber in einer heftig 
geführten Auseinandersetzung all zu sehr in den Hintergrund 
tritt. Österreich ist ein wirtschaftlich sehr erfolgreiches Land. 
Nicht nur hat Österreich langfristig durch ein hohes Wirt­
schaftswachstum den Platz eines Nachzüglers im Lebensstan­
dard mit einem Spitzenplatz unter den EU-Ländern ver-
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tauscht. Diese relativ günstige Entwicklung hat bis in die 
jüngste Zeit angehalten - siehe vor allem die Performance der 
letzten zehn Jahre, die niedrige Arbeitslosenrate, die starke 
Währung. Das wäre alles ganz unmöglich gewesen, wenn die 
These von der " Strukturversteinerung" ,  an der das "Zwangs­
kammersystem" schuld sein soll, richtig wäre - ohne eine star­
ke Strukturanpassung wäre keine gute Performance möglich 
gewesen. Das soll nicht bedeuten, daß wir keine Probleme ha­
ben; wir haben ein zu hohes Budgetdefizit; die Arbeitslosig­
keit ist absolut gesehen zu hoch, die neue Konstellation im in­
ternationalen Standortwettbewerb macht neue Anpassungen 
notwendig. Für Selbstzufriedenheit ist da kein Platz. Aber: 
Österreich hat auch eine Menge zu verlieren, vor allem dann, 
wenn es die wirtschaftspolitischen "Patentrezepte" anwendet, 
die anderswo schon im großen Stil versagt haben. 

Vor allem seit den frühen achtziger Jahren, als die ange­
botsseitige Orientierung in der Wirtschaftspolitik zunehmend 
die Oberhand erlangte, war die sozialpartnerschaftliehe Ein­
kommenspolitik im Zusammenwirken mit der Hartwährungs­
politik die Grundlage der überdurchschnittlichen makroöko­
nomischen Performance Österreichs, und trotz aller Probleme 
im einzelnen hat die institutionelle Struktur der Wirtschafts­
politik in Österreich mehr Flexibilität - und nicht weniger ­
ermöglicht als in den Konkurrenzländern, allerdings oft nicht 
mit der ideologischen Verbrämung, mit der sie von den Vor­
kämpfern der verschiedenen Neofundamentalismen ausge­
stattet wird. 

Mit Funktionsmängeln und dem Verfehlen wichtiger Ziel­
setzungen können die Fundamentalkritiker ihre Forderungen 
nach tiefgreifenden Änderungen in der Wirtschaftspolitik 
nicht begründen. Die populistische ebenso wie die liberale 
Kritik am " Zwangskorsett" des Kammer- und Sozialstaats ist 
wesentlich ideologisch-politischer Natur - und dahinter steht 
auch noch der Umstand, daß die Fundamentalkritiker der So­
zialpartnerschaft in dieser keinen nennenswerten Einfluß 
ausüben können. 

Die Regierungsparteien haben im Koalitionsübereinkom­
men "ein uneingeschränktes Ja zum Weiterbestand der Sozi­
alpartnerschaft mit einem umfassenden Vertretungsanspruch 
und zu den gesetzlichen Interessenvertretungen" gesagt. Auf 
die jüngste Vergangenheit bezogen hätte dies z. B. bedeutet, 
daß man in der AK-Steiermark-Gehaltsaffäre nicht auf die 
Linie der Fundamentalkritiker eingegangen wäre. Nur so hät­
te sich vermeiden lassen, daß die Angelegenheit zum politi­
schen Megaskandal aufgeblasen wurde. Ähnliches gilt für die 
Frage der Wahlbeteiligung bei AK-Wahlen. Mit Sicherheit 
wird es auch in Zukunft an Situationen nicht fehlen, in denen 
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politische Solidarität mit den Verbändeorganisationen not­
wendig sein wird. Wird diese Solidarität nicht aufgebracht, so 
untergraben die Regierungsparteien die Grundlagen ihrer 
wirtschaftspolitischen Konzeption, die bisher erfolgreich war. 
Eine in sich widersprüchliche Doppelstrategie hat, wie Erfah­
rungen in verschiedenen Bereichen zeigen, keine guten Er­
folgsaussichten, weder politisch noch wirtschaftlich. 

Aber auch für die Verbände bedeutet das Bekenntnis zum 
umfassenden Vertretungsanspruch keine geringe Herausforde­
rung. Für die großen Kammerorganisationen und für den ÖGB 
bedeutet dies die Wahrnehmung der Aufgabe des internen In­
teressenausgleichs. Die Aufgabe, zwischen unterschiedlichen 
Interessen einzelner Wirtschaftszweige und Berufsgruppen, 
des Unternehmenssektors und des öffentlichen Dienstes, der 
Empfänger von Transferzahlungen und der Beitragszahler etc. 
zu vermitteln, sachliche und zeitliche Prioritäten zu setzen, ist 
sicherlich in den letzten Jahren nicht leichter geworden. Eine 
Position zwischen Distanz und Opposition zu den schwierigen 
Entscheidungen wäre oft die bequemere Rolle, im Rahmen der 
Sozialpartnerschaft gehören jedoch Mitentscheidung und Mit­
verantwortung untrennbar zusammen. 

Die Fundamentalkritik an der Sozialpartnerschaft hat wirt­
schaftspolitisch keine tragfähigen Argumente, sie ist weitge­
hend ordnungs- und demokratiepolitischer Art. Es stellt sich 
daher die Frage, welche Art von Demokratie wir wollen. Die 
liberale Kritik richtet sich gegen die auf Pflichtmitgliedschaft 
beruhende Kammerstruktur, welche in dieser Sicht einen un­
erträglichen Zwang und eine unzulässige Einschränkung des 
Parlaments bedeutet. Der Beweis dafür, daß ein System aus­
schließlich freier Verbände besser funktioniert, ist allerdings 
in keiner Weise erbracht . Vielmehr zeigen verschiedene Unter­
suchungen, daß ein solches partikularistisches Lobbysystem 
schwerfällig und ineffizient arbeitet, einen großen finanziel­
len und personellen Ressourcenverbrauch hat und - was die 
Liberalen wahrscheinlich weniger stört - die wirtschaftlich 
und sozial schwächeren Gruppierungen systembedingt be­
nachteiligt. Von der Struktur der Entscheidungsprozesse läuft 
die Alternative zwischen umfassenden Interessensystemen 
und Lobbysystemen auf die Frage hinaus, wo die Prioritäten­
setzung zwischen unterschiedlichen Interessen erfolgen soll. 
Warum dafür Parlamentsausschüsse und -unterausschüsse, 
welche dann notwendigerweise von partikularistischen Lob­
byinteressen durchsetzt sind, besser geeignet sein sollen als 
demokratisch konstituierte Gesamtverbände, in welchen alle 
Teilgruppen an der Entscheidung mitwirken können, konnte 
bisher nicht erklärt werden. Das Österreichische System hat 
immerhin auch noch das Argument für sich, daß es in den letz-
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ten Jahrzehnten tatsächlich, und nicht nur in der Theorie, zu­
friedenstellend funktioniert hat. Die Rolle der Verbände ist 
auch in der Österreichischen Verfassung verankert, und in der 
Gesetzgebung bleibt dem Parlament auf jeden Fall die Letzt­
entscheidung. 

Gegenüber der populistischen Kritik an der Sozialpartner ­
schaft ist das reine Sachargument ein schwaches Instrument, 
leicht als "technokratisch" denunzierbar. Die demoskopi­
schen Umfragen lassen jedoch vermuten, daß die große Mehr­
heit der Österreichischen Bevölkerung auch intuitiv-emotio­
nal weiß, was die Sozialpartnerschaft für ihren Lebensstan­
dard bedeutet und was man bei einer Zerstörung ihrer Grund­
lagen aufs Spiel setzen würde. Daß eine Politik, die auf dem 
Ausbeuten von Stimmungen gegen "die Sozialschmarotzer " ,  
gegen "die Faulen" ,  "die Tachinierer " ,  "die Bürokraten" , "die 
Abkassierer " ,  etc. aufbaut, weder wirtschaftspolitisch erfolg­
versprechend wäre noch eine demokratiepolitische Ver­
heißung beinhaltet, bedarf hier keiner weiteren Ausführung, 
und ansonsten hat man von dieser Seite keine nennenswerten 
konkreten Vorschläge wirtschafts- und sozialpolitischer Art 
gesehen. 

Ein Vergleich der Alternativen führt also zu den Ergebnis, 
daß das Modell der parlamentarischer Konkurrenzdemokra­
tie, ergänzt um ein Verbändesystem von countervailing 
powers, welche am Entscheidungsprozeß in der Wirtschafts­
und Sozialpolitik beteiligt sind, trotz der Ermüdungserschei­
nungen, die sich nach Jahrzehnten zeigen, seine Attraktivität 
keineswegs verloren hat. Es wird auch an den Sozialpartnern 
liegen, seine Vorteile darzustellen und jene Kritiker des Sy­
stems, die auf der sachlichen Ebene argumentieren, in die 
wirtschafts- und sozialpalititsche Diskussion einzubeziehen. 
Das Modell wird sich in Zukunft behaupten können, wenn es 
gelingt, die Konflikte zwischen seinen Trägern unter Kontrol­
le zu halten und seine Erfolge und Stärken besser zur Geltung 
zu bringen. 
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Regionale Unterschiede in der 
Betroffenheit durch die Ostöffnung 

Eine empirische Untersuchung der Österreichischen 
Sachgüterproduktion auf Basis der Bezirksdaten 

Helmut Gassler, Christian Rammer 

1. Einleitung 

Die Transformation der sozialistischen Staaten in Osteuropa seit 1989 
und deren Integration in die kapitalistische Weltwirtschaft hat neue 
standörtliche Rahmenbedingungen in Europa geschaffen. Nach einem 
40jährigen Versuch einer (relativ) abgekoppelten, eigenständigen wirt­
schaftlichen Entwicklung auf Basis einer zentral koordinierten Ökono­
mie werden sich auch in den osteuropäischen Ländern wieder Muster 
räumlicher Arbeitsteilung einstellen, wie sie für kapitalistische Wirt­
schaften typisch sind und zu regionaler Spezialisierung unter der Nut­
zung von absoluten oder komparativen Ausstattungsvorteilen sowie von 
Skalen-, Transportkosten- und Agglomerationsvorteilen führen (1) .  

In der Sachgüterproduktion wird erwartet, daß osteuropäische Länder 
die genannten Vorteile vor allem in drei Bereichen lukrieren können: bei 
arbeitsintensiven Produktionen im niedrig-technologischen Bereich, bei 
kapitalintensiven Produktionen mit einem hohen Anteil an Energie- und 
Rohstoffinput (und die indirekt den Faktor "Umwelt" stark beanspru­
chen) und - zumindest mittelfristig - bei humankapitalintensiven 
Produktionen, bei denen mobile mittlere Technologien angewendet wer­
den (2). Geht man davon aus, daß gleichzeitig mit dieser Spezialisierung 
und zunehmenden Exportfähigkeit Osteuropas die (weltweite) Nachfra­
ge nach den entsprechenden Produkten nicht stark zunehmen wird, so 
bedeutet das eine allmähliche Verlagerung dieser Produktionen in den 
Osten und Produktionsrückgänge an den Standorten im Westen. Dieser 
Prozeß fand natürlich schon vor der Ostöffnung in Form von Verlage­
rungen an Standorte in der Dritten Welt oder der südeuropäischen Peri­
pherie statt (3) ,  mit der Ostöffnung bieten sich für westeuropäische Pro-
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duzenten nun aber kleinräumigere Verlagerungsmöglichkeiten und dar­
aus resultierende zusätzliche Vorteile. 

Diesem häufig als " Gefährdung" bezeichneten Effekt der Ostöffnung 
auf westliche Produktionsstandorte stehen jedoch beträchtliche Wachs­
tumspotentiale gegenüber. Die Produktionen in den osteuropäischen 
Ländern sind vergleichsweise ineffizient und weisen in vielen Bereichen 
Rückstände hinsichtlich technischer und qualitativer Standards ge­
genüber ähnlichen im Westen produzierten Gütern auf, die nicht rasch 
aufgeholt werden können. Dies gilt insbesondere für bestimmte Kon­
sumgüterbereiche wie z. B. Autos, Unterhaltungselektronik, Kosmetika, 
Pharmaprodukte und Investitionsgüterbereiche wie z. B. Werkzeugma­
schinen, Büromaschinen, Nachrichtengeräte, Umwelttechnik Mit der 
Liberalisierung des Außenhandels ,  steigenden Deviseneinnahmen aus 
dem Export, verstärkten ausländischen Direktinvestitionen und einer 
Einkommenszunahme zumindest bei Teilen der Bevölkerung wird die 
Nachfrage nach diesen Gütern zunehmen und westlichen Produzenten 
zusätzliche Absatzmöglichkeiten eröffnen (4). 

Die intensivierte internationale Arbeitsteilung im Zuge der Ostöff­
nung betrifft jedoch nicht alle Branchen und Standorte im Westen gleich 
stark. Die sektorale Betroffenheit richtet sich in erster Linie nach den je­
weiligen Faktoreinsatzverhältnissen und der Effizienz der Faktornut­
zung, wobei arbeits- bzw. umweltintensive Produktionen tendenziell als 
"gefährdet" und technologieintensive tendenziell als "profitierend" be­
trachtet werden können. Die regionale Betroffenheit ergibt sich vor al­
lem aus der unterschiedlichen Spezialisierung der einzelnen Standorte 
auf bestimmte (positiv, negativ oder nicht betroffene) Produktionsberei­
che entsprechend ihrer Faktorausstattung und ihren komparativen Vor­
teilen. Während die unterschiedliche sektorale Betroffenheit der Öster­
reichischen Sachgüterproduktion bereits untersucht wurde (5), existiert 
eine österreichweite Untersuchung der regionalen Auswirkungen der 
Ostöffnung unseres Wissens noch nicht. Im folgenden wollen wir daher 
versuchen, ausgehend von den beiden kurz angesprochenen Effekten der 
Ostöffnung auf die Sachgüterproduktion im Westen und damit auch 
Österreichs, regionale Unterschiede der potentiellen Betroffenheit in 
Österreich zu ermitteln. Hierzu bedienen wir uns eines einfachen, de­
skriptiven Strukturansatzes. Ziel ist es, erstens jene Regionen zu identi­
fizieren, deren Sachgüterproduktion entweder auf besonders positiv 
oder besonders negativ betroffene Branchen spezialisiert ist (Branchen­
strukturansatz) .  Hierbei wird zunächst die potentielle Betroffenheit ein­
zelner Branchen der Österreichischen Sachgüterproduktion durch die 
Ostöffnung zu erfassen versucht, dieses sektorale "Betroffenheitsprofil" 
wird anschließend regionalisiert, indem die regionalen Beschäftigtenan­
teile in den betroffenen Branchen ermittelt werden. 

Da aber angenommen werden kann, daß sich Branchen hinsichtlich 
der relevanten Indikatoren regional nicht gleich verhalten, wird zwei­
tens die Regionalstruktur der Sachgüterproduktion analysiert und ver­
sucht, Brancheneffekte von Standorteffekten zu trennen (Regionalstruk-

14 



21. Jahrgang (1 995), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

turansatz) . Festzuhalten ist, daß das regionale Muster einer potentiellen 
Betroffenheit natürlich nur wenig über die tatsächlichen regionalökono­
mischen Effekte der Ostöffnung aussagt. Hierfür müßten detaillierte 
ökonometrische Schätzungen, die neben strukturellen Aspekten eine 
Reihe weiterer Einflußgrößen berücksichtigen, für einzelne Regional­
ökonomien durchgeführt werden, wie dies etwa für Wien ansatzweise 
durch Mayerhofer (6) geschehen ist. 

Der Beitrag gliedert sich in fünf Abschnitte. Zunächst wird versucht, 
die von der Ostöffnung potentiell positiv bzw. negativ betroffenen Bran­
chen der Österreichischen Sachgüterproduktion zu identifiziern, danach 
werden Unterschiede in deren regionaler Verteilung in Österreich analy­
siert. Inwieweit Regionen zusätzlich zur Branchenstruktur aufgrund von 
"Standorteffekten" Variationen hinsichtlich der Betroffenheit durch die 
Ostöffnung aufweisen, wird in Abschnitt 4. untersucht. Abschließend 
werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefaßt. 

2. Potentiell von der Ostöffnung betroffene Bereiche der Österreichi­
schen Sachgüterproduktion: lohnkostensensible, energiekostensensible 

und ostexportprofitierende Branchen 

Die Integration Osteuropas in die kapitalistische Weltwirtschaft führt 
u. a. dazu, daß die bisherige räumliche Arbeitsteilung durch das Hinzu­
treten neuer Standorte mit ihren spezifischen Faktorausstattungen ver­
ändert wird und Verschiebungen im standörtlichen Produktionsmuster 
und den Handelsbeziehungen erfolgen. Für die osteuropäischen Stand­
orte bringt dies weitreichende Veränderungen mit sich, die zunächst vor 
allem in der Stillegung von am Weltmarkt nicht wettbewerbsfähigen 
Produktionen erfahren wurden. Sie bedeuten aber auch Konsequenzen 
für das Produktionsmuster in Westeuropa. Die unmittelbaren ökonomi­
schen Effekte der geänderten räumlichen Arbeitsteilung durch die 
Ostöffnung für Österreich können prinzipiell auf fünf Aspekte zusam­
mengefaßt werden (7): 
e Zusätzliche Konkurrenz auf heimischen und internationalen Märkten 

durch Produkte aus Osteuropa, insbesondere aus arbeitsintensiven 
Produktionen mit standardisierter bzw. mobiler mittlerer Technolo­
gie, aus umweltintensiven Produktionen im Niedrigtechnologie-Seg­
ment und aus landwirtschaftlichen Produktionen. 

e Zusätzliche Absatzpotentiale für Österreichische Produkte durch 
räumliche Markterweiterung nach Osteuropa, insbesondere im Be­
reich von qualitativ höherwertigen Konsum- und Investitionsgütern 
und Vorprodukten. 

e Zusätzliche Möglichkeiten der Arbeitskostensenkung für Österreichi­
sche Unternehmen durch Einstellung von gut qualifizierten und billi­
gen Arbeitsmigranten und -innen und Arbeitspendlern und -innen 
aus Osteuropa. 
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e Zusätzliche Möglichkeiten der räumlichen Arbeitsteilung durch die 
Nutzung komparativer Ausstattungsvorteile in Osteuropa durch 
Österreichische Unternehmen, insbesondere beim Bezug oder bei der 
Produktion arbeits- oder umweltintensiver Güter im niedrigtechnolo­
gischen Bereich. Diese Vertiefung der räumlichen Arbeitsteilung kann 
sich durch die Übernahme oder Neuerrichtung von Produktionsstand­
orten in Osteuropa, in Form von passivem Veredelungsverkehr sowie 
im verstärkten Import von Vorprodukten aus Osteuropa äußern. 

e Zusätzliche Attraktivität des Standorts Österreich für ausländische 
Investoren, die im Rahmen vertikaler Arbeitsteilung die komparati­
ven Vorteile der Faktor- und Bezugsmärkte in Österreich und Osteu­
ropa nutzen (etwa durch passiven Veredelungsverkehr) und gleichzei­
tig durch zentrale Bedienung der west- und osteuropäischen Absatz­
märkte steigende Skalenerträge lukrieren können (8). 
Im folgenden wird versucht, jene Bereiche der Österreichischen Sach­

güterproduktion zu identifizieren, die als durch die Ostöffnung potenti­
ell betroffen betrachtet werden können, wobei die Analyse auf die bei­
den erstgenannten Aspekte beschränkt wird. Hierbei wird zwischen po­
tentiell negativer und potentiell positiver Betroffenheit unterschieden: 
e Als durch die Ostöffnung potentiell negativ betroffene Segmente der 

Österreichischen Sachgüterproduktion werden lohnkosten- und ener­
giekostensensible Branchen betrachtet. Lohnkostensensible Branchen 
sind dabei solche, die im niedrigtechnologischen Bereich angesiedelt 
sind und ein ungünstiges Verhältnis von Arbeitskosten zu Arbeitspro­
duktivität aufweisen; energiekostensensible Branchen sind dabei sol­
che, die einen überdurchschnittlich hohen Energieeinsatz bei der Pro­
duktion aufweisen (9). 

e Die durch die Ostöffnung potentiell positiv betroffenen Segmente der 
Österreichischen Sachgüterproduktion werden als ostexportprofitie­
rende Branchen bezeichnet, hierzu werden jene Branchen gezählt, die 
eine überdurchschnittlich positive Entwicklung der Exporte in osteu­
ropäische Reformstaaten aufweisen (10) .  

2.1. Lohnkostensensible Branchen 

Ein häufig angeführter negativer Effekt der Ostöffnung betrifft die 
Gefährdung von Produktionen in Österreich durch die Niedriglohnkon­
kurrenz in Osteuropa. Schätzungen der Arbeitskosten und Arbeitspro­
duktivität für einige osteuropäische Länder weisen tatsächlich auf er­
hebliche Lohnstückkostenvorteile gegenüber Österreich hin. Bei durch­
schnittlichen Lohnkosten in der Industrie von zwischen 5 und 10% der 
Österreichischen beträgt aufgrund der ebenfalls wesentlich niedrigeren 
Produktivität der Lohnstückkostenvorteil zwischen 35 und 50% (1 1) .  
Diese Lohnstückkostenvorteile gegenüber Österreich variieren jedoch 
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aufgrund stark unterschiedlicher branchenspezifischer Arbeitsproduk­
tivitäten zwischen einzelnen Branchen beträchtlich. Hierzu muß auch 
bemerkt werden, daß ein Lohnstückkostenvergleich grundsätzlich nur 
bei Betrachtung identer Güter aussagekräftig ist und gesamtwirtschaft­
liche Lohnstückkostenunterschiede auch auf Unterschiede in der güter­
mäßigen Zusammensetzung der Produktion zurückgeführt werden kön­
nen. Weiters bestehen erhebliche statistische Vergleichsprobleme, da die 
Erfassung von Arbeitskosten und Arbeitsproduktivität in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich ist. Auch werden z. B .  im Fall Tschechiens die 
Löhne durch politische Maßnahmen niedrig gehalten (12) und die 
Währung unterbewertet; dies ist ein Zustand, der jedoch nicht langfri­
stig aufrechterhalten werden kann. 

Andererseits muß berücksichtigt werden, daß sich die vorliegenden 
Schätzungen auf die bestehende Produktionsstruktur in Osteuropa be­
ziehen. Bei Investitionen durch Österreichische (bzw. generell westliche) 
Unternehmen ist davon auszugehen, daß diese zumindest teilweise neue 
Produktionstechnologien bzw. Produktionsorganisationen einführen, 
die zu einer Erhöhung der Arbeitsproduktivität führen sollten. Insbe­
sondere im Bereich von humankapitalintensiven Produktionen sowie bei 
räumlich transferierbaren Produktionen im mittleren und höheren tech­
nologischen Bereich (bei denen also F & E und Produktion leicht räum­
lich getrennt werden können) könnte aufgrund des guten Ausbildungs­
niveaus der osteuropäischen Arbeitskräfte in Verbindung mit westlicher 
Produktionstechnologie ein beträchtliches Catch-Up-Potential im Sinne 
von Abramovitz (13)  bestehen, das rasch zu vergleichbaren Arbeitspro­
duktivitäteil wie an westeuropäischen Standorten führen kann. Da die 
Löhne aber längerfristig voraussichtlich nur mit der durchschnittlichen, 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätszunahme steigen werden, bieten 
sich für Investoren in diesen Bereichen bedeutende Lohnstückkosten­
vorteile. 

Schließlich ist anzumerken, daß Lohnstückkosten nur ein Indikator 
für die preisliche, nicht aber die qualitative Wettbewerbsfähigkeit sind, 
zudem sind auch die produktionsrelevanten Rahmenbedingungen wie 
Infrastruktur, Kommunikation, Rechtssystem, Finanz- und Steuersy­
stem, Versicherung und Sicherheit, Kooperation mit Behörden etc. zu 
berücksichtigen, bei denen Osteuropa gravierende Standortnachteile 
aufweist. Am Beispiel von Produktionsverlagerungen von den USA nach 
Mexiko konnte gezeigt werden, daß es umfangreicher Lohnstückkasten­
vorteile von ca. +50% bedürfte, um die zusätzlichen Kosten in den ande­
ren Bereichen wettzumachen (14) .  Auch sollte berücksichtigt werden, 
daß durch die Nähe von Betrieben der gleichen oder vor- bzw. nachgela­
gerter Branchen sowie durch das Vorhandensein von Zulieferern und 
produktionsnahen Dienstleistungen (15) positive Agglomerationseffekte 
und Möglichkeiten der Nutzung externer Effekte von Unternehmens­
netzwerken entstehen, deren Kosteneinsparungspotentiale als beträcht­
lich vermutet werden können, jedoch schwierig zu messen sind, in jedem 
Fall aber in Osteuropa derzeit kaum existieren. 
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Zur Identifizierung lohnkostensensibler Branchen wurde in Anleh­
nung an WIFO-Studien (16) ein Filteransatz herangezogen, bei dem jene 
Produktionsbereiche identifiziert werden sollen, die durch die lohnka­
stengünstigeren Standorte im Osten eine verschärfte Konkurrenz zu er­
warten haben und dadurch absiedlungs- oder stillegungsgefährdet sind. 
Lohnkostensensible Branchen werden dabei als jene Branchen definiert, 
deren Produktion einerseits auf standardisierter Technologie unter Ein­
satz vorwiegend "einfacher" ,  wenig qualifizierter Arbeit beruht und die 
andererseits eine schlechte preisliche Wettbewerbsfähigkeit aufweisen. 
Die Intensität des Einsatzes wenig qualifizierter Arbeitskräfte wird über 
das Lohnniveau erfaßt, da auf kompetitiven Arbeitsmärkten ein positi­
ver Zusammenhang zwischen Lohnhöhe und der Qualifikation der Ar­
beitskräfte postuliert werden kann und daher ein niedriges Lohnniveau 
auf relativ gering qualifizierte Arbeitskräfte und technologisch einfache 
Produktionsprozesse hindeutet. Preisliche Wettbewerbsfähigkeit wird 
über die Lohnstückkosten erfaßt, sie kann bei standardisierten Produk­
tionen, bei denen unterstellt werden kann, daß die Produktqualität zwi­
schen den einzelnen Produzenten kaum differiert, als der entscheidende 
Wettbewerbsfaktor angesehen werden. Mit diesem Ansatz werden also 
jene Branchen herausgefiltert, die bei Einsatz relativ unqualifizierter 
Arbeit eine weit unterdurchschnittliche Arbeitsproduktivität aufweisen. 
Es handelt sich hier in der Regel um Produktionen in späten Produktzy­
klusphasen, bei denen Produktivitätssteigerungen durch technische Ra­
tionalisierungen entweder nur schwer möglich oder nicht rentabel sind, 
da sich Investitionen in Form von Verlagerungen an lohnkastengünstige­
re Standorte eher rechnen. Lohnkostensensible Branchen können daher 
als räumlich sehr mobile Branchen betrachtet werden (17).  

Die empirische Bestimmung lohnkostensensibler Branchen erfolgt auf 
der Ebene der Dreisteller der Betriebssystematik-Klassifikation (insge­
samt 95 Branchen) anhand von zwei Indikatoren, nämlich dem durch­
schnittlichen Lohnniveau (LN) in einer Branche und dem als Lahn­
stückkostenindikator (LSK) herangezogenen Verhältnis von Lohnniveau 
und Arbeitsproduktivität: 

LN = W/L 

LSK = (W/L) I (Y/L) = W/Y 

wobei 
w 
L 
y 

gesamter Personalaufwand 
Anzahl der unselbständig Beschäftigten 
Wertschöpfung (N ettoproduktionswert) 

Die Messung der drei Variablen W, L und Y erfolgte für die Industrie 
für das Jahr 1991  (18) .  Als lohnkostensensibel wurden jene Branchen be­
trachtet, die erstens "Lohnstückkosten" von mindestens 10% über dem 
Industriedurchschnitt und zweitens ein Lohnniveau von mindestens 5% 
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unter dem Industriedurchschnitt aufweisen, sie sind in Abb. 1 eingetra­
gen. Durch die niedrigen Schwellenwerte wurde eine relativ große An­
zahl an Branchen als potentiell gefährdet identifiziert, das Ausmaß der 
"Gefährdung" ist aber natürlich nicht für jede Branche gleich. Generell 
gilt, daß eine Branche als potentiell umso gefährdeter betrachtet wird, je 
weiter rechts oben sie sich in der Abbildung befindet. 
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Abbildung 1: 
Lohnkostensensible Branchen 1991 
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333 Erz. v. Garn., Gew. a. Seidenbearb.maschinen 513 Eisen- und NE-Metallgießerei 
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337 Textilveredlung und Textildruck 539 Erzeugung von übrigen Metallwaren 
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388 Erz. v. Korb-, Flecht-, Kork-. Bürstenwaren 591 Erz. von feinmech. Ger. (o. med. u. orthopäd.) 
391 Erzeugung von Musikinstrumenten 592 Erz. v. med. u. orthopäd. Geräten, Behelfen 
392 Erzeugung von Sportartikeln und Spielwaren 593 Erz. v. optischen Geräten u. Sehbehelfen 
413 Buchbinderei und Prägerei 594 Erz. v. Uhren u. Schmuckw., Edelsteinbearb. 
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Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnun­
gen 
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Am lohnkostensensibelsten können Branchen der Bekleidungs- ,  Tex­
til- und Lederindustrie betrachtet werden. Auffällig ist weiters, daß alle 
Branchen der Gruppe 59 der Betriebssystematik (Erzeugung von fein­
mechanischen und medizinisch-optischen Geräten) und einige Bereiche 
der metallverarbeitenden Industrie als potentiell gefährdet identifiziert 
werden. Insgesamt befanden sich 1991  in den angeführten Branchen ca. 
22% aller Arbeitsplätze der Sachgüterproduktion Österreichs. 

2.2.  Energiekostensensible Branchen 

Neben den Lohnkostenvorteilen weisen osteuropäische Standorte 
auch komparative Vorteile beim Produktionsfaktor "Umwelt" auf, die 
einerseits in niedrigeren Energiepreisen und Transportkosten, anderer­
seits aber auch in weniger rigiden Umweltvorschriften und einem gerin­
geren Widerstand von seiten der Bevölkerung oder der lokalen Politik 
gegen industrielle Umweltbeeinträchtigung begründet liegen. Insbeson­
dere in der ehemaligen Tschechoslowakei und Polen sind die Energie­
preisvorteile gegenüber Österreich bei allen wichtigen Energieträgern 
(Kohle, Gas, Strom, Heizöl) beträchtlich, während Ungarn nur beim 
Energieträger Kohle deutliche Preisvorteile aufweist. Der zum Teil 
schlechtere räumliche Marktzugang, der bei energieintensiven Produk­
tionen aufgrund des meist auch relativ hohen Transportaufwandes einen 
Wettbewerbsnachteil darstellt, wird durch vergleichsweise niedrige 
Transportkosten kompensiert (20). Unter der Annahme, daß diese Rah­
menbedingungen in Osteuropa zumindest mittelfristig weiterbestehen 
(und die Umweltvorschriften in Österreich nicht liberalisiert werden) , 
besitzen osteuropäische Standorte in umweltintensiven Produktionen 
Wettbewerbsvorteile gegenüber Österreich. 

Da Informationen über bei der Produktion anfallende Umweltkosten 
nicht vorliegen, wurde die Energieintensität der Produktion als Indika­
tor für "umweltkostengefährdete" Produktionen herangezogen. Diese 
als energiekostensensible Branchen bezeichneten Segmente der Sachgü­
terproduktion werden auf Basis von zwei Indikatoren zur Energieinten­
sität einer Branche identifiziert. Ein Indikator mißt den Energieaufwand 
im Verhältnis zum Output als Anteil des (monetären) Aufwandes für 
Energie an der Wertschöpfung, ein zweiter Indikator mißt den Ener­
gieaufwand im Verhältnis zu anderen Inputfaktoren als (monetärer) 
Aufwand für Energie je unselbständig Beschäftigten. Branchen, die bei 
zumindest einem der beiden Indikatoren einen im Vergleich zur Gesam­
tindustrie überdurchschnittlich hohen Energieeinsatz (gleich welcher 
Energieträger) aufweisen, werden als energiekostensensibel und damit 
als durch osteuropäische Standorte potentiell gefährdet betrachtet. Die 
Messung der beiden Indikatoren erfolgte wiederum für die Industrie für 
das Jahr 1991 ,  die identifizierten Branchen sind in Abb. 2 dargestellt. 
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Abbildung 2:  
Energiekostensensible Branchen 1991 
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Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnun­
gen 
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Unter den identifizierten Branchen finden sich die meisten Bereiche 
der traditionellen Grundstoffindustrie (Stahl-, Zement-, Kalk-, Papier-, 
NE-Metall-, Ziegel-, Magnesiterzeugung), der chemischen Grund­
stoffindustrie (Erdöl- und Kohleverarbeitung, Erzeugung von chemi­
schen Grundstoffen, Kunststoffen und Dünger) , die Zucker- und Milch­
erzeugung sowie die Holzplattenerzeugung (21) .  Ebenfalls als energieko­
stensensibel wurden noch die Eisen- und Nichteisen-Metallgießerei und 
die Erzeugung von Garnen und Geweben aus Seide herausgefiltert, die 
beide auch als lohnkostensensibel identifiziert wurden, sie weisen aber 
jeweils nur eine relativ geringere Energieintensität auf. 

Insgesamt handelt es sich bei den hier identifizierten Branchen um 
stark skalenertragsorientierte, kapitalintensive Produktionen, die auf 
Wettbewerbsverschärfungen - im Gegensatz zu den lohnkostensensiblen 
Branchen - leichter durch technische Rationalisierungen reagieren kön­
nen. In Summe befinden sich rund 13% aller Arbeitsplätze in der Öster­
reichischen Sachgüterproduktion in energiekostensensiblen Branchen. 

2. 3. Ostexportprofitierende Branchen 

Die bisherige Entwicklung des Außenhandels zwischen Österreich 
und Osteuropa deutet auf bedeutende Vorteile der Ostöffnung für Öster­
reichs Sachgüterproduktion hin. So stieg der Außenhandel mit den drei 
am weitesten im Transformationsprozeß fortgeschrittenen Staaten (Po­
len, Ungarn und die ehemalige Tschechoslowakei) von 1989 bis 1993 um 
das Doppelte im Export, während die Importe aus Osteuropa nur um die 
Hälfte zugenommen haben. Die Handelsausweitung mit der ehemaligen 
Tschechoslowakei war dabei am stärksten, diejenige mit Polen am ge­
ringsten. Insgesamt konnte Österreich das 1989 noch bestehende Außen­
handelsdefizit mit diesen drei Handelspartnern bis 1993 in einen be­
trächtlichen Außenhandelsüberschuß von über 10 Mrd. öS umkehren 
(22).  Diese Tendenz setzte sich im ersten Halbjahr 1 994 fort (23).  Auch 
mit Slowenien konnte eine starke Handelsausweitung (und Marktpositi­
onsverbesserung) Österreichs beobachtet werden. Daß Österreich durch 
die Ostöffnung im Bereich der Markterweiterung besonders profitieren 
kann, liegt auch in der Distanzabhängigkeit des Außenhandels begrün­
det. Transport- und Transaktionskosten stellen einen wesentlichen (ne­
gativen) Einflußfaktor auf das Volumen des bilateralen Handels und da­
mit eine Art "Handelsbarriere" dar (24). Für Österreich wurde geschätzt, 
daß rund 60% aller Exporte nach Westeuropa innerhalb einer Entfer­
nung von 300 km ab der Grenze verbleiben (25).  

Die hohe Importneigung der osteuropäischen Länder hinsichtlich 
österreichischer (wie generell westlicher) Güter kann auf mehrere Fak­
toren zurückgeführt werden (26): Erstens existiert ein großer Nachhol­
bedarf im Konsumgüterbereich bei gleichzeitiger Überbewertung west­
licher Konsumgüter, der in einer ersten Welle durch Auflösung der Er­
sparnisse der Bevölkerung befriedigt wurde. Zweitens ist der Kapital-
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stock osteuropäischer Produktionen technologisch veraltet und wird zu­
sehends durch technologisch hochwertige Investitionsgüter aus dem We­
sten ersetzt. Drittens beziehen neugegründete Unternehmen in Osteuro­
pa ihren Investitionsgüterbedarf ebenfalls aus dem Westen. Viertens sind 
die bisherigen osteuropäischen Lieferanten von Teilen und Komponen­
ten oft qualitativ wenig wettbewerbsfähig und werden teilweise durch 
westeuropäische ersetzt. Fünftens ging durch die Auflösung des RGW 
der Handel zwischen den osteuropäischen Ländern drastisch zurück. 
Sechstens hat schließlich die industrielle Restrukturierung und Spezia­
lisierung auf neue, den komparativen Vorteilen aufgrund der Faktoraus­
stattung entsprechende Produktionen (und auch die Handelsliberalisie­
rung von seiten Österreichs) noch nicht in dem Umfang stattgefunden, 
daß die Importzunahme durch eine entsprechende Exportsteigerung 
kompensiert werden konnte. 

Aber nicht nur das Volumen, sondern auch die Struktur des Öster­
reichischen Osthandels hat sich seit der Ostöffnung deutlich verändert. 
Der Handel mit Fertigerzeugnissen (traditionelle Konsumgüter, Maschi­
nen und Fahrzeuge, chemische Erzeugnisse) konnte sowohl auf der Ex­
port- wie Importseite beträchtliche Zuwächse verzeichnen, während der 
Handel mit Agrarwaren und Rohstoffen auf dem Ausgangsniveau sta­
gnierte (27).  Im Bereich der Fertigwaren kann innerhalb der einzelnen 
Warengruppen festgestellt werden, daß sich Österreich als die entwickel­
tere Volkswirtschaft auf höherwertigere Güter spezialisiert, während die 
Oststaaten deutlich niedrigere unit values der Exporte in den jeweiligen 
Warengruppen aufweisen. 

Im folgenden sollen jene Bereiche der Österreichischen Sachgüterpro­
duktion identifiziert werden, die durch die Öffnung der osteuropäischen 
Märkte neue Absatzpotentiale erschließen konnten. Durch diese zusätz­
lichen Absatzmöglichkeiten erhalten diese Branchen, die wir im folgen­
den als ostexportprofitierende Branchen bezeichnen wollen, Wachs­
tumsimpulse, die sich in Kapazitätsausweitungen und positiven Be­
schäftigungseffekten an den Österreichischen Produktionsstandorten 
niederschlagen können. Diese positive Betroffenheit ist jedoch hinsicht­
lich mehrerer Aspekte einzuschränken: 
e Erstens trifft sie nur dann zu, wenn der Exportzunahme keine wert­

mäßig ähnlich hohe Importzunahme aus Osteuropa gegenübersteht, 
die zu entsprechenden Marktanteilsverlusten der Österreichischen 
Produktion am Heimmarkt führt. 

e Zweitens stellt eine Zunahme des Ostexports nur dann einen positiven 
Effekt für eine Branche dar, wenn das Ostexportvolumen einen aus­
reichend hohen Anteil am Produktionsvolumen einer Branche aus­
macht. 

e Drittens kann eine kurzfristige Zunahme der Ostexporte auch in 
Branchen stattfinden, die mittelfristig aufgrund ihrer Faktoreinsatz­
struktur und Stellung im Produktlebenszyklus starke Standortkon­
kurrenz aus Osteuropa zu erwarten haben. Eine derartige Ostexport­
zunahme ist dann vermutlich im Fehlen oder der derzeitigen Ineffizi-
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enz der entsprechenden osteuropäischen Produktionsstandorte be­
gründet, jedoch kaum nachhaltig. 

e Viertens kann schließlich eine Spezialisierung auf den Ostexport (bei 
gleichzeitiger Abwendung vom Westexport) bei einem angenommenen 
geringeren qualitativen Wettbewerbsdruck an den Ostmärkten zu ei­
nem Verlust an Wettbewerbsfähigkeit auf den anspruchsvolleren (und 
langfristig interessanteren) Westmärkten führen. 
Unter Berücksichtigung dieser Aspekte werden ostexportprofitieren­

de Branchen als jene Branchen definiert, die einen Zuwachs ihrer Ex­
porte nach Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei bzw. Tschechien 
und der Slowakei (28) zwischen 1988/89 und 1992/93 (jeweils Summe 
der beiden Jahre) um mindestens 50% und gleichzeitig eine Handelsbi­
lanzverbesserung im Handel mit diesen Ländern verzeichnen konnten. 
Unter Handelsbilanzverbesserung wird dabei der Umstand betrachtet, 
daß die Ostexporte im Vergleichszeitraum stärker gestiegen sind als die 
Ostimporte, daß also die Exportzunahme nicht ausschließlich ein Effekt 
der beiderseitigen Handelsausweitung ist . Weiters wurden nur jene 
Branchen berücksichtigt, deren Ostexportvolumen in den Jahren 
1 992/93 im Durchschnitt mindestens 500 Mio. öS oder mindestens 4% 
ihres Bruttoproduktionswerts ausgemacht hatte. 

Die branchenspezifischen Handelsdaten wurden über eine approxi­
mative Zuordnung von Waren-Dreistellern der SITC (rev. 3)-Systematik 
zu Dreistellern der Betriebssystematik aus der Außenhandelsstatistik 
ermittelt, zu meßtechnischen Details siehe Rammer und Gassler (29) .  Die 
solcherart herausgefilterten Branchen sind in Abb. 3 dargestellt. 
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Abbildung 3:  ,,006,. Ostexportprofitierende Branchen 1991 

600 

tf 
.s "' 
g: 400 N "' 
"' 
:E "' 
:;z 
00 
"' 
� 
V 300 E 
.z > t 0 c. 

>< .!l 
0 
V 

'0 
V E "' 
� 
c 
� N 

453 • 392 

! I 
@ 571 

343 
0 

421 . 
• 583 448 

.- • 
319 

522 

I . :e  
579 561 • 

412-

521 I • • 572 593 
41_1___. 

I) 551 459 

I • 454 
I -
I 

• 562 

• 331 334 1 • e I • • $455 

I 543 
549 I 5 1 1  

1 0  

@ 594 
539 

•• 
592 _l 

I 

15 

Anteil der Beschäftigten in der Branche an der 
Gesamtbeschäftigung in der Sachgüterproduktion 
(Wirtschaftsabteilungen 3 bis 5) in %o: 

0 < 2,0 • 
• 30,0 - 39,9 2,0 - 4,9 
• 5,0- 9.9 40,0 - 49,9 
• 10,0- 19,9 

• � 50,0 20,0 - 29,9 

344, • 544 I (133) 
.. 589 1 j_ 591 ___. -

e i 391 
552 

20 25 30 
Anteil des Ostexportvolumens 1992/93 (Jahresdurchschnitt) am Bruttoproduktionswert 1991 in % 

317 
319 
331-334 
343 344 391 
392 4 1 1  412 
421 
441 448 453 
454 455 
459 
5 1 1  
521 

Erzeugung v. Schokolade- u. Zuckerwaren 
Erz. v. übr. Nahrungs- u. Genußmitteln 
Erzeugung von Garnen und Geweben 
Erz. v. Pelzbekl., -waren; Raubwaren 
Erz. v. Kopfbed., Schirmen, Handschuhen 
Erzeugung von Musikinstrumenten 
Erzeugung von Sportartikeln und Spielwaren 
Erzeugung von Papier und Pappe 
Erz. von Waren aus Papier u. Pappe 
Druckerei 
Erz. u. Reparatur v. Fahrzeugbereifung 
Erz. v. Waren aus Kunststoffen 
Erz. v. pharm. Rohstoffen, Fertigwaren 
Erz. v. Kosmetika, Wasch- u. Reinigungsmitt. 
Erz. v. Farben, Anstreichmitteln, Kitt 
Erz. v. übr. chemischen Endprodukten 
Erz. v. Eisen u. Stahl (auch Halbzeug) 
Bearbeitung von Metallen 

522 
539 
543 544 
549 
551 552 561 
562 571 
572 579 583 589 
591 592 593 594 

Stahl- und Leichtmetallbau 
Erzeugung von übrigen Metallwaren 
Erz. v. Metall- u. Holzbearbeitungsmasch. 
Erz. v. Papier-, Druck-, Buchb.-, Büromasch. 
Erzeugung von übrigen Arbeitsmaschinen 
Erz. v. Kraftmasch., Pumpen u. Kompressoren 
Erz. v. Kältemasch., n-el. Industrieöfen 
Erz. vo. E-mot., Generat., Trafos, Schaltger. 
Erz. v. el. Appar. u. Zubehör f. Gew. u. lnd. 
Erzeugung von Elektrohaushaltsgeräten 
Erz. v. Rundf.- u. el-akust. Ger., Bauelementen 
Erzeugung von übrigen Elektrowaren 
Erz. v. mehrspurigen KfZ (o. Reparatur) 
Erzeugung von übrigen Transportmitteln 
Erz. von feinmech. Ger. (o. med. u. orthopäd.) 
Erz. v. med. u. orthopäd. Geräten, Behelfen 
Erz. v. optischen Geräten u. Sehbehelfen 
Erz. v. Uhren u. Schmuckw., Edelsteinbearb. 

Quelle: ÖSTAT (Außenhandelsstatistik 1988 bis 1993, Industriestatistik 1991 ,  Großge­
werbestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991), eigene Berechnungen 
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Es zeigt sich, daß vor allem Branchen der chemischen, Maschinen-, 
Elektro- und Fahrzeugindustrie im Rahmen dieses Ansatzes herausgefil­
tert wurden. Bei diesen Branchen handelt es sich in der Regel um tech­
nologieintensive Produktionen, deren Produktqualität von osteuropäi­
schen Produzenten nicht erreicht wird. Neben diesem den Erwartungen 
entsprechenden Ergebnis fällt aber auf, daß einige Branchen, die bereits 
als lohnkostensensibel identifiziert wurden und bei denen osteuropäi­
sche Standorte komparative Vorteile besitzen, ebenfalls eine beträchtli­
che Markterweiterung im Osten ohne entsprechenden Positionsverlust 
durch Ostkonkurrenz am Heimmarkt durchführen konnten. Dies betrifft 
Bereiche der Textilindustrie, der Metallbe- und -Verarbeitung, die Er­
zeugung optischer und feinmechanischer Güter, die Erzeugung von 
Sportartikeln, Spielwaren und Musikinstrumenten, die Erzeugung son­
stiger Transportmittel sowie die Erzeugung von Elektromotoren u. ä. 
Dies kann darauf zurückgeführt werden, daß die betrachteten Branchen 
noch immer beträchtliche Produktdifferenzierungen aufweisen und es 
zu innersektoraler Arbeitsteilung zwischen Österreich und Osteuropa 
kommt, wobei sich Österreich auf die qualitativ hochwertigen Produkt­
segmente und die osteuropäischen Länder auf die eher standardisierten 
Produktsegmente spezialisieren. Weiters wurden mit der Papiererzeu­
gung und der Eisen- und Stahlerzeugung auch zwei energiekostensensi­
ble Branchen als potentiell profitierende Branchen identifiziert. Bei all 
diesen Branchen kann jedoch erwartet werden, daß mit der Zeit die ost­
europäischen Länder diese Importe durch eigene Produktionen (zumin­
dest teilweise) ersetzen werden. 

Unter den potentiell eher stärker ostexportprofitierenden Branchen 
finden sich jedoch überwiegend solche, die nicht lohn- oder energieko­
stensensibel sind und daher auch mit langfristigen Marktchancen im 
Osten rechnen können. Insgesamt wurden rund 40% aller Arbeitsplätze 
in der Österreichischen Sachgüterproduktion als potentiell ostexport­
profitierend identifiziert, wobei sich 28 ,5% aller Arbeitsplätze in weder 
lohn- noch energiekostensensiblen Branchen befinden. 

3. Regionale Unterschiede in der Betroffenheit durch die Ostöffnung: 
ein Branchenstrukturansatz 

Die regionale Betroffenheit durch die Ostöffnung wird in einer ersten 
Näherung dergestalt zu ermitteln versucht, daß für die potentiell positiv 
wie negativ betroffenen Branchen die regionalen Beschäftigtenanteile 
berechnet werden. Diese Beschäftigtenanteile geben u. E .  einen groben 
Indikator für die regionale Differenzierung der Betroffenheit durch die 
Ostöffnung ab. Dieser Vorgangsweise liegt die Annahme zugrunde, daß 
die Charakteristika der einzelnen Branchen interregional sehr ähnlich 
sind, also keine wesentlichen regionalen Abweichungen hinsichtlich 
Lohn- und Energiekostensensibilität sowie Ostexport- und Ostimport­
orientierung innerhalb der gleichen Branche existieren. 
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Geht man weiters davon aus, daß "Lohnstückkosten" ,  Lohnniveau 
und Energieintensität zwischen Industrie (für die diese Indikatoren ge­
messen wurden) und Gewerbe innerhalb einer Branche nicht unter­
schiedlich sind, können die insgesamt in den potentiell gefährdeten bzw. 
begünstigten Branchen der Sachgüterproduktion bestehenden Arbeits­
plätze regional differenziert gemessen werden. Hierzu werden die Ergeb­
nisse der Arbeitsstättenzählung 1991  herangezogen. Zunächst werden 
wir die regionale Differenzierung der potentiell gefährdeten Branchen 
diskutieren, danach jene der potentiell profitierenden Branchen. 

In Karte 1 sind die Anteile der in lohnkostensensiblen Branchen Be­
schäftigten an der Gesamtbeschäftigung der Sachgüterproduktion für 
die 99 politischen Bezirke Österreichs eingetragen. Die am stärksten po­
tentiell lohnkostengefährdeten Regionen finden sich erstens an den 
nördlichen Peripherien (Wein-, Wald-, Mühl- und Innviertel), zweitens 
an den südöstlichen Peripherien (Oststeiermark, Südburgenland, Bezirk 
Völkermarkt) und drittens in inneralpinen Peripherien (Oberkärnten, 
Oberinntal). Hinzu kommen noch einige klein- und mittelstädtische Re­
gionen (Eisenstadt, Waidhofen/Ybbs, Wr. Neustadt, Innsbruck), der Be­
zirk Knittelfeld und die Vorarlberger Bezirke Dornhirn und Feldkirch 
mit ihren hohen Anteilen in der Textil- und Bekleidungsindustrie. Die 
größten Teile Österreichs, insbesondere die bevölkerungsreichen Städte 
und Stadtumlandbezirke weisen jedoch in der Regel Beschäftigtenantei­
le in potentiell lohnkostengefährdeten Branchen von unter 25% auf. 
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Karte 1: 
Potentiell lohnkostengefährdete Regionen Österreichs 1991 

Anteil der Beschäftigten in lohnkosten­
sensiblen Branchen (in % aller 
Beschäftigten in der Sachgüterproduktion) 

D o.oo - 4,99 

D 5,00 - 9,99 

D 1o.oo - 14,99 

CJ 15,00 - 19,99 

• 20,00 - 24,99 

• 25,00 - 29,99 

• 30,00 - 39,99 

• 40,00 u. m. 

Anmerkung: Lohnkostensensible Branchen sind definiert als Branchen mit "Lohnstückkosten" von mindestens 10% über und einem 
Lohnniveau von mindestens 5% unter dem Industriedurchschnitt (Dreisteller der Betriebssystematik: 332, 333, 334, 335, 337,  341 , 342, 
350, 388, 391 , 392, 413 , 471 , 476, 521 , 533, 539, 561 , 585, 589, 591 ,  592, 593, 594). 

Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnungen 

"' '-' 

i:;< 
;;:::-
� � 
;:1 <Q 
� 
"' "' 
� 
::r:: 
� """ 
'-' 

� 
� <"'l 
;;::-
J;. """ 
� 
;:1 R. 
Q 
� 
� 
1;;' <"'l 
;;:::-
� """ 



Wirtschaft und Gesellschaft 21 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 

Die regionalen Beschäftigtenanteile in potentiell energiekostenge­
fährdeten Branchen sind in Karte 2 dargestellt und ergeben ein voll­
kommen anderes räumliches Muster. Der Anteil der in potentiell ener­
giekostengefährdeten Branchen Beschäftigten ist mit rund 13% insge­
samt um rund ein Drittel niedriger als derjenige in potentiell lohnko­
stengefährdeten, die Beschäftigten sind jedoch auf einige wenige Regio­
nen konzentriert, wo sie hohe regionale Anteile ausmachen. Dies trifft 
insbesondere auf die drei obersteirischen Industriebezirke Bruck/Mur, 
Leoben und Mürzzuschlag (Stahlerzeugung und -Verarbeitung, Papier­
erzeugung), die städtischen bzw. stadtnahen Regionen Wien-Umgebung 
(Erdölverarbeitung), Krems (chemische Grundstofferzeugung, Stahlver­
arbeitung) , St. Pölten-Land (Gießerei, NE-Metallerzeugung), Linz 
(Stahlerzeugung und -Verarbeitung, chemische Grundstofferzeugung), 
Hallein (Papier- und Zementerzeugung) ,  Innsbruck-Land (Glaserzeu­
gung) sowie die Bezirke Amstetten (Papier- und Holzplattenerzeugung, 
Stahlverarbeitung) , Reutte (NE-Metallverarbeitung) (30), St. Veit (Holz­
platten-, Zement- und chemische Grundstofferzeugung), Braunau (Alu­
miniumerzeugung und -Verarbeitung) , Spittal (Magnesiterzeugung) und 
Lilienfeld (Gießerei) zu, die alle einen Beschäftigtenanteil von mehr als 
20% in potentiell energiekostengefährdeten Branchen aufweisen. In den 
allermeisten Österreichischen Regionen beträgt dieser Anteil jedoch un­
ter 1 0 % .  

3 0  



C>..1 
f-' 

Karte 2:  
Potentiell energiekostengefährdete Regionen Österreichs 1991 

Anteil der Beschäftigten in energie­
kostensensiblen Branchen (in % aller 
Beschäftigten in der Sachgüterproduktion) 

0 o.oo - 4.99 

0 5,00 - 9.99 

0 1o.oo - 14,99 

0 1 5,oo - 19,99 

11 2o.oo - 24,99 

• 25,00 - 29,99 

• 30,00 - 39,99 

• 40,00 u. m. 

Anmerkung: Energiekostensensible Branchen sind definiert als Branchen mit einer über dem Industriedurchschnitt liegenden Energiein­
tensität gemessen als Energieaufwand je Nettoproduktionswert bzw. je Beschäftigten (Dreisteller der Betriebssystematik: 315 ,  316, 
372, 411 , 451 , 452, 461 , 462, 472, 473, 477, 478, 480a, 511 , 512 ,  513). 

Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnungen 
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Vergleicht man das regionale Muster der beiden Gefährdungstypen, so 
fällt vor allem die ausgeprägte räumliche Komplementarität auf. Die 
durch die Ostöffnung potentiell negativ betroffenen Regionen setzen sich 
im wesentlichen aus zwei gänzlich unterschiedlichen Regionstypen zu­
sammen: Bei den Regionen mit hohen Beschäftigtenanteilen in lohnko­
stensensiblen Branchen handelt es sich meist um peripher gelegene Ge­
biete mit Standortnachteilen gegenüber Zentralräumen, die sich sehr 
stark auf ihren (oft einzigen) komparativen Ausstattungsvorteil der 
niedrigen Löhne spezialisiert haben (sog. entwicklungsschwache Rand­
gebiete). Regionen mit hohen Beschäftigtenanteilen in energiekosten­
sensiblen Branchen finden sich dagegen in erster Linie in oder in der 
Nähe von Zentralräumen sowie im "klassischen" alten Industriegebiet 
Österreichs, der Obersteiermark Die Rohstoffnähe und/oder die ver­
kehrsgünstige Lage haben hier zu einer Spezialisierung auf grundstoff­
orientierte, skalenertrags- und kapitalintensive Produktionen geführt. 
Dieser Regionstyp beherbergt wichtige industrielle Kernbereiche Öster­
reichs und wurde schon in der Vergangenheit aufgrund seines Speziali­
sierungsmusters als wirtschaftliche "Problemregion" bezeichnet und 
war umfangreichen industriellen Anpassungsprozessen unterworfen 
(3 1) .  Mit der Ostöffnung scheint sich seine Problemsituation noch weiter 
verschärft zu haben. 

In Karte 3 sind die Beschäftigtenanteile in ostexportprofitierenden 
Branchen differenziert nach politischen Bezirken dargestellt. Neben den 
meisten Stadt- und Stadtumland-Regionen fallen vor allem die hohen 
Beschäftigtenanteile im Bezirk Bludenz sowie im gesamten Bereich der 
Obersteiermark einschließlich des Bezirks Neunkirchen auf. Nur gerin­
ge Beschäftigtenanteile in potentiell positiv betroffenen Branchen wei­
sen Teile des Wein-, Wald- und Mühlviertels, das südliche Burgenland 
und Teile der Oststeiermark, einige inneralpine Regionen und der größte 
Teil Tirols auf. Die höchsten Beschäftigtenanteile (mit über 60%) finden 
sich in den Städten Steyr, Linz und Krems sowie im Bezirk Bruck/Mur, 
die niedrigsten (mit unter 10%) in den Bezirken Jennersdorf, Zwettl, 
Freistadt und Radkersburg, also durchwegs in peripheren Regionen. 

Bei einer Differenzierung der potentiell profitierenden Branchen ent­
sprechend ihrer Lohn- oder Energiekostensensibilität in zwei Gruppen 
(Gruppe 1 :  nicht lohn- oder energiekostensensibel; Gruppe 2: lohn- oder 
energiekostensensibel) lassen sich auch deutliche Unterschiede im je­
weiligen regionalen Muster der beiden Gruppen feststellen (32).  Be­
trachtet man zunächst die erste Branchengruppe, deren Marktposition 
auf den Ostmärkten auch längerfristig nicht durch osteuropäische Kon­
kurrenz gefährdet sein dürfte, so weisen vor allem Teile von Zentralräu­
men (Steyr-Stadt, Baden, Graz-Stadt, Linz-Land, Villach-Stadt, Gän­
serndorf und St. Pölten-Stadt mit jeweils über 40 %) die höchsten Be­
schäftigtenanteile in positiv betroffenen Branchen auf, während es sich 
bei den Bezirken mit geringen Beschäftigtenanteilen (Jennersdorf, Rust, 
Zwettl, Freistadt, Radkersburg, Neusiedl, Waidhofen/Ybbs, Krems­
Land, Hartberg, Landeck, Gmünd, St. Pölten-Land, Mürzzuschlag und 
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St. Johann mit jeweils unter 10%) vor allem um Peripherräume handelt. 
Bei der zweiten Gruppe, bei der zumindest partiell davon ausgegangen 
werden kann, daß die im Zuge der Ostöffnung erfolgte Markterweite­
rung längerfristig durch osteuropäische Produzenten gefährdet ist, tre­
ten die höchsten Beschäftigtenanteile vor allem in altindustrialisierten 
Bezirken (Bruck/Mur, Mürzzuschlag, Linz-Stadt, Leoben, Krems-Stadt 
und Knittelfeld mit jeweils über 30%) auf. Mit Ausnahme Knittelfelds 
ist dies zum größten Teil auf die dortige Eisen- und Stahlindustrie sowie 
Papierproduktion zurückzuführen, die beide sowohl als potentiell profi­
tierend als auch als potentiell gefährdet identifiziert worden waren. 
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� Karte 3:  
Potentiell ostexportprofitierende Regionen Österreichs 1991 

Anteil der Beschäftigten i n  Ostexport­
profitierendeo Branchen (in % aller 
Beschäftigten in der Sachgüter­
produktion) 

D o.oo- 7,99 • 32,00 - 39,99 

0 8,00- 15,99 • 40,00 - 47,99 

0 16,oo- 23,99 • 48,00- 55,99 

D 24.oo- 31,99 • 56,00 u. m. 

Anmerkung: Ostexportprofitierende Branchen sind definiert als jene Branchen, die eine Zunahme der Ostexporte zwischen 1988/89 und 
1992/93 um mehr als 50 % ,  eine Handelsbilanzverbesserung gegenüber Osteuropa im Zeitraum von 1988/89 bis 1992/93 sowie einen 
Umfang der Ostexporte (Durchschnitt 1992/93) von mindestens 500 Mio. öS oder 4% des Bruttoproduktionswerts (1991) aufweisen 
(Dreisteller der Betriebssystematik 317 ,  319 ,  33 1-334, 343, 344, 391 ,  392, 411 ,  412,  421 ,  441 , 448, 453, 454, 455, 459, 5 1 1 ,  521 ,  539, 543, 
544, 549, 551 , 552, 561 , 562, 571 , 572, 579 , 583, 589, 591 , 592, 593,  594). 

Quelle: ÖSTAT (Außenhandelsstatistik 1988-1993, Industriestatistik 1991, Großgewerbestatistik 1991, Arbeitsstättenzählung 1991), eige­
ne Berechnungen 
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Einen zusammenfassenden Überblick über regionale Unterschiede in 
der Betroffenheit der Österreichischen Bachgüterproduktion durch die 
Ostöffnung bietet Karte 4, in der der Beschäftigtensaldo aus potentiell 
profitierenden und potentiell gefährdeten Branchen in % der Gesamtbe­
schäftigung in der Bachgüterproduktion eingetragen ist. Branchen, die 
sowohl als profitierend als auch gefährdet identifiziert wurden, blieben 
dabei unberücksichtigt, d. h. es wurde unterstellt, daß sich die beiden 
Effekte ausgleichen. 

Das räumliche Muster der Anteile der Beschäftigtensalden weist vor 
allem zentral gelegene Bezirke in der Ostregion, im Oberösterreichischen 
Zentralraum, im Kärntner Zentralraum, die Städte Graz und St. Pölten 
sowie einzelne Bezirke (Bludenz, Lienz, Salzburg-Umgebung, Juden­
burg) mit positiven Salden aus, während stark negative Salden sich in 
Teilen Tirols, in inneralpinen Peripherien (Bezirke Spittal, St. Johann, 
Liezen), im Westen und Norden Niederösterreichs und in einigen bur­
genländischen Bezirken finden. Die höchsten positiven Beschäftigten­
salden weisen die Regionen Steyr, Baden, Graz, Neunkirchen, Linz­
Land und Klagenfurt-Land mit jeweils über + 25% gemessen an der Ge­
samtbeschäftigung in der Bachgüterproduktion auf, die höchsten nega­
tiven Beschäftigtensalden besitzen die Bezirke Eisenstadt, St. Pölten­
Land, Reutte, Spittal, Rust und Melk mit jeweils unter - 30%.  Für Öster­
reich insgesamt ergibt sich ein positiver Beschäftigtensaldo von knapp 
47.000 Arbeitsplätzen, das sind 5 ,8% aller Arbeitsplätze in der Sachgü­
terproduktion. Differenziert nach Bundesländern zeigt sich, daß Wien 
mit + 22 ,5% den höchsten positiven Saldo aufweist, Oberösterreich, 
Steiermark, Salzburg und Vorarlberg zeigen ebenfalls positive Salden, 
während Burgenland, Kärnten und Niederösterreich negative besitzen. 
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g; Karte 4 :  
Potentielle Betroffenheit der Österreichischen Regionen durch die Ostöffnung 1 9 9 1 :  Saldo der potentiell 

profitierenden und gefährdeten Arbeitsplätze 

Differenz der Beschäftigtenanteile in 
potentiell profitierenden und in potentiell 
gefahrdeten Branchen (in % aller Be­
schäftigten in der Sachgüterproduktion) 

D -35,01 u. w. • -5,01 - 4,99 

D -35.00 - -25,Ql • 5,00 - 14,99 

D -25.oo - -15,01 • 15,00 - 24,99 
• -15, 00- -5,01 • 25,00 - u. m. 

Anmerkung: Potentiell profitierende Branchen sind Branchen, die eine Markterweiterung im Osten durchführen konnten (siehe Karte 3), 
potentiell gefährdete Branchen sind lohn- bzw. energiekostensensible Branchen (siehe Karten 1 und 2). Branchen, die sowohl potenti­
ell profitierend als auch gefährdet sind, wurden nicht berücksichtigt (das sind folgende Dreisteller der Betriebssystematik 332, 333, 
334, 391 , 392, 411 , 5 1 1 , 521 , 539, 561 , 589, 591 , 592, 593, 594). 

Quelle: ÖSTAT (Außenhandelsstatistik 1988-1993, Industriestatistik 1991 ,  
Großgewerbestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnungen 
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4.  Regionsspezifische Variationen der branchenstrukturbedingten re­
gionalen Betroffenheit durch die Ostöffnung 

Im vorangegangenen Abschnitt wurde versucht, regionale Unterschie­
de der Betroffenheit durch die Ostöffnung in der Sachgüterproduktion 
mittels eines regionalen Branchenstrukturansatzes zu erfassen. Die Aus­
sagefähigkeit dieses Ansatzes wird - neben anderen Schwächen - vor 
allem durch die Annahme interregional einheitlicher Branchencharakte­
ristika wesentlich eingeschränkt. Wie in verschiedenen Untersuchungen 
bereits gezeigt werden konnte, vermag die Branchenstruktur jedoch nur 
zu einem sehr kleinen Teil die wirtschaftliche Dynamik in den Öster­
reichischen Regionen zu erklären (33).  Wesentlich mehr Einfluß üben an­
dere, meist als "Standortfaktoren" bezeichnete Größen aus. 

Tatsächlich kann davon ausgegangen werden, daß auf der betrachte­
ten, relativ hoch aggregierten Branchenebene interregionale Spezialisie­
rung innerhalb der einzelnen Branchen entsprechend den regionalen 
Standortgegebenheiten stattfindet und in Folge auch innerhalb der ein­
zelnen Branchen regionale Unterschiede in den relevanten Indikatoren 
(Lohnkostensensibili tä t, Energiekostensensibili tä t, Ostexportintensität) 
existieren. Im folgenden wollen wir daher versuchen, diesen Umstand im 
Rahmen unserer Fragestellung zu berücksichtigen, indem regionsspezi­
fische Variationen der branchenstrukturbedingten regionalen Betroffen­
heit durch die Ostöffnung analysiert werden. Aufgrund der Datenver­
fügbarkeit müssen wir uns auf die Aspekte der Lohnkosten- und Ener­
giekostensensibilität beschränken, da für den Außenhandel keine regio­
nal differenzierten Informationen zur Verfügung stehen. Ziel ist es, die 
regionsspezifischen Standortfaktoren der beiden Bestimmungsgrößen 
der Lohnkostensensibilität, nämlich des Lohnniveaus und der "Lohn­
stückkosten" ,  sowie der Energieintensität zu ermitteln. Diese können 
dann darüber Aufschluß geben, inwieweit eine Region unabhängig von 
ihrer Branchenstruktur aufgrund regionsspezifischer Einflüsse stärker 
oder schwächer durch die Ostöffnung potentiell gefährdet ist. 

Hierzu wird eine Share-Analyse durchgeführt, bei der der "Standort­
faktor" (StF) des Lohnniveaus, der "Lohnstückkosten" und der Ener­
gieintensität einer Region i - definiert als die Abweichung der beobach­
teten regionsspezifischen Indikatorwerte (sog. "Regionalfaktor" ReF) 
von den aufgrund der Branchenstruktur erwarteten (hypothetischen) re­
gionalen Indikatorwerten (sog. "Strukturfaktor" SrF) und berechnet als 
das Verhältnis von Regional- zu Strukturfaktor - ermittelt wird: 
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n n n n 
SrFi = [ (L bij xi) I (I bij Yj) l I [ (I bi xi) I (I bi Yj) l 

j=l j=l j=l j=l 

m m 
ReFi = (xi I Yi) I (I xi I I Yi) i=l i=l 

wobei bij den regionalen und bj den gesamtösterreichischen Beschäftig­
tenanteil in einer Branche j angibt: 

n n 
bij = Bij I I Bij und bi = Bi I I Bi j=l j=l 

mit B als Anzahl der Beschäftigten. x und y sind jene Variablen, mittels 
derer die jeweiligen Indikatoren zur Erfassung der potentiellen Betrof­
fenheit durch die Ostöffnung berechnet werden. Im Fall des Lohnni­
veaus ist x der Personalaufwand und y die Anzahl der unselbständig Be­
schäftigten, im Fall der "Lohnstückkosten" ist x der Nettoproduktions­
wert und y die Anzahl der unselbständig Beschäftigten, im Fall der En­
ergieintensität ist x der Energieaufwand und y entweder der Nettopro­
duktionswert oder die Anzahl der unselbständig Beschäftigten. 

Die Berechnung erfolgt für alle politischen Bezirke Österreichs auf 
Basis von 3 1  bzw. 35 Branchen der Industrie und des Großgewerbes (34). 
Die aufgrund der Branchenstruktur erwarteten (hypothetischen) regio­
nalen Indikatorwerte wurden mittels der durchschnittlichen Branchen­
werte für ganz Österreich im Jahr 1991  (Industrie und Großgewerbe) und 
der regionalen Beschäftigtenanteile in den untersuchten Branchen ent­
sprechend der Arbeitsstättenzählung 1991  ermittelt. Die tatsächlich be­
obachteten regionalen Indikatorwerte stammen aus der Industrie- und 
Großgewerbestatistik 1991 .  Im folgenden soll analysiert werden, in wel­
chem Ausmaß die regional beobachteten Indikatorwerte (Regionalfakto­
ren) durch die regionale Branchenstruktur (Strukturfaktoren) erfaßt 
werden können und wie stark der Zusammenhang zwischen den berech­
neten Regional- und Standortfaktoren sowie den in Abschnitt 3 ermit­
telten regionalen Beschäftigtenanteilen in lohn- bzw. energiekosten­
sensiblen Branchen ist. Hierzu wurden Korrelationsanalysen durchge­
führt, deren Ergebnisse in Tab. 1 dargestellt sind. 
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Tabelle 1 :  Korrelationskoeffizienten (nach Pearson) zwischen Regional­
und Strukturfaktor sowie zwischen Regional- bzw. Standortfaktoren 

und regionalen Beschäftigtenanteilen in lohn- bzw. energiekostensensi­
blen Branchen für das Lohnniveau, die "Lohnstückkosten" und die 

Energieintensität 1991 

Korrelationen Lohnniveau "Lohnstückkosten" 

ReF : SrF + 0 ,72 + 0 ,53  
ReF : bgB - 0 ,48 + 0 , 13  
StF : bgB - 0 ,39 + 0 , 1 1  

ReF: 

Energieaufwand je Nettoproduktionswert 
Energieaufwand je unselbständig Beschäftigten 
Regionalfaktor 

SrF: Strukturfaktor 

Energieintensität1 Energieintensität' 

+ 0 ,58 + 0 ,50 
+ 0 , 51  + 0 ,52 
+ 0 ,03 + 0 ,07 

bgB: regionale Beschäftigtenanteile in potentiell "gefährdeten" Branchen (Lohnniveau 
und "Lohnstückkosten" :  lohnkostensensible Branchen; Energieintensität: ener­
giekostensensible Branchen) 

StF: Standortfaktor 
Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Großgewerbestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzäh­

lung 1991) ,  eigene Berechnungen 

Das tatsächlich beobachtbare regionale Lohnniveau weist einen ho­
hen Zusammenhang mit der regionalen Branchenstruktur auf (r = +0,72) ,  
während für die "Lohnstückkosten" und die Energieintensität deutlich 
niedrigere Korrelationskoeffizienten zwischen Regional- und Struktur­
faktor gemessen werden. Interessant ist nun die Frage, ob Regionen mit 
hohen Beschäftigtenanteilen in lohn- bzw. energiekostensensiblen Bran­
chen unter- oder überdurchschnittliche Standortfaktoren des Lohnni­
veaus oder der "Lohnstückkosten" bzw. der Energieintensität aufwei­
sen, also ihre branchenbereinigte Regionalstruktur der Lohn- und Ener­
giekostensensibilität die potentielle Gefährdetheit aufgrund der Bran­
chenstruktur verstärkt. 

Im Fall des Lohnniveaus scheint dies der Fall zu sein, hinsichtlich der 
"Lohnstückkosten" und der Energieintensität trifft dies nicht zu. Der 
Standortfaktor des Lohnniveaus korreliert mit r = - 0 ,39  signifikant ne­
gativ mit dem Beschäftigtenanteil in lohnkostensensiblen Branchen, 
während der Standortfaktor der Lohnstückkosten mit r = + 0 , 1 1  zwar 
positiv, jedoch nicht signifikant korreliert. Dies bedeutet, daß Regionen, 
die aufgrund ihrer Branchenstruktur als stärker lohnkostensensibel 
identifiziert wurden, zusätzlich ein von der Branchenstruktur unabhän­
giges, niedriges Lohnniveau aufweisen, hinsichtlich des Standortfaktors 
der "Lohnstückkosten" sich jedoch von weniger lohnkostensensiblen 
Regionen nicht signifikant unterscheiden. Hinsichtlich der Energieko­
stensensibilität konnte kein Zusammenhang zwischen Standortfaktor 
und Beschäftigtenanteil in energiekostensensiblen Branchen beobachtet 
werden. 
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Da das tatsächliche regionale Lohnniveau offensichtlich die bran­
chenstrukturbedingte Lohnkostensensibilität einer Region noch ver­
stärkt, wollen wir im folgenden die regionalen Unterschiede des Starrd­
ortfaktors des Lohnniveaus betrachten. Das entsprechende regionale 
Muster ist in Karte 5 eingetragen. Zu den Regionen, deren Standortfak­
tor des Lohnniveaus deutlich überdurchschnittlich ist, zählen vor allem 
Stadtregionen und Verdichtungsräume (Agglomeration Wien, die Städte 
Linz und Steyr, Hallein, Dornbirn, Bludenz) , Bezirke in alten Industrie­
gebieten (Bruck/Mur, Neunkirchen) sowie - überraschenderweise - Spit­
tal an der Drau. Deutlich niedrigere Lohnniveaus, als branchenbedingt 
zu erwarten wären weisen vor allem periphere Bezirke an der Grenze zu 
den osteuropäischen Staaten (Rohrbach, Horn, Hollabrunn, Mistelbach, 
Eisenstadt-Stadt, Oberpullendorf, Oberwart, Güssing, Feldbach, Rad­
kersburg, Leibnitz, Wolfsberg) sowie Krems-Land, Villach-Land, Tams­
weg und Lienz (mit einem Standortfaktor von jeweils unter 0,80) auf. 
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Karte 5: 
Brancheneffektbereinigte regionale Lohnniveau-Unterschiede in Österreich 1991 

Standortfaktor des Lohnniveaus 

D o,55 - 0,64 • 0,95 - 1 ,04 

D o.65 - 0,74 • 1,05 - 1 , 1 4  

D o,75 - 0.84 • 1 , 1 5 - 1 ,24 

D o,85 - 0.94 • 1,25 u. m. 

Anmerkung: Der Standortfaktor des Lohnniveaus ist das Verhältnis der Abweichung des regionalen Lohnniveaus vom Österreichdurch­
schnitt und der Abweichung des hypothetischen branchenbedingten regionalen Lohnniveaus vom Österreichdurchschnitt (jeweils In­
dustrie und Großgewerbe, Berechnungsbasis: 3 1  ZweisteUer der Betriebssystematik). 

Quelle: ÖSTAT (Industriestatistik 1991 ,  Großgewerbestatistik 1991 ,  Arbeitsstättenzählung 1991) ,  eigene Berechnungen 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß zumindest im Fall 
der Lohnkostensensibilität signifikante regionale Unterschiede unab­
hängig von der jeweiligen Branchenstruktur bestehen, die das in Ab­
schnitt 3 dargestellte Muster der regionalen Betroffenheit durch die 
Ostöffnung zum Teil verfestigen. Während in einigen als wenig lohnko­
stensensibel erfaßten Zentralräumen das Lohnniveau deutlich höher ist , 
als aufgrund der Branchenstruktur anzunehmen wäre, weisen eine Rei­
he peripher gelegener, entsprechend ihrer Branchenstruktur bereits 
durch die Ostöffnung als lohnkostengefährdet eingestufter Regionen zu­
sätzlich ein branchenbereinigt überdurchschnittlich niedriges Lohnni­
veau auf, das die gegebenen Standortnachteile verstärkt. Im Rahmen 
unserer rein deskriptiven Betrachtung können jedoch die daraus resul­
tierenden quantitativen Effekte auf die regionale Betroffenheit durch die 
Ostöffnung nicht ermittelt werden. 

5. Zusammenfassung 

In der vorliegenden Arbeit haben wir versucht, mittels eines einfachen 
Strukturansatzes regionale Unterschiede in der Betroffenheit durch die 
Ostöffnung zu erfassen. Mit Ostöffnung bezeichnen wir die im Zuge des 
gesellschaftlichen Transformationsprozesses in den osteuropäischen 
Ökonomien zunehmende räumliche Arbeitsteilung zwischen ost- und 
westeuropäischen Standorten, die sich u. a. in spezifischen Spezialisie­
rungsmustern in der Produktion entsprechend den komparativen Stand­
ortvorteilen der einzelnen Regionen und einer Intensivierung des Han­
dels zwischen Ost und West einschließlich der Möglichkeit einer Markt­
erweiterung für westliche Produkte im Osten manifestiert. 

Im Rahmen des herangezogenen Branchenansatzes haben wir 
zunächst jene Branchen identifiziert, die aufgrund ihrer Charakteristika 
als durch die Ostöffnung potentiell positiv und/oder negativ betroffen 
bezeichnet werden können. Drei verschiedene Typen von potentiell be­
troffenen Branchen wurden unterschieden: Erstens Branchen mit einem 
intensivem Einsatz einfacher, niedrig entlohnter Arbeit und einer 
schlechten preislichen Wettbewerbsfähigkeit; zweitens Branchen mit 
sehr energieintensiver Produktion; und drittens Branchen, die von der 
Ostöffnung durch eine quantitativ bedeutende Markterweiterung im 
Osten profitieren konnten. 

Regionale Unterschiede in der Betroffenheit wurden aufgrund der re­
gionalen Beschäftigtenanteile in potentiell positiv bzw. negativ betroffe­
nen Branchen erfaßt. Das dabei ermittelte regionale Muster weist zwei 
unterschiedliche Regionstypen als potentiell negativ betroffen aus: Er­
stens entwicklungsschwache Randgebiete, die stark auf arbeitsintensive 
Niedriglohnproduktionen spezialisiert sind; und zweitens grundstoffori­
entierte Zentralräume und alte Industriegebiete, die auf energieintensi­
ve, skalenertrags- und kapitalintensive Produktionen spezialisiert sind. 
Als in erster Linie von der Ostöffnung potentiell positiv betroffen wur-
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den vor allem solche Regionen identifiziert, die als dynamische Zentral­
räume charakterisiert werden können. 

Da die oben beschriebenen Ergebnisse jedoch unter der nicht realisti­
schen Annahme interregional homogener Branchencharakteristika zu­
stande gekommen sind, wurde weiters versucht, regionale Variationen 
unabhängig von der branchenbedingten Betroffenheit zu erfassen. Auf­
grund der regionalstatistischen Datenlage war dies nur für die potentiell 
negativ betroffenen Branchentypen möglich. Es konnte gezeigt werden, 
daß jene Regionen, die bereits als potentiell lohnkostengefährdet einge­
stuft wurden, tendenziell ein branchenunabhängig niedriges Lohnni­
veau aufweisen, das die potentielle Betroffenheit verstärkt, während 
hinsichtlich der "Lohnstückkosten" und der Energieintensität derartige 
Zusammenhänge nicht festgestellt werden konnten. 

Insgesamt zeigt die vorliegende Untersuchung, daß die regionalwirt­
schaftliche Problemsituation in Österreich durch die Ostöffnung ver­
stärkt werden dürfte. Sowohl strukturschwache, niedriglohnorientierte 
Peripherien, die mehrheitlich in unmittelbarer Nachbarschaft zu den 
Oststaaten liegen, als auch grundstofforientierte alte Industriegebiete, 
die schon bislang die beiden wichtigsten Typen industrieller Problemre­
gionen in Österreich dargestellt haben, erfahren durch osteuropäische 
Standorte zusätzliche Konkurrenz und verstärkten Anpassungsbedarf. 
Obwohl gesamtwirtschaftlich die positiven Effekte der Ostöffnung (in 
bezug auf Außenhandel, Beschäftigung) für Österreich gegenüber den 
negativen überwiegen dürften, ist großer regionalpolitischer Handlungs­
bedarf gegeben, um zu verhindern, daß die bereits bisher struktur­
schwachen bzw. wirtschaftlich benachteiligten Gebiete nicht auch die 
Verlierer im künftigen ökonomischen Modernisierungsprozeß Öster­
reichs sein werden. 

Der vorgestellte Ansatz zur Erfassung regionaler Unterschiede in der 
Betroffenheit durch die Ostöffnung weist jedoch eine Reihe von 
Schwächen auf. Zunächst liegt natürlich auf der Hand, daß im Rahmen 
dieses Ansatzes keine wie immer gearteten regionalökonomischen Effek­
te der Ostöffnung gemessen werden. Weiters bleiben eine Reihe von Fak­
toren, die die regionale Betroffenheit durch die Ostöffnung wesentlich 
beeinflussen, nicht berücksichtigt. Dazu gehören regionale Unterschiede 
im Zugang zu relevanten Informationen über Investitions- und Handels­
möglichkeiten, in der Größenstruktur der Betriebe, im organisatorischen 
Status der Betriebe, insbesondere hinsichtlich der Außenabhängigkeit 
von Betrieben sowie in den Transaktions- und Transportkosten, d. h. in 
der räumlichen Distanz zum Osten. 

Anmerkungen 

(1) Vgl. Krugman (1991) .  
(2)  Aiginger (1 993); Peneder (1993a); Peneder, Stankovsky (1993); Reitger et al. (1992). 
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(3) Fröbel et al. (1977,  1 986). 
(4) ÖIR, WIFO (1994). 
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(5) Vgl. Aiginger et al. ( 1993) oder Peneder, Stankovsky (1993) .  
(6) Mayerhofer ( 1992). 
(7) Vgl. auch Aiginger (1993), zur empirischen Signifikanz der Effekte siehe Rammer, 

Gassler (1994). 
(8) Vgl. Bayer (1994); Mayerhofer, Palme (1994). 
(9) Vgl. Peneder (1993b). 

( 10) Vgl. Stankovsky ( 1993). 
( 1 1) Peneder ( 1993a, S. 58 ff); Rammer, Gassler (1994) 6. 
(12) Lohnkontrollen in Staatsbetrieben, sehr geringer Lohnnebenkostenanteil, Reallohn-

rückgang größer als Produktivitätsrückgang, vgl. Raiser ( 1994) 9 ff. 
(13) Abramovitz (1991) 
( 14) Pollan, Stankovsky (1993) 519 .  
(15) Porter ( 1990). 
(16) Vgl. Peneder (1993b); Peneder, Stankovsky ( 1993); Mayerhofer, Palme ( 1994). 
( 17) Sogenannte "footlose industries", vgl. Bayer, Palme (1987); Palme (1988, 1 989); Geld­

ner ( 1989). 
(18) Meßtechnische Details sind in Rammer, Gassler (1994) ausführlich dargestellt. 
(19) Im Fall der feinmechanischen und optischen Industrie ist dies auf ein niedriges Lohn­

niveau trotz sehr humankapitalintensiver Fertigung zurückzuführen. In dieser Bran­
che spielt allerdings auch die preisliche Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich zur qua­
litativen eine eher geringe Rolle, auch erscheint es uns fraglich, ob osteuropäische 
Standorte zumindest kurzfristig den gleichen qualitativen Standard gewährleisten 
können. 

(20) Vgl. Peneder (1993a); Rammer, Gassler (1994) 8 .  
(2 1) Die als energieintensiv bekannte Glaserzeugung (vgl. z. B. Schwarz 1 992) konnte auf 

der DreisteHer-Ebene nicht identifiziert werden, da sie mit der arbeitsintensiven 
Branche Glasverarbeitung zu einer Branche "Erzeugung und Verarbeitung von Glas 
(480)" zusammengefaßt ist. Für die weitere Analyse wurden die ViersteHer 4801 (Er­
zeugung von Flachglas) und 4802 (Erzeugung von Hohlglas) trotzdem als energieko­
stensensible Branchen mitberücksichtigt. 

(22) Rammer, Gassler ( 1994) 4 f. 
(23) Stankovsky (1994). 
(24) Vgl. an jüngeren empirischen Arbeiten u. a. Bröcker, Rohweder (1991); Hamilton, 

Winters (1992); Fischer, Rammer (1993). 
(25) Jeglitsch (1987). 
(26) Vgl. ÖIR, WIFO ( 1994) 32 f. 
(27) Vgl. Peneder (1993b); Rammer, Gassler ( 1994) 
(28) Diese vier Länder machten 1993 insgesamt rund 65 % des Österreichischen Osthan­

dels aus. 
(29) Rammer, Gassler (1994) 22 f. 
(30) Im Fall von Reutte zeigt sich deutlich die Begrenztheit der Aussagefähigkeit von 

branchenorientierten Filteransätzen, da der hier identifizierte Betrieb (Planseewer­
ke) zwar in der NE-Metallverarbeitung, jedoch im Hochtechnologiebereich der Pul­
vermetallurgie tätig ist und dessen Betroffenheit durch die Ostöffnung als sehr gering 
eingestuft werden kann. 

(3 1) Tichy (1987). 
(32) Vgl. Rammer, Gassler ( 1994) 48 ff. 
(33) Vgl. z. B. Steiner ( 1990); Palme (1989); Schwarz (1987). 
(34) Die Branchen umfassen alle ZweisteHer der Wirtschaftsabteilungen 3 bis 5 sowie ei­

nige ZweisteUer der Wirtschaftsabteilungen 1 und 2, da diese Branchen in der Indu­
strie- und Großgewerbestatistik miterfaßt werden (bei der Lohnkostensensibilität: 
12 ,  13 ,  14, 23, 26 und 27; bei der Energiekostensensibilität zusätzlich 2 1 ,  22, 24 und 
25). Die Tabakverarbeitung (Dreisteller 328) wurde aufgrund ihres durch die Mitzäh­
lung der Tabaksteuer bedingten exorbitant hohen Nettoproduktionswertes gesondert 
berücksichtigt. 
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Energieabgaben als Ländersteuern? 
Wirkungsanalytische und finanz­

verfassungsrechtliche Überlegungen 
am Beispiel des 

"Feldversuchs Vorarlberg" 

Eva Maria Bolter, Manfried Gantner, Richard Hennessey 

1. Einleitung 

In ihrem Arbeitsübereinkommen bekennt sich die Österreichische 
Bundesregierung zur stufenweisen Einführung einer Energieabgabe in 
der neuen Legislaturperiode. Die bereits seit längerem geführte Diskus­
sion um eine Ökologisierung des Steuersystems hat vor diesem Hinter­
grund an tagespolitischem Interesse gewonnen. Noch vor Bekanntwer­
den des aktuellen Vorstoßes wurden in Vorarlberg Überlegungen hin­
sichtlich einer möglichen "Vorreiterrolle" des Landes in Sachen Ener­
gieabgabe angestellt. Der anvisierte Vorarlberger Alleingang sollte als 
ernstzunehmende Alternative im Hinblick auf die Erreichung energiepo­
litischer Ziele des Landes, aber auch als denkbarer "Feldversuch" für 
ein gegebenenfalls später folgendes österreich-jeuropaweites Vorgehen 
verstanden werden. Der vorliegende Aufsatz referiert die Ergebnisse 
einer diesbezüglichen Machbarkeitsstudie (1) .  Eines ihrer Hauptergeb­
nisse ist gleich vorwegzunehmen: Der "Feldversuch Vorarlberg" schei­
tert an seiner mangelnden finanzverfassungsrechtlichen Zulässigkeit. 
Die prinzipiellen Überlegungen zur erhebungstechnischen und ökono­
mischen Machbarkeit der Vorarlberger Energieabgabe sind aber - wenn 
auch nicht als "Feldversuch" ,  so doch als Gedankenexperiment - für die 
aktuelle bundesweite Diskussion durchaus von Interesse. 

Im folgenden Abschnitt 2 wird zunächst eine Systematisierung gängi­
ger Modelle von Energieabgaben vorgenommen. Deren konkrete Ausge­
staltungsmerkmale werden dann anhand des "Feldversuchs Vorarlberg" 
besprochen. Abschnitt 3 liefert ein einfaches Analyseschema zu den 
möglichen Wirkungen einer Energieabgabe. Darauf aufbauend werden 
nachfolgend die Wirkungen in ausgewählten Bereichen behandelt: Ab-
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schnitt 4 beschäftigt sich mit den Budgetwirkungen einer Energieabga­
be. Die Abschnitte 5 bis 7 sind den Wirkungen in den wichtigsten Ver­
brauchssektoren (Unternehmen, Haushalte, Verkehr) gewidmet. Das fi­
nanzverfassungsrechtliche "KO-Kriterium" für den "Feldversuch Vor­
arlberg" wird schließlich in Abschnitt 8 behandelt. In Abschnitt 9 wird 
eine Zusammenfassung der Hauptergebnisse geliefert. 

2. Systematisierung gängiger Modelle von Energieabgaben und Ausge­
staltungsmerkmale des "Feldversuchs Vorarlberg" 

2.1  Systematisierung von Energieabgaben 

Mögliche Typen von Energieabgaben lassen sich gemäß Abbildung 1 
im wesentlichen als Kombination der beiden Kriterien "Anknüpfungs­
punkt" auf der horizontalen und "Differenzierung" auf der vertikalen 
Achse beschreiben (2}. 

Abbildung 1: 
Systematisierung gängiger Energieabgabenmodelle 

Differenzierung 

undifferenziert, Heizwert differenziert, Schadstoff/ 
C02-Gehalt 

Das Kriterium "Anknüpfungspunkt" betrifft die Frage, ob als Steuer­
gegenstand Primär- oder Sekundärenergieträger herangezogen werden 
(3} .  Die ältere Literatur favorisierte im Hinblick auf die Einsparung von 
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Energie und damit gleichzeitig "Umwelt" im gesamten System eine 
möglichst frühe steuerliche Erfassung der Energie, d. h. eine Ausgestal­
tung als Primärenergieabgabe. Pragmatische Konzepte, die sich mit De­
tails einer möglichen Umsetzung befassen, verweisen jedoch darauf, daß 
erhebungstechnische Gegebenheiten - vor allem die fehlende Erfaßbar­
keit von Umwandlungsverlusten bei importierten Sekundärenergieträ­
gern - für eine Verlagerung der Besteuerung auf die Stufe der Sekundär­
energie bzw. letztlich des Endverbrauchs sprechen (4). Der Vorteil einer 
durchgängig am Sekundärenergieträger anknüpfenden Endverbrauchs­
abgabe wird vor allem darin gesehen, daß sie näher am Emittenten ener­
gieinduzierter Luftschadstoffe ansetzt. Die Anreize einer Inputabgabe 
können demgegenüber durch unerwünschte Überwälzungsprozesse feh­
lerhaft ausfallen. 

Das Kriterium "Differenzierung" betrifft die Frage, ob einzelne Ener­
gieträger gleich, d. h. nach ihrem Heizwert oder Wärmegehalt (in Joule 
[J] bzw. Kilowattstunden [kWh]),  oder aber differenziert nach deren je­
weiliger "Umweltschädlichkeit" ,  d. h. je nach Knappheit des Energie­
trägers, Luftschadstoffbelastung und insbesondere C02-Gehalt, besteu­
ert werden. Korrespondierend zur energiepolitischen Prioritätenver­
schiebung in Richtung C02-Problematik reduziert sich in der aktuellen 
Energieabgabendiskussion die Frage nach der expliziten steuerlichen 
Berücksichtigung energieinduzierter Umweltbelastungen auf die Frage 
"Energieabgabe versus C02-Abgabe" .  Die C02-differenzierte Besteue­
rung nutzt den Zusammenhang, daß die Nachfrage nach fossilen Ener­
gieträgern stärker auf Preissignale reagiert als die Energienachfrage ins­
gesamt. Substitutionsprozesse zwischen Energieträgern, die einen we­
sentlichen Beitrag zur angestrebten C02-Reduktion leisten, können da­
durch verstärkt werden (5). Um die Steuer nicht beim C02-Ausstoß, son­
dern direkt auf die Menge erzeugter oder verbrauchter Energie erheben 
zu können, werden allgemein anerkannte C02-Emissionsfaktoren (kg 
C02 je Energieeinheit) als Bemessungsgrundlage herangezogen. 

Gesonderte Überlegungen sind im vorliegenden Zusammenhang be­
züglich der Einbeziehung von Elektrizität aus Wasserkraft anzustellen. 
Soll der Energieverbrauch insgesamt verringert werden, so ist hydrau­
lisch erzeugter Strom der Besteuerung zu unterwerfen. Liegt hingegen 
das primäre Ziel in der Verringerung der Schadstoffbelastung, so müßte 
die Wasserkraft angesichts der nicht vorhandenen Schadstoffbelastung 
ausgeklammert werden {6). Aus umweltpolitischer Perspektive wird ins­
gesamt eher für eine Einbeziehung der Wasserkraft plädiert. Zum einen 
werden Eingriffe in Natur- und Landschaftsbild beim Kraftwerks- und 
Leitungsbau hierfür vorgebracht. Zum anderen stellt sich auch das Pro­
blem, daß bei einer Nichtbesteuerung der Wasserkraft Strom insgesamt 
einen Wettbewerbsvorteil am Wärmemarkt zu verzeichnen hätte, so daß 
indirekt auch die Stromerzeugung auf kalorischer Basis in den Gerruß ei­
ner ungerechtfertigten Bevorzugung käme (7) .  

Die in Abbildung 1 links oben eingeordnete Variante "PEA" steht für 
die reine, undifferenzierte Heizwertbesteuerung auf Primärenergiebasis. 
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Das am Schnittpunkt beider Achsen angesiedelte Modell "EU" bezieht 
sich auf den seitens der Europäischen Union 1992 eingebrachten Vor­
schlag betreffend eine kombinierte Energie-/C02-Abgabe. Es wird in 
dem Fall eine zweiteilige Bemessungsgrundlage - zur Hälfte nach Ener­
gie-, zur Hälfte nach C02-Gehalt - gewählt. Grundsätzlich wird auf Se­
kundärenergiebasis besteuert, in einem Ausnahmefall, der C02-Kompo­
nente bei der kalorischen Stromerzeugung, wird auf die Primärenergie­
basis zurückgegriffen. Die Variante "CH" meint die in der Schweiz im 
Auftrag des Bundesrates vorbereitete, vernehmlassungsreife Gesetzes­
vorlage zu einer Abgabe, die am Sekundärenergieträger anknüpft, wobei 
differenziert nach dem C02-Gehalt besteuert wird (8). 

2. 2 Ausgestaltung der Energieabgabe im "Feldversuch Vorarlberg " 

Bezüglich der für Vorarlberg überprüften Varianten von Energieabga­
ben ist auf die beiden unteren Felder der Abbildung 1 zu verweisen. Drei 
Varianten wurden für die weiteren Untersuchungen herangezogen: Eine 
eigens konstruierte reine Energieabgabe ("EA-Vbg. " ) ,  eine C02-Abgabe 
nach dem Muster der Schweiz ("CH-Vbg.")  und eine kombinierte Ener­
gie-/C02-Abgabe nach dem Muster der EU ("EU-Vbg.) .  Alle drei sind 
aufgrund erhebungstechnischer Notwendigkeiten - das relevante Ener­
gieaufkommen beschränkt sich mit Ausnahme von ohnehin unbesteuer­
ter Biomasse sowie der auf Sekundärenergieebene zu erfassenden Was­
serkraft auf Importe von "Verarbeitungsprodukten" - durchgängig als 
Sekundärenergieabgabe ausgestaltet. 

Die drei Abgabenvarianten lassen sich anhand ihrer Steuermerkmale 
wie folgt charakterisieren: Sie unterscheiden sich im wesentlichen nur 
durch ihre jeweilige Bemessungsgrundlage: Im ersten Fall ist es ("EA­
Vbg. ") der Heizwert der Energieträger, im zweiten anerkannte C02-
Emissionsfaktoren ("CH-Vbg. " )  und im dritten Fall eine Kombination 
aus beiden ("EU-Vbg.") .  Als Steuerobjekt der Energieabgabe unterwor­
fen werden alle festen, öl- und gasförmigen fossilen Energieträger, so­
fern sie als Brenn- oder Treibstoffe Verwendung finden. Ausgenommen 
bleiben der nicht-energetische Verbrauch sowie die erneuerbaren Ener­
gieträger. Strom aus Wasserkraft wird gemäß den zugrundeliegenden 
Vorlagen in der Variante "EU-Vbg. " der Besteuerung unterworfen, eben­
so in der Variante der reinen "EA-Vbg. " .  In der Variante "CH-Vbg. " hin­
gegen wird Strom aus Wasserkraft ausgeklammert. Im "Feldversuch 
Vorarlberg" ist eine Erfassung auf der letzten Handelsstufe zweckmäßig. 
Steuersubjekt ist somit derjenige, welcher den Steuergegenstand dem 
Endverbraucher zuführt, so daß die Abgabe insbesondere von EVU, 
Brennstoffhändlern bzw. Tankstellenbetreibern einbehalten wird. Die 
Abgabe zielt auf den Letztverbraucher als Steuerdestinatar ab. 

Ohne eine explizite Empfehlung abzugeben, werden vorerst Steuer­
sätze in den zwei Größenordnungen "Einführung" und "Endausbau" 
entsprechend dem EU-Vorschlag zur Diskussion gestellt. 
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Tabelle 1: 

Steuersätze dreier Varianten von Energieabgaben 
in handelsüblichen Mengeneinheiten 

STEUERSATZ / öS 
EINFÜHRUNG ENDAUSBAU 

' 
I I Mengen· EU m 

I 
FA EU m 

1 
FA 

ENERGIETRÄGER einheit I 
HEIZÖLE 

I 
I 

720,84 1 I 
B-leicht 1000 I 216,25 1 287,54 1 190,83 862,61 1 597,44 
H-mittel 1000 1 216,80 290,37 189,91 722,66 871,10 594,58 

I 
H-schwer 1000 I 214,41 291 ,61 184,88 7 14,7 1 '  874,82 578,82 
H-extraleicht 1000 1 200,361 667,86 1 I 

557,26 264,611 178,00 793,84 i 
i 

TREffiSTOFFE ! ! 
Super 1000 I 175,45 1 233,28 1 206,43 584,82 1 699,84 1 646,28 
Normal 1000 I 177,56:  236,09 208,92 591,87 . 708,27 654,07 
Diesel 1000 I 200,36 1 264,61 2 1 1,90 667,86 1 793,84 ! 663,41 

i i 
Gas 1000 m3 177 ,55 : 202,364 \ 179,07 591,83 \ 607,09176 1 560,63 

I 
Elektrizität g/kWh 1,01 

- I 
1,79 3,38 1 - 5,61 

i 
KOHLE I 

791,179 I Steinkohle 1000 kg 178,10 I 263,73 1 139,28 593,65
1 

436,04 
Koks 1000 kg 188,65 291,78 139,28 628,84 1 875,35 1 436,04 
Braunkohle 1000 kg 70,56 105,94 : 54,22 235,2 1 1  3 17,824 169,75 
BK-Briketts 1000 kg 126,4� 1 191,45 1 96,00 421,32 1 574,356 1, 300,56 

Quellen: EU-Kommission (1992), Eidgen. Dept. des Inneren (1994), Eigene Berechnungen 

Heizwert gern. Amt der Vorarlberger LReg 1992, spezifisches Gewicht vgl. Mayer 1993 nach IEA. 

C02-Emissionsfaktoren gern. Energiebericht der BReg (1990). 

Mittelkurse 12.  Juli 1994: 1 ECU = 13,415 öS; 100 sFr. = 835 öS. 

In der Einführungsphase beträgt der Steuersatz im gegenständlichen 
EU-Vorschlag für die Energiekomponente mit Ausnahme des Stroms 
0 ,21  ECU/GJ, pro Tonne C02 wird der Basissatz mit 2 ,8 1  ECU festgesetzt 
(9).  Der Schweizer Vorschlag sieht eine dreistufige Einführung mit ei­
nem Steuersatz von 12 sFr, ansteigend auf 24 sFr bzw. 36 sFr pro Tonne 
C02 vor. Die beiden ersten Stufen sind aufkommensmäßig mit dem EU­
Vorschlag vergleichbar und finden daher im folgenden Berücksichti­
gung. Der notwendige einheitliche Steuersatz für das Modellkonstrukt 
"reine Energieabgabe" ergibt sich aus der Annahme eines Steuerauf­
kommens, das der Höhe nach den beiden anderen Vorschlägen ent­
spricht. Tabelle 1 gibt die Tarife für alle drei Abgabenvarianten jeweils 
in der Größenordnung "Einführung" und "Endausbau" in handelsübli­
chen Mengeneinheiten wieder. 
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3. Auswirkungen von Energieabgaben im Überblick 

Abbildung 2 bietet einen Analyserahmen zur Systematisierung wich­
tiger ökonomischer Effekte der Einführung einer Energieabgabe. In An­
lehnung an Bayer und Puwein (1990) bzw. Gantner (1991) kann zwischen 
Budgetwirkungen, mikro- und makroökonomischen Wirkungen unter­
schieden werden. 

Hinsichtlich der Budgetinzidenz der Abgabe geht es um die Abschät­
zung des Abgabenaufkommens sowie um Fragen der Aufkommenselasti­
zität, Aufkommensneutralität und allfälliger Zweckbindungen. Im Mit­
telpunkt der mikroökonomischen Betrachtung stehen die allokativen 
Effekte der Energieabgabe, getrennt untersucht für die drei wichtigsten 
Arten von Verbrauchern - Unternehmen (Produzenten), Haushalte (Kon­
sumenten) und Verkehr. Für alle drei Verbraucher lassen sich statische 
(vorrangig steuerinduzierte Preisänderungen) und dynamische (steuer­
bedingte Verhaltensänderungen) Wirkungen unterscheiden. Substituti­
onseffekte betreffen das Ausweichen auf einen anderen Mix der Produk­
tionsfaktoren (Energie, Kapital, Arbeit), auf umweltfreundlichere Ener­
gieträger, auf weniger energieintensiv produzierte Konsumgüter usw. , 
was im Falle der Energieabgabe ja  gerade erwünscht ist. Im Falle von 
Umweltabgaben begründen sie den sogenannten "excess benefit" oder 
Zusatznutzen im Gegensatz zum "excess burden" ,  der Zusatzlast, her­
kömmlicher Steuern. In Einzelfällen kann allerdings auch eine Energie­
abgabe unerwünschte Substitutionsprozesse nach sich ziehen (z . B. 
"Auslandstanken") .  Zu Preiseffekten kann es kommen, wenn die Steuer­
pflichtigen versuchen, via Rückwälzung auf Vorleistungslieferanten 
oder Vorwälzung auf Nachfrager die Abgabe andere tragen zu lassen. 
Einkommenseffekte schließlich beziehen sich auf die durch die Steuer 
ausgelösten Einkommens- bzw. Ertragsschmälerungen (Entzugseffekte) 
sowie die induzierten Verhaltensänderungen zu deren Einholung. In der 
makroökonomischen Sichtweise interessieren vor allem die Auswirkun­
gen der Energieabgabe auf Beschäftigung, Wachstum, Preisniveau, Ein­
kommensverteilung und internationale Wettbewerbsfähigkeit der Ge­
samtwirtschaft. 

Nachfolgend werden ausgewählte Bereiche des obigen Schemas im 
einzelnen behandelt. Überlegungen zu den Budgetwirkungen der Ener­
gieabgabe folgt eine Betrachtung der Wirkungen in den drei Verbrauchs­
sektoren (Industrie, Verkehr, Haushalte). Der Schwerpunkt liegt auf mi­
kroökonomischen Wirkungen, einzelne makroökonomische Fragen wer­
den im passenden Kontext angeschnitten. Für den "Feldversuch" wur­
den direkte, statische Effekte quantitativ ermittelt. Die Ergebnisse der 
empirischen Berechnungen für Vorarlberg werden jeweils kurz rezipiert. 
Daran anschließend erfolgt eine Behandlung der induzierten Wirkungen 
auf das Verhalten der betroffenen Akteure anhand theoretischer Argu­
mente aus der aktuellen Diskussion. 
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Abbildung 2:  
Systematisierung der Wirkungen von Energieabgaben 

Budget­
wirkungen 

I 

I 
Einführung der Energieabgabe 

--- . - :_i -=-� -

statische Wirkungen 

dynamische Wirkungen 

-- - __ i_-
Preiseffekte 

_i .. 

makroökonomische 
Wirkungen 

..  l 
t__ 

Einkommenseffekte Substitutionseffekte 

Ein Warnhinweis sei vorweg angebracht: Vorarlberg ist hinsichtlich 
Energie- und Wirtschaftsstruktur als eine Art "Ausnahmeerscheinung" 
zu bezeichnen. Die Ergebnisse insbesondere der durchgeführten quanti­
tativen Wirkungsabschätzung sind daher nicht unmittelbar auf gesamt­
österreichische Verhältnisse übertragbar. An den prinzipiell gewonne­
nen Erkenntnissen zu den Wirkungszusammenhängen einer Energieab­
gabe ändert dieser Umstand allerdings wenig. 

4. Budgetwirkungen 

4 .1  Die Diskussion um Aufkommensneutralität 

Bezüglich der Verwendung des Abgabenaufkommens sind die Stich­
worte Aufkommensneutralität und Zweckbindung kurz zu behandeln. 
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Die Forderung nach Aufkommensneutralität bedeutet in formaler Hin­
sicht, daß die Gesamtsteuerbelastung bei Einführung einer Energieab­
gabe nicht erhöht werden soll. Auch sollen durch die Verwendung der 
Einnahmen einer Energielenkungsabgabe keine neuen Ineffizienzen und 
Preisverzerrungen geschaffen werden. Aufkommensneutralität bedeutet 
keinesfalls, daß jeder einzelne Haushalt oder Betrieb im Ausmaß der 
entrichteten Abgabe einen Steuernachlaß erhält, sondern nur die Haus­
halte bzw. Unternehmen insgesamt. Eine aufkommensneutrale Ein­
führung ist vor allem dort zweckmäßig, wo die Abgabe in erster Linie als 
Lenkungs- und nicht als Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
soll (10) .  

Die in den letzten Jahren vorgeschlagenen Modelle zur Wahrung der 
Aufkommensneutralität beinhalten fast ausnahmslos die Senkung ande­
rer Steuern. Auf Bundesebene werden insbesondere die Entlastung des 
Faktors Arbeit durch Senkung der Lohnnebenkosten sowie die Entla­
stung der privaten Haushalte durch Senkung der Umsatzsteuer disku­
tiert. Alternativ wäre eine Rückverteilung der Einnahmen im Sinne ei­
nes "Ökobonus-Modells" denkbar, dessen Grundgedanke wie folgt cha­
rakterisiert werden kann (1 1) :  Jeder, der Energie verbraucht, bezahlt ei­
nen "Ökozuschlag" in Form einer markanten Abgabe. Das Aufkommen 
aus den Ökozuschlägen fließt nicht ins allgemeine Budget, sondern in ei­
ne separate "Energiekasse" ,  die Ende des Jahres restlos wieder an alle 
Bewohner des Landes rückverteilt wird. Da jeder auch den negativen 
Auswirkungen des Energieverbrauchs ausgesetzt ist, erhält er auf die­
sem Wege quasi als Entschädigung den "Ökobonus" .  Durchschnittliche 
Energieverbraucher werden so netto nicht belastet, während für Vielver­
braucher die Abgabe netto spürbar wird. Die Anreizwirkungen der En­
ergieabgabe bleiben dabei voll erhalten. Würde man den Ökobonus un­
differenziert anwenden, so fände ein Einkommenstransfer von den Un­
ternehmen zu den Haushalten statt, weil der Unternehmenssektor zwar 
von der Abgabe betroffen wäre, von der Rückverteilung der Erträge je­
doch ausgeschlossen bliebe. Es ist daher eine Aufteilung der Kompensa­
tion auf Produktion und privaten Konsum nach Maßgabe des jeweiligen 
Aufkommens sinnvoll ("Prinzip der Töpfe") .  Neben dem Ökobonus für 
die Haushalte kann dies mittels eines Arbeitsplätzebonus für die Unter­
nehmen geschehen (12) .  

Im Gegensatz zur Idee der Aufkommensneutralität steht die Zweck­
bindung. Die Energieabgabe wird zusätzlich zu bestehenden Steuern 
eingeführt und der Steuerertrag auf die Verwendung für näher beschrie­
bene Zwecke beschränkt. Zweckbindungen werden aus finanzwissen­
schaftlicher Sicht mit einer Reihe von Nachteilen in Verbindung ge­
bracht (Einengung des haushaltspolitischen Spielraums, Zwang zur Ver­
ausgabung zweckgebundener Mittel). Zusätzliche Bedenken gegen die 
Zweckbindung der Mittel aus einer Energieabgabe werden vor allem da­
hingehend geäußert, daß sie dem Grundgedanken widerspräche, wonach 
nicht Umweltschutzmaßnahmen zu finanzieren sind, sondern Umwelt­
belastung reduziert werden soll. Eine Zweckbindung für den Umwelt-
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schutz bedeutet nämlich letztlich, daß doch wieder durch staatliche Mit­
tel (Subventionen) nach dem Gemeinlastprinzip statt nach dem Verursa­
cherprinzip Umweltpolitik betrieben wird (13) .  Wird die Abgabe (vor­
läufig) nur niedrig angesetzt und ist daher ihre Lenkungswirkung ge­
ring, so kann eine (teilweise) befristete Zweckbindung der Einnahmen, 
z. B. in Form von "befristeten Impulsprogrammen" als Investitionshilfen 
für den Umstieg auf energiesparende Technologien, im Hinblick auf ge­
wünschte Anpassungsprozesse bzw. auch die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit der Wirtschaft dennoch sinnvoll sein. 

4.2 Abgabenaufkommen für Vorarlberg und fehlende Entlastungsmög­
lichkeiten auf Landesebene 

Zur Ermittlung des Steueraufkommens ist für 1991  von einem men­
genmäßigen energetischen Endverbrauch für Vorarlberg von 26 . 135 TJ 
als Steuerbasis auszugehen (14).  Die jeweils durchschnittliche Variante 
"EA-Vbg. " erzielt ein Steueraufkommen von 130 Mio. öS in der Varian­
te "Einführung" bzw. 407 Mio. öS in der Variante "Endausbau" .  Dies 
entspricht rund 1 ,4 Prozent bzw. 4,3 Prozent der Summe der Einnahmen 
der ordentlichen Gebarung des Vorarlberger Landeshaushalts. Selbst 
die vergleichsweise geringe Variante "Einführung" überschreitet bereits 
das Aufkommen aus bestehenden ausschließlichen Landesabgaben 
(1991 :  101 ,6 Mio. öS), die höhere Variante erbrächte sogar das rund Vier­
fache davon (15) .  Da die Energieabgabe als Entgelt die Bemessungs­
grundlage der Umsatzsteuer erhöht, entsteht beim Energieverbrauch der 
privaten Haushalte zusätzliches Umsatzsteueraufkommen. Dieses "Zu­
satzaufkommen" ist kaum zu bestimmen bzw. zum Teil zu relativieren, 
da das verfügbare Einkommen der Haushalte unter anderem der Ver­
wendung für andere Konsumgüter entzogen wird. 

Für die Einführung der Energieabgabe wird zunächst von der Forde­
rung nach Aufkommensneutralität ausgegangen und deren praktische 
Umsetzbarkeit untersucht. Wie sich zeigt, ist auf Landesebene die Mög­
lichkeit des direkten Abtausches hinsichtlich Art und Ausmaß bestehen­
der Abgaben nicht gegeben. Eine mögliche Kooperation mit den Ge­
meinden (Kommunalabgabe) würde Probleme hinsichtlich des Finanz­
ausgleichs aufwerfen und vor allem - je nach interkommunaler Streuung 
des Energieverbrauchs - zu Umverteilungswirkungen zwischen den Ge­
meinden führen. Die gemeindliche Steuerhoheit sollte daher durch die 
Landesenergieabgabe möglichst nicht tangiert werden. 

Die Aufrechterhaltung der Forderung im Wege eines Ökobonus-Mo­
dells sicherzustellen, wird im Bereich der Unternehmen noch eher für 
möglich gehalten, bei den privaten Haushalten allerdings wird der ad­
ministrative Aufwand als prohibitiv hoch eingestuft: Bei einer haus­
haltsmäßigen Rückerstattung nach Pro-Kopf-Beträgen beträgt der Öko­
bonus inklusive des anteiligen Aufkommens des privaten Verkehrs in der 
Einführungsphase ca. öS 180,- pro Person, im Endausbau ca. öS 550,-
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pro Person. Angesichts der Relation des Verwaltungsaufwands zu den 
geringen Rückerstattungsbeträgen ist zumindest im Bereich der priva­
ten Haushalte die Forderung nach Aufkommensneutralität i. e. S. auf 
Landesebene daher aufzugeben. 

5. Auswirkungen im Bereich der produzierenden Wirtschaft 
(Unternehmen) 

5 .1  Ergebnisse der quantitativen Wirkungsabschätzung für die Vorarl­
berger Industrie 

Für den Unternehmensbereich wurde im Rahmen der Untersuchung 
eine erste direkte Wirkungsabschätzung vorgenommen. Eine umfassen­
de Ermittlung der aus einer Energieabgabe in Kombination mit einem 
Ökobonus resultierenden Nettobelastung bzw. -entlastung für alle pro­
duzierenden Sektoren (Industrie, Gewerbe, Landwirtschaft, Fremden­
verkehr etc .) ist wegen der fehlenden Datengrundlage auf Landesebene 
derzeit nicht möglich. Es zeigt sich in einer ersten Abschätzung jedoch, 
daß mit keinen nennenswerten Umverteilungswirkungen zwischen indu­
striellem und nicht-industriellem Sektor zu rechnen ist (16) .  Die Wir­
kungsabschätzung für die Industrie liefert daher bereits eine gute 
Annäherung für den gesamten Unternehmensbereich. 

Die notwendige Datengrundlage liefert die Industriestatistik des 
ÖSTAT, im Zuge derer unter anderem der Energieverbrauch mengen­
und wertmäßig nach Energieträgern und Fachverbänden erhoben wird. 
In einem ersten Schritt lassen sich hieraus einige einfache Berechnungen 
zur Gesamtbelastung der Vorarlberger Industrie anstellen: Für deren re­
lativ geringe Belastung durch eine Energieabgabe spricht ein Vergleich 
mit der Industrie Gesamtösterreichs. Der Anteil der Vorarlberger Indu­
strie am Gesamtenergieverbrauch der Industrie Österreichs beträgt 
2,6 Prozent, der Anteil Vorarlbergs am Produktionswert der Industrie 
Österreichs hingegen 5,9 Prozent (17) .  Hinsichtlich der Energiekasten­
tangente - das ist das Verhältnis der Energiekosten zum Bruttoprodukti­
onswert, welches aussagt, in welchem Ausmaß eine gegebene Energie­
preissteigerung die Gesamtkosten des Wirtschaftsbereiches steigen läßt 
- liegt die Vorarlberger Industrie mit 1 ,67 Prozent deutlich unter dem 
Österreichischen Durchschnitt von 4 ,4 Prozent ( 18) .  Ein Anstieg der En­
ergiekosten um beispielsweise 10 Prozent würde somit die Gesamtkosten 
in Vorarlberg um lediglich 0 ,167 Prozent steigen lassen. 

Das Aufkommen der Industrie exklusive Treibstoffe beläuft sich in der 
Einführungsphase auf 27 ,8  Mio. öS (EU) bzw. 26,8 Mio. öS (CH), im End­
ausbau auf 92,5 Mio. öS (EU) bzw. 80,4 Mio. öS (CH). Ein Großteil des 
Aufkommens wird über die fossilen Energieträger mit Ausnahme von 
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Kohle, die - umweltpolitisch erfreulich - praktisch nicht im Produk­
tionsprozeß der Vorarlberger Industrie existiert, erzielt. Der Anteil des 
Aufkommens aus den Energieträgern Heizöl schwer, Erdgas und Elektri­
zität beträgt in der EU-Variante 94,4 Prozent, in der CH-Variante 
beläuft sich allein der Anteil des Aufkommens aus Heizöl schwer und 
Erdgas auf 92,4 Prozent. 

Der Anteil des Steueraufkommens am Bruttoproduktionswert der In­
dustrie beträgt bei der EU-Variante 0,059 Prozent, bei der CH-Variante 
0,057 Prozent. Im Endausbau steigt dieser Anteil auf 0 ,197 Prozent bzw. 
0 , 171  Prozent. Die Energiekostentangente steigt in der EU-Variante von 
1 ,669 Prozent auf 1 ,728 Prozent, in der CH-Variante auf 1 ,726 Prozent. 
Im EU-Endausbau beträgt die Tangente 1 ,866 Prozent. Es treten also le­
diglich Veränderungen im Promillebereich auf. 

Die durchschnittliche Energiekostensteigerung beträgt in der Ein­
führungsphase 3 ,54 Prozent (EU) bzw. 3 ,42 Prozent (CH) und im End­
ausbau 1 1 ,79 Prozent (EU) bzw. 10,75 Prozent (CH). Eine Steigerung der 
Energiekosten um 3 ,54 Prozent läßt allerdings die Gesamtkosten um nur 
0,059 Prozent steigen. Selbst bei einer hypothetischen Verdoppelung der 
Variante "EU-Endausbau" ,  was einer durchschnittlichen Steigerung der 
Energiekosten um 23,58 Prozent entspricht, steigen die Gesamtkosten 
lediglich um 0,639 Prozent. Diese bescheidenen Werte verringern sich in 
dynamischer Sicht zusätzlich durch die Lenkungswirkung der Abgabe, 
die Steigerung des Bruttoproduktionswertes und die Rückverteilung des 
Aufkommens. 

Ökonomisch interessant und nicht zuletzt auch politisch bedeutsam 
ist die Frage, welche Industriezweige von der Abgabe nach Kompensati­
on netto belastet werden (19) .  Bei der Ermittlung der branchenweisen 
Belastung auf Bundesländerebene wird allerdings der Datenschutz zu 
einem großen - wenn auch nicht unüberwindbaren - Problem. Eindeutig 
branchenweise zurechenbar sind in der Steuervariante "EU-Vbg. " 77 ,8 
Prozent des Gesamtsteueraufkommens der Industrie. Gemäß telefoni­
scher Auskunft von 1 1  großen Unternehmen konnte der Anteil des zure­
chenbaren Aufkommens auf 89,8 Prozent erhöht werden. Die verblei­
benden 10,2 Prozent des Gesamtsteueraufkommens mußten aufgrund 
von Annahmen zugerechnet werden (20). 

Da bedingt durch die Nichtbesteuerung des Stroms in der CH-Varian­
te die direkte Zurechenbarkeit des Aufkommens in der EU-Variante 
durchwegs besser, und die Prognosegenauigkeit daher höher ist, bildet 
sie - und zwar in der Höhe "Einführungsphase" - die Basis der weiteren 
Überlegungen. Wird das Steueraufkommen der EU-Variante nach der 
Beschäftigtenzahl rückverteilt (Arbeitsplätzebonus) , so zählen zu den 
Industriezweigen mit Nettobelastung jene, deren Anteil am Energiesteu­
eraufkommen größer ist als deren BeschäftigungsanteiL Die Netto­
be-/entlastung nach Industriezweigen gibt Tabelle 2 wieder (21) .  

Eine nennenswerte Nettobelastung aus der Energieabgabe haben die 
Stein- und Keramische Industrie (ca. 3 , 1  Mio. öS) , die Textilindustrie 
(ca. 2 ,8  Mio. öS) und die Nahrungs- und Genußmittelindustrie (ca. 1 ,3 
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� Tabelle 2 :  

Nettobe-/entlastung nach Sektoren, EU-Vorschlag, Einführungsphase 

A U F K O M M E N  BESCHÄFTIGTE KOMPENSATION NETTOBE-l (-) 

ENTLASTUNG(+) 

I N D U S T R I E Z W E I G  öS % % öS öS 
Textilindustrie 13.241 .371  47,85 12.489 37,73 10 .440.247 - 2.801 . 124 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 3.564.929 12 ,88 2.687 8,12 2.246.212 - 1.318.717 
Stein- und Keramische Industrie 3.453.387 12 ,48 412 1,24 344.414 - 3. 108.973 
Elektroindustrie 1.305.915 4,72 2 .911  8,79 2.433.466 + 1 . 127.551 
Eisen- und Metallwarenindustrie 1 .269.761 4,59 4.227 12,77 3.533.584 + 2.263.823 
Holzverarbeitende Industrie 1.032.038 3,73 2. 157 6,52 1 .803 .156 + 771 . 1 18 
Maschinen- und Stahlbauindustrie 554.884 2,01 3.585 10,83 2.996.900 + 2.442.016 
Fahrzeugindustrie 475.995 1,72 525 1,59 438.877 - 37. 1 18  
Chemische Industrie 448.886 1 ,62 955 2,89 798.337 + 349.451 
Bekleidungsindustrie 233.639 0,84 1.402 4,24 1. 172.010 + 938.371 
Nichteisenmetallindustrie 2 14.086 0,77 3 5 1  1 ,06 293.420 + 79.334 
Sägeindustrie 143.806 0,52 436 1 ,32 364.477 + 220.671 
Audiovisions- und Filmindustrie 68.686 0,25 62 0,19 51 .829 - 16.857 
Rest 1.662.742 6,01 901 2,72 753.196 - 909.546 
Zusammen 27.670 .125 100,00 33. 100 100,00 27.670. 125 

Quelle: ÖSTAT (ISIS-Datenbank), eigene Berechnungen 
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Mio. öS) aufzuweisen. Anteilig an den Energiekosten beträgt die Netto­
belastung 7,36 Prozent für die Stein- und Keramische Industrie, 0 ,87 
Prozent für die Textilindustrie und 1 ,29 Prozent für die Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie. Bezogen auf den Bruttoproduktionswert macht 
sie 0,38 Prozent (Stein- und Keramische Industrie), 0,02 Prozent (Tex­
tilindustrie) bzw. 0 ,015 Prozent (Nahrungs- und Genußmittelindustrie) 
aus. Die Eisen- und Metallwarenindustrie profitiert mit rund 2,3 Mio. öS 
aus der Energieabgabe. Der Grund dafür liegt im relativ niedrigen Ener­
gieeinsatz bei vergleichsweise großem Anteil von Erdgas und Strom und 
der hohen Beschäftigungsintensität. Ein Ergebnis, welches dem Öster­
reichischen Trend widerspricht, ist die Nettoentlastung der Nichteisen­
metallindustrie. 

5.2 Die Diskussion um die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie 

Von seiten der Industrie wird häufig die Ansicht vertreten, eine Ener­
giesteuer sollte auch auf Bundesebene nur im internationalen Gleich­
schritt eingeführt werden, da ein einseitiger Anstieg der Energiekosten 
zwingend einen Verlust an Wettbewerbsfähigkeit vor allem für den ex­
port- und energieintensiven Sektor mit sich bringe. Diese Forderung 
unterstellt implizit, daß sich die jetzigen Energiepreise im Einklang be­
fänden und diese Harmonie durch eine Energieabgabe gestört würde. 
Tatsache aber ist, daß die Energiepreise im Ländervergleich eine große 
Heterogenität aufweisen und die Österreichische Industrie zu sehr gün­
stigen Energiepreisen produziert. Zum Vergleich liegen die Preise für 
deutsche Industriebetriebe im Durchschnitt um 28,3 Prozent, jene der 
italienischen und schweizerischen Industrie um 44 Prozent bzw. 52,5 
Prozent über jenen der Österreichischen Industrie (22).  Ein Alleingang in 
Sachen Energieabgabe wäre nach dieser Betrachtung wettbewerbspoli­
tisch unbedenklich. Von den diskutierten Abgabenvarianten (Vorschlag 
der EU, Schweizer Vorschlag einer C02-Abgabe) lassen weder die Vorla­
gen "Einführung" noch "Endausbau" die Energiepreise auf das deutsche 
Niveau steigen. 

Es findet sich außerdem keine empirische Bestätigung, daß steigende 
Umweltkosten, wie sie beispielsweise auch durch höhere Umweltstan­
dards entstehen, zwangsweise zu Wettbewerbsnachteilen führen müs­
sen. Dazu bemerkt beispielsweise Sorsa (1994), daß gerade Österreich, 
das einen hohen Anteil umweltsensibler Güter exportiert und gleichzei­
tig zu den Industrieländern mit den höchsten Umweltkosten zählt, sei­
nen Weltmarktanteil an gerade diesen Gütern erhöhen konnte. Auch 
Studien der Weltbank stellten fest, daß Umweltkosten üblicherweise 
keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich der internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit bewirkten (23). 

In dynamischer Sicht muß Wettbewerbsfähigkeit anders verstanden 
werden: "Wenn unter Wettbewerb effiziente Suchprozesse nach neuen 
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Produkten, Verfahren und Märkten verstanden wird ( . . .  ), dann ist unter 
Wettbewerbsfähigkeit wohl die Fähigkeit zu verstehen, bei solchen 
Suchprozessen der nationalen und internationalen Konkurrenten mit­
halten zu können. "  (24) Die Untersuchung der Wirkungen einer Energie­
abgabe läßt deutlich erkennen, in welchen Sektoren es an Wettbewerbs­
fähigkeit im dynamischen Sinne mangelt: Es sind genau jene Wirt­
schaftszweige, die einer Nettobelastung unterliegen, darüber hinaus 
Preisnehmer sind und bereits seit geraumer Zeit einen Umstrukturie­
rungsbedarf aufweisen. Im Zusammenhang mit einer Energieabgabe im­
mer wieder geforderte Ausnahmeregelungen z. B .  für die Basisindustrie 
sind abzulehnen, da notwendige strukturelle Anpassungen damit nur 
verzögert würden. 

Richtig ausgestaltet kann eine Energieabgabe ein effizientes wettbe­
werbspolitisches Instrument sein, indem sie Suchprozesse auslöst, wel­
che den Anpassungsprozeß beschleunigen und die Wettbewerbsfähigkeit 
stärken. Ausschlaggebend dafür sind empirisch nachweisbare Substitu­
tionsbeziehungen zwischen den Faktoren Energie, Arbeit und Kapital. 

Die Substitution zwischen den Faktoren Arbeit und Energie findet 
weniger direkt, innerhalb eines gleichbleibenden Prozesses, sondern 
eher indirekt statt: Höhere Energiepreise machen Investitionen in ener­
giesparende Technologien rentabel. Dies führt zu technischem Fort­
schritt und größerer Wettbewerbsfähigkeit, was arbeitsschaffend wirkt. 
In Dänemark, wo 1985 im Zuge des Ölpreisverfalls die Energiepreise 
drastisch erhöht wurden, wurde ein Innovationsschub ausgelöst, wel­
cher sich inzwischen in Form von beachtlichen Exporterlösen aus dem 
Verkauf von Energiespartechnologie bemerkbar macht (25).  In Japan ha­
ben hohe Energiekosten ähnliches bewirkt. Die angesprochenen Substi­
tutionsprozesse sind allerdings nicht als "Rückschritt" in Richtung ma­
nueller Arbeit, sondern vielmehr in Richtung verstärktem Einsatz von 
Know-how und qualifizierter Arbeit zu verstehen, ein für die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit nicht zu unterschätzender Aspekt. 

Auch für die Faktoren Energie und Kapital ist spätestens nach den 
beiden Erdölkrisen von einem substitutiven Verhältnis auszugehen. Ein 
verringerter Energieeinsatz würde daher c. p. eine höhere Nachfrage 
nach Kapitalgütern induzieren und nicht, wie im umgekehrten Fall der 
Komplementarität über verringerte Investitionstätigkeit das Wirt­
schaftswachstum bremsen (26). Für eine stärkende Wirkung der Ener­
gieabgabe im Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit ist 
es unerläßlich, daß die Produzenten mit einer intensiven Investiti­
onstätigkeit reagieren, da die Investitionsquote einen umweltpolitischen 
Erfolgsindikator hinsichtlich der Internalisierung externer Kosten, des 
technologischen Wandels und der Innovationen darstellt. Hier kann es 
ökonomisch sinnvoll sein, daß der Staat den betroffenen Sektoren aus 
den Mitteln der Energieabgabe Hilfen für Umstellungsinvestitionen ge­
währt, zumal den gegenwärtig diskutierten Energieabgaben (EU, 
Schweiz) von ihrem Ausmaß her ohnehin eher der Charakter einer Fi­
nanzierungssteuer zukommt. 
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Die seitens der Industrie geäußerten Befürchtungen, daß bei einem Al­
leingang mit Verlagerungen der Produktion ins Ausland zu rechnen sei, 
können nicht geteilt werden (27).  Sogar ein extrem energieintensiver Be­
trieb wie die AMAG reagierte nach Streichung der Strompreissubventio­
nen nicht mit Abwanderung, sondern stieg auf die Erzeugung weniger 
energieintensiver, dafür arbeitsintensiverer Finalprodukte um. Selbst 
wenn es zu Abwanderungen in Länder mit niedrigeren Energiekosten 
käme, so wäre dies Gegenstand normaler internationaler Arbeitsteilung. 
Die Abwanderung würde sowohl dem auslagernden Industrieland als 
auch dem übernehmenden rückständigen Land ökonomische wie ökolo­
gische Vorteile bringen. Auch global gesehen kann die Auslagerung öko­
logisch sinnvoll sein, wenn der Investor des entwickelten Landes im 
rückständigen Land eine Technologie einsetzt, die zwar vergleichsweise 
umweltintensiver ist als im eigenen Land, jedoch immer noch besser ist 
als der Stand der Technik bestehender Unternehmen im weniger ent­
wickelten Land. Multinationale Firmen halten sich zum Teil sogar an die 
Standards der "ersten Welt" ,  so daß gesamthaft gesehen das Argument 
der Industrie zurückzuweisen ist, wonach die Umweltbelastung auf­
grund von Produktionsauslagerungen global steigen soll. Mit größeren 
Verlagerungen energieintensiver Produktionen bei einer einseitigen Ein­
führung einer Energieabgabe ist außerdem sehr wahrscheinlich nicht zu 
rechnen, stellen doch für die meisten Branchen Energie- und Umweltko­
sten verglichen mit anderen (Arbeitskosten, Qualifikation der Arbeit­
nehmer, Marktnähe usw.) ohnehin einen relativ unbedeutenden Konkur­
renz- oder Standortfaktor dar. 

Zusammenfassend lassen sich weder aus statischer noch aus dynami­
scher Sicht der Wettbewerbsfähigkeit triftige Gründe gegen die Ein­
führung einer Energieabgabe finden. Im Gegenteil kann argumentiert 
werden, daß Länder, die sich zu einem frühen Zeitpunkt für die Ein­
führung einer Energieabgabe entscheiden, Vorsprungeffekte in den an 
Bedeutung zunehmenden Bereichen Umwelt- und Energietechnik erzie­
len können und somit in den Genuß eines "early adopter advantage " 
kommen. 

6. Auswirkungen auf die konsumierende Wirtschaft (Haushalte) 

6. 1 Direkte, statische Wirkungen für die Vorarlberger Haushalte 

Direkt durch die Energieabgabe belastet wäre der Vorarlberger Haus­
haltshereich - hier inklusive dessen Verkehrsanteils und berechnet an­
hand der Durchschnittsätze der Variante reine Energieabgabe - in der 
Einführungsphase mit rund 58 ,5 Mio. öS, im Endausbau mit rund 183,5 
Mio. öS (28) .  Auf Pro-Kopf-Beträge umgerechnet sind dies - siehe oben 
zum Ökobonus - lediglich öS 180,- (Einführung) bzw. öS 550,- (Endaus-
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bau) jährlich. Außerdem resultiert im Bereich der Energieträger eine Zu­
satzbelastung - siehe ebenfalls oben - aus der Umsatzsteuer. Je nach 
Überwälzungsmöglichkeiten der produzierenden Wirtschaft trifft die 
Energieabgabe die Haushalte weiters indirekt über den kumulierten En­
ergiegehalt konsumierter Güter. Die daraus resultierende Zusatzbela­
stung ist kaum abzuschätzen. Sie dürfte jedoch angesichts der niedrigen 
Steuersätze sowie aufgrund der Tatsache, daß speziell in den stärker von 
der Energieabgabe betroffenen Industriezweigen Überwälzungsmög­
lichkeiten weitgehend fehlen (29), nicht gravierend ausfallen. 

Ausgehend von aktuellen Energiepreisen (Juli 1994) bewirkt die Vari­
ante "Einführung" im Durchschnitt über alle drei Abgabenmodelle eine 
rund dreiprozentige, die Variante "Endausbau" eine rund zehnprozenti­
ge Energiepreissteigerung. Nach Energieträgern betrachtet, müssen die 
Heizöle durchwegs die stärksten prozentualen Preissteigerungen hin­
nehmen, da sie im Vergleich zu den Treibstoffen ein niedrigeres Aus­
gangspreisniveau aufweisen. Eher unbefriedigend fallen die prozentua­
len Preissteigerungen der Kohle (etwas weniger der Erdölprodukte) in 
Relation zum Gas aus. Insgesamt liegt das Ausgangspreisniveau in Vor­
arlberg vor allem aufgrund niedriger Strompreise unter dem österreich­
weiten Durchschnitt. Im Vergleich zu Österreich wird die Energiepreis­
steigerung für Vorarlberger Haushalte daher in der prozentualen Be­
trachtung leicht höher ausfallen, allerdings eher verkraftbar bzw. zu 
rechtfertigen sein. 

Im Rahmen der direkten Wirkungsabschätzung wird bei den Konsu­
menten besonderes Augenmerk auf den Einkommenseffekt der Energie­
abgabe gerichtet. Eines der häufigsten Argumente gegen eine Energieab­
gabe betrifft ihre angebliche Regressivität. Es wird argumentiert, sie trä­
fe untere Einkommensschichten relativ stärker als höhere, was vertei­
lungspolitisch problematisch sei. Weder empirisch noch theoretisch ist 
dieser Einwand allerdings eindeutig haltbar (30). Grundsätzlich ist zur 
Verteilungsdiskussion im Zusammenhang mit einer Energieabgabe je­
denfalls festzuhalten, daß Umweltabgaben primär allokative Instru­
mente sind, die über die Veränderung relativer Preise wirken. Auch die 
Gruppe der Wenigverdiener soll von diesen preislichen Anreizen nicht 
abgeschirmt werden. Zur Verwirklichung von Umverteilungszielen ist 
auf andere, geeignetere Maßnahmen zu verweisen. Verteilungspolitik 
soll direkt über Einkommen erfolgen und nicht gerade bei der Ener­
giefrage "hervorgezaubert" werden (31) .  

6.2 Dynamische Wirkungen bei den Haushalten 

Die Strategien der Haushalte zur Reduktion des direkten Energiever­
brauchs, der zum weitaus größten Teil die Anwendungsbereiche Raum­
heizung und Warmwasseraufbereitung betrifft, sind innerhalb der beste­
henden Technologie mit der Befolgung verschiedener Energiespartips 
eher begrenzt. Sieht man von unerwünschten Substitutionsprozessen 
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(bestimmte Arten der "Selbstversorgung" , Umgehung der Steuer durch 
Direktimporte) sowie von effektivem Komfortverzicht ab, so eröffnet 
sich ein weitaus größerer Handlungsspielraum erst durch die Änderung 
der Technologie. Die Anschaffung verbrauchsgünstigerer Haushalts­
geräte, Sanierungsmaßnahmen zur verbesserten Wärmedämmung oder 
die Umstellung des Heizsystems tragen den Charakter von Investitions­
entscheidungen. Im Vergleich zum Unternehmenssektor dürften im pri­
vaten Bereich diesbezügliche Kostenminimierungsstrategien weniger 
greifen, vor allem aber haben hohe Investitionsvolumina eine vergleichs­
weise längere Amortisationszeit (32). Von erheblicher Bedeutung ist im 
Haushaltssektor auch die zum Teil mangelnde Information bezüglich der 
Möglichkeiten und Kosten-Nutzen-Relationen energiesparender Inve­
stitionen. Der "Sprungpreis" ,  ab dem der Wechsel zu energiesparenden 
Technologien rentabel wird, dürfte hier daher deutlich über den seitens 
der EU geplanten Preissteigerungen liegen. Schmoranz (1993) macht 
aufgrund der Charakteristika der privaten Energienachfrage den inter­
essanten Vorschlag einer "Defensivsteuer" auf den Energiemehrver­
brauch weniger effizienter Geräte. Sie soll bereits beim Gerätekauf in 
Rechnung gestellt werden und die Kaufentscheidung des Konsumenten 
in Richtung der effizienteren Alternative lenken. 

7. Wirkungen im Verkehr: Tanktourismus und alternative Verkehrs­
besteuerung 

Eine Energieabgabe auf Treibstoffe wäre ein sowohl ökonomisch als 
auch ökologisch und administrativ höchst effizientes Instrument, um 
den Wirkungsgrad der Energie im Verkehrssektor zu steigern und dessen 
Gesamtemissionen zu senken. Einer Verteuerung der Energiepreise sind 
im Verkehr durch das Problem des Tanktourismus deutliche Grenzen ge­
setzt. Aufgrund der Kleinheit und vergleichsweise "offenen" Lage des 
Landesgebietes trifft dies für Vorarlberg in speziellem Maße zu. Eine En­
ergiesteuer kann daher allenfalls dazu benutzt werden, bestehende 
Preisdifferenzen gegenüber dem Ausland zu egalisieren. 

Einen auf den ersten Blick exotisch anmutenden, bei näherer Betrach­
tung aber durchaus realistischen Ausweg böte die alternative Besteue­
rung des Verkehrs nach der Fahrleistung ("Radumdrehungssteuer") .  Der 
Verkehr wäre aus dem Geltungsbereich der Energieabgabe auszuklam­
mern, dafür würde in Anlehnung an einen Vorschlag des Verkehrsclubs 
der Schweiz jeder Fahrzeughalter am Jahresende pro gefahrenen Kilo­
meter eine Abgabe von 80 g (10  Rp) entrichten. Ein Freikontingent von 
8 .000 km/Jahr ist im angesprochenen Vorschlag vorgesehen, was den Ef­
fekt einer indirekten Progression hätte. Die Gewichtung der Fahrlei­
stung mit fahrzeugspezifischen Emissionskoeffizienten würde die Be­
messungsgrundlage sogar noch erheblich aufwerten. Eine einstweilige 
Beschränkung der Abgabenpflicht auf die Halter von PKW wäre aus ad­
ministrativen Gründen sinnvoll, aber auch ökologisch argumentierbar, 
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da hier die Hauptemittenten im Verkehrsbereich liegen. Bei einer Kom­
bination mit einem Ökobonus - hier administrativ möglich, da ohnehin 
mit den Fahrzeughaltern "in Kontakt" getreten werden müßte - würde 
das Steueraufkommen von den Viel- zu den Wenigfahrern umverteilt. 
Dem Argument, wonach fahrleistungsabhängige Abgaben Berufsgrup­
pen benachteiligen würden, die auf das Kfz angewiesen sind (Pendler) , 
kann entgegengehalten werden, daß es genau diese sind, die durch ihre 
täglichen Fahrten zur Arbeitsstätte eine überdurchschnittlich hohe Um­
weltbelastung verursachen. Eine Anlastung dieser externen Kosten ist 
allokativ effizient und sollte nicht aus verteilungspolitischen Motiven 
unterlassen werden. Dies gilt vor allem auch unter dem Aspekt, daß 
genügend Möglichkeiten zur Anpassung an die erhöhten Kosten der Au­
tomobilnutzung offenstehen (Fahrgemeinschaften, öffentliche Verkehrs­
mittel, Inanspruchnahme privater Busgesellschaften). 

Bei einem Bestand von 135 .567 PKW im Jahre 1992 und einer durch­
schnittlichen Jahresfahrleistung von 13 .000 km brächte die skizzierte 
Abgabe ein Aufkommen von ca. 542 Mio. öS (33). Man könnte, um die 
Lenkungswirkung zu verstärken und gleichzeitig die politische Durch­
setzbarkeit zu vergrößern, dasselbe Aufkommen ausgehend von der 
durchschnittlichen Jahresfahrleistung "nach oben" verschieben. Bei ei­
nem Freikontingent von 10 .500 km/Jahr beispielsweise müßten hierzu 
die im Durchschnitt verbleibenden 2 .500 km mit einem Steuersatz von 
1 ,60 öS/km belegt werden. 

Einem vergleichsweise höheren administrativen Aufwand bei der 
"Radumdrehungssteuer" (Einbau eines manipulationssicheren Odome­
ters, periodisches Ablesen des Kilometerstandes) stehen große Vorteile 
hinsichtlich der Möglichkeit zur flexiblen Tarifgestaltung gegenüber. 
Die Steuersätze können im Gegensatz zur Treibstoffverbrauchsbesteue­
rung unabhängig vom Ausland festgelegt werden. Anreize zum Tanktou­
rismus und oft damit verbundenem Kaufkraftabfluß durch Einkaufs­
fahrten könnten so in den Griff bekommen werden. 

8. Das K.O.-Kriterium für den "Feldversuch Vorarlberg": mangelnde 
finanzverfassungsrechtliche Zulässigkeit 

8.1 Die Abgabenhoheit der Länder und ihre Beschränkungen im 
Überblick 

Eine landeseigene Abgabe auf den Energieverbrauch wäre nach der 
Abgabentypologie des § 6 Abs. 1 Finanz-Verfassungsgesetz (F-VG) (34) 
mittels einer "ausschließlichen Landesabgabe, deren Ertrag ganz den 
Ländern zufließt" (§ 6 Abs. 1 Z 3 F-VG) oder alternativ mittels einer 
zwischen Ländern und Gemeinden geteilten Abgabe (§ 6 Abs. 1 Z 4 lit. 
a-c, insbesondere lit. a "gemeinschaftliche Landesabgabe") zu verwirk-
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liehen. Die Kompetenzkompetenz in Angelegenheiten des Abgabenwe­
sens kommt dem Bund zu. Es ist ihm nach § 7 Abs. 2 F-VG insbesondere 
vorbehalten, Abgaben oder deren Ertrag den Ländern (Gemeinden) zu 
überlassen. Die explizit den Ländern überlassenen Abgaben sind in § 14 
des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) (35) demonstrativ genannt, eine En­
ergieabgabe findet sich nicht darunter. Darüber hinaus bleiben den Län­
dern Besteuerungsmöglichkeiten im Rahmen des sogenannten "Abga­
benerfindungsrechts" offen, grundsätzlich aber ausschließlich in jenem 
Bereich, in dem sie mit dem Bund nicht in Konflikt kommen. Abbildung 
3 zeigt eine " Checklist" zur Überprüfung der Zulässigkeit einer eigenen 
Landesabgabe unter Berücksichtigung der maßgeblichen "K.O.-Kriteri­
en" des F-VG. 

8.2 Die rechtlichen Barrieren für eine landeseigene Energieabgabe 

Die zur Diskussion stehende landeseigene Energieabgabe dürfte vor­
rangig auf drei finanzverfassungsrechtliche Barrieren gemäß obiger Ab­
bildung 3 stoßen. Diese sind 
1 .  der Vorbehalt einer "Energieverbrauchsabgabe" durch den Bund (§ 7 

Abs. 2 F-VG), 
2 .  das Verbot von Abgaben von demselben Besteuerungsgegenstand wie 

Bundesabgaben ohne Ermächtigung seitens des Bundes (§ 8 Abs. 3 F­
VG) sowie 

3 .  die Unzulässigkeit von Verbrauchsabgaben, die auch den Verbrauch 
außerhalb des Geltungsgebietes der Abgabe oder nicht grundsätzlich 
den gesamten Verbrauch im Geltungsgebiet treffen (§ 8 Abs. 4 F-VG). 
Die ersten beiden Kriterien werden nachfolgend vertiefend behandelt. 

Das dritte ist vergleichsweise "schwächer" :  Zwar lassen sich bei Ver­
brauchsabgaben, die in der Praxis regelmäßig anläßlich eines dem Ver­
brauchsakt vorgelagerten, leichter erlaßbaren Verkehrsvorganges einge­
hoben werden müssen, die notwendigen Vorkehrungen zur Freistellung 
von Exporten bzw. Belastung von Importen und des Eigenverbrauchs 
treffen, ein Graubereich bei den Direktimporten der privaten Haushalte 
inklusive "Tanktourismus" wird sich jedoch nicht vermeiden lassen. 

Eine zusätzliche Beschränkung außerhalb des F-VG hätte sich ur­
sprünglich aus einer einfachen bundesgesetzliehen Regelung im Zusam­
menhang mit der Neuregelung der Fernwärmeförderung ergeben. Das 
Anfang Juni 1 994 beschlossene "Bundesgesetz, mit dem die Länder er­
mächtigt werden, eine Abgabe auf den Verbrauch elektrischer Energie 
zu erheben" (im folgenden kurz FWAG) sah zur Finanzierung der Fern­
wärmeförderung die Einführung einer zweckgebundenen Landesabgabe 
in der Höhe von maximal 0,7 g je verbrauchter kWh vor (36). Zwar for­
muliert § 1 des FWAG klar: "Abgaben auf den Endverbrauch an elektri­
scher Energie sind ausschließliche Landes-(Gemeinde-)abgaben. "  Durch 
einen nachträglich eingebrachten und im Gesetzesbeschluß berücksich­
tigten Abänderungsantrag wurde allerdings die Abgabenerhebung der 
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Abbildung 3: 
Finanzverfassungsrechtliche Kriterien zur Prüfung der Zulässigkeit e­

iner ausschließlichen Landesabgabe 

�·-·--
--·· ' 

ausschlie61iche Landesabgabe 

I i 

•--·-··· Hat der Bund die Abgahe hiMer fü.r sieb beansprucht? 
(§ 7 Abs. 1 Wld 2 F-VG) 

.. 
• 

Hat der Band die GeiHinden ermäc:btigt, die Abgabe 
auszuschreiben? (§ 7 Abs. 5 F-VG) 

I Trifft eineT der···--- des § 1 Abs. 4 F-VG zu? 
- Doppelbestet:orung und •ousligc übermilßlge Delastung; 

• - Anpa.••ung an Bestimmungen des zwischenstaatlichen Steuerrechts; 
· -E.-schwcruugen des Verkehrs; 

-&hädii(Ung der tiundcsi:inatm!Jl . 

... 

··---'  
Trifft einer der Hlnderwtgsgründe des § 8 Abs. 2-4 F-VG zu? 1 -Ikcinlrächtigung der finanziellen Le;,en•fähigi<.elt der Gemeinden (2); 

- Abga.ben voo demselben Besteuerungsgegenstand (3); 
' Verletz�:ng dcr Einheil des Währungs-, Wirtschaft.- n. 7..ollgebietes (4); 

-Erl=ung von Verbrauch außtorhalb/inn<"rhalb des Gdlungsgebietes (4). 

' L __ , ' 
Einfllbru.og zulässig Einftlhrung nicht 1:ulässig 

Länder auf elektrische Energie in allen anderen als der fixierten Form 
v..iederum verboten: "Andere Abgaben, die den Verbrauch elektrisr.hcr 
Energie belasten, einschließlich solcher Abgaben, die an den Transport 
elektrischer Energie oder an das Eigentum an Einrichtungen, insbeson­
dere an Leitungen zum Transport elektrischer EnergiP. anknüpfen, dür­
fen von den Ländern (Gemeinden) nicht erhoben werden."  (§ 2 [3] 
FWAG). Dieses explizite Verbot wurde dann auch zum Streitpunkt zwi­
schen den Gebietskörperschaften. Nach der Beeinspruchung des Gesel­
zes durch den Bundesrat Anfang September 1994 gelang, obwohl die 
Länder durch den Bundesrat lediglich ein suspensives Vetorecht haben, 
durch das Auslaufen der XVIII. Gesetzgebungsperiode im Oktober 1994 
keine endgültige Verabschiedung des Gesetzes. Da::; FWAG müßte nun 
als Gesetzesantrag neu in den Nationalrat eingebracht werden. 
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8.3 Der Vorbehalt einer nicht eingehobenen Energieabgabe durch den 
Bund: Das Beispiel Salzburger Stromerzeugungsabgabe 

Nach § 7 Abs. 2 F-VG ist es dem Bund vorbehalten, Abgaben zu aus­
schließlichen Bundesabgaben oder zwischen Bund und Ländern geteil­
ten Abgaben zu erklären. Eine (allgemeine) Energieverbrauchsabgabe 
wird vom Bund gegenwärtig zwar nicht eingehoben, allerdings findet 
sich die Energieabgabe neben dem ebenfalls nicht eingehobenen Kultur­
groschen in der demonstrativen Aufzählung des § 7 Abs.  1 FAG. Eben­
dort heißt es: "Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind ( . . .  ) der Kultur­
groschen und die Energieverbrauchsabgabe. "  Dieser Vorbehalt, dessen 
Aufhebung bereits seit 1950 von den Ländern immer wieder vergeblich 
gefordert wird, ist verfassungsrechtlich umstritten. Die betreffende En­
ergieverbrauchsabgabe ist in keiner Weise konkretisiert , "so daß das ,Sy­
stem' und die rechtlichen Art- und Gattungsbegriffe der betreffenden 
Steuermaterie verfassungsrechtlich unbestimmbar bleiben und eine 
Auslegung des betreffenden Kompetenztatbestandes nicht möglich ist" 
(37). 

Ungeachtet dessen wird eine Energieerzeugungs( ! )abgabe des Landes 
Salzburg derzeit vom Verfassungsgerichtshof im Rahmen eines Geset­
zesprüfungsverfahrens im Hinblick auf ihre Gleichartigkeit mit der vor­
behaltenen, aber nicht eingehobenen Energieverbrauchsabgabe des 
Bundes geprüft (38). Das Land Salzburg beschloß im Rahmen des Salz­
burger Umweltfondsgesetzes (LGBl. 50/1992) unter anderem, eine 
"Stromerzeugungsabgabe" in der Höhe von 2 g/kWh erzeugtem Strom 
zu erheben. Die bescheidmäßige Steuervorschreibung für 1992 und 1993 
wurde von einer Reihe von Steuerpflichtigen vor dem Verfassungsge­
richtshof angefochten. Dieser folgte in seiner vorläufigen Beschlußfas­
sung klar einer ökonomischen Argumentationslinie: Die Salzburger 
Stromerzeugungsabgabe stelle zwar auf die Menge an erzeugter Energie 
ab und unterwerfe die Betreiber der Stromerzeugungsanlage der Steuer­
pflicht. Letztlich aber werde sie auf den Verbraucher übergewälzt. Es 
handle sich daher trotz der rechtlichen Konstruktion als Produktions­
steuer de facto um eine Verbrauchsabgabe. Der Verfassungsgerichtshof 
hierzu: "Es dürfte sohin für den Charakter als Energieverbrauchsabga­
be im Sinne des § 7 Abs. 1 FAG unerheblich sein, ob die Besteuerung 
elektrischer Energie rechtstechnisch auf deren Lieferung abstellt, oder 
durch eine Produktionssteuer erfolgt. "  (39) Folgt man dieser vorläufigen 
Auffassung, so ist im gegenständlichen Vorbehalt eine Schranke nicht 
nur für als Verbrauchsabgaben deklarierte, sondern für alle de facto als 
solche wirkenden Energieabgaben der Länder zu sehen. 

8.4 Abgaben von demselben Besteuerungsgegenstand 

Abgesehen vom oben behandelten "allgemeinen Verbot" von Energie­
abgaben der Länder ist als weiteres Kriterium für die Zulässigkeit in je-
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dem Fall maßgeblich, daß Zuschläge oder gleichartige Abgaben der Län­
der von demselben Besteuerungsgegenstand wie Bundesabgaben nur mit 
bundesgesetzlicher Ermächtigung erhoben werden dürfen (§ 8 Abs. 3 F­
VG). Von "gleichartigen" Abgaben kann nach herrschender Rechtsauf­
fassung nur gesprochen werden, "wenn die fraglichen Abgaben densel­
ben Abgabengegenstand in vergleichbarer Weise ausschöpfen, d. h. wenn 
bei Identität des Steuergegenstandes auch andere Merkmale des Steuer­
tatbestandes (insbesondere der Kreis der Steuersubjekte und die Steuer­
bemessungsgrundlage) zumindest ähnlich sind" (40). Als Abgaben, die 
sehr wahrscheinlich in Konflikt mit der Vorarlberger Energieabgabe ste­
hen, kommen vor allem die Mineralölsteuer und die Sonderabgabe von 
Erdöl in Frage (41) .  Abbildung 4 zeigt eine vergleichende Gegenüber­
stellung der Energieabgabe-Vorarlberg mit den beiden relevanten Abga­
ben. Beide zum Vergleich herangezogenen Abgaben sind Bundesabga­
ben, die Mineralölsteuer eine gemeinschaftliche (§ 7 Abs. 1 FAG), die 
Sonderabgabe von Erdöl eine ausschließliche Bundesabgabe (§ 6 Z 3 
FAG). Der Tatbestand des gleichen Besteuerungsgegenstandes der ge­
planten Vorarlberger Energieabgabe und der beiden zu überprüfenden 
Abgaben liegt in Teilbereichen vor, und zwar bei den Verarbeitungspro­
dukten von Erdöl (Treibstoffe, Heizöle). 

Die Sonderabgabe von Erdöl ist rein rechtstechnisch - bedingt durch 
die Anknüpfung am Tatbestand der Gewinnung von Rohöl sowie der 
Einfuhr bzw. Erzeugung von Erdölprodukten - zu den Verkehrssteuern 
zu zählen. Die Energieabgabe-Vorarlberg und die Sonderabgabe von 
Erdöl sind, wie aus Abbildung 4 ersichtlich, hinsichtlich einer Reihe 
weiterer Merkmale voneinander verschiedene Abgaben. In der ökonomi­
schen Sichtweise allerdings zeitigen beide ähnliche Wirkungen. Auch 
die Sonderabgabe von Erdöl wird aufgrund von Überwälzungsprozessen 
letztlich zu einem erheblichen Teil den Endverbraucher treffen. Da der 
juristische Standpunkt bei der Charakterisierung einer Abgabe zuneh­
mend dieser ökonomischen Argumentationslinie folgt - siehe auch im 
"Salzburger Fall" -, ist eine Einstufung der beiden Abgaben als "gleich­
artig" als wahrscheinlich anzunehmen. 

Die Frage nach der "Gleichartigkeit" der Vorarlberger Energieabgabe 
mit der Mineralölsteuer ist noch eindeutiger zu beantworten. Der ge­
meinsame Steuergegenstand "Mineralöle auf der Stufe der Verarbei­
tungsprodukte" ist gegeben. Auch hinsichtlich weiterer Merkmale - sie­
he Abbildung 4 - besteht zumindest Ähnlichkeit. Trotz eines leicht un­
terschiedlichen "steuertechnischen" Erhebungsvorganges - "Wegbrin­
gung aus dem Erzeugungsbetrieb" bei der Mineralölsteuer versus "Ab­
gabe an den Endverbraucher" bei der Energieabgabe Vorarlberg - sind 
beide Abgaben als spezielle Endverbrauchsteuern zu bezeichnen, da sie 
auf denselben Steuerdestinatar, den Letztverbraucher, abzielen. Mit der 
Mineralölsteuer dürfte die Vorarlberger Energieabgabe sohin mit Si­
cherheit in Konflikt kommen. Sollte allein die besprochene "Gleichar­
tigkeit" mit einer der beiden Abgaben ausschlaggebend für das Verbot 
einer landeseigenen Energieabgabe sein, so bliebe dem Land immerhin 
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Abbildung 4:  
Vergleich der Energieabgabe Vorarlberg mit der Mineralölsteuer und der Sonderabgabe von Erdöl 

"Abgaben von demselben Besteuerungsgegenstand wie Bundesabgaben" - Vergleich 
der Energieabgabe Vorarlberg mit der Mineralölsteuer und der Sonderabgabe von Erdöl 
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Besteuerungsspielraum bei den nicht durch Mineralölsteuer I Sonderab­
gabe von Erdöl erfaßten Energieträgern. 

9. Zusammenfassung 

Die Idee der Einführung einer Energieabgabe auf Landesebene als 
"Feldversuch Vorarlberg" erweist sich als erhebungstechnisch und öko­
nomisch prinzipiell machbar, scheitert jedoch an ihrer mangelnden fi­
nanzverfassungsrechtlichen Zulässigkeit. Ausschlaggebend hierfür ist 
insbesondere der bestehende Vorbehalt einer (derzeit nicht eingehobe­
nen) Energieverbrauchsabgabe durch den Bund (§ 7 Abs. 2 F-VG in Ver­
bindung mit § 7 Abs. 1 FAG) .  Der Verfassungsgerichtshof definiert den 
Begriff der "Verbrauchsabgabe" über das Kriterium der ökonomischen 
Wirkung einer Abgabe und nicht deren rechtstechnische Ausgestaltung 
(z . B .  als Produktions- oder Verkehrssteuer) , so daß Energiebesteue­
rungsrechte der Länder in den denkbaren Ausgestaltungsvarianten ge­
nerell unterbunden werden. Weiters als "K. 0.-Kriterium" schlagend 
wird die in wesentlichen Bereichen vorliegende Gleichartigkeit der Vor­
arlberger Energieabgabe mit bestehenden Bundesabgaben (Mineralöl­
steuer, Sonderabgabe von Erdöl). Dennoch liefert die Beschäftigung mit 
dem "Feldversuch" - ausgehend von einer Energieabgabe in der seitens 
der EU zur Diskussion gestellten Größenordnung - einige auch für eine 
mögliche bundesweite Einführung ökonomisch interessante Erkenntnis­
se: 
e Eine aufkommensneutrale Einführung der Energieabgabe wird prin­

zipiell als sinnvoll erachtet. Da auf Landesebene hinsichtlich Art und 
Ausmaß geeignete Abtauschmöglichkeiten mit bestehenden Landes­
steuern fehlen, wurde als Alternative die direkte Rückverteilung des 
Steuerertrages über ein Ökobonus-Modell vorgeschlagen. Dieses 
scheitert jedenfalls bei den privaten Haushalten am prohibitiv hohen 
administrativen Aufwand. Im Unternehmenssektor ist ein Ökobonus 
administrativ eher handhabbar. Eine Rückverteilung dessen anteili­
gen Aufkommens gemäß Einsatz des Faktors Arbeit (Anzahl der Ar­
beitnehmer, Lohnsumme) wird empfohlen. 

e Eine vollständige Zweckbindung der Mittel aus einer Energieabgabe 
wird abgelehnt, da auf diesem Wege wiederum durch öffentliche Mit­
tel nach dem Gemeinlast- statt nach dem Verursacherprinzip Um­
weltpolitik betrieben würde. Befristete Zweckbindungen (von Teilen) 
der Einnahmen für Investitionshilfen zum Umstieg auf umwelt­
freundlichere Technologien können jedoch sinnvoll sein, um die Len­
kungswirkung niedrig angesetzter Abgabenvarianten zu verstärken. 

e Die Wirkungen der Energieabgabe bei den Unternehmen konnten auf­
grund der Datensituation vorerst nur für die Industrie Vorarlbergs 
quantifiziert werden. Eine Steigerung der Energiekosten in der erho­
benen Größenordung (3,5 Prozent bzw. 1 1  Prozent) läßt die Gesamt­
produktionskosten der Industrie lediglich im Promillebereich steigen. 
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e Das häufig vorgebrachte Argument, ein Alleingang in Sachen Ener­
gieabgabe schädige die internationale Wettbewerbsfähigkeit der In­
dustrie, kann nicht nur anhand der geringen Belastungswirkungen so­
wie der Tatsache, daß die Österreichische Industrie generell zu - inter­
national gesehen - sehr niedrigen Energiepreisen produziert, entkräf­
tet werden. Speziell in der dynamischen Betrachtung zeigt sich, daß 
steigende Energiepreise eine "Vorwärtsstrategie" in Richtung höherer 
Wertschöpfung, erhöhtem Einsatz von qualifizierter Arbeit und 
Know-how und technischem Fortschritt begünstigen, was letztlich ei­
ne höhere Wettbewerbsfähigkeit nach sich zieht. Insofern wird auch 
von Ausnahmeregelungen für besonders betroffene Wirtschaftsberei­
che abgeraten. Grundsätzlich sind es nämlich eben jene, die einen ho­
hen Umstrukturierungsbedarf aufweisen und daher von den Wirkun­
gen einer Energieabgabe nicht abgeschirmt werden sollten. 

e Bei den privaten Haushalten führen die überprüften Varianten zu 
durchschnittlichen Energiepreissteigerungen von 3 Prozent bzw. 10  
Prozent. Nennenswerte Energiesparerfolge sind auch im Haushalts­
bereich erst zu erwarten, wenn auf die Abgabe mit der Umstellung 
auf eine energiesparende "Technologie" (Heizungssystem, Wärme­
dämmmung, sparsame Haushaltsgeräte) reagiert wird. Diesbezügli­
che Reaktionen sind im Bereich der konsumierenden Wirtschaft als 
eher "träge" einzustufen (Informa tionsmängel hinsichtlich des Zu­
sammenhangs einer energiesparenden Investition mit den in der Fol­
ge eingesparten Energiekosten, Dominanz anderer Produktmerkmale 
als des Energieverbrauchs bei Kaufentscheidungen für Haushalts­
geräte) . 

e Die häufig geäußerten Bedenken hinsichtlich negativer Verteilungs­
wirkungen einer Energieabgabe können nicht geteilt werden. Weder 
empirisch noch theoretisch läßt sich die vermeintliche regressive 
Wirkung der Abgabe eindeutig nachweisen. Zudem muß betont wer­
den, daß die allokative Ausrichtung der Energieabgabe im Vorder­
grund stehen sollte. Für verteilungspolitische Fragen wird auf die di­
rekte Abwicklung über Einkommen als geeigneterem Instrument ver­
wiesen. 

e Die Energiebesteuerung im Verkehrssektor wird zwar als ökologisch 
wie ökonomisch äußerst effizient eingestuft. Einem Alleingang sind 
aber durch das Problem des Tanktourismus deutliche Grenzen gesetzt. 
Die Energieabgabe kann hier lediglich dazu benutzt werden, Preisdif­
ferenzen gegenüber dem nahen Ausland zu egalisieren. Als ökologisch 
zweckmäßige Alternative käme eine Besteuerung nach der Fahrlei­
stung ("Radumdrehungssteuer")  in Frage. Durch die Einschaltung ei­
nes Kilometerfreikontingentes könnte die Abgabe progressiv gestaltet 
werden, so daß "Vielfahrer" relativ stärker belastet werden. Dem 
Nachteil des vergleichsweise hohen administrativen Aufwands einer 
Anknüpfung an der jährlichen Kilometerleistung stünde vor allem der 
Vorteil der vergleichsweise hohen ökologischen Effizienz in Verbin­
dung mit der Unabhängigkeit vom Ausland bei der Festlegung der 
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Steuersätze gegenüber. Verteilungspolitisch motivierte Ausnahmen 
gerade bei den Vielfahrern (Pendler) sind aus allokativer Sicht abzu­
lehnen. 
Für eine etwaige Energieabgabe auf Bundesebene kann abschließend 

aus dem "Feldversuch Vorarlberg" vor allem die Erkenntnis gezogen 
werden, daß die Argumentation, wonach eine Energieabgabe nur im in­
ternationalen Gleichschritt eingeführt werden könne, weder aus erhe­
bungstechnischen noch aus ökonomischen Gründen haltbar ist. Im Sin­
ne einer offensiven, zukunftsorientierten Energie- und Wirtschaftspoli­
tik wäre ein solcher geradezu zu fordern. Die einzuführende Energieab­
gabe sollte, um ihren Zielen gerecht zu werden, klar allokativ orientiert 
sein. Eine Vermischung mit verteilungs- und (strukturkonservierenden) 
industriepolitischen Zielen ist grundsätzlich zu vermeiden. 

Anmerkungen 

(1) Vgl. Gantner, Bolter, Hennessey (1994). 
(2) Zu den Systematisierungskriterien vgl. auch Bayer, Puwein (1990). 
(3) Unter Primärenergie wird der Input in das Energiesystem ("energetische Rohstoffe") 

verstanden, solange er noch keinerlei Umwandlung erfahren hat (fossile Brennstof­
fe, Kernbrennstoffe, regenerative Energiequellen). Sekundärenergieträger entstehen 
durch Umwandlung der Primärenergie. Sie treten leitungsgebunden (Strom, Gas, 
Fernwärme) oder als Veredelungsprodukte (Koks, Briketts, Heizöl, Benzin) auf. 

(4) Vgl. beispielsweise bei Rebemig (1990) 32 f; Mayer (1991) 3 1  f. 
(5) Vgl. Schneider, Stiglbauer (1994) 62 f. 
(6) Ausgeklammert bleibt die Wasserkraft z. B. bei Eidgenössisches Departement des 

Inneren (1994), Glatz, Hein, Pohl (1990), Famy, Kratena, Roßmann (1990). Die Ein­
beziehung der Wasserkraft sehen z. B. die Konzepte der EU (1992), von Bayer, Pu­
wein (1990) sowie von Rebemig (1990) und Payer (1988) vor. 

(7) Übedegenswert wäre allerdings auch eine Ausnahme des Stroms von der allgemei­
nen Verteuerung durch eine Energieabgabe und dafür eine Reform der Struktur der 
Stromtarife in Richtung höhere Kostenwahrheit (Least-Cost-Planning). 

(8) Zum EU-Richtlinienentwurf (KOM [1992] 226end) vgl. insbesondere Mayer (1992 
und 1993); Zum Vorschlag der Schweiz vgl. Eidgenössisches Departement des Inne­
ren (1994) und Eidgenössische Finanzverwaltung (1988). 

(9) Was die Sonderregelung für den elektrischen Strom betrifft, so wird die C02-Kom­
ponente zu den üblichen Steuersätzen für die fossilen Energieträger auf der Primär­
energiestufe, die Energiekomponente auf der Sekundärenergiestufe eingehoben. Für 
die wiederum gesondert geregelte Wasserkraft entfällt die C02-Komponente natur­
gemäß, der Steuersatz für die Energiekomponente beträgt 0,76 ECU/MWh. In den 
nachfolgenden Berechnungen für Vorarlberg wurde mangels nennenswerter eigener 
kalorischer Erzeugung lediglich die Energiekomponente berücksichtigt. 

(10) Vgl. Mayer (1994) 29, Schleininger (1994) 15 .  
( 1 1) Vgl. Ziegler (1991) 50. 
(12) Vgl. Schleininger (1994) 15,  Mayer (1991) 135, Famy, Kratena, Roßmann (1990). 
(13) Vgl. Meier (1991) 129, V an Suntum (1989) 559 .  
(14) Gemäß Amt der Vorarlberger Landesregierung (1993,  Anhang). Eine kritische Be­

merkung zur Datensituation im Energiebereich auf Bundesländerebene sei ange­
bracht. Durchgängige Energiebilanzen sind derzeit nicht verfügbar. Berechnungen 
des ÖSTAT sind erst in Arbeit, das Bestehen des Vereins Regionale Energiebilanzen 
(STAPIS Energie, Graz), eines privaten Anbieters, soll nach eigenen Angaben ge-
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fährdet sein (vgl. Zelle, Schlechtner [ 1994] 97 f). Bereits vorliegende STAPIS-Ergeb­
nisse sind für Vorarlberg nicht vollständig zugänglich, da ein Ankauf durch das Land 
unterblieben ist. Die vom Amt der Vorarlberger Landesregierung herausgegebenen 
Endverbrauchswerte erlauben nur sehr eingeschränktes Arbeiten, da z. B. keine Auf­
gliederung nach Verbrauchssektoren oder Verwendungszwecken vorliegt. 

( 15) Vgl. ÖSTAT, Gebarungsübersichten ( 1993). 
(16) Der Anteil der Industrie am Energieverbrauch des Unternehmenssektors insgesamt 

(36,3 Prozent) ist größer als deren Beschäftigungsanteil (33 Prozent), was eine Um­
verteilung zu den übrigen Unternehmen zur Folge hätte. Allerdings ist der Anteil der 
- in den Varianten EU und CH relativ höher besteuerten - fossilen Energieträger im 
industriellen Sektor wesentlich geringer als im nicht-industriellen Sektor. Die gün­
stigere Struktur des Energieverbrauchs der Industrie kompensiert somit das ungün­
stigere Verhältnis Energie- zu BeschäftigungsanteiL 

( 17) Vgl. Zelle, Schlechtner (1994), 90, Wirtschaftskammer Vorarlberg (1993) 20.  
(18) Energiekostentangente für Vorarlberg: eigene Berechnungen nach Daten des 

ÖSTAT; für Österreich vgl. Bayer, Puwein (1990) 39 .  Das Maximum des Anteils der 
Energiekosten am BPW wird österreichweit im Basissektor mit 1 1  Prozent erreicht, 
das Minimum bei den technischen Verarbeitungsprodukten mit 1 ,5 Prozent (vgl. 
Tichy [1994] 322), welches nur wenig unter der Energiekostentangente der Vorarl­
berger Industrie liegt. 

( 19) Bei der Zurechnung des Steueraufkommens auf einzelne Industriezweige wird der 
Datenschutz auf regionaler Ebene zum Problem. Eindeutig zurechenbar sind 77,8 
Prozent (EU) bzw. 72,1 Prozent (CH) des Gesamtsteueraufkommens. Durch telefoni­
sche Befragung von 1 1  großen Industrieunternehmen konnte der Anteil des zure­
chenbaren Aufkommens auf 89,8 Prozent (EU) bzw. 88,7 Prozent (CH) erhöht wer­
den. Das verbleibende Aufkommen wurde aufgrund von Annahmen gleichmäßig auf 
die betroffenen Industriezweige verteilt. 

(20) Heizöl leicht, Heizöl schwer, Erdgas und Flüssiggas wurden anhand der Beschäftig­
tenzahlen auf die Industriezweige verteilt, bei Heizöl mittel wurde jeweils der 
durchschnittliche Anteil zugerechnet. 

(2 1)  Die hier errechneten Ergebnisse sind freilich nur für den unterstellten Vorarlberger 
Alleingang gültig. Im Falle der bundesweiten Einführung einer kompensierten Ener­
gieabgabe ist eher damit zu rechnen, daß die Vorarlberger Industrie insgesamt zu 
den "Gewinnern" zählen wird. 

(22) Vgl. Tichy (1993) 325, Schleicher ( 1993) 170 ff. 
(23) Zitiert bei Eglin (1993) 308. 
(24) Tichy (1988) 599. 
(25) Vgl. Speltharr (1990) 194. 
(26) Vgl. Bayer, Puwein (1990) 49, Ebmer ( 1989) 436. 
(27) Vgl. hierzu beispielsweise Cairncross ( 1993) 322 f, Aiginger (1991) 200, Rebernig 

(1990) 46. 
(28) Basis: Energieverbrauch der privaten Haushalte inklusive Verkehrsanteil 1991 :  

1 1 .787 TJ (Zelle, Schlechtner, [ 1994] 9 1). 
(29) Vgl. z. B. Bayer et al. (1994) 3 1 .  
(30) Empirische Berechnungen für Österreich liefern sehr unterschiedliche Ergebnisse. 

Während sich bei Farny, Kratena und Roßmann (1990) die regressive Wirkung be­
stätigt, ergibt sich bei Ebmer (1989) eine proportionale Belastung, Rebernig ( 1990) 
ermittelt sogar eine leicht progressive Wirkung. Werden lediglich die Ausgaben für 
Beheizung und Beleuchtung betrachtet, trifft die höhere anteilige "Betroffenheit" 
niedriger Einkommensschichten tendenziell zu. Unter Berücksichtigung der Ausga­
ben für Treibstoffe flacht die Gesamtbelastung aber bereits ab. Unterschiedlich sind 
die Ergebnisse auch, je nachdem ob auf das Einkommen oder die Gesamtausgaben 
der Haushalte als Bezugsgröße abgestellt wird. Aus theoretischer Perspektive wird 
insbesondere der teilweise "Luxusgutcharakter" vorgebracht. " Im Durchschnitt 
sind es auch die Reichen, die mehr Kilometer fahren, größere Autos besitzen - von 
beheizten Schwimmbädern, Motorbooten und der Benutzung von Flugzeugen ganz 
zu schweigen. "  Görres ( 1985) 60. 
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(31) vgl. Aiginger (1991) 201 ,  Gantner (1991) 80.  
(32) Vgl. Steinhöfler (1991) 257 .  Außerdem treten bei Kaufentscheidungen für Haus­

haUsgeräte, die den späteren Stromverbrauch maßgeblich festlegen, die auf dem 
Gerät angegebenen Verbrauchsgrößen hinter den Kaufpreis oder andere Produkt­
merkmale zurück. Der Einfluß der Stromkosten auf die Kaufentscheidung erweist 
sich insgesamt als eher gering. Eine entsprechende Amortisationsrechnung wird 
kaum angestellt, das typische Käuferverhalten orientiert sich eher an einem vor dem 
Kauf festgelegten "Gerätebudget" (vgl. Strebel [1993] 114 ff). 

(33) zum Schweizer Konzept vgl. Jöchlinger (1994) 125. Datenbasis vgl. Wirtschaftskam-
mer für Vorarlberg (1993) 28 ,  Amt der Vorarlberger Landesregierung (1988) 35 .  

(34) Finanz-Verfassungsgesetz BGBl. 45/1948 idgF. 
(35) Finanzausgleichsgesetz, BGBl. 18/1993. 
(36) 1579 Beil. Sten. Prot. NR XVIII GP vom 27.  April 1994. 
(37) Vgl. Pernthaler (1984) 242 bzw. wörtliches Zitat ebenda 162. 
(38) Vgl. z. B. Ruppe (1994) 41 .  
(39) Beschluß des Verfassungsgerichtshofs vom 10.  März (1994) 18 .  
(40) Ruppe (1977) 326, vgl. auch Pernthaler (1984) 243. 
(41) Mineralölsteuergesetz, BGBl. 597/1981,  zuletzt geändert durch BGBl. 818/1992; 

Bundesgesetz, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird, BGBl. 554/1980, 
zuletzt geändert durch BGBl. 818/1993. 
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Wirtschaftsförderung in Wien 
Probleme und Reformvorschläge unter Berücksichtigung 

der neuen geopolitischen Rahmenbedingungen (1) 

J osef Schmee 

1 .  Einleitung 

Geopolitische Veränderungen und die fortschreitende Globalisierung 
der Weltwirtschaft setzen Wiener Unternehmen unter verstärkten An­
passungsdruck und erhöhen somit den Bedarf an strukturpolitischen 
Maßnahmen. Gleichzeitig engen jedoch Budgetbeschränkungen und Re­
striktionen des gesamteuropäischen Wettbewerbsrechts den wirtschafts­
politischen Spielraum merklich ein. Unter diesen Ausgangsbedingungen 
gewinnt die Frage nach Möglichkeiten und Grenzen regionaler Wirt­
schaftsförderung an Brisanz. 

Der Integrationsprozeß in Westeuropa schreitet seit dem Irrkrafttreten 
des Binnenmarktes Anfang 1993,  der Erweiterung des Integrationsge­
bietes zum "Europäischen Wirtschaftsraum" (EWR) sowie entschlosse­
nen Schritten zur Wirtschafts- und Währungsunion durch die Verträge 
von Maastricht fort. Österreich befindet sich in einer stark veränderten 
Position in diesem Integrationsprozeß. Modernisierungs- und Umstruk­
turierungserfordernisse gewinnen angesichts zunehmendem Wettbe­
werbsdrucks an Bedeutung. Gleichzeitig stellt die Öffnung der neuen 
Demokratien in Ost- und Mitteleuropa zur Marktwirtschaft eine große 
strukturpolitische Herausforderung dar, da die Transformation nicht 
nur neue Absatzmärkte hervorbringt, sondern heimische Wettbewerber 
in Teilbereichen zum Teil abrupt unter massivem Wettbewerbsdruck 
setzt und damit ihre Reaktions- und Anpassungsfähigkeit überfordert. 
Dies erhöht den Bedarf an Maßnahmen der Wirtschaftsförderung zur 
temporären Abfederung des Anpassungsdrucks, wobei eine notwendige 
Schwerpunktverlagerung von defensiver zu offensiver Strukturanpas­
sung jedoch nicht gefährdet werden darf. 

Generell kann die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs seit den 
fünfziger Jahren als erfolgreicher Aufholprozeß zu den hochentwickel-
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ten Industriestaaten Europas angesehen werden: Die Produktion stieg 
im Vergleich überdurchschnittlich an, so daß das Produktivitätsniveau 
Ende der achtziger Jahre den EG-Durchschnitt übertraf. Die Wiener 
Stadtwirtschaft konnte diesen Aufholprozeß weitgehend nachvollzie­
hen, blieb angesichts ungünstiger geopolitischer Voraussetzungen aller­
dings gegenüber der Österreichischen Gesamtentwicklung etwas zurück. 
Der Verlust traditioneller Absatzmärkte Wiens in seinem weiteren Um­
land wurde von der Wiener Produktion nicht mit verstärktem Engage­
ment auf westlichen Auslandsmärkten beantwortet. Auch blieben die 
Direktinvestitionen im Ausland regional deutlich hinter den entspre­
chenden Werten fast aller anderen Bundesländer zurück. Wiener Produ­
zenten blieben vielmehr stark dem in weiten Bereichen geschützten 
Österreichischen Binnenmarkt verhaftet, Modernisierungs- und Um­
strukturierungsdruck blieben damit begrenzt. 

Der fehlende Wettbewerbsdruck auf die Wiener Industrie hat vor al­
lem einen Übergang zu neuen Fertigungs- und Organisationsformen 
(Stichwort: "modern manufacturing ") verhindert. Dieser fehlende Um­
strukturierungsdruck auf die Wiener Wirtschaft zeigt sich auch als Aus­
druck regional deutlich überdurchschnittlichen Stillegungsraten bei 
gleichzeitig unterdurchschnittlichen Gründungsraten; mit Ausnahme 
der Boomphase der frühen siebziger Jahre gingen danach in der Wien er 
Industrie in allen Konjunkturphasen mehr Arbeitsplätze durch Stille­
gungen verloren, als durch Gründungsaktivitäten geschaffen werden 
konnten. Das Fehlen eines innovationsorientierten, von Erstgründungen 
getragenen Wachstumsregimes im industriellen Bereich kann damit als 
wesentliches Entwicklungshemmnis der Wiener Industrie abgegrenzt 
werden. Insgesamt lassen sich damit bedeutende strukturelle Defizite 
ableiten, die korrigierende Eingriffe der Wirtschaftsförderung in Wien 
vor allem zur a) Stärkung der Internationalisierung der Stadtökonomie; 
b) Unterstützung von Innovation auf Produkt- und Prozeßebene sowie c) 
Unterstützung von Unternehmensneugründungen erfordern. 

Die Wirtschaftsförderung hat zunächst die Umwälzung der Produkti­
ons- und Fertigungstechnologien zu berücksichtigen. Aufgrund der neu­
en Produktionsbedingungen (Verringerung der Fertigungstiefe, Ausglie­
derung von Servicefunktionen, Komponentenzukauf etc .) muß die der­
zeit geringe Innovationsfähigkeit der Wiener Sachgüterproduktion An­
gelpunkt für weitere Förderanstrengungen sein. Modernisierungsbestre­
bungen werden damit zur Aufgabe der Verknüpfung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und betrieblicher Praxis, zu einer Frage des Technologie­
transfers. Deutliche Schwerpunkte im Beihilfenbereich wären in der 
Sachgüterproduktion durch Maßnahmen aktiver Strukturpolitik vor al­
lem in der Bildungs- und Technologiepolitik zu setzen. Nur so läßt sich 
ein Muster interregionaler Arbeitsteilung stabilisieren, das dem Lohnge­
fälle gegenüber Produktionen in den neuen Demokratien angemessen 
ist. Im tertiären Sektor - mit 73% der Beschäftigten längst dominieren­
der Bereich der Stadtökonomie - bietet die Ostöffnung die Möglichkeit 
einer neuen, eigenständigen Exportbasis. Insbesondere im Bereich hoch-
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wertiger, produktionsnaher Dienstleistungen (Finanz- ,  Rechts- und Per­
sonalberatung, technische Dienste und Kommunikationsdienste, Soft­
ware, Management und Verwaltungsfunktionen etc.) könnte sich Wien 
als Standort mit besonderer Informationsdichte über Marktchancen und 
institutionelle Gegebenheiten in den neuen Absatzmärkten Ost-Mittel­
europas etablieren. Eine derartige Entwicklung wird nur durch eine 
Vielzahl standortverbessernder Maßnahmen der Stadtentwicklungspoli­
tik zu begründen sein (Verbesserung der Telekommunikations- und Ver­
kehrssysteme, verstärkte Berücksichtigung immaterieller Standortfak­
toren wie Steigerung der Lebensqualität und Verbesserung des interna­
tionalen Images Wiens) . Das Beihilfensystem kann dieses Entwicklungs­
ziel stützen, indem die traditionelle Branchenorientierung der Wirt­
schaftsförderung um ein Standbein im Bereich hochwertiger Dienstlei­
stungen ergänzt wird. 

Generell gestatten es die vollzogenen Liberalisierungsschritte im Ka­
pitalverkehr den Unternehmen zunehmend, Unterschiede in den Starrd­
ortbedingungen auch auf internationaler Ebene zu nutzen: Betriebliche 
Teilbereiche - wie Produktion, Forschung, Marketing usw. - wandern an 
den jeweils besten internationalen Standort ab. Allerdings findet dieser 
Ansiedlungswettbewerb zwischen Regionen mit ähnlichen Standort­
merkmalen statt. Dies erfordert von der Wirtschaftsförderung ein deut­
liches Umdenken, da mit den bestehenden Verwaltungsgrenzen die neu­
en Aufgaben wie etwa innovative Betriebsansiedelungen, Qualifizierung 
der Arbeitnehmer etc. innerhalb der administrativen Grenzen Wiens 
nicht mehr allein gelöst werden können. 

2. Das System direkter Wirtschaftsförderung in Wien 

Die in den siebziger Jahren aufflammende Debatte über die Steue­
rungseffizienz der einzelnen Förderinstrumente löste die völlige Umge­
staltung der Wiener Wirtschaftsförderung aus.  Die Gewährung öffentli­
cher Darlehen und die Subventionierung von Bankkrediten als Instru­
mente städtischer Wirtschaftsförderung wurden zugunsten einmaliger 
(verlorener) Zuschüsse zurückgedrängt, mehrere an Klein- und Mittel­
betriebe gerichtete Förderaktionen wurden zu der noch heute bestehen­
den Kleinbetriebe-Zuschußaktion (KBZ) zusammengefaßt. Als Nach­
folgerirr für die Industrieansiedlungsaktion wurde die Strukturverbesse­
rungsaktion etabliert, die - mehrfach verändert - als Struktur- und Um­
weltverbesserungsaktion (STUVA) bis auf den heutigen Tag die wichtig­
ste Förderung im Schwerpunktbereich Betriebsansiedlung/-umsiedlung 
verblieb. Mit der Gründung der Wiener Innovationsgesellschaft m. b. H. 
(Innova) als Gesellschaft mit breiter Trägerschaft (2) wurde 1978 die In­
novaÜonspohtik als weiterer Förderschwerpunkt auch auf Landesebene 
anerkannt. 
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2. 1 Flächenversorgung und Bodenpolitik des WWFF 

Die Bereitstellung gewidmeter und möglichst schon erschlossener In­
dustrie- und Gewerbeflächen für Betriebserweiterungen, -Verlagerun­
gen und Neuansiedlungen ist ein traditionelles Element regionaler Wirt­
schaftsförderung. Der Fonds als Flächenversarger für Industrie und Ge­
werbe wird sich hierbei auch der steuernden Funktion bewußt sein müs­
sen, die ihm schon allein aufgrund seiner dominierenden Rolle beim An­
gebot von Gewerbeimmobilien (3) für die räumliche Struktur der Stadt 
zukommt. So können die rezent präsentierten Zielvorstellungen des 
Stadtentwicklungsplans 1 994 (etwa in bezug auf Entwicklungsachsen, 
aber auch hinsichtlich der übergreifenden Zielsetzung einer ökologi­
schen Stadtentwicklung) nur dann umgesetzt werden, wenn der Fonds 
diese Ziele neben wirtschaftlichen Überlegungen in sein Handlungskal­
kül einbezieht und in der konkreten Alltagstätigkeit auch umsetzt. Eine 
stärkere institutionelle Verankerung laufender Kontakte mit den für 
Stadtentwicklungsplanung zuständigen Dienststellen in konzeptionel­
len, aber auch bei konkreten projektbezogenen Fragen scheint daher 
auch aus Arbeitnehmersicht notwendig (4). Der Fonds verkauft bzw. 
vermittelt bei stark schwankendem Volumen pro Jahr Betriebsflächen in 
der Größenordnung von rund 300.000 m2 in Wien. Flächen werden dabei 
an die Sachgüterproduktion im weitesten Sinn, aber auch an den 
Dienstleistungsbereich sowie an Forschungs- und Entwicklungszentren 
vergeben, daneben können Flächen auch an Bauträger vermittelt wer­
den, sofern sie ein multifunktionales Bauvorhaben zu errichten geden­
ken (5). In der überwiegenden Mehrzahl werden fondseigene Flächen 
dabei durch Verkauf übereignet, die Vergabe von Baurechten und Be­
standsverträgen ergänzt diese Transferform in einem engen Marktseg­
ment. 

Insgesamt hat der Fonds seit seinem Bestehen, also im Zeitraum 
1 982-1993,  in 577 Vermittlungsfällen Flächen im Ausmaß von mehr als 
3 ,3  Mill. m2 vergeben; davon wurden lediglich 965.000 m2 oder 29% der 
gesamten vermittelten Fläche zur Neuansiedlung in- oder ausländischer 
Betriebe genutzt, der weitaus größte Flächenverbrauch (1 ,8  Mill. m2 oder 
55%) diente dagegen dem Standortwechsel bzw. der Standortspaltung 
von Unternehmen innerhalb von Wien. Zusammen mit der Vergabe von 
mehr als 500.000 m2 Grundfläche für die Erweiterung von Betrieben an 
bestehenden Standorten (16%) hat das Flächenmanagement des Fonds 
damit in erster Linie bestandserhaltende Funktion. 

Sektoral gilt dies vor allem für Unternehmen des Großhandels. Im 
Zeitraum 1987-1993 gingen mehr als ein Drittel aller vermittelten 
Flächen (mehr als 73 ha) an diesen sehr lagerplatzintensiven Sektor, wo­
bei vorwiegend verkehrsgünstig gelegene Grundstücke im Süden Wiens 
nachgefragt wurden. Rund 30 ha wurden zudem an Bauträger für multi­
funktionale Nutzungen vergeben, die in den Jahren 1991-1993 als einzi­
ger Wirtschaftsbereich deutlich mehr Flächen nachfragten als im Durch­
schnitt der späten achtziger Jahre. Zusammen mit Verkehrsnutzungen 
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(Speditionen 2 ,5%) und Dienstleistungen (8 ,1  %) wurden damit 62% al­
ler gehandelten gewerblichen Grundflächen an Bereiche außerhalb der 
eigentlichen Sachgüterproduktion vergeben. Bedeutende Flächen gin­
gen hier vor allem an chemische Betriebe (6,6% des Flächenabsatzes), 
die Nahrungs- und Genußmittelindustrie (5,2%),  den Maschinenbau 
(5 , 1  %) und die Elektrotechnik (5,3%).  

Räumlich wurden entsprechende Flächengeschäfte in den späten 
achtziger Jahren vorwiegend in Liesing {23 .  Bezirk) durchgeführt. Rund 
44% aller Flächenvergaben fanden in diesem südlichen Wiener Gemein­
debezirk statt, der trotz bereits sichtbarer Ballungsprobleme auf der 
Südachse vom Unternehmenssektor nach wie vor präferiert wird. Die 
großen Ansiedlungsgebiete im 22.  Bezirk konnten erst in den letzten 
Jahren "durchschlagend" vermarktet werden, Imageprobleme und 
Lücken in der Infrastruktur der Stadterweiterungsgebiete bzw. die Un­
sicherheit über die tatsächliche Realisierung von Planungen im Infra­
struktur- und Verkehrsbereich beeinflussen die Nachfrage der Unter­
nehmen hier jedoch weiterhin negativ. Wesentliche Flächengeschäfte 
wurden bei im Zeitablauf tendenziell ansteigendem Volumen zudem in 
den südöstlichen Bezirken Landstraße {3), Simmering (11 )  und Favoriten 
(10) durchgeführt, Flächenvergaben im Norden der Stadt blieben bei 
sinkendem Volumen in Floridsdorf (21) und ansteigendem in der Brigit­
tenau (20) im Vergleich zu den späten achtziger Jahren in ihrem Anteil 
weitgehend konstant. 

Insgesamt ist damit festzustellen, daß eine räumliche (bzw. sektorale) 
Steuerungsfunktion bei der Flächenvergabe durch den Fonds vor allem 
aufgrund der Charakteristik des Bodenmarktes als extremer Käufer­
markt bisher nur mit Einschränkungen wahrgenommen werden konnte. 
Grundstücksgeschäfte des WWFF hatten bis vor wenigen Jahren bei den 
tendenziell auch zu Marktkonditionen attraktiven Gewerbeimmobilien 
im Süden und Südosten der Stadt ihren Schwerpunkt, oft erfassen sie 
zudem Großhandelsbetriebe mit flächenintensivem und teilweise emis­
sionsträchtigem Betriebsablauf, die zu bereits spürbaren Ballungspro­
blemen an den südlichen Verkehrsachsen beitragen. Die deutlich gerin­
geren Erfolge des Flächenmanagements in den Betriebsansiedlungsge­
bieten im Norden und Nordosten sind umso problematischer, als gerade 
hier durch rezente Zukäufe in großem Ausmaß neue Flächen verfügbar 
geworden sind, so daß sich die Flächenbilanz des WWFF in den letzten 
Jahren deutlich zu Beständen in Transdanubien verschoben hat. 

Insgesamt befindet sich der WWFF mit den Ankäufen der letzten Jah­
re im Besitz von mehr als 200 ha Grundfläche, wobei jedoch rund zwei 
Drittel dieser Flächen erst ab 1996 zur Verfügung stehen, fast 90% die­
ser Areale liegen in den Bezirken jenseits der Donau. Schon aufgrund 
dieses Angebotsdrucks wird der Schwerpunkt der Flächenpolitik des 
Fonds in Zukunft deutlich in der Vermarktung von Grundstücken im 
Norden und Nordosten der Stadt liegen. Dies kann eine Entwicklung 
fördern, die den etwa im Stadtentwicklungsplan 1 994 formulierten 
raumordnungspolitischen Leitlinien durchaus entgegenkommt (6). Ab-
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seits von entsprechenden Werbelinien wird ein neues Image dabei nur 
dann aufzubauen sein, wenn sich die Arbeit des Fonds über die reine 
Flächenvergabe hinaus auch entlang konkret standortbildender Maß­
nahmen entwickelt. So könnte die bewußte Errichtung spezialisierter, 
hochwertig aufgeschlossener Standorte sinnvoll sein, die den dort ange­
siedelten Unternehmen die Nutzung von externen economies of scale er­
lauben und deren "Sichtbarkeit" und Themensetzung eine Imagekorrek­
tur Transdanubiens als Standort hochwertiger Produktionen gestatten. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Errichtung eines " Technologie­
parks " im Bereich Aspern (22.  Bezirk) wünschenswert, im Dienstlei­
stungsbereich sollen zentrale Funktionen eines konzipierten " Transakti­
onszentrums in Mitteleuropa " in einer City-Erweiterungsachse 2. bis 22 .  
Bezirk angesiedelt sein. Der Fonds kann diese Entwicklungen durch die 
entsprechende Vergabe von Flächen sowie durch seine Initiatorenfunkti­
on im Bereich Infrastrukturausbau unterstützen, sind doch der Ausbau 
der zugehörigen überregionalen Netzwerkinfrastruktur zur Nutzung der 
günstigen Standortlage gegenüber den neuen Märkten in Ost-Mittel­
europa (etwa Errichtung eines Güterverkehrszentrums Süßenbrunn) so­
wie die Anhindung an hochrangige Nahverkehrsanschlüsse Vorausset­
zungen für erfolgreiche Entwicklungsstrategien. 

2. 2 Information und Beratung als Geschäftsfeld des WWFF 

Informations- und Beratungsfunktionen öffentlicher Träger lassen 
sich aus den mit Information verbundenen (positiven) externen Effekten 
legitimieren. Aufgrund dieser Externalitäten diffundieren Informatio­
nen etwa über neue technische oder organisatorische Entwicklungen 
langsamer, als es sozial wünschenswert wäre. Öffentlichen Informations­
und Beratungseinrichtungen kommt damit die Aufgabe zu, die Verbrei­
tungsgeschwindigkeit neuen Wissens auf ein gesamtwirtschaftlich effi­
zientes Ausmaß anzuheben. 

Tatsächlich bilden Förderungs- und Finanzierungsbelange einen 
großen Teil jener Informations- und Beratungsleistungen, die der WWFF 
erbringt. Rund 5 1 %  aller im Rahmen des Informationszentrums für die 
Wiener Wirtschaft 1993 erbrachten Fachberatungen (831 von insgesamt 
1 .606) hatten diesen Schwerpunkt, gemeinsam mit 69 Rechts- und Ge­
werbeberatungen lag der Löwenanteil der Beratungsleistungen damit 
auf der Vermittlung "bürokratischen" Know-hows. Spezifischen Infor­
mationen über Ansiedlungsmöglichkeiten und Flächenangebot war etwa 
ein Sechstel der Beratungen gewidmet, der Aufgabe der Diffusion neuen 
Wissens über Betriebsberatungen etc. verblieb damit ein knappes Drittel 
der bestehenden Beratungskapazität (7). Im Zeitablauf spiegelt die 
Nachfrage nach Beratungsleistungen vor allem den Konjunkturverlauf 
wider, vor allem Anfragen über Förderungs- und Finanzierungsmöglich­
keiten, aber auch allgemeine Beratungen scheinen eine deutliche zykli­
sche Komponente zu besitzen. 
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Abseits von Möglichkeiten im Bereich Verwaltungsreform und Verfah­
renskonzentration, die den einschlägigen Beratungsbedarf spürbar sen­
ken könnten (8), sollte der Wirtschaftsförderung dabei über die reine Be­
ratungstätigkeit hinausgehend eine Art "Lotsenfunktion " zukommen, 
wie sie derzeit erst in Einzelfällen, im wesentlichen bei der Betreuung 
ausländischer Unternehmen im Ansiedlungsfall, wahrgenommen wird. 
Die Aufgabenstellung würde sich dabei nicht auf die Erleichterung der 
Kontaktnahme zwischen Unternehmen und Stadtverwaltung und auf 
die Vermittlung von Beratungsgesprächen mit der zuständigen Dienst­
stelle beschränken, sondern auch die Koordination verschiedener sach­
lich zuständiger Magistratsabteilungen zum Inhalt haben, eine Aufgabe, 
die der antragstellende Unternehmer derzeit im Normalfall durch das 
zeitraubende Beschreiten des Behördenweges quasi selbst erfüllt. Ange­
sichts der zunehmenden Bedeutung internationalen Standortwettbe­
werbs wird darüber hinaus auch die Bedeutung der Wirtschaftsförde­
rung im Bereich der Image- und Goodwill-Werbung für den Standort 
tendenziell weiter zunehmen müssen. Entsprechende Bemühungen, etwa 
auch durch die Kooperation mit internationalen Institutionen der Wirt­
schaftsförderung zum Zwecke der gegenseitigen Unterstützung bei 
Neuansiedlungen und der Vermittlung von Kooperation, werden weiter 
auszubauen sein. 

3. Wirtschaftsförderung als Geschäftsfeld des WWFF 

Zusätzlich zu den bisher behandelten Geschäftsfeldern kommt dem 
WWFF schließlich auch in der Abwicklung der Beihilfenaktionen der 
Stadt Wien - also im eigentlichen Bereich direkter Unternehmensförde­
rung - eine dominierende Stellung zu. Zwar werden Einzelförderungen, 
denen mit einem durchschnittlichen Volumen von rund 1 95 Mill. S im 
Zeitraum 1986-1993 und einem Spitzenwert von rund 500 Mill. S 1993 
eine bisher extrem starke Stellung im Fördersystem zukommt, auf höhe­
rer Ebene durch den Bürgermeister oder den Vizebürgermeister als zu­
ständigem Stadtrat für Wirtschaft und Finanzen entschieden und im 
Einzelfall durch den Gemeinderat genehmigt. In der Programmförde­
rung, in der Vergabeentscheidungen der dafür zuständigen Magistrats­
abteilung für Finanzwirtschaft und Haushaltswesen (MA 5) zufallen (9), 
bedient sich die Stadt allerdings des WWFF, in einigen Fällen auch aus­
gewählter Kreditinstitute, die die einzelnen Aktionen treuhänderisch 
verwalten und abwickeln. Eine vorrangige Rolle in der treuhänderischen 
Abwicklung kommt innerhalb des Bereichs der Kreditinstitute der Bank 
Austria sowie der Ersten Österreichischen Spar-Casse Bank zu, sie sind 
auch als Gesellschafter von Kapitalbeteiligungs-AG und Kreditbürg­
schaftsgesellschaft m. b. H. im Fördersystem verankert. Der Wiener 
Wirtschaftsförderungsfonds wickelt derzeit 17 unterschiedliche Förde­
rungsaktionen ab. Zusammen mit 7 von Banken oder eigenen Gesell-
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schaften betreuten Programmen ergibt sich damit ein sehr differenzier­
tes Förderinstrumentarium, das in der Folge kurz skizziert wird (10) .  

Ältester Schwerpunkt der Wiener Wirtschaftsförderung ist die Unter­
stützung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU). Einige vom 
Bankensystem abgewickelte Programme weisen einen eher unspezifi­
schen Fördergegenstand aus, so daß wohl die "allgemeine" Unterstüt­
zung von Kleinunternehmen ("Gießkannenförderung")  als Zielsetzung 
dieser Aktionen angesehen werden kann. Dies gilt zunächst für die " Ge­
meinsame Kreditaktion für Klein- und Mittelbetriebe ", die von Wirt­
schaftsministerium, Wirtschaftskammer und Stadt Wien alimentiert 
wird und zinsgestützte Kredite an (nicht näher abgegrenzte) kleine und 
mittlere Unternehmen in Wien vergibt. Bei wenig spezifiziertem Förder­
ziel können sowohl Investitionskredite als auch Betriebsmittelkredite 
vergeben werden, wobei die Förderung pro Fall angesichts einer Kredit­
obergrenze von S 60.000,- marginal bleibt. Aufgrund des "Massencha­
rakters" der Aktion - pro Jahr werden etwa 500 Fälle positiv entschei­
den - bewegt das Programm dennoch ein Fördervolumen von rund 10 
Mill. S pro Jahr. 

Noch größere Verbreitung findet die " Wiener Kleinbetriebe-Zu­
schußaktion "  (KBZ-Aktion), die bei rund 1 .000 Förderfällen pro Jahr 
von der Stadt mit jährlich rund 40 Mill. S finanziert wird (1993 :  34,5 
Mill. S) . Von ihrer Ausrichtung her wird diese Aktion als Ergänzung zu 
verschiedenen, dem jeweiligen Vorhaben entsprechenden Bundesförde­
rungen verstanden. Eine Differenzierung in der Förderintensität besteht 
in der bevorzugten Behandlung von Neugründungen und von Investitio­
nen in einem Schwerpunkt "Nahversorgung" .  Die Palette förderbarer 
Vorhaben ist auch hier von der Erneuerung oder dem Umbau von Porta­
len und Geschäftseinrichtungen bis zum Ankauf von Maschinen und An­
lagen breit gestreut; Immobilienkäufe sowie der Ankauf von Kraftfahr­
zeugen, aber auch alle immateriellen Investitionsbestandteile, sind ex­
plizit ausgeschlossen. Als Ergänzung zu dieser KBZ-Aktion fördert die 
" Zusatzaktion der Stadt Wien für Jungunternehmer " die Neugründung 
und Übernahme von Klein- und Mittelbetrieben durch Jungunterneh­
mer. Zu diesem Zweck werden Investitionszuschüsse von 15% (maximal 
S 750 .000,-) für eine extrem breite Palette materieller Investitionsvorha­
ben vergeben, die vom Erwerb von Objekten und dem Entrichten von 
Ablösen bis zum Ankauf von Lkws reicht. Immaterielle Komponenten 
wie etwa Beratungs- oder Schulungskosten, gerade in dieser frühen 
Phase der Geschäftstätigkeit wichtiger (aber oft vernachlässigter) Be­
standteil der Investitionstätigkeit, bleiben außer Ansatz. 

Als "neues" Förderprogramm mit der primären Zielrichtung Kleinst­
betriebe wurde 1993 die "Kleinbetriebeauf(nach)rüstaktion " etabliert; 
im ersten Halbjahr 1994 wurden bereits 223 positive Fördereutscheidun­
gen mit einem Fördervolumen von 17 ,2 Mill. S vergeben. Die Aktion 
dient der EDV-mäßigen Auf(nach)rüstung von Wiener Kleinstbetrieben 
mit nicht mehr als 20  Beschäftigten, wobei PCs, Fax- und Kopiergeräte 
mit bis zu 20% bezuschußt werden. Die Förderhöhe bewegt sich mit 
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S 10 .000,- bis maximal S 200.000,- in denkbar engem Rahmen. Die 
Sicherstellung der in der Richtlinie vorgesehenen "ausschließlichen be­
trieblichen Verwendung" der Geräte dürfte jedoch mit einem dem För­
dervolumen angemessenen Kontrollaufwand nur schwer erzielbar sein. 

Zweiter traditioneller Schwerpunkt der Programmförderung des 
WWFF sind jene Aktionen, die vor allem bei der An- oder Umsiedlung 
von Unternehmen in Wien zum Einsatz kommen und damit eng mit der 
kommunalen Flächenpolitik in Zusammenhang stehen. 1993 waren ihm 
etwa 45% aller durch den WWFF vergebenen Fördermittel zuzurechnen. 
Die Rolle einer Leitaktion kommt dabei der " Struktur- und Umweltver­
besserungsaktion " (STUVA) zu, die als "Wiener Strukturverbesserungs­
aktion" mit zahlreichen Modifikationen bereits seit 1 976 besteht und mit 
einem Jahresvolumen von rund 1 1 6  Mill. S im Durchschnitt der Jahre 
1991-1993 die größte einzelne Programmförderung der Stadt Wien dar­
stellt. In ihrem Rahmen werden nicht rückzahlbare Baukostenzuschüsse 
für die Errichtung und Erweiterung bzw. für Ankauf und Adaptierung 
von Betriebsobjekten zu Produktions-, Forschungs- und Großhandels­
zwecken (nicht jedoch für Dienstleistungs-, Bau- und Einzelhandelsak­
tivitäten) vergeben, wobei diese Zuschüsse nach Betriebsgröße differen­
zieren. Unternehmen, die sich vorwiegend mit Forschung und Entwick­
lung befassen, machten mit 0 ,3% der Fördermittel nur einen Bruchteil 
des Fördervolumens aus. Das Förderziel der STUVA ist mit der Verbes­
serung der wirtschaftlichen und räumlichen Stadtstruktur sowie der re­
gionalen und überregionalen Umweltverhältnisse sehr breit angelegt. 
Dieses reicht von der Linderung der Langzeit- oder Jugendarbeitslosig­
keit über die Revitalisierung alter Industrieareale bis zur Verkehrsver­
minderung und der Einsparung von Trinkwasser. Letztendlich verbleibt 
die An- oder Umsiedlung bzw. die damit verbundene Bautätigkeit der ei­
gentliche Fördergegenstand der STUVA. Ergänzt werden die Leistungen 
im Bedarfsfall durch die Aktion "Refundierung von Anliegerleistun­
gen ". Durch sie werden bei Neuansiedlungen, Verlagerungen oder -er­
weiterungen für Produktions- oder Forschungszwecke mit einem Bau­
volumen von mindestens 2 ,5 Mill. S Kosten für Anliegerleistungen, Ka­
naleinmündungsgebühren oder Gehsteigerstellung ersetzt, sofern diese 
aufgrund der ungünstigen Lage oder Form des Grundstückes über einen 
"zumutbaren Normwert" hinausgehen. Im Durchschnitt der letzten drei 
Jahre war dies etwa fünfmal pro Jahr der Fall, das ausgeschüttete För­
dervolumen betrug im Schnitt S 130 .000,-. 

" Branchenförderungen " als an konkreten Branchen oder Sektoren an­
setzende Beihilfenaktionen sind abseits von Anpassungshilfen bei ab­
rupten exogenen Schocks ökonomisch schwer legitimierbar, da kaum 
ableitbar ist, daß der Markt bestimmten Sektoren der Wirtschaft bzw. 
Branchen der Industrie über private Kapitalgeber zu wenig Kapital zu­
weist. Die Wirtschaftsförderung Wien setzt branchenbezogene Beihil­
fenaktionen folgerichtig überwiegend für nichtökonomische Zielsetzun­
gen ein: So hat die " Garagenförderungsaktion ", die Baukosten für ge­
werbliche Hoch- und Tiefgaragen im dichtverbauten Stadtgebiet mit 
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Barzuschüssen von 20% der Herstellkosten alimentiert, mit der Ab­
deckung des Stellplatzbedarfs der Wohnbevölkerung sowie der Förde­
rung von Park-and-ride-Anlagen eine klar verkehrspolitische Zielset­
zung. Das dabei bewegte Fördervolumen betrug bei stark schwanken­
dem Volumen im Drei-Jahres-Schnitt rund 30 Mill. S (1993 :  7 1 ,8 Mill .) ,  
die Garagenförderaktion gehört damit zu den drei derzeit größten Ak­
tionen des WWFF. 

Die " Hotelmodernisierungsaktion "  hatte zunächst die Qualitätsstei­
gerung im Wiener Tourismus durch Förderung von Modernisierungsin­
vestitionen zur Zielsetzung. Der generellen Problematik von Fremden­
verkehrsförderungen ( 11 )  bzw. der konkreten Gefahr von Überkapazitä­
ten in Wien wurde begegnet, indem kapazitätssteigernde Investitionen 
explizit aus der Förderung ausgenommen wurden. Konkret vergibt die 
Aktion - bevorzugt in Kumulierung mit ERP- oder BÜRGES-Krediten ­
Barzuschüsse im Ausmaß von 1 5 %  bis 40% der Investitionskosten, das 
durchschnittliche Fördervolumen pro Fall bleibt mit rund S 74.000,­
(Durchschnitt 1991-1993) begrenzt. 

Die "Nahversorgungsförderung " ist als konkrete Branchenförderung 
auf Wiener Lebensmitteleinzelhändler mit nicht mehr als 20 Arbeitneh­
mern beschränkt, wobei die Stärkung der Nahversorgungsfunktion im 
Vordergrund des Förderinteresses steht. Als Fördergegenstand der Akti­
on, die zuletzt im Ausmaß von rund 1 ,5  Mill. S pro Jahr in Anspruch ge­
nommen wurde, sind nicht nur materielle Investitionen für Modernisie­
rungs- und Rationalisierungmaßnahmen (einschließlich der Anschaf­
fung betrieblich genutzter Kraftfahrzeuge), sondern auch die Kosten für 
externe Beratung und Schulung sowie für neue Dienstleistungen (insbe­
sondere bei der Nutzung gewerblicher Nebenrechte) förderbar. 

Eindeutig an der Erhaltung des traditionellen "Lokalkolorit" orien­
tiert und damit nur teilweise ökonomisch bewertbar ist die " Förderung 
des Wiener Traditionsgasthauses ", die das Leistungsangebot und Er­
scheinungsbild dieser "Wiener Institution" gewährleisten bzw. verbes­
sern soll. Die Aktion, die erst mit September 1 994 angelaufen ist , wird 
dabei Investitionen in die Sicherheits- und Hygienestandards sowie in 
die Verbesserung des Erscheinungsbildes und der Aufenthaltsqualität 
für den Gast mit 25% der Bemessungsgrundlage fördern, wobei diese 
mit einer Untergrenze von S 50.000,- auch hier klein(st)e Förderbeträge 
pro Fall zuläßt. Förderohergrenzen von maximal S 500.000,- in drei Jah­
ren stellen auch hier den Charakter einer Bagatelleförderung nach EU­
Recht ("de minimis") sicher. 

Die 1 993 neu beschlossene "Druckereiförderung " kann keine "außer­
ökonomische" Begründung für ihre Existenz aufweisen, eine ökonomi­
sche Argumentation gestaltet sich ebenfalls schwierig (12) .  Die Aktion 
fördert Investitionen in den Bereichen Druckvorstufe, Druckerei und 
Endfertigung, sofern sie von kleinen und mittleren Unternehmen mit 
nicht mehr als 250 Mitarbeitern vorgenommen werden, indem Barzu­
schüsse bis 10% für kleine bzw. 7 ,5% für mittlere Unternehmen verge­
ben werden. Tageszeitungsdruckereien sind von der Förderung ausge-
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schlossen. Es stellt sich hier die Frage, ob Mittel zur Bewältigung zwei­
fellos vorfindlicher Strukturveränderungen im Druckereibereich nicht 
effizienter in der direkten Unterstützung der davon betroffenen Arbeit­
nehmer, etwa im Rahmen des Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds 
(WAFF), eingesetzt werden könnten. 

Die " FCKW-Aktion " fördert Investitionen von kleinen und mittleren 
Unternehmen zur Vermeidung von (F)CKW-Emissionen sowie damit in 
Zusammenhang stehende externe Beratungs-, Planungs- und Schu­
lungskosten mit Barzuschüssen von 20%,  1993 wurden Förderungen 
von rund 4 Mill. S für 23 Projekte im Gesamtvolumen von etwas über 
20  Mill. S vergeben. 

Neue Erkenntnisse der förderpolitischen Debatte, die die Bedeutung 
von Organisationskapital und strategischer Kompetenz beim Aufbau 
firmenspezifischer Wettbewerbsvorteile in einem zunehmend durch die 
Verknüpfung von Produktions- und Dienstleistungskomponenten ge­
kennzeichneten Fertigungssystem betonen, führten in etlichen Förde­
rungen seit den achtziger Jahren zu einem Beihilfenschwerpunkt, der 
explizit die Unterstützung produktionsnaher Dienstleistungen durch 
Förderungen immaterieller Investitionsbestandteile im Unternehmen 
zur Zielsetzung hat: So soll die Aktion zur Förderung der Aufnahme zu­
sätzlicher hochqualifizierter Mitarbeiter ("Initiative Qualifizierte Mit­
arbeiter ") der Stärkung des firmeninternen Know-hows von KMU die­
nen, indem über zwei Jahre Lohnsubventionen für hochqualifizierte, zu­
sätzliche Mitarbeiter vergeben werden. In den letzten Jahren wurden im 
Schnitt etwa 5 ,8 Mill. S an Förderungen vergeben, 34 Fälle pro Jahr 
wurden mit im Durchschnitt S 174.000,- unterstützt. 

Als gemeinsame Aktionen des Bundes und der Stadt Wien wurden En­
de 1993 zudem zwei Förderaktionen aufgelegt, die im Rahmen des Inno­
vations- und Technologiefonds-Gesetzes (ITFG) ebenfalls Mittel auf die 
Stärkung des Organisationskapitals heimischer Produzenten fokussie­
ren. So soll eine Förderaktion " Qualitätsoffensive " KMU aus den Berei­
chen Sachgüterproduktion und produktionsnahe Dienstleistungen beim 
Aufbau von Qualitätssicherungssystemen und ihrer erstmaligen Zerti­
fizierung nach den geltenden internationalen Normen (ÖNORM/ISO 
9000 ff. bzw. EN 29000 ff.) unterstützen, indem u. a. externe Ausbil­
dungs- und Beratungskosten alimentiert werden. Ergänzend soll eine 
Förderaktion "Produktfindung " externe Beratungsleistungen und inter­
ne Personalkosten fördern, die bei der strategischen Definition neuer 
Geschäftsfelder, der Suche nach neuen Produktideen anfallen. 

In Stoßrichtung und Fördervolumen stark an Bedeutung gewonnen 
hat in den letzten Jahren der Schwerpunkt Innovations- und Technolo­
gieförderung. Ihm kommt sowohl in der Korrektur vorhandener Struk­
turdefizite als auch in der Rezeption der sich dramatisch verändernden 
Rahmenbedingungen für die Stadtökonomie entscheidende Bedeutung 
zu. Die Aktion zur Förderung rechnergesteuerter Technologien (Aktion 
C-Tech) fördert mit einem Volumen von rund 35 Mill. S pro Jahr externe 
Forschungs- und Entwicklungskosten etc. ,  die bei der Einführung von 
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C-Technologien in Wiener KMUs anfallen. Zur eigentlichen "Leitakti­
on" der Technologieförderung des WWFF dürfte sich in Zukunft die 
Wiener Innovations- und Technologieförderung entwickeln, in deren 
Rahmen Produkt- und Verfahrensinnovationen mit wesentlichem For­
schungs- und Entwicklungsaufwand und hohem Unternehmensrisiko 
unterstützt werden. Mit einer möglichen Förderhöhe von bis zu 30 Mill. 
S pro Jahr und Unternehmen(sgruppe) kann die Aktion auch zur Förde­
rung technologiepolitisch relevanter Großprojekte herangezogen wer­
den. 

Zusätzlich zu diesen Programmen in Abwicklung von WWFF und 
Bankensystem sind schließlich noch weitere eigens für diese Zwecke ge­
gründete Institutionen in das Wiener Beihilfensystem eingebunden: So 
hat die Bank Austria Handelsbank AG mit der Aktion Exportkredit die 
Förderung der Exporttätigkeit kleiner und mittlerer Betriebe der Indu­
strie, des Gewerbes und des Handels zum Ziel, die Stadt Wien ist an die­
ser Aktion über eine Widmungseinlage von (1990-1993) 704 Mill. S be­
teiligt . 

4. Quantitative Analyse des Fördersystems 

Insgesamt stellt die Stadt Wien zur Unterstützung seines Unterneh­
menssektors ein ausdifferenziertes Förderinstrumentarium mit 24 Ein­
zelaktionen bereit, das im Untersuchungszeitraum 1 986-1993 im Rah­
men der Programmförderung ein Finanzvolumen von rund 1 ,85 Mrd. S 
bewegte, seit 1991  wurden pro Jahr rund 255 Mill. S als Beihilfe verge­
ben. Zusammen mit den Einzelförderungen standen damit rund 3 ,43 
Mrd. S aus dem Budget der Stadt zur Verfügung, ein Volumen, das auf ei­
ne allenfalls moderate, keinesfalls aber entscheidende Rolle der regiona­
len Wirtschaftsförderung im Prozeß des urbanen Strukturwandels 
schließen läßt: Zuletzt erreichte das verfügbare Steuerungsvolumen der 
Stadt kaum 0 , 1 %  des Wiener Brutto-Urbanproduktes. 

4 .1  Die quantitative Dimension der Programmförderung des WWFF 

Insgesamt wickelt der WWFF pro Jahr zwischen 200 und 350 Förder­
fälle ab, die eine Projektsumme von rund 1 ,8  Mrd. S repräsentieren (13) .  
Ihre wesentlichen Programmschwerpunkte gehen aus der nachfolgenden 
Tabelle 1 hervor. 
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Tabelle 1 :  
Wesentliche Förderaktionen des WWFF 

Mittelwerte 1991-1993 in 1.000 S 

Förderungsart Genehmigte Förderbar-
Förderungen wert 

Aktion C-Tech 33 .252 3 1 .799 
Nahversorgungsförderung 1 . 5 1 1  1 .488 
Innovations- und 

Technologieförderung 9 .874 9 .227 
Struktur- und Umwelt-

Verbesserungsaktion 1 15 .837 105 .911  
FCKW-Aktion 4.058 3 .937 
Initiative "Qualifizierte 

Mitarbeiter" 5 .843 5 .333 
Hotelmodernisierungs-

aktion 2 1 8  2 1 4  
Refundierung von 

Anliegerleistungen 443 435 
Garagenförderungsaktion 29.967 28 .657 
Geschäftsstraßen-

förderungsaktion 1 .079 1 .047 

Insgesamt 202.082 188 .048 

Quelle: WWFF 

Projektsum­
me je Fall 

2 .078  
315  

4.763 

25 .871  
875  

409 

593 

34.647 

8 .273 

Für die durchschnittliche Größe des durch den WWFF geförderten 
Projektes im Zeitablauf können keine klaren Tendenzen (nachstehende 
Übersicht) abgeleitet werden, generell liegt die durchschnittliche Pro­
jektsumme je Förderfall seit 1990 bei rund 8 Mill. S. Die genehmigten 
Fördervolumina je Projekt steigen dagegen nach einem Tiefstand 1987 
praktisch kontinuierlich an, zuletzt wurden pro positiv entschiedenem 
Förderfall erstmals mehr als 1 Mill. S an Förderungen genehmigt. Die 
Finanzierungsquote der Förderung, die als Barwert in Prozent der ge­
währten Förderungen angibt, inwieweit genehmigte Förderungen 
tatsächlich zu einer Begünstigung des Förderungsnehmers führten, liegt 
im Falle der Aktionen des WWFF aufgrund der alleinigen Ausrichtung 
auf verlorene Zuschüsse extrem hoch, Schwankungen resultieren hier 
lediglich aus Verschiebungen zwischen Einzelaktionen mit unterschied­
lichen Auszahlungsmodalitäten im Zeitablauf. 

89 



Wirtschaft und Gesellschaft 21 . Jahrgang (1 995), Heft 1 

Tabelle 2: 
Kennzahlen zu den Aktionen des WWFF (1986 bis 1993) 

Durch-

J h schnittliehe a re p " kt roJe summe 
in 1 .000 S 

86 4.203,2 
87  3 .628 ,1  
88 6 . 133,9 
89 9 .47 1 ,9 
90 7 .344,3 
9 1  8 .996,6 
92 7 .504,2 
93 8 .367,3 

Genehmigte För-
derungen je 

Projekt in 1.000 S 

528,6 
366,7 
653,7 
808,7 
701 ,4 
833,8 
8 15,7 

1 .025,7 

Quelle: WWFF; Berechnung des WIFO 

Förderungs- Finanzierungs-
intensität quote der 

in % der Förderung 

1 1 ,7 93,3 
9 ,3 92,4 
9 ,9  92 ,8  
7 ,8  91 , 8  
8 ,9  92 ,9  
8 ,6  92,5 

10 ,1  92,7 
1 1 ,5 93,5 

Obwohl mit diesen Kennzahlen die Frage nicht beantwortet werden 
kann, inwieweit die Direktförderung des WWFF die Investitionspläne 
der Wiener Unternehmen tatsächlich beeinflussen konnten, lassen sich 
zumindest einige empirische Hinweise zu möglichen Förderungswirkun­
gen ableiten: So spricht die in obiger Tabelle 2 ebenfalls sichtbare Zu­
nahme der Förderungsintensität als Quotient aus genehmigter Förde­
rung und gefördertem Projektvolumen für eine kontinuierliche Er­
höhung der Anreizwirkung der WWFF -Aktionen seit 1989,  der Förder­
barwert als steuerndes Element erreichte zuletzt immerhin 1 1 ,5% des 
Projektvolumens. Bezogen auf die gesamten durch die Wiener Sachgü­
terproduktion (14) getätigten Brutta-Anlageinvestitionen (1991 :  13 ,8 
Mrd. S)  bleibt das Steuerungsvolumen der Programmförderungen des 
WWFF allerdings gering, ihr globaler Finanzierungsbeitrag am gesam­
ten Investitionsvolumen von Wiener Industrie und Gewerbe liegt im 
letzten interpretierbaren Jahr 1991  deutlich unter 1 % .  

4 . 2  Sektorale und räumliche Allokation der Fördermittel des Wiener 
Wirtschaftsförderungsfonds (1 5) 

Eine sektorale Aufgliederung der Zahlungen für den Zeitraum 
199 1-1993 zeigt zunächst, daß mit Ausnahme der Land- und Forstwirt­
schaft zwar alle Wirtschaftsbereiche der Stadt Fördermittel erhalten ha­
ben, daß die Bedeutung dieser Beihilfen für die unterschiedlichen Sekto­
ren jedoch stark differiert: Größter Beihilfenempfänger war mit Abstand 
der Bereich Handel, Lagerung mit einem durchschnittlichen Fördervo­
lumen von 62,5 Mill. S und einem Anteil an allen Beihilfen von rund ei­
nem Drittel. Angesichts des in diesem Bereich erwirtschafteten Wert-
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schöpfungsauteil (23 ,2 % )  ist dieser Förderauteil deutlich überdurch­
schnittlich, ein Umstand, der in noch verstärktem Ausmaß auch für die 
Erzeugung und Verarbeitung von Metallen (Förderanteil 22 ,2%;  Wert­
schöpfungsauteil 12 ,5%) sowie für den Bereich Druckerei und Verlags­
wesen gilt (9,4% bzw. 2 ,4%).  In der Sachgüterproduktion werden weiters 
die Bereiche Papier und Pappe ( 1 ,6% bzw. 0 ,5%) sowie Chemie und Erd­
öl (5,2 % bzw. 3%) moderat stärker gefördert, Energie- und Wasserver­
sorgung sowie Nahrungs- und Genußmittelindustrie können dagegen 
nur unterdurchschnittlich Fördermittel lukrieren. Große " Verlierer " im 
Beihilfensystem sind schließlich neben dem vorwiegend aus Bundesmit­
teln alimentierten Fremdenverkehr vor allem sonstige Dienstleistungs­
bereiche, die bei einem Beitrag von 28,6% zum Wiener Urbanprodukt 
nur 9,4% des Fördervolumens auf sich vereinen können. 

Die räumliche Allokation der von den WWFF-Förderprogrammen 
vergebenen Beihilfenmittel ist für den Zeitraum 1991-1993 mittels 
nachfolgender Karte 1 schematisch dargestellt. Aufgrund der noch im­
mer großen Bedeutung von Ansiedlungsprogrammen (vor allem der 
STUVA) im Portefeuille des WWFF ballen sich Förderungen sowohl ab­
solut als auch nach dem einem Projekt durchschnittlich zugewiesenen 
Fördervolumen in Stadtbezirken mit hoher Ansiedlungstätigkeit (3 . ,  10 . ,  
22 .  und 23 .  Bezirk), die Förderintensität bleibt dabei den typischen Cha­
rakteristika von Ansiedlungsförderungen entsprechend relativ niedrig. 
Der räumlichen Ausrichtung des Immobilienmarktes in Wien entspre­
chend konzentrierten sich Fördermittel in den neunziger Jahren dabei 
allerdings nicht vorwiegend in den aus raumordnungspolitischen Ge­
sichtspunkten zu forcierenden Stadtgebieten nördlich der Donau, mehr 
als ein Viertel aller Beihilfenmittel flossen vielmehr in den durch Stand­
ortgurrst und Unternehmerische Einstellungen begünstigten südlichen 
Bezirk Liesing. Auch differenziert das System der Förderaktionen des 
WWFF insgesamt nur zum Teil nach räumlichen Ungleichgewichten am 
Arbeitsmarkt, wie sie etwa durch den Indikator Beschäftigte (am Ar­
beitsort) je Einwohner ausgedrückt werden können (Karte 1) .  Zwar 
kommen Bezirken mit hohen Arbeitsplatzdefiziten wie der Darraustadt 
oder der Brigittenau prominent Förderungen zugute, dies gilt jedoch 
auch für besser mit Arbeitsplätzen versorgte Gebiete wie Liesing oder 
den Bezirk Landstraße (16) .  Ihrer unterschiedlichen Zielsetzung ent­
sprechend unterscheiden sich innerhalb dieses Gesamtrahmens einzelne 
Förderaktionen in ihrer räumlichen Inzidenz deutlich. 

So kamen Gelder zur Technologieförderung (Karte 2) in den letzten 
drei Jahren vor allem dem Bezirk Liesing und einigen innenstadtnäheren 
Bezirken zugute, eine "ausgleichende" Wirkung der Förderung hinsicht­
lich des räumlichen Technologiegrades der Sachgüterproduktion (wie er 
in der Karte durch den in der Industrie gezahlten Lohnsatz approximiert 
werden soll) kommt damit nicht zustande, ist aber im Falle der Techno­
logieförderung auch nicht zu erwarten (und aus wachstumspolitischen 
Gründen auch nicht wünschenswert) . Strukturpolitisch bedenklich 
scheint allerdings die geringe Bedeckung des Bezirkes Darraustadt (22.) 
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mit Fördermitteln der Technologieförderung, ein Umstand, der auf eine 
geringe Technologieorientierung der in diesem "Ansiedlungsbezirk" 
vertretenen Betriebe hinweisen könnte (17) .  Auch die in ihrer Ausrich­
tung mit den Technologieförderungen verwandte Aktion "Qualifizierte 
Mitarbeiter" richtet sich stärker an Betriebe im Zentrum sowie im Süd­
westen der Stadt und korreliert damit mit dem Anteil der durch diese 
Aktion als Zielgruppe erfaßten Hochqualifizierten an der Bevölkerungs­
verteilung. Ansiedlungsgebiete im Nordosten, aber auch im Südosten 
der Stadt werden auch von dieser Förderaktion nur geringfügig erfaßt. 

Die großvolumige Struktur- und Umweltverbesserungsaktion korre­
liert aufgrund ihrer spezifischen Aufgabenstellung dagegen eindeutig 
mit den durch den Fonds begleiteten Ansiedlungs- und Umsiedlungsvor­
gängen in der Stadt, das Fördervolumen konzentriert sich aus diesem 
Grund klar auf die Bezirke Liesing und Donaustadt. Innenstadtbezirke 
mit hoher Beschäftigungsdichte sowie die Wohnbezirke im Westen blie­
ben im Untersuchungszeitraum von STUVA-Mitteln nahezu unberührt, 
die wenigen hier geförderten Investitionen betrafen zudem oft auch Er­
weiterungsinvestitionen am gegebenen Standort. In diesem Sinn lassen 
sich auch die großen Wanderungsmuster innerhalb Wiens nachvollzie­
hen: Umsiedlungen fließen vor allem in die südlichen Bezirke Liesing 
und Favoriten sowie in die Donaustadt. 

Gänzlich andere Muster räumlicher Inzidenz zeigen schließlich jene 
Förderaktionen, die vor allem "nichtökonomischen" Zielen, etwa der 
Nahversorgung oder der Verkehrsberuhigung dienen. So konzentrierten 
sich Fördermittel der "Nahversorgungsförderungsaktion" (Karte 3) im 
wesentlichen auf die gut versorgten Gebiete der Innenstadt und einige 
stadtnahe Wohnbezirke, in die randlagigen Flächenbezirke mit niedriger 
Versorgungsdichte flossen dagegen kaum Fördermittel aus dem Titel 
Nahversorgung. Dies ist insofern problematisch, als Bezirke wie Florids­
dorf, Donaustadt, Simmering oder Favoriten einen Großteil der im Zuge 
der Stadterweiterungsprogramme der Stadt neu erschlossenen Wohnge­
biete beherbergen, deren Versorgung mit Nahversorgungseinrichtungen 
noch nicht in allen Fällen gesichert erscheint. Es wäre daher zumindest 
diskutierbar, ob die derzeitige, auf die Modernisierung bestehender Be­
triebe abstellende Aktion nicht durch Fördermittel für neue Nahversor­
gungsstrukturen in den Stadterweiterungsgebieten ergänzt werden soll­
te. Nur so dürfte es jedenfalls gelingen, die Etablierung neuer (Konsum-) 
Pendlerströme in die Kernstadt hintanzuhalten und jene polyzentrische 
Entwicklung zu garantieren, die der STEP 1994 als sein räumliches Leit­
bild erkennen läßt. 

5. Die Beihilfenprogramme des Bundes als Bestandteil des regionalen 
Systems direkter Wirtschaftsförderung 

Es sei angemerkt, daß die Förderprogramme des WWFF zwar das do­
minierende Instrument direkter Wirtschaftsförderung der Stadt Wien 
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darstellen, allerdings nur einen kleinen Anteil der insgesamt an den Wie­
ner Unternehmenssektor fließenden Beihilfenmittel ausmachen. So ka­
men im Beobachtungszeitraum 1991-1993 mehr als zwei Drittel aller in 
Wien vergebenen Mittel aus Programmförderungen des Bundes, die Ak­
tionen der Stadt können somit tendenziell als Ergänzung der wirt­
schaftsfördernden Aktivitäten des Gesamtstaates angesehen werden. 

Mit einem Fördervolumen (Barwert) von rund 1 ,05 Mrd. S pro Jahr im 
Durchschnitt der Jahre 1991  bis 1993 flossen zuletzt rund 1 0,4% aller re­
gistrierten (18) Programmfördermittel des Bundes an Unternehmen in 
Wien. Bundes- und Landesaktionen ergänzen sich in ihrer inhaltlichen 
Dimension: Während sich ein großer und im Zeitablauf deutlich anstei­
gender Anteil der Beihilfen des Bundes in Wien auf Technologieförde­
rungen (19}  (64%) sowie Umweltaktionen (18%) bezieht, kommen im 
Beihilfenprogramm des Landes Strukturförderungen, namentlich der 
vor allem räumliche Ansiedlungsziele verfolgenden STUVA, eine we­
sentlich größere Bedeutung zu (58%}.  Aufgrund der stärkeren Ausrich­
tung auf Bereiche wie Technologieförderung und Umweltschutz, für die 
in den einschlägigen Passagen des EU-Wettbewerbsrechts zumindest im 
Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen auch hohe Förderintensitä­
ten zulässig sind, können Bundesförderungen schließlich auch einen 
deutlich höheren Anteil des gesamten Projektvolumens alimentieren. 
Die Förderintensität von Bundesförderungen in Wien liegt bei leicht 
steigender Tendenz über die gesamte Untersuchungsperiode deutlich 
über jener der WWFF -Programme. 

Zusammen bewegten Programmförderungen des Bundes und des Lan­
des in Wien im Durchschnitt der Jahre 1991-1993 schließlich ein Förder­
volumen von rund 1 ,3  Mrd. S pro Jahr. Aufgestockt wird dieses Steue­
rungsvolumen aus Programmförderungen letztendlich auch durch Ad­
hoc-Förderungen im Einzelfall, die oft durch Bund und Land alimentiert 
werden und in der Förderpraxis der letzten Jahre einen nicht zu unter­
schätzenden Einfluß ausübten. Aufgrund eines Höchstwertes von rund 
500 Mill. S allein aus dem Landesbudget im Jahr 1993 kumulieren Mit­
tel der Stadt Wien für Einzelförderungen in der oben angezogenen Ver­
gleichsperiode 1991-1993 auf rund 273 Mill. S pro Jahr, das gesamte 
Steuerungsvolumen der regionalen Wirtschaftsförderung steigt auf­
grund dieser Einzelförderungen auf rund 0 ,3% des Brutto-Urban-Pro­
duktes. Die sektorale Wirkung dieser Einzelförderungen ist übrigens 
deutlich auf wenige Wirtschaftsbereiche beschränkt. In den Jahren 1989 
bis 1992 dominierten bei stark fluktuierenden Volumina Zuschüsse an 
meist in ausländischem Besitz stehende Ansiedlungen im Bereich Elek­
tronik, Elektrotechnik mit mehr als 43% aller gewährten Förderungs­
mittel, zusammen mit der ebenfalls hohen Unterstützung von (großteils 
Tageszeitungs-)Druckereien (20%) gingen damit rund zwei Drittel aller 
für Einzelförderungen aufgewandten Mittel an nur zwei Wiener Indu­
striezweige. Insgesamt bleibt festzuhalten, daß der regionalen Wirt­
schaftsförderung mit dem Instrument der direkten Programmförderung 
ein Instrument zur Verfügung steht, das moderate Steuerungselemente 
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zur Unterstützung eines vorwiegend vom Unternehmenssektor zu lei­
stenden Anpassungsprozesses bereitstellt. 

6. Forderungen an eine moderne Wirtschaftsförderung 

6 .1  Umfassende Technologieförderung 

Der Unterstützung von Innovation und Technologiefähigkeit wird 
auch in Zukunft große Bedeutung zukommen. Angesichts der dramati­
schen Lohnkostendifferentiale durch die Ostöffnung ist aktive (offensi­
ve) Strukturpolitik für das Überleben des regionalen Produktionssy­
stems entscheidend. Vor allem die Unterstützung des Strukturwandels 
einfacher, leicht kopier- und transfederbarer Produktionssparten zu 
hochwertigen Spezialprodukten, für die der Standort Wien komparative 
Vorteile bietet, sowie von produktzyklisch "alten" Produkten zu solchen 
in frühen Phasen des Produktlebenszyklus ist wesentlich. Die Innovati­
onsorientierung Wiener Unternehmen ist indirekt zu beeinflussen, in­
dem Barrieren und Transaktionskosten des Technologietransfers abge­
baut werden, damit die externen Effekte von Investitionen in Forschung 
und Entwicklung internalisiert werden. Mit Forschungsmarketing in en­
ger Zusammenarbeit zwischen Universitäten und Wirtschaftsförderung 
ist die Ausrichtung von Forschungseinrichtungen zu überprüfen und 
sind Kontakte zwischen Wissenschaftern und Unternehmen zu organi­
sieren. Wien ist als Standort für Forschung zur Adaption von Produktio­
nen und Produktionstechniken an Ost-Mitteleuropa geeignet, auf Ver­
netzung industrieller und wissenschaftlicher Forschungskapazitäten zu 
interdisziplinären Forschungsgemeinschaften ("Transfer Sciences")  hin­
zuwirken, wie erste Erfolge der Wiener Wirtschaftspolitik mit dem IMP­
Gentechnologiezentrum am Rennweg vorzeigen. 

6.2 Standortbildende Bodenpolitik 

Bodenpolitik als Geschäftsfeld der Wirtschaftsförderung bekommt 
neue Perspektiven. Es geht über das normale (Einzel-)Flächengeschäft 
hinaus um vorsichtige Clusterbildung zum Aufbau innerbetrieblicher 
Netzwerke und Aufbau von (teilweise themenorientierten) Industrie­
und Gewerbeparks und Technologie- und Gründerzentren. Als größter 
Anbieter von Gewerbeimmobilien hat der WWFF große Verantwortung 
in der Durchsetzung des räumlichen Leitbildes des Stadtentwicklungs­
planes 1994. Für den Standort Transdanubien sind attraktivitätsstei­
gernde Maßnahmen erforderlich. Mit Errichtung spezialisierter, hoch­
wertig erschlossener Standorte mit modernen Themen und Designs ist 
die Imagekorrektur der Bezirke Floridsdorf und Donaustadt in Richtung 
" Standorte für hochwertige Produktionen " voranzutreiben. 
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6.3 Katalysatorfunktion gegenüber der Verwaltung 

Die Aufwertung Wiens zum internationalen Dienstleistungszentrum 
ist nicht allein mit klassischer kommunaler Wirtschaftsförderung zu er­
reichen. Es bedarf eines breiten Maßnahmenbündels standortgestalten­
der Aktivitäten im Bereich materieller wie immaterieller Infrastruktur. 
Die Wirtschaftsförderung muß als Initiator und Meinungsbildner fun­
gieren, der die Durchsetzung des Gesamtkonzept gegenüber Landes­
und Bundesstellen verfolgt. Er hat deutlich zu machen, daß Wien als ein­
ziger Standortraum Österreichs die Chance einer internationalen Posi­
tionierung als Dienstleistungszentrum hat, weshalb Schwerpunktset­
zung auch aus wachstumspolitischen Gründen sinnvoll ist. Die städti­
sche Wirtschaftsförderung muß daher eine Vermittlerrolle und "Lotsen­
funktion" zwischen kommunaler Verwaltung und Privatunternehmen 
übernehmen. 

6.4 Förderung von Netzwerken 

Die Bereitstellung von Informations- und Beratungsleistungen muß 
der materiellen Investitionsförderung zumindest ebenbürtig werden. Die 
Förderung von Produktionsnetzwerken muß durch Beratung über Ko­
operationslösungen und spezifische Angebote wie Zugriff auf interna­
tionale Datenbanken oder Organisation von Zulieferhörsen erfolgen. 
Dabei ist verstärkte Kooperation im Großraum auf grenzüberschreiten­
der Ebene anzustreben. 

6.5 Internationalisierung durch Kooperation 

Netzwerkförderung hat zentrale Bedeutung für das Aufgabenfeld In­
ternationalisierung, das angesichts internationaler Arbeitsteilung und 
der Wiener Defizite künftige Förderanstrengungen legitimiert. Aus 
Gründen des EU-Rechts muß Förderung der Internationalisierung di­
rekt am mangelnden internationalen Vertriebsnetz für den großen eu­
ropäischen Absatzmarkt ansetzen. Horizontale Kooperationen zwischen 
inländischen Unternehmen zur Bearbeitung der EU-Märkte wie die Ver­
mittlung von bilateralen Agreements zwischen EU-Unternehmen und 
heimischen Anbietern sind anzuraten. 

Beihilfen könnten gemeinsame Anstrengungen von kleinen und mitt­
leren Unternehmen in Werbemaßnahmen oder Markenkreation unter­
stützen, indem entsprechende Konzeptarbeiten und Marketing-Akti­
vitäten in die geförderten "immateriellen Investitionen" aufgenommen 
werden. Bemühungen passiver wie aktiver Internationalisierung über 
Direktinvestitionen sind zu unterstützen. Wirtschaftsförderung muß 
Wien als Standort für Unternehmen aus der EU und anderen hochent­
wickelten Industriestaaten attraktiver machen, Fördermaßnahmen hei-
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mische Unternehmen befähigen, die Arbeitsteilung mit Osteuropa im 
Sinne des "industriellen Zentralraums" durch die Auslagerung von ein­
fachen Fertigungsfunktionen zu nutzen und damit ihre Wettbewerbs­
fähigkeit zu optimieren. 

6.6 Umfassendes Standortmarketing 

Standortmarketing muß den klassischen Funktionen der Öffentlich­
keitsarbeit genügen und bei der positiven Besetzung und dem Bekannt­
heitsgrad Wiens ansetzen. "Mega-Marketing" ist für Wiener Produkte 
als firmenübergreifende Strategie sinnvoll. Einvernehmen ist herzustel­
len, daß erfolgreiches Standortmarketing des Zusammenwirkens aller 
beteiligten Verwaltungsstellen bedarf. Zur Investorenwerbung sollten 
internationale Kooperationen mit Institutionen der Wirtschaftsförde­
rung angestrebt werden. 

6. 7 Verstärkte Förderung von Unternehmensgründungen 

Besondere Unterstützung von Neugründungen im Förderungssystem 
liegt nahe. Dabei wäre die "Lotsenfunktion" der Wirtschaftsförderung 
im komplexen Bewilligungsprozeß von Produktionen wichtig. Förderak­
tivitäten im Gründerbereich müßten durch Beratungskomponenten - et­
wa in "Gründerzentren" - ergänzt werden. Existenzgefährdende kauf­
männische Defizite sind auszuräumen. Die Behandlung von Unterneh­
mensgründungen im Fördersystem der Stadt sollte einer generellen 
Überprüfung unterzogen werden. Ausschluß von Gründungen aus Bei­
hilfenprogrammen wegen Risikoüberlegungen erscheint wenig sinnvoll. 

6.8 Unterstützung der Arbeitsmarktpolitik 

Institutionelle Bestandspflege über Betriebskontakte könnte als 
Frühwarnsystem für den neuen Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds 
(WAFF) fungieren. Bei betrieblichen Problemen könnten früh Qualifi­
zierungs- oder Beschäftigungsinitiativen erarbeitet werden. Der Kon­
takt WWFF - WAFF ist zu institutionalisieren, um mit Wissen über die 
betrieblichen Bedürfnisse und mit Wissen um Details und die Struktur 
des Arbeitsmarktes in Wien Synergien für effiziente Vollbeschäftigungs­
pali tik zu erschließen. 

7. Sofort umsetzbare Forderungen 

- Evaluierung bestehender und zukünftiger Förderprogramme hin­
sichtlich der beabsichtigten Zielsetzungen unter besonderer Berück-
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sichtigung von Beschäftigungseffekten, z. B .  Aktion "Qualifizierter 
Mitarbeiter" :  Aktionen mit großem Fördervolumen - vor allem die 
neue Aktion "Wiener Innovations- und Technologieförderung" - soll­
ten an ein erweitertes Prüfungsprocedere auf Basis stärkerer Kriteri­
enbindung - wie derzeit in einigen Programmen des Bundes wie TOP 
mit Erfolg praktiziert - gebunden werden. 

- Der durch die Ostöffnung gewachsenen Gefahr einer Aufweichung der 
Sozialstandards durch das Entstehen eines sogenannten "grauen" Ar­
beitsmarktes muß entgegengewirkt werden. Die Einhaltung arbeits­
und sozialrechtlicher Standards ist als Minimalkriterium mit selektie­
render Wirkung explizit in alle Förderungsrichtlinien aufzunehmen. 

- Einige ältere, gießkannenmäßige Förderaktionen sollten im Förderge­
genstand eingegrenzt werden. Förderwürdigkeit von Kraftfahrzeugen 
im Rahmen der Klein(st)betriebsförderung ist kritisch zu hinterfra­
gen. 

- Die Koordination von Aktionen zwischen den einzelnen Gebietskör­
perschaften ist notwendig. Ein internes Informationssystem sollte in­
stalliert werden, um Doppel- und Mehrfachförderungen zu verhin­
dern. Das Landesinformationssystem ist zu perfektionieren und in ein 
Informationssystem einzubinden, das alle Maßnahmen der direkten 
Wirtschaftsförderung in Österreich erfaßt (wie es für die diversen 
Bundesförderungen mit der FINKORD-Datenbank begonnen wurde). 
In Fällen, in denen das Land etwa eine Bundesförderung aufstockt, 
wäre die verwaltungsvereinfachende Abstimmung des Prüfungsver­
fahrens fortzusetzen und zu vertiefen. 

- Die Bedeutung kleinräumigen Wettbewerbs mit dem Umland in einem 
durch internationalen Standortwettbewerb geprägten Umfeld geht 
zurück. Kooperation in der überregionalen Profilierung der Agglome­
ration im Standortwettbewerb gewinnt an Bedeutung. Dem muß das 
Verhältnis der Landesförderungsstellen Rechnung tragen. In klaren 
Fällen der Standortgunst sollten ansiedlungswillige Betriebe an den 
beteiligten Partner "weitergereicht" werden. Verstärkung und Insti­
tutionalisierung der Zusammenarbeit vor allem mit den wirtschafts­
fördernden Organisationen in Niederösterreich ist notwendig und 
sinnvoll. Dem könnte der Aufbau eines (zunächst informellen) Ar­
beitskreises unter Einschluß der jeweiligen Landsförderstellen die­
nen. Er sollte die Ansiedlungspolitiken unter Berücksichtigung öko­
nomischer, raumplanerischer und umweltpolitischer Gesichtspunkte 
abstimmen, überregionale Standortwerbung aufnehmen und vernünf­
tige Lösungen für meist monetäre Hindernisse (z. B .  Finanzausgleich) 
regionaler Kooperation erarbeiten. 
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Anmerkungen 

(1) Studie des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung (Peter Mayerhofer) 
im Auftrag der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien; Konzeption und Ko­
ordination: Josef Schmee. 

(2) Ähnlich wie später der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds kann die lnnova durch 
die Mitbeteiligung von Wiener Handelskammer und einigen Banken bereits als frühe 
Form der "Public-Private-Partnerships" angesehen werden. Allerdings war der Ge­
sellschaft, die Projekte der Wiener Wirtschaft mit hohem Neuigkeitsgrad durch zins­
freie Darlehen fördern sollte, aufgrund hoher Ausfallsquoten bei den von ihr unter­
stützten Projekten nur wenig Erfolg beschieden, so daß sie schon 1986 wieder aufge­
löst wurde. 

(3) Nach Kantner (Gewerbe und Industrieimmobilien im Großraum Wien für den pro­
duzierenden Sektor, Wien 1994) wird der WWFF bis zum Jahr 2000 mit Abstand 
wichtigster Anbieter von Gewerbe- und Industrieimmobilien in Wien sein, mit 
Schwerpunkt auf dem Zeitraum zwischen 1996 und 2000 wird der Fonds danach 
rund 40% des gesamten Angebots an Gewerbeimmobilien in Wien bereitstellen. 

(4) Dies erscheint insofern als notwendig, um die Durchschlagskraft übergreifender 
raumordnungspolitischer Vorstellungen zu sichern und teilweise bestehende negati­
ve Erfahrungen mit dem Stadtentwicklungsplan 1983 - etwa in bezug auf die dort 
vorgesehenen "Grünkeile" - hintanzuhalten. 

(5) Auch für sonstige Vorhaben im Interesse der Wiener Wirtschaft - etwa für die Er­
richtung von Güterterminals oder Park-and-ride-Anlagen - stellt der WWFF die er­
forderlichen Flächen bereit. 

(6) Sowohl STEP 1994 als auch ein vor kurzem fertiggestelltes räumliches Leitbild für 
die Agglomeration (Mayerhofer - Palme: Regionales Wirtschaftskonzept für die 
Agglomeration Wien, Wien 1994) setzen aufgrund zunehmender Ballungsprobleme 
im südlichen Siedlungsband vor allem auf die Entwicklung der durch die reaktivier­
ten Wirtschaftsbeziehungen zu den angrenzenden ost-mitteleuropäischen Staaten 
aufgewerteten Stadtgebiete in Nordosten und Südosten der Stadt. 

(7) Allerdings bleiben die hier dargestellten quantitativen Relationen aufgrund von 
Meß- und Zuordnungsproblemen lediglich grobe Indikatoren für die Zuordnung der 
Aktivität. 

(8) So zeigt Mayer (Metropole Wien, Wien 1992) Möglichkeiten auf, durch die entspre­
chende Gestaltung behördeninterner Vorgänge die Vorteile der Mehrfachstellung der 
Organe der Stadt als Landes- und Gemeindeorgane zu einer koordinierten Durch­
führung von Bewilligungsverfahren zu nutzen. 

(9) Ausnahmen sind etwa die neu aufgelegten Förderaktionen des Bundes und des Lan­
des Wien ("Qualitätssicherung" ,  "Produktfindung") im Rahmen des Innovations­
und Technologiefondsgesetzes, in denen die Fördereutscheidung durch eine gemein­
same Bewertungskommission getroffen wird. Neben der aufgrund ihrer Entschei­
dungskompetenz zentralen MA 5 üben auch die Magistratsabteilung für allgemeine 
Finanz- und Wirtschaftsangelegenheiten sowie Abgaben (MA 4) einen gewissen kon­
zeptionellen Einfluß auf die strategische Ausrichtung der Wirtschaftsförderung in 
Wien aus. 

(10) Keine Berücksichtigung finden hier die dem Unternehmenssektor in Wien ebenfalls 
offenstehende Investitionsförderungsaktion, die Betriebsübernahmekreditaktion so­
wie die Vergabe von Krediten aus dem Kammerjubiläumsfonds. Diese Aktionen wer­
den ohne Beteiligung von Budgetmitteln der öffentlichen Hand von der Wirtschafts­
kammer Wien ausgerichtet. 

(11)  Eine ökonomische Legitimation für eine generelle Fremdenverkehrsförderung gibt es 
kaum: der Charakter eines öffentlichen Gutes liegt im Fall der geförderten Infra­
strukturinvestitionen meist nicht vor, auch die vom Tourismus erbrachten externen 
Effekte sind zumindest teilweise negativ (Ballungskosten, Verkehrsprobleme), sodaß 
daraus kein wirklicher Bedarf für Eingriffe in die marktmäßige Allokation der Res­
sourcen abgeleitet werden kann. 
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(12) Die hier geförderten Investitionen stellen keinesfalls öffentliche Güter dar, auch ex­
terne Effekte sind zumindest in positiver Richtung nicht erkennbar. Eine ausrei­
chende regionale Versorgung mit Druckereileistungen scheint bei unbeeinflußter 
Marktallokation angesichts der sektoralen Konzentration von Druckereien in Wien 
durchaus gegeben. Immerhin erwirtschaften industrielle und großgewerbliche 
Druckereien in Wien rund 5,6% der regionalen Wertschöpfung, ihr Anteil am Ge­
samtprodukt liegt damit mehr als doppelt so hoch wie in Österreich insgesamt. 
Schließlich sind auch Legitimationen defensiver Industriepolitik (abrupter Anpas­
sungsdruck) schwerlich auf Druckereien anwendbar: Zwar ging die Beschäftigung 
im entsprechenden Wirtschaftsbereich zwischen 1983 und 1991 mit -18,1% etwas 
stärker zurück als in Industrie und Gewerbe insgesamt (-14,1 %) ,  dies allerdings 
nicht aufgrund einer überdurchschnittlichen starken Abnahme der Druckleistung: 
Die von den einschlägigen Betrieben in Wien erzeugte Wertschöpfung stieg im selben 
Zeitraum um knapp 30% an. 

(13) Anzahl der Fälle und Projektsummen könnten durch Elemente der Doppel- und 
Mehrfachförderung zu hoch ausgewiesen sein, eine entsprechende Korrektur war 
aufgrund fehlender institutionalisierter Kumulierungskontrolle nicht möglich. 

( 14) Regionale Investitionsdaten sind nur für den Bereich Industrie und Gewerbe verfüg­
bar. 

(15) Hier werden "nur" einige wichtige Programmförderungen des WWFF auf deren sek­
torale und räumliche Allokation angeführt. Für interessierte Personen kann die Stu­
die in der AK Wien, Abteilung Kommunalpolitik, kostenlos angefordert werden. 

(16) Die ebenfalls niedrigen Förderhöhen im Westen der Stadt entsprechen dagegen der 
topographischen Situation sowie der traditionellen Ausrichtung dieser Bezirke auf 
Wohnnutzung. 

(17) Der hohe Lohnsatz wäre in diesem Fall allein als strukturelles Merkmal der hier kon­
zentrierten Großbetriebe und weniger als Indiz für hohe Technologieorientierung zu 
werten. 

(18) Bisher nicht in FINKORD erlaßt sind die Aktionen der BÜRGES, die Fremdenver­
kehrsaktionen des BMwiA, die Exportkredite der Kontrollbank, Wechselkredite mit 
Bürgschaft durch die OeNB sowie Mittel für Patentförderung/Seedfinancing und 
Altlastensanierung. Vor allem das Fehlen großer Teile der Fremdenverkehrs- und 
Kleingewerbeförderungen des BMwiA dürfte zu einer deutlichen Unterschätzung 
der vergebenen Bundesförderungsmittel in Wien führen. Mitarbeiter des BKA (FIN­
KORD) gehen von einer Dokumentationslücke von bis zu 25% aus. 

(19) Mittel aus ITF und FFF, ERP-Innovations- und Technologieförderung, TOP-Ferti­
gungsüberleitung, ERP-Infrastrukturprogramm (Technologiezentren) sowie Struk­
tur- und Qualitätsoffensivprogramm des BMöWuV. 
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Karte 1 :  
Räumliche Problemlagen und Förderaktivitäten des WWFF 
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Quelle: WWFF, ÖSTAT; eigene Berechnungen. 
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Räumliche Inzidenz der Technologieförderung 
Förderung nach Bezirken 1991-1993 

Quelle: WWFF, ÖSTAT; eigene Berechnungen. 
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Karte 3: 
Räumliche Inzidenz der Nahversorgungsförderungsaktion 

Förderung nach Bezirken 1993 
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Tarifsystem, Lohn- und Stabilisie­
rungspolitik in Dänemark 

Ein Beispiel für kontrollierte Dezentralisierung der 
Lohnverhandlungen 

Michael Mesch 

1. Einleitung 

Das Tarifsystem und die Lohnpolitik in Dänemark waren in den 
zurückliegenden zwei Jahrzehnten von erheblichen Änderungen ge­
prägt. Dabei ist durchaus von einer gewissen Dezentralisierung der 
Lohnverhandlungen zu sprechen. Dezentralisierung bedeutet allerdings 
nicht den Übergang zu vollkommen unkaardinierten Lohnverhandlun­
gen auf der Ebene der Unternehmungen und Betriebe, sondern den 
Übergang von zentralisierten, branchenübergreifenden Verhandlungen 
der Dachverbände der Sozialpartner zu koordinierten und synchroni­
sierten Kollektivvertragsverhandlungen auf der Branchenebene. Dabei 
spielten auf der Gewerkschaftsseite Verhandlungsgemeinschaften für 
umfassende Wirtschaftsbereiche eine immer größere Rolle. 

Die Ursachen für diese Veränderungen sind in den wirtschaftlichen 
Problemen Dänemarks in den siebziger und achtziger Jahren und im 
Scheitern der zentralisierten Lohnverhandlungen zu suchen. 

Das ab 1 982 verfolgte, mittelfristig orientierte Stabilisierungskonzept, 
dessen Hauptziel in der Wiederherstellung eines außenwirtschaftliehen 
Gleichgewichts bestand, wählte die Hartwährungsoption. Dieser 
währungspolitische Kurs bedurfte der Unterstützung durch eine Lohn­
politik, welche auf die Erhaltung der internationalen Konkurrenzfähig­
keit Bedacht nahm. 

Im Rahmen dieser Stabilisierungspolitik spielte zunächst imperative 
staatliche Einkommenspolitik eine wichtige Rolle. Erst nach Beendi­
gung der staatlichen Eingriffe und der Aufhebung der Lohnindexierung 
gewannen die Tarifverbände die Kontrolle über die Lohnentwicklung 
zurück. Ende 1987 trafen die Sozialpartner und die Regierung eine Ab-
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sprache über eine mit den Wettbewerbserfordernissen im besonderen 
und dem Stabilisierungskonzept im allgemeinen konsistente Lohnpoli­
tik 

Die Veränderungen im Lohnverhandlungssystem, die sich Ende der 
achtziger und Anfang der neunziger Jahre vollzogen, lassen sich mit dem 
Begriff "kontrollierte Dezentralisierung" charakterisieren. Die indirek­
te Koordination der Abschlüsse erfolgte durch "pattern bargaining ", 
wobei der exponierte Wirtschaftssektor die Lohnführerschaft über­
nahm. Dies ermöglichte die Dämpfung des nominellen Lohnauftriebs. 
Somit hatte die Lohnpolitik wesentlichen Anteil an den stabilisierungs­
politischen Erfolgen im Hinblick auf Preisstabilität und Leistungsbi­
lanz. 

2. Die wirtschaftliche Anpassung an die beiden Ölpreisschocks 

Dänemark befand sich bereits vor dem ersten Ölpreisschock in einer 
vergleichsweise ungünstigen wirtschaftlichen Situation, gekennzeichnet 
durch hohe Inflation, Marktanteilsverluste dänischer Exporte und ein 
erhebliches Leistungsbilanzdefizit. Die massive Ausweitung des öffent­
lichen Sektors und der durch staatliche Förderungen und steuerliche 
Sonderregelungen begünstigte Boom der Bauwirtschaft Ende der sechzi­
ger und Anfang der siebziger Jahre setzten inflationäre Mechanismen in 
Gang, welche das "Skandinavische Inflationsmodell" auf den Kopf 
stellten: Die Überhitzung im geschützten Sektor bewirkte dort hohe no­
minelle und reale Lohnsteigerungsraten, welche dann durch die Markt­
mechanismen und die Lohnpolitik der Gewerkschaften auf den expo­
nierten Sektor übertragen wurden. Infolgedessen verschlechterte sich ab 
Mitte der sechziger Jahre die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
exponierten Sektors, gemessen an den relativen Lohnstückkosten in ge­
meinsamer Währung, und im Ausland traten beträchtliche Marktan­
teilsverluste ein. 1973,  am Ende der Hochkonjunktur, beschleunigte sich 
diese Entwicklung nochmals: Die Effektivverdienste in der Industrie 
stiegen um 18 ,8%,  real 9 ,5%,  wodurch die relativen Lohnstückkosten 
rund 13% höher als 1964 lagen. 

Der erste Ölpreisschock verschärfte die wirtschaftliche Lage. Die dä­
nischen Terms of Trade verschlechterten sich drastisch (-17  ,5% 
1973/74). Durch die Bindung der Löhne an einen Verbraucherpreisindex 
wurde die importierte Inflation sehr rasch auf die inländische Kosten­
struktur übertragen. Die Teuerungsrate sprang 1 974 auf 15 ,3%.  Die Ef­
fektivverdienste in der Industrie stiegen (trotz staatlicher Zwangs­
schlichtung! )  um 2 1 ,5%,  was die internationale Konkurrenzfähigkeit 
nochmals beeinträchtigte. Aufgrund der Terms of Trade-Verluste und 
der außerordentlich hohen Lohnzuwachsraten entstand 1974/75 eine er­
hebliche negative reale Arbeitskostenposition (1) .  Das Leistungsbilanz­
defizit erhöhte sich. Zu diesen Problemen trat steigende Arbeitslosigkeit 
hinzu. 
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Die von den Sozialdemokraten geführten Mitte-Links-Koalitionsre­
gierungen suchten die schwere Rezession, welche die dänische Wirt­
schaft 1 974/75 durchlief, mittels expansiver Fiskalpolitik zu über­
brücken: Der Überschuß im gesamtstaatlichen Budget im Ausmaß von 
3 %  des BIP im Jahre 1974 verwandelte sich in ein Nettodefizit von rund 
1 ,5% im folgenden Jahr. Dieser expansive wirtschaftspolitische Kurs 
war jedoch aufgrund der offenen außenwirtschaftliehen Flanke nicht 
durchzuhalten: 1976 stieg das Leistungsbilanzdefizit sprunghaft auf 
4 ,9% des BIP. 

Geboten war in dieser Situation die Einschränkung des privaten Ver­
brauchs durch eine Senkung der real verfügbaren Einkommen der pri­
vaten Haushalte und die Verschiebung der Ressourcen in den exponier­
ten Sektor. Einige wirtschaftspolitische Optionen, die dafür prinzipiell 
zu erwägen waren, kamen nicht in Frage: Eine Abwertung der Krone zur 
Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit schied aus, da die Indexbindung 
der Löhne die positiven Effekte rasch aufgehoben hätte. Bis 1979 ver­
folgte Dänemark daher eine Hartwährungspolitik Eine Senkung der re­
al verfügbaren Einkommen via fiscal drag im Einkommensteuersystem 
war durch die im Jahre 1975 beschlossene Steuerreform unmöglich: Ab 
1976 (und bis 1979) wurde der Einkommensteuertarif jährlich gemäß der 
Steigerungsrate der Stundenlöhne in der Industrie angepaßt. Diese Maß­
nahme erschwerte die Aufgabe der Stabilisierungspolitik, denn sie hatte 
eine Erhöhung der real verfügbaren Einkommen der Haushalte zur Fol­
ge. Restriktive Fiskalpolitik war daher nur mittels Anhebung der indi­
rekten Steuern realisierbar. Diese Steuererhöhungen dämpften zwar den 
privaten Verbrauch, trugen aber gleichzeitig zur anhaltend hohen Teue­
rung bei. 

Das zweite Instrument, dessen sich die Regierungen bedienten, war 
die imperative Einkommenspolitik Der Reichstag machte von der Mög­
lichkeit der Zwangsschlichtung per Gesetz Gebrauch und lockerte die 
Bindung der Löhne an die Verbraucherpreisentwicklung (siehe unten 
Abschnitt 3).  

Diese wirtschaftspolitische Strategie brachte bis 1979 keine greifba­
ren Erfolge. Die staatliche Einkommenspolitik hatte nur geringe Wir­
kung, da die Lohndrift die Rückgänge in den Tariflohnsteigerungsraten 
und in der automatischen Indexierung teilweise kompensierte. Die nega­
tive reale Arbeitskostenposition konnte daher nicht beseitigt werden, die 
Wettbewerbsfähigkeit der verarbeitenden Industrie besserte sich nicht 
entscheidend. Die Leistungsbilanz wies weiterhin ein erhebliches Defi­
zit aus, die Inflationsrate schwankte um die Zehn-Prozent-Marke und 
die Arbeitslosenrate verharrte auf dem für dänische Verhältnisse unge­
wohnt hohen Niveau. 

Der zweite Ölpreisschock veranlaßte zur Aufgabe der Hartwährungs­
politik Im Zeitraum 1979 bis 1 982 wurde die Krone mehrmals abgewer­
tet. Dies hatte eine Verbesserung der relativen Lohnstückkosten in ge­
meinsamer Währung um rund 15% zur Folge. Selbst unter den Bedin­
gungen der schwachen internationalen Konjunktur stiegen die Exporte 
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wesentlich, so daß Marktanteile zurückgewonnen werden konnten, und 
das Leistungsbilanzdefizit verringerte sich. Trotz des positiven Außen­
beitrags geriet die dänische Wirtschaft 1980/8 1 in eine schwere Rezes­
sion. In dieser Phase nahm die Arbeitslosenrate sehr stark zu und er­
reichte 1981  9,2 %.  Gleichzeitig stieg das Nettodefizit des Budgets auf 
6 ,9% des BIP 

3. Die Krise der zentralisierten Lohnverhandlungen 
in den siebziger Jahren 

3 .1  Das dänische Lohnverhandlungssystem 

Die Zuwächse der Effektivverdienste der Arbeitnehmer im privaten 
Sektor setzten sich bis Mitte der achtziger Jahre aus drei Bestandteilen 
zusammen: erstens aus der Erhöhung der Tariflöhne, welche entweder 
zentral von den Dachverbänden oder dezentral auf der Ebene der Bran­
chen bzw. Berufsgruppen ausgehandelt wurden; zweitens aus jenen zu­
sätzlichen Beträgen; die sich aus der Lohnindexierungsautomatik erga­
ben; drittens aus der Lohndrift. 
- Tariflohnerhöhungen: Bis in die frühen siebziger Jahre kennzeichnete 

eine starke Zentralisierung das Tarifverhandlungssystem. Der däni­
sche Gewerkschaftsbund LO, die größte der gewerkschaftlichen 
Dachorganisationen (siehe Anhang "Die dänischen Gewerkschaf­
ten") ,  und der Arbeitgeberdachverband DA verhandelten alle zwei 
Jahre über ein Rahmenabkommen, das die Erhöhungen der tariflichen 
Minimal- bzw. Normallöhne, Arbeitszeit- und Urlaubsregelungen, So­
zialleistungen, Ausbildungsprogramme und ähnliches regelte. Die in 
der Folge auf Branchenebene bzw. für bestimmte Berufsgruppen von 
den Einzelgewerkschaften und den jeweiligen Arbeitgeberorganisa­
tionen abgeschlossenen Kollektivverträge orientierten sich am Inhalt 
der Generalvereinbarung. Während die Mitgliedsorganisationen der 
DA verpflichtet waren, ihrem Dachverband die Verhandlungsergeb­
nisse zur formellen Genehmigung vorzulegen, besaß die LO kein der­
artiges Vetorecht gegenüber den Abschlüssen der Einzelgewerkschaf­
ten. 
Auch die Abkommen im privaten Sektor außerhalb des LO-DA-Seg­
ments übernahmen im wesentlichen die dort vereinbarten Regelun­
gen. 
Die Tarifverträge ließen sich nach der Entlohnungsform unterschei­
den: Im gesamten öffentlichen Sektor und in einigen Tarifbereichen 
des privaten Sektors, insbesondere für unqualifizierte Arbeitskräfte, 
fand das sog. Normallohnsystem Anwendung. Die Tarifverträge leg­
ten die Normallöhne bzw. -gehälter jeweils für die gesamte Geltungs­
periode fest. Für die Metallindustrie und andere Industriezweige, die 
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Büros und den Handel galt das sog. Minimallohnsystem, d. h. der Kol­
lektivvertrag regelte ausschließlich die Mindestlöhne, wobei diese Re­
gelungen jeweils nur für eine kleine Minderheit unmittelbare Bedeu­
tung hatten. Die Istlöhne wurden von den Arbeitgebern und den ge­
werkschaftlichen Vertrauensleuten in den Betrieben ausgehandelt. Im 
Unterschied zu den Kollektivverträgen trat nach diesen betrieblichen 
Vereinbarungen keine Friedensverpflichtung in Kraft. Zum Minimal­
lohnsystem gehörte ferner eine Begünstigungsklausel, welche den Ar­
beitnehmern auch während der Geltungsdauer einer bestehenden Be­
triebsvereinbarung die Möglichkeit zur Wiederaufnahme von Lohn­
verhandlungen in den Betrieben für den Fall bot, daß in vergleichba­
ren Unternehmungen höhere Löhne gezahlt wurden. 
Sowohl im Normal- als auch im Minimallohnsystem erfolgte die Fest­
legung der Tariflohnerhöhungen nicht prozentuell, sondern in Form 
von einheitlichen zusätzlichen Absolutbeträgen pro Stunde. Diese 
Vorgangsweise entsprang den egalitären Zielsetzungen der gewerk­
schaftlichen Lohnpolitik Die mächtigen Einzelgewerkschaften HK 
und SiD, die vor allem unqualifizierte Arbeitskräfte vertraten, setzten 
in den zentralen Abkommen ein weiteres nivellierendes Element 
durch: Die den Niedriglohnbeziehern im Normallohnsystem gewähr­
ten zusätzlichen Fixbeträge lagen regelmäßig über jenen für die Nied­
riglohnbezieher im Minimallohnsystem. Auf diese Weise wurde die 
Lohndrift zumindest teilweise antizipiert. 

- Indexierungsautomatik: Die Stundenlöhne waren kollektivvertrag­
lieh an einen speziellen Verbraucherpreisindex gebunden, welcher die 
Preiseffekte der Änderungen von indirekten Steuern und Subventio­
nen nicht berücksichtigte. Für jeden Anstieg dieses Index um drei 
Prozentpunkte innerhalb eines halben Jahres gelangte ein fixer Be­
trag zur Auszahlung (jeweils im Jänner und Juli). Diese Lohnindexie­
rungsautomatik bot zwar keine volle Kompensation für die Teuerung, 
war aber dennoch das umfassendste System dieser Art in Westeuropa 
und trug wesentlich zur Reallohnrigidität im Gefolge des ersten Öl­
preisschocks bei. Aufgrund der Auszahlung gleicher Absolutbeträge 
besaß auch die Lohnindexierung eine nivellierende Wirkung. 

- Lohndrift: Die Lohndrift resultierte erstens aus den Betriebsverhand­
lungen über die Istlöhne für die Arbeitnehmer im Minimallohnsystem. 
In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre entfielen mehr als fünfzig 
Prozent des Effektivverdienstzuwachses der Facharbeiter auf die 
Driftkomponente. Zweitens bestand auch im Normallohnsystem die 
Möglichkeit für zusätzliche Lohnverhandlungen, beispielsweise bei 
der Einführung oder Änderung des Akkordsystems. 
Aufgrund der größeren Bedeutung der übertariflichen Lohnzuschläge 
im Minimallohnsystem waren Facharbeiter stärker von der Lohndrift 
begünstigt als unqualifizierte Arbeitskräfte. Diese Verteilung der 
Lohndrift hob somit die nivellierende Wirkung, die sowohl von den 
Rahmenabkommen als auch von der Lohnindexierung ausging, wie­
der zumindest teilweise auf. Die Auseinandersetzungen zwischen ver-
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schiedenen Arbeitnehmergruppen und deren Gewerkschaften über 
die relativen Löhne hatten eine Lohn-Lohn-Spirale zur Folge, welche 
die überhöhten nominellen Lohnzuwächse Mitte der siebziger Jahre 
mitbestimmten. 

Der öffentliche Sektor umfaßte wesentlich mehr Beschäftigte als das 
LO-DA-Segment des privaten Sektors, dennoch akzeptierten alle Tarif­
parteien des öffentlichen Bereichs die Lohnführerschaft des exponierten 
Sektors. Die Tarifverträge im öffentlichen Sektor enthielten Verdienst­
entwicklungsgarantien, welche die dortige Lohn- und Gehaltsentwick­
lung an die Entwicklung der Effektivverdienste im privaten Sektor kop­
pelten, um den öffentlich Bediensteten eine partielle Kompensation für 
die fehlende Lohndrift zu bieten. Diese Regelungen legten fest, daß letz­
tere zeitlich verzögert zwei Drittel der Differenz zwischen der Zuwachs­
rate der Effektivverdienste im privaten Sektor und jener der Löhne und 
Gehälter im öffentlichen Sektor ausbezahlt erhielten. 

Das Verhandlungssystem im dänischen öffentlichen Sektor bestand 
aus zwei Segmenten: dem staatlichen und dem kommunalen Segment. In 
beiden Bereichen bildeten die drei Gewerkschaftsdachorganisationen 
LO, FTF und AC jeweils eine Verhandlungsgemeinschaft. Im staatlichen 
Segment führte CFU die Verhandlungen mit dem Finanzministerium, im 
kommunalen verhandelte KTO mit den Kommunen und Ämtern. Den 
Verhandlungsgemeinschaften oblag zwar die Verhandlungsführung, den 
Abschluß der Tarifverträge nahmen aber die einzelnen Gewerkschaften 
vor. Während die gewerkschaftlichen Verhandlungskartelle ursprüng­
lich nur für Beamte kollektive Regelungen ausgehandelt hatten, wurden 
im Laufe der siebziger Jahre auch die Vertragsbediensteten einbezogen. 

3.2 Staatliche Einkommenspolitik 1 975-1 980 

Nach dem ersten Ölpreisschock stand die Lohnpolitik vor der schwie­
rigen Aufgabe, die Preis-Lohn-Spirale, welche die Konkurrenzfähigkeit 
dänischer Erzeugnisse im Ausland gefährdete, möglichst rasch zu bre­
chen. 

Doch in den folgenden drei Lohnrunden 1975 ,  1977 und 1979 blieben 
die von LO und DA geführten Verhandlungen über ein zentrales Rah­
menabkommen jeweils ergebnislos. Da auch die Bemühungen der staat­
lichen Schlichter erfolglos waren, intervenierte jeweils der Reichstag 
und beschloß bindende Lohnbestimmungen. Diesen Beschlüssen gingen 
jeweils temporäre Lohn- und Preisstopps voraus. 

Für das Scheitern der zentralen Lohnverhandlungen in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre waren die unterschiedlichen Standpunkte in 
bezug auf die anzustrebenden vertikalen Lohndifferentiale wesentlich. 
Der dänische Gewerkschaftsbund LO hatte wesentlich geringeren Ein­
fluß auf die angeschlossenen Einzelgewerkschaften als etwa die schwe­
dische und die norwegische Schwesterorganisation. Die beiden Mit-
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gliedsverbände SiD und HK, die jeweils überwiegend Niedriglohngrup­
pen repräsentierten, besaßen das größte Gewicht. Diese zwei Verbände 
bestanden - wie erwähnt - darauf, daß die LO in den zentralen Verhand­
lungen jeweils höhere Anhebungen für die Niedriglohngruppen im Nor­
mallohnsystem forderte. Die DA aber konnte angesichts der Knappheit 
qualifizierter Arbeitskräfte kein Interesse an einer Verringerung der ver­
tikalen Lohnunterschiede haben. Übertarifliche Lohnzuschläge, welche 
die nivellierende Wirkung des Rahmenabkommens und der Lohn­
indexierung kompensiert und die ursprünglichen Relationen wieder her­
gestellt hätten, wären den Arbeitgebern zu teuer gekommen; sie lehnten 
daher sowohl die Verhandlungsangebote der LO als auch die Vermitt­
lungsvorschläge ab. 

Welchen Einfluß hatte die staatliche Einkommenspolitik auf die 
Lohnentwicklung? 
- Ökonometrische Schätzungen zeigten, daß die politischen Interven­

tionen zu Tariflohnsteigerungsraten führten, die durchwegs unter je­
nen lagen, die auf der Grundlage der für den Zeitraum 1 960-1975 ge­
schätzten Zusammenhänge zu erwarten gewesen wären (3). 

- Die Indexierungsautomatik dominierte die Effektivverdienstentwick­
lung in den Jahren 1975 und 1976 .  Die Lockerung der Indexbindung, 
welche einen Bestandteil der gesetzlichen Lohnfestlegungen bildete, 
bewirkte 1977 bis 1980 eine deutliche Dämpfung dieser Lohnzu­
wachskomponente. 

- Die Lohndrift war der wichtigste Bestimmungsfaktor der Verdienst­
entwicklung in den Jahren 1977 bis 1980 und lag jeweils über den auf­
grund der genannten Regressionen zu erwartenden Werten. Für die 
Einzelgewerkschaften bestand in den Verhandlungen auf Betriebs­
ebene angesichts steigender Mitgliederzahlen trotz der zunehmenden 
Arbeitslosigkeit kein Anreiz zu zurückhaltender Lohnpolitik; die 
Zwangsschlichtungen besaßen nur geringe Legitimität. 
Die staatliche Intervention kam zu spät, um bereits 1975 die Lohn­

Preis-Lohn-Spirale, die zu ähnlich hohen nominellen Lohnzuwächsen wie 
1974 führte, zu brechen und die nochmalige Vergrößerung der negativen 
realen Arbeitskostenposition zu unterbinden. Die mit der Lohnindexie­
rungsautomatik institutionalisierte, überaus großzügig gestaltete Teue­
rungskompensation bewirkte in dieser Phase eine außerordentliche Real­
lohnrigidität. In den Jahren 1977 bis 1980 hatte die staatliche Einkom­
menspolitik eine Dämpfung der Tariflohnsteigerungsrate und der Lohnin­
dexierung zur Folge. Dies wurde jedoch teilweise durch erhöhte Lohndrift 
kompensiert, so daß der Nettoeffekt der lohnpolitischen Interventionen 
gering war. Die negative reale Arbeitskostenposition konnte nicht besei­
tigt werden; dies blieb ein Hauptproblem der Stabilisierungspolitik 

Das Scheitern der zentralisierten Lohnpolitik, welches die internatio­
nale Konkurrenzfähigkeit der dänischen Unternehmungen untergrub, 
ließ den Arbeitgeberdachverband DA für eine grundlegende Reform des 
Lohnsetzungsprozesses eintreten. Erstens sollte die Einflußnahme des 
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Parlaments auf die Löhne beendet und die Kompetenz für die Lohnfest­
setzung den Tarifparteien auf der Branchen- und Betriebsebene übertra­
gen werden. Zweitens sollte die aus der Vielfalt der Berufsgewerkschaf­
ten und dem (weitgehenden) Fehlen von umfassenden Industriegewerk­
schaften herrührende sehr hohe Zahl von Kollektivverträgen gesenkt 
werden, um die Koordination der Abkommen zu ermöglichen und die 
Kontrolle der Lohnentwicklung zu gewährleisten. Dazu waren drittens 
organisatorische Änderungen erforderlich. Angestrebt wurde die Bil­
dung von Verhandlungsgemeinschaften, welche sowohl auf Arbeitgeber­
als auch auf Arbeitnehmerseite jeweils alle wichtigen Organisationen ei­
nes größeren Wirtschaftsbereichs zusammenfassen würden. 

Die Arbeitgeber sahen dabei das bereits bestehende Verhandlungs­
und das Lohnsystem in der Metallindustrie als Vorbild an. Die organisa­
torische Zersplitterung wurde in dieser wichtigen Branche bereits in den 
fünfziger Jahren überwunden. Seitdem schlossen jeweils die Metallar­
beitgeber und die Verhandlungsgemeinschaft der Gewerkschaften (CO­
Metal) einen einzigen Kollektivvertrag für die gesamte Branche ab. Die­
ser Verhandlungsmodus besaß somit den Vorteil, daß unkontrollierbare 
Lohn-Lohn-Spiralen, die bei Auseinandersetzungen zwischen verschie­
denen Arbeitnehmergruppen und deren Gewerkschaften über die relati­
ven Löhne drohten, unterbunden waren. Zudem gewährleistete das gel­
tende Minimallohnsystem aufgrund der Zweistufigkeit des Verhand­
lungsablaufs ein höheres Maß an Flexibilität. Das Hauptproblem be­
stand darin, daß in den anderen Bereichen des privaten Sektors Ver­
handlungsgemeinschaften wie in der Metallbranche nicht existierten. 

4. Stabilisierungspolitik und Wirtschaftsentwicklung 1982-1986 

4 . 1  Das mittelfristige Stabilisierungskonzept 
der konservativ-liberalen Koalition 

Die Anpassung der dänischen Wirtschaft an den zweiten Ölpreis­
schock und die folgende internationale Rezession verlief unbefriedigend. 
Die Abwertungen in den Jahren 1979 bis 1982 bewirkten eine wesentli­
che Verbesserung der internationalen Konkurrenzfähigkeit, dennoch er­
höhte sich das Leistungsbilanzdefizit 1982 erneut, nämlich auf 4,2% des 
BIP. Die Weichwährungsoption erleichterte fraglos die kurzfristige An­
passung des exponierten Sektors, zeigte aber auch rasch ihre Kehrseite: 
Die Abwertungen erweckten die Erwartung weiterer Wechselkurskor­
rekturen, und diese Erwartungen schlugen sich in Zinssätzen von über 
20% nieder. 

Die realen Investitionen in Maschinen und Ausrüstungen verzeichne­
ten 1980 und 1981  einen Rückgang um insgesamt 23%.  Auch der starke 
Investitionszuwachs in der konjunkturellen Erholung des Jahres 1982 
vermochte den vorherigen Rückgang bei weitem nicht wettzumachen, so 

1 1 0  



2 1 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

daß die ohnehin schmale industrielle Basis deutlich geschwächt aus die­
ser Phase hervorging. Und die Inflationsrate blieb trotz steigender Ar­
beitslosigkeit über der Zehn-Prozent-Marke. 

Gleichzeitig nahm das Nettodefizit der öffentlichen Haushalte außer­
ordentlich stark zu und erreichte 1982 den Rekordwert von 9 , 1% des BIP 
Dies war einer der höchsten Abgänge im gesamten OECD-Bereich und 
entsprach mehr als 60% der privaten Ersparnis. 

Die seit Mitte der siebziger Jahre verfolgte Stop-Go-Politik war somit 
gescheitert. Die neue, ab September 1982 regierende konservativ-libera­
le Koalition unter der Führung von Premierminister Schlüter präsen­
tierte ein mittelfristiges wirtschaftspolitisches Konzept, in dessen Mit­
telpunkt die Stärkung des exponierten Sektors stand. Eine Verbesserung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und die erhöhte Profitabilität 
dieses Sektors sollten die Beseitigung des außenwirtschaftliehen Un­
gleichgewichts und eine Wiederherstellung der Grundlagen für anhal­
tendes Wirtschaftswachstum und einen höheren Beschäftigungsstand 
ermöglichen. Gleichzeitig hatte zu diesem Zweck eine Dämpfung des 
privaten und öffentlichen Verbrauchs zu erfolgen. 

Einkommenspolitik, Hartwährungspolitik und restriktive Budgetpoli­
tik mit ausgabenseitigern Schwerpunkt bildeten die Instrumente, welche 
im Rahmen dieses Konzepts vorgesehen waren. 

Nach dem Fehlschlag der Abwertungsstrategie fiel der Einkommens­
politik die Aufgabe zu, eine Umverteilung von Ressourcen zugunsten der 
Profitabilität im exponierten Sektor herbeizuführen. Im Zusammenwir­
ken mit der Einschränkung der staatlichen Transfers an die Haushalte 
würde eine Dämpfung des privaten Konsums herbeigeführt werden. Die 
gestärkte Wettbewerbsfähigkeit der Exportwirtschaft und die Restrikti­
on der Inlandsnachfrage sollten dann den Ausgleich der Leistungsbilanz 
bis 1986/87 ermöglichen. 

Die Hartwährungspolitik wurde als Mittel angesehen, die Tarifpartei­
en zu moderaten Lohnabschlüssen zu veranlassen. Eine konsequente 
Beibehaltung dieses Kurses würde zudem eine Senkung der sehr hohen 
nominellen Zinssätze erlauben und die privaten Investitionen stimulie­
ren. Der schrittweise Abbau des Budgetdefizits durch ausgabenseitige 
Einsparungen bis zum Jahr 1990 würde ebenfalls zu letzterem beitragen. 

Ein umfangreiches Maßnahmenpaket leitete im Oktober 1982 die Um­
setzung dieses mittelfristig orientierten Stabilisierungsprogramms ein. 
Dieses stellte bereits die wesentlichen Weichen; in den nächsten Jahren 
folgten weitere Pakete, und ab 1985 sah sich die Regierung zu einer Ak­
zentuierung der Schritte veranlaßt. 

Das Maßnahmenbündel von Oktober 1982 beinhaltete eine einkom­
menspolitische Komponente und legte die budgetpolitische Linie fest. 
Die einkommenspolitischen Interventionen galten den außerordentlich 
starken Lohn-Preis-Rigiditäten: Die Koppelung zwischen Preisen einer­
seits und Löhnen sowie Sozialtransfers andererseits wurde per Gesetz 
aufgehoben, ebenso die Bindung der Löhne im öffentlichen Sektor an je­
ne im privaten Sektor (siehe im einzelnen Abschnitt 5 unten) . 
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Was die Staatsausgaben anbelangt, wurde angestrebt, deren reales 
Niveau in den Folgejahren nicht weiter anzuheben, sondern unverän­
dert beizubehalten. Für die Arbeitslosenversicherung wurde das Ein­
frieren des Maximalbetrages, der pro Tag zur Auszahlung gelangen 
konnte, bis 1 985 festgelegt. Bis dahin war diese Obergrenze zweimal 
jährlich entsprechend den Änderungen eines speziellen Verbraucher­
preisindex angehoben worden. Gleichzeitig erfolgte eine starke Er­
höhung der Sozialversicherungsbeiträge von Arbeitnehmern und vor 
allem von Arbeitgebern, um das staatliche Budget teilweise von den ge­
stiegenen Kosten der Arbeitslosigkeit zu entlasten. In den nächsten 
Jahren folgten weitere Anhebungen dieser Sozialversicherungsabga­
ben. Auf der Steuereinnahmenseite gab sich die Regierung zunächst da­
mit zufrieden, die automatische Indexierung des Einkommensteuerta­
rifs zu suspendieren. 

Angesichts des Scheiterns der Verhandlungen in der Lohnrunde An­
fang 1985 ,  der Expansion des privaten Konsums und des erneut steigen­
den Leistungsbilanzdefizits verschärfte die Regierung ab 1 985 den 
Austeritätskurs. Angestrebt wurde die zusätzliche Dämpfung der Ar­
beitskosten, die deutliche Eindämmung des privaten Verbrauchs und da­
mit gleichzeitig die Verringerung des Importüberhangs. 

Im April 1985 legte der Reichstag per Gesetz die Tariflohnerhöhungen 
für den privaten und den öffentlichen Sektor fest. Die Lohnindexierung 
wurde für ein weiteres Jahr suspendiert und dann endgültig abgeschafft. 
Der Maximalbetrag der Arbeitslosenunterstützung blieb auch 1985 und 
1986 eingefroren. (Ab 1987 wurde die Anhebung jeweils im Budget fi­
xiert.) Ferner schränkte dieses Maßnahmenpaket zwecks Bremsung des 
Konsumbooms die Vergabe von Verbraucherkrediten ein und unterwarf 
mittlere und höhere Einkommen einer Zwangsanleihe (im Ausmaß von 
jährlich jeweils 8% jener Summe, die 150 .000 dkr überstieg) . Die 
Indexierung des Einkommensteuertarifs wurde auf 2 %  beschränkt. 

Im Dezember 1985 unternahm die Regierung in Reaktion auf die 
Überhitzung der Bauwirtschaft verschiedene Schritte zur Drosselung 
der Bautätigkeit. Die Restriktion auf der Steuereinnahmenseite ging seit 
1 984 über die Begrenzung der Indexierung des Einkommensteuertarifs 
hinaus: In den Jahren 1984 bis 1986 erfolgten Erhöhungen der indirek­
ten Steuern, insbesondere der Energiesteuern. 

Diese Stabilisierungspakete führten einen Wechsel im Vorzeichen des 
Budgetsaldos herbei, eine wesentliche Dämpfung der inländischen 
Nachfrage trat jedoch erst im Gefolge der sog. "Kartoffeldiät" von Ok­
tober 1986 ein (siehe unten Abschnitt 9) .  

4.2 Expansion der Inlandsnachfrage und außenwirtschaftliches 
Ungleichgewicht 

In der Periode 1982 bis 1986 verzeichnete Dänemark unter allen Län­
dern Westeuropas das höchste Wachstum von Output, Beschäftigung 
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Tabelle 1 :  "' 
:--

Wirtschaftsindikatoren Dänemark � ;:,-
1 980 1 9 8 1  1 982 1983  1 9 8 4  1 985 1 986 1987 1 988 1989  1 9 9 0  1 9 9 1  1 992 1993 1994 

<Z "" � (Q 
-----

Wachstum des BIP (real) % -0,4 -0 ,9 3 ,0  2 ,5  4 ,4  4 ,3  3 ,6 0 ,3  1 , 2  0 ,6 1 ,4 1 , 0  1 , 2  1 , 4  4 ,7  '-' 
<c 

Wachstum des privaten <c '-" '-
Konsums (real) % -3,7 -2 ,3  1 ,4  2 ,6  3 ,4 5 ,0  5 ,7  -1 ,5  -1,0 -0,4 0 ,0  1 ,4  0 ,7  2 ,8  7 , 0  

' 
� Wachstum der Brutto- � 

investitionen (real) % -12,6 -19,2 7 , 1  1 ,9 12 ,9  12 ,6  1 7 , 1  -3 ,8 -6,6 1 , 0  -1,7 -5 ,4 -8 ,2 -1 ,9  5 ,2  
""" 
'-' 

Wachsturn der Exporte 
(real) % 5,2 8 ,2 2 ,5  4 ,9  3 , 5  5 ,0  0 ,0  5 ,1  7 ,8  4 ,2  6 ,9  7 ,7  3 ,7 -1,4 5,8 

Wachstum der Importe 
(real) % -6,8 -1 ,7  3 ,8  1 ,8  5 ,5  8 , 1  6 ,8 -2 ,0 1 ,5  4,5 1 ,2 4 ,9  -0 ,5 -4,2 12 ,5 

Leistungsbilanzsaldo 
(% des BIP) -3,7  -3 ,0 -4,2 -2,6 -3 ,3  -4 ,6 -5,4 -2 ,9 -1,2 -1 , 1  -1 ,0  1 ,7 3 ,4 4 , 1  2 , 3  

Netto-Budgetsaldo des 
Gesamtstaates (% des 
BIP) -3,3  -6 ,9 -9 , 1  -7,2 -4 , 1  -2 , 0  3 ,4  2 ,4 0,6 -0, 5  -1,5 -2 , 1  -2 ,6 -4,4 -4 ,2 

Arbeitslosenrate (% der 
Erwerbstätigen) 7 ,0 9 ,2  9 ,8 1 0 ,4 1 0 , 1  9 , 0  7 ,8 7 ,8 8 ,6 9 ,3 9 ,6  1 0 ,5 1 1 ,2 1 2 ,2 1 2 ,0 

Veränderung der 
Beschäftigung % -0,5 -1,3 0,4 0 ,3  1 ,7  2 ,5  2 ,6  0 ,9  -0 ,6  -0,6 -1 ,0  -1 ,8  -0,1 -0 ,6 0 , 5  

Veränderung der � 
Kompensation je .., 

1t 
Beschäftigten im Unter- ("') ;:,-
nehmenssektor % 1 1 , 1  8 , 7  1 1 ,2  9 ,0  6 ,0  4 ,8 5 , 1  7 ,2 3 , 5  4 ,5  5,4 4,9 3 , 1  2 ,8  3 ,6  � ..... 

Steigerung der Ver- ;e � 
braueherpreise % 1 2 ,3 1 1 ,8 1 0 , 1  6 ,9 6 ,3 4 ,7  3 ,7 4 ,0  4 ,5 4 ,8 2 ,6 2 ,2 2 ,1 1 ,7 2 ,0 P.. 

Veränderung der Lohn- G (I) 
stückkosten im Unter- "' 

;2.. 
nehmenssektor % 8,7 7 , 1  7 ,2  6,2 3,5 3,8 4,4 6 ,6 0 ,2  1 ,6  1 ,4  2 , 0  0 , 6  -0 ,7 -1,7 1;) ("') 

� ;:,-
� � w Quelle: OECD 
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und Investitionen. Der Aufschwung der Jahre 1982-1983 ging über in die 
Hochkonjunktur 1984-1986.  Entgegen der Konzeption der Regierung 
war dies jedoch nicht exportgeleitetes Wachstum; vielmehr bestimmte 
die Expansion der inländischen Nachfrage die Dynamik. 

Getragen wurde das Wachstum 1982 und nach einer Pause erneut 
1984-1986 vor allem von der außerordentlich starken Zunahme der In­
vestitionen, sowohl in Maschinen und Ausrüstungen als auch im Wohn­
bau (siehe Tabelle 1) .  Stark sinkende Zinssätze (minus 8 Prozentpunkte 
von Oktober 1982 bis Mai 1983 ! ) ,  die steigende Nachfrage und die we­
sentlich verbesserte Ertragslage stimulierten die private Investitions­
tätigkeit. Die Investitionsquote im Unternehmenssektor stieg von 17% 
(1982) auf 23% (1986),  den höchsten Wert seit 1960 .  Die Industriepro­
duktion nahm in dieser Phase kräftig zu. 

Der Beitrag des privaten Konsums zum Wirtschaftswachstum erhöhte 
sich von Jahr zu Jahr; insbesondere in den Jahren 1985 und 1986 war ein 
sehr starker Zuwachs zu verzeichnen. Da die real verfügbaren Einkom­
men der privaten Haushalte während dieser Periode stagnierten, ging 
dies zu Lasten der Sparquote (4). Für diesen Rückgang waren erstens 
Vermögenseffekte maßgeblich: Infolge der Halbierung der nominellen 
Zinssätze stiegen die Grundstückspreise 1982-1986 um 85%.  Zweitens 
kam den Konsumenten entgegen, daß die steuerliche Absetzbarkeit von 
Zinszahlungen bis 1987 unangetastet blieb, was bei hohen Grenzsteuer­
sätzen für sehr niedrige, sogar negative reale Netto-Zinssätze sorgte. 
Dies führte zu einem kreditfinanzierten Konsumboom. 

Damit ist auch die Schwachstelle des wirtschaftspolitischen Stabilisie­
rungsprogramms angesprochen. Die starke Expansion des privaten Ver­
brauchs war unvereinbar mit der Wiederherstellung des außenwirtschaft­
liehen Gleichgewichts. Die aus dem Absinken der Zinssätze resultierenden 
Vermögenseffekte schlugen sich rasch und kräftig im privaten Konsum nie­
der. Die restriktiven Maßnahmen ab 1985 waren zu schwach, das Auste­
ritätspaket von Oktober 1986 und die Steuerreform, welche die Begünsti­
gung der Konsumentenkredite einschränkte, kamen zu spät, um den priva­
ten Verbrauch zu dämpfen und den hohen Importüberhang zu verhindern. 

Entgegen den Erwartungen wuchsen die Exporte durchwegs 
schwächer als 1980 und 1981 .  Nur 1983 ergab sich ein positiver Außen­
beitrag, 1984-1986 nahmen jeweils die Importe wesentlich stärker zu als 
die Ausfuhren. Diese enttäuschende Exportentwicklung ist nicht nur, 
aber in erster Linie auf die Verschlechterung der internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit zurückzuführen. Die relativen Lohnstückkosten in ge­
meinsamer Währung stiegen bis 1986 nahezu auf das Niveau von 1979 ,  
also vor den Abwertungen. Dafür waren zwei Gründe ausschlaggebend. 
Erstens verlief die Produktivitätsentwicklung trotz der kräftigen Ex­
pansion der betrieblichen Ausrüstungsinvestitionen relativ schwach, da 
es sich bei letzteren überwiegend um Kapazitätserweiterungen handelte. 
Zweitens stieg der exportgewichtete effektive Wechselkurs der Krone in 
den Jahren 1985 und 1986 .  Die relativen Arbeitskosten hingegen fielen 
während des gesamten Zeitraums leicht. 
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Außer der Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit sind weitere 
Ursachen der ungenügenden Exportdynamik zu nennen: der Mangel an 
qualifizierten Arbeitskräften, welcher die Kapazitätsauslastung be­
schränkte; die ungünstige Produktpalette der dänischen Ausfuhren. 
Letztlich ist zu berücksichtigen, daß die starke Binnennachfrage viele 
Unternehmungen dazu veranlaßte, sich auf den Inlandsmarkt zu kon­
zentrieren. 

Infolge der geschilderten Tendenzen trat nur 1983 eine vorübergehen­
de Verringerung des Leistungsbilanzdefizits ein, danach nahm dieses 
wesentlich zu und erreichte 1986 den Rekordwert von 5,4% des BIP. Die 
Verschlechterung ist auf eine Passivierung der Handelsbilanz und auf 
den deutlichen Anstieg des Defizits in der Kapitalertragsbilanz zurück­
zuführen. Bestimmend für die letztere Position waren die hohen Netto­
Zinszahlungen auf die Auslandsschulden. Die im Zusammenhang mit 
der inländischen Öl- und Erdgasgewinnung stehenden Investitionen be­
lasteten in diesem Zeitraum aufgrund des hohen Importanteils die Lei­
stungsbilanz stark. 

Die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung nahm mit Fortdauer der 
Hochkonjunktur immer rascher zu, 1985 und 1986 erhöhte sich auch die 
Beschäftigung in der verarbeitenden Industrie erheblich. Infolgedessen 
sank die Arbeitslosenrate auf 7 ,8% im Jahre 1986,  dies trotz steigender 
Frauenerwerbstätigkeit. 

Den größten Erfolg erzielte die Stabilisierungspolitik in bezug auf die 
Budgetkonsolidierung. Das Nettodefizit der öffentlichen Haushalte 
konnte vom Höchstwert des Jahres 1982 kontinuierlich verringert wer­
den; aufgrund der Verschärfung des Austeritätskurses ab 1985 ergab 
sich im Jahr 1986 bereits ein Überschuß im Ausmaß von 3 ,4% des BIP. 
Gemäß der ursprünglichen Konzeption sollte die Konsolidierung fast 
ausschließlich durch ausgabenseitige Maßnahmen erfolgen. Es gelang, 
die jährlichen Staatsausgaben im Zeitraum 1 982 bis 1986 jeweils real 
konstant zu halten, wie dies vorgesehen war. Das Wachstum der Be­
schäftigung im öffentlichen Sektor wurde gebremst. 

Auf der Einnahmenseite wirkte sich die günstige Konjunktur stark 
aus. Die Effekte der automatischen Stabilisatoren wurden für die Defi­
zitsenkung genutzt. Darüber hinaus aber ging die Hälfte des diskre­
tionären Konsolidierungseffekts in den Jahren 1983-1986 auf höhere di­
rekte und indirekte Steuern zurück. Dies war wie erwähnt im 1982 prä­
sentierten Konzept nicht geplant. Die in den Stabilisierungspaketen ent­
haltenen Erhöhungen von Steuern und Abgaben schlugen kräftig zu Bu­
che; die Steuerquote stieg bis 1986 auf 50,5 % .  

Der Erfolg der Einkommenspolitik, welche die institutionalisierte 
Preis-Lohn-Bindung beendete, schlug sich nicht nur in einer Halbierung 
der nominellen Tariflohnzuwachsrate, sondern auch in einer noch stär­
keren Senkung der Teuerungsrate nieder. 1 986 belief sich die Inflations­
rate nur noch auf 3 ,7 % .  Daraus wird ersichtlich, daß die ab Herbst 1982 
eingeschlagene, nicht-akkommodierende Wirtschaftspolitik sehr rasch 
Glaubwürdigkeit erlangte. Dafür war erstens ausschlaggebend, daß die 
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Regierung trotz der starken Abwertung der schwedischen Krone im Ok­
tober 1982 konsequent an der Hartwährungspolitik festhielt. Zweitens 
stärkte die energische Budgetkonsolidierung die Glaubwürdigkeit der 
anti-inflationären Strategie. Nur so ist der überaus rasche Rückgang des 
Zinsniveaus zu erklären. Drittens bot bereits der Verlauf der Lohnrunde 
1983 ein Indiz dafür, daß sich die inflationären Erwartungen stark ab­
schwächten. 

Bis 1986 hatte die Stabilisierungspolitik somit einige wesentliche Er­
folge aufzuweisen. Der konjunkturelle Aufschwung war aber nicht ex­
portgeleitet, wie dies konzipiert war, sondern basierte auf der kräftigen 
Expansion der inländischen Nachfrage. Das rasche Wirtschaftswachs­
tum erleichterte die Budgetkonsolidierung und ermöglichte die Senkung 
der Arbeitslosenrate. Die Einkommenspolitik erreichte eine erhebliche 
Verringerung der nominellen Tariflohnzuwachsrate und eine noch stär­
kere Dämpfung der Inflation. Das Ziel jedoch, das außenwirtschaftliche 
Gleichgewicht wiederherzustellen, wurde weit verfehlt: Die steigende 
Inlandsnachfrage löste einen Importsog aus und reduzierte die Kapa­
zitäten und die Anreize für den Export. Wie in der Vergangenheit war 
das Bemühen, gleichzeitig Arbeitslosigkeit und Leistungsbilanzdefizit 
zu bekämpfen, gescheitert. 

5. Die Übergangsphase: Lohnverhandlungen und staatliche 
Einkommenspolitik 1981-1986 

Die achtziger Jahre bildeten eine Phase des Übergangs von zentrali­
sierten Lohnverhandlungen und imperativer staatlicher Einkommens­
politik zu kontrollierter Dezentralisierung der Lohnverhandlungen und 
trilateralen Absprachen. Dieser Übergang vollzog sich nicht ohne Rück­
schläge. 

Vor der Lohnrunde 1981  stimmten die Dachverbände der Arbeitgeber 
und -nehmer darin überein, den politischen Einfluß auf die Tariflohn­
festsetzung auszuschalten. Die Position der DA wurde bereits oben im 
Abschnitt 3 .2  dargelegt. Für die ablehnende Haltung der LO gegenüber 
einer fortgesetzten Intervention durch die sozialdemokratische Regie­
rung war ausschlaggebend, daß die Gewerkschaften vergeblich versucht 
hatten, für die Zwangsschlichtung qualitative Kompensationen (Mitbe­
stimmung etc.) zu erhalten (5). Beide Tarifparteien mußten an einer Wie­
derherstellung ihrer Kontrolle über die Lohnentwicklung interessiert 
sein, andernfalls drohte eine Schwächung ihrer Legitimität. Um ein Patt 
bei den zentralen Verhandlungen und einen dann folgenden Eingriff per 
Gesetz zu verhindern, einigten sich LO und DA darauf, die Lohnver­
handlungen erstmals seit 1958 auf der Ebene der Branchen bzw. Berufs­
gruppen zu führen. 

Wie oben im Abschnitt 4 . 1  erläutert, spielte die Einkommenspolitik im 
mittelfristigen Stabilisierungsprogramm der ab September 1982 regie­
renden Mitte-Rechts-Koalition eine wichtige Rolle. 
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Deren Maßnahmenpaket von Oktober 1 982 (6) 
- verhängte vor der Lohnrunde 1 983 einen fünfmonatigen Lohnstopp 

und fror in diesem Zeitraum Gewinnmargen und Dividenden ein; 
- suspendierte bis Februar 1 985 die Lohnindexierung und bis April 

1985 die Bindung des oberen Grenzbetrags der Arbeitslosenunterstüt­
zung an die Preisentwicklung; 

- begrenzte die Tariflohnerhöhung im öffentlichen Sektor für 1 983 und 
1 984 auf jeweils 4% (bei einer Teuerungsrate von 10%) ,  womit die au­
tomatische Koppelung an die Effektivverdienstentwicklung im priva­
ten Sektor außer Kraft gesetzt war. Gleichzeitig verstand die Regie­
rung diese 4%-Marke als Richtlinie für die Tarifverhandlungen im 
privaten Sektor. 

- erhöhte die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversi­
cherung merklich. 
Mangels Einigung auf der Branchenebene fiel in der Lohnrunde 1 983 

die Initiative erneut den Zentralverbänden LO und DA zu,  die ein zwei­
jähriges Rahmenabkommen vereinbarten (7). Dabei wurde die staatliche 
Richtlinie einer durchschnittlichen Erhöhung von 4% in beiden Jahren 
eingehalten, eingeschlossen die etwas höheren Zuwächse für die Nied­
riglohnbezieher in beiden Lohnsystemen. Das zentrale Abkommen ent­
hielt auch einen sog. "Lohnregulierungsmechanismus" ,  welcher die An­
zahl der während der Geltungsdauer möglichen Lohnverhandlungen in 
den Betrieben auf drei begrenzte. Diese Regelung hatte eine Verringe­
rung der Lohndrift zur Folge, was wiederum erheblich zur Senkung der 
Inflation beitrug. Zweitens schränkte sie die - letztlich erfolglosen, aber 
inflationstreibenden - Versuche einzelner Arbeitnehmergruppen, ihre je­
weilige Position in der Lohnhierarchie durch betriebliche Lohnverein­
barungen zu verbessern, ein und behinderte somit das Fortbestehen von 
Lohn-Lohn-Spiralen. Letztlich bewirkte die Eindämmung der Lohn­
drift auch eine abnehmende Häufigkeit von Arbeitskonflikten (8). 

Während der Lohnrunde 1985 zeigte der Ablauf der Gespräche bald, 
daß die Vorstellungen der Tarifparteien sehr weit auseinanderklafften. 
So wie in den Jahren zuvor waren die Gewerkschaften bereit, einen Bei­
trag zur Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit däni­
scher Erzeugnisse zu leisten, forderten aber zumindest die Erhaltung der 
Kaufkraft der Löhne und Gehälter. Die DA lehnte letzteres ab. Die Re­
gierung Schlüter leistete dem Arbeitgeberdachverband Rückendeckung; 
der Wirtschaftsminister sprach sich für ein Einfrieren der Löhne aus. So 
gestützt, konnte die Arbeitgeberseite völlig unnachgiebig auftreten, 
wußte sie doch, daß die Regierung im Falle des Scheiterns der Verhand­
lungen und der Schlichtung auf dem Gesetzeswege eine für die Arbeit­
geber vorteilhafte Regelung durchsetzen würde. 

Erwartungsgemäß blieben die Verhandlungen ergebnislos und lehnten 
die Arbeitgebervertreter auch den Vermittlungsvorschlag des Schlich­
ters ab. Die Regierungsmehrheit würde schon ein besseres Ergebnis er­
zwingen! Am 1 .  April 1985 trat die gesetzliche Zwangsschlichtung in 
Kraft, deren Inhalt entgegen der in der Vergangenheit stets geübten Ge-
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wohnheit nicht dem Vermittlungsvorschlag entsprach (9). Die enthalte­
nen Tariflohnsteigerungsraten für den privaten und den öffentlichen 
Sektor lagen für 1985 und 1986 jeweils deutlich unter der erwarteten 
Teuerungsrate. Den öffentlich Bediensteten wurde allerdings erneut eine 
Verdienstentwicklungsgarantie gegenüber dem privaten Sektor zuge­
standen. Ferner verfügte das Gesetz die Aufhebung der Lohnindexie­
rung für ein weiteres Jahr; im Juni 1986 erfolgte dann die endgültige Ab­
schaffung der Preis-Lohn-Bindung. In der Arbeitszeitfrage kam die Re­
gierung der LO ein wenig entgegen: Für Dezember 1986 wurde eine Ver­
kürzung der Wochenarbeitszeit im privaten Sektor von 40 auf 39  Stun­
den bei vollem Lohnausgleich festgelegt. Zu den einkommenswirksamen 
Maßnahmen dieses Stabilisierungspakets zählte - wie erwähnt - auch 
die Zwangsanleihe für Besserverdienende. 

Die Lohn- und Einkommenspolitik erwies sich als kurzfristig erfolg­
reich; die nominelle Zuwachsrate der effektiven Stundenverdienste in 
der verarbeitenden Industrie sank von 9 ,9% (1982)  auf 4 ,8% (1984). We­
sentlich für diese Dämpfung des nominellen Lohnauftriebs war, daß die 
nicht-akkommodierende Wirtschaftspolitik der neuen Regierung sehr 
rasch Glaubwürdigkeit erlangte, und dies auch und gerade bei den Ge­
werkschaften, wie bereits die Lohnrunde 1983 zeigte. Auch die Aufhe­
bung der Lohnindexierung trug zur Reduktion des Effektivverdienstan­
stiegs bei, da die Substitutionselastizität zwischen zentral und dezentral 
festgelegten Lohnzuwächsen für einige Beschäftigtengruppen unter eins 
lag (10) .  

Der reale Stundenverdienst in der verarbeitenden Industrie nahm in 
den Jahren 1979 bis 1984 um insgesamt 4 ,8% ab, stagnierte 1985 und er­
höhte sich 1986 nur infolge der Arbeitszeitverkürzung. Die entsprechen­
de Entwicklung der Produktreallöhne begünstigte den Anstieg der Er­
tragsraten in der Industrie auf Werte, die jenen Ende der sechziger Jah­
re glichen. 

Die Reallöhne reagierten freilich mit erheblicher Verzögerung auf den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Ökonometrische Schätzungen bestätigten 
deren geringe Flexibilität in bezug auf die Arbeitsmarktsituation, insbe­
sondere hinsichtlich der offenen Arbeitslosigkeit (11 ) .  Vermutlich bilde­
te die Großzügigkeit der dänischen Arbeitslosenversicherung, vor allem 
was die Dauer der Anspruchsberechtigung betraf, einen Grund für die 
geringe Reallohnreagibilität bezüglich der Arbeitslosenrate (12) .  

Obwohl sich die relativen Löhne in nationaler Währung im Beobach­
tungszeitraum zugunsten Dänemarks entwickelten, verschlechterte sich 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit des exponierten Sektors be­
trächtlich. Dafür waren wie erwähnt die Aufwertung der Krone und der 
vergleichsweise geringe Produktivitätsfortschritt ausschlaggebend. 

Letztlich belegen auch die dänischen Erfahrungen aus den achtziger 
Jahren, daß imperative Einkommenspolitik in Phasen günstiger Kon­
junktur mit rasch steigender Beschäftigung nur vorübergehende Erfolge 
erzielen kann. Im Jahr 1987 zeigte sich, daß der nominelle Lohnauftrieb 
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bloß zurückgestaut worden war; die ehrgeizigen Ziele der Einkommens­
politik erwiesen sich letzten Endes als unvereinbar mit der eingetretenen 
Expansion der Inlandsnachfrage. 

6. Die Lohnrunde 1987 

Einen wichtigen Schritt im Reformprozeß des dänischen Lohnver­
handlungssystems bedeutete die Lohnrunde 1 987 .  Die Kollektivver­
tragsverhandlungen fanden synchronisiert auf der Ebene der Branchen 
statt. Der rasche Abschluß in der wichtigsten Industriebranche, der Me­
tallindustrie, zwischen den Metallarbeitgebern JA und dem gewerk­
schaftlichen Verhandlungskartell CO-Metal wirkte als Signal. Dieser 
Kollektivvertrag hatte eine Geltungsdauer von vier Jahren, wobei die 
Minimallohnerhöhungen nur für die ersten beiden Jahre festgelegt wa­
ren (13);  Tariflohnverhandlungen für die verbleibenden zwei Jahre soll­
ten 1989 geführt werden. Auf der Unternehmens- bzw. Betriebsebene 
trafen die Verhandlungspartner Istlohnregelungen ebenfalls für die er­
sten beiden Jahre, weitere Anpassungen sollten nach den Tariflohnver­
handlungen des Jahres 1989 erfolgen. 

Arbeitszeitregelungen trafen die Tarifpartner in der Metallindustrie 
hingegen für die gesamte Geltungsdauer. Vereinbart wurden die etap­
penweise Verkürzung der Wochenarbeitszeit von 39 auf 37  Stunden bei 
vollem Lohnausgleich für niedrige und mittlere Einkommen bis 1991  so­
wie die weitere Flexibilisierung der Arbeitszeit. 

Abkommen in den übrigen Verhandlungsbereichen des DA-LO-Sek­
tors folgten binnen kurzer Frist. Auch die Lohnabschlüsse außerhalb 
dieses Sektors orientierten sich weitgehend an den Ergebnissen der Ver­
handlungen der Lohnführer, nämlich der Tarifpartner in der Metall­
branche. 

Für die Angestellten, deren Wochenarbeitszeit damals 37,5 Stunden 
betrug, wurde eine Verkürzung auf 37 Stunden mit 1 .  September 1990 
vereinbart. Die Verdienstentwicklungsgarantie für die öffentlich Be­
diensteten beinhaltete ab 1987 eine Kompensation im Ausmaß von 80% 
(bisher 66%) der Lohndrift im privaten Sektor. Diese Aufbesserung bil­
dete ein Zugeständnis an die militanten Gewerkschaften der öffentlich 
Bediensteten, deren Gehaltszuwächse in den Jahren zuvor hinter jenen 
im privaten Sektor zurückgeblieben waren. 

Zieht man eine Bilanz der Änderungen im dänischen Lohnverhand­
lungssystem während der achtziger Jahre, so läßt sich feststellen, daß 
die Zurückdrängung des politischen Einflusses auf die Tariflohnfest­
setzung, die Aufhebung der automatischen Lohnindexierung und die 
Beschränkung der Lohndrift die Bedeutung der Kollektivvertragsver­
handlungen im Lohnbestimmungsprozeß wesentlich stärkten. War in 
den siebziger Jahren die Lohnentwicklung überwiegend von Lohndrift 
und Indexierungsautomatik bestimmt gewesen, so bildeten in den 
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achtziger Jahren erneut die Kollektivvertragsverhandlungen den wich­
tigsten Bestimmungsgrund der Entwicklung der effektiven Löhne und 
Gehälter. 

Die Lohnrunde 1987 zeigte ein neues, für die Zukunft richtungweisen­
des Muster: Die Kollektivvertragsverhandlungen fanden synchronisiert 
auf der Ebene der Branchen statt, wobei die Tarifpartner in der export­
orientierten Metallindustrie die Lohnführerschaft für alle übrigen Be­
reiche ausübten. Ist es berechtigt, im Vergleich zu den siebziger Jahren 
von einer Dezentralisierung der Lohnverhandlungen zu sprechen? Eine 
solche trat hinsichtlich des Ablaufs, nicht aber in bezug auf die Ergeb­
nisse ein. Ein Rahmenabkommen zwischen den Dachverbänden gab es in 
der Lohnrunde 1987 nicht mehr, aber die indirekte Koordinierung der 
Kollektivvertragsverhandlungen in Form der Lohnführerschaft einer 
wichtigen Branche stellte ein hohes Maß an Übereinstimmung zwischen 
den Tariflohnentwicklungen in den einzelnen Branchen sicher. 

Das Ausmaß der Lohndrift im Jahre 1987 zeigte, daß das Stabilisie­
rungspaket von Oktober 1986,  welches auf eine stärkere Dämpfung des 
inländischen Verbrauchs abzielte, zu spät kam. Diese Verschärfung des 
Austeritätskurses konnte nicht mehr verhindern, daß die Arbeitsmarkt­
engpässe der Jahre 1985-1986 (insbesondere in der Bauwirtschaft und in 
der Metallbranche) mit Verzögerung in der Effektivverdienstentwick­
lung Niederschlag fanden. Für die Erklärung der hohen Lohndrift (rund 
4%) im Rezessionsjahr 1987 ist somit der Staueffekt der imperativen 
Einkommenspolitik der Vorjahre heranzuziehen und wohl auch die nach 
Qualifikationsstufen ungleiche Verteilung der Arbeitslosigkeit zu 
berücksichtigen. 

Infolge der Arbeitszeitverkürzungen und der Lohndrift stiegen die ef­
fektiven Stundenverdienste in der verarbeitenden Industrie 1987 um 
9 ,3% (real 5 , 1  %),  was gegenüber den Jahren 1984-1986 eine Verdoppe­
lung der jährlichen Zuwachsrate bedeutete. Daraus resultierte eine wei­
tere wesentliche Verschlechterung der internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit des exponierten Sektors. 

Dieser Anstieg der in gemeinsamer Währung ausgedrückten Lohn­
stückkosten in der verarbeitenden Industrie um insgesamt nicht weniger 
als 20% in den Jahren 1986-87 veranlaßte die Regierung zu einer Entla­
stung der Exporte im Maßnahmenpaket von Dezember 1987 .  Eine solche 
ergab sich in erster Linie aus der Änderung der Bemessungsgrundlage 
der Sozialversicherungsabgaben der Arbeitgeber: An die Stelle der 
Lohnsummensteuer trat eine Abgabe im Ausmaß von 2 ,5% der Mehr­
wertsteuer-Bemessungsgrundlage. Dieser Schritt entlastete die Exporte 
und belastete die Importe; die preisbezogene Konkurrenzfähigkeit der 
Ausfuhren verbesserte sich um 5%.  

Die Gewerkschaften waren angesichts der dargelegten Beeinträchti­
gung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des exponierten Sektors 
im Dezember 1987 zu einer lohnpolitischen Absprache mit den Arbeit­
gebern und der Regierung bereit. Vereinbart wurde, daß die dänische 
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Lohn- und Gehaltsentwicklung in den folgenden Jahren nicht über der­
jenigen der wichtigsten Handelspartner liegen sollte. 

Dieses dreiseitige Abkommen spiegelte das Umdenken von Unterneh­
mern, Gewerkschaften und Politikern bezüglich des wirtschaftspoliti­
schen Kurses wider. Über nachhaltige Stabilisierungsbemühungen im 
Hinblick auf Teuerung, außenwirtschaftliches Gleichgewicht, Staats­
haushalt und -Verschuldung bestand ein breiter Konsens; niemand woll­
te zum einstigen Muster der Stop-Go-Politik zurückkehren. Die trilate­
rale Absprache trat an die Stelle der imperativen staatlichen Einkom­
menspolitik 

7. Organisatorische Reformen auf der Arbeitgeberseite 

In Hinsicht auf die innerorganisatorischen Reformen erlangte die Ar­
beitgeberseite einen Vorsprung gegenüber den Gewerkschaften (14).  Die 
DA, der wichtigste Arbeitgeberdachverband, strebte wie erwähnt eine 
starke Verringerung der Zahl der Kollektivverträge an. Dies hätte aller­
dings entsprechende Organisationsstrukturen vorausgesetzt. Die Viel­
zahl der angeschlossenen Fachverbände - Ende der achtziger Jahre rund 
150 - bildete in diesem Zusammenhang ein Haupthindernis. Die große 
Zahl der sehr kleinen Organisationen war für eine effiziente Interessen­
vertretung ungeeignet. Viele Unternehmungen gehörten infolge dieser 
Zersplitterung mehreren Fachverbänden an und unterlagen den Rege­
lungen mehrerer Kollektivverträge. 

Diese Probleme veranlaßten eine Welle von Zusammenschlüssen und 
verstärkte Kooperation. Die Anzahl der Mitgliedsverbände der DA sank 
auf 5 1  im Jahre 1990 und 30 Mitte 1994. Den mit Abstand wichtigsten 
Zusammenschluß stellte jener der Metallarbeitgeber JA und des Allge­
meinen Industrieverbandes zum Verband der Industriearbeitgeber IA 
(ab 1. Jänner 1990) dar. Dieser besaß mit rund 45% der Lohnsumme ein 
klares Übergewicht innerhalb der DA. Bedeutende Fusionen erfolgten 
auch in der Bauwirtschaft, im Bankwesen und im Transportsektor. 

Die Generalversammlung der DA beschloß im Mai 1989,  daß letztlich 
eine Organisationsstruktur mit nur fünf großen Fachverbänden anzu­
streben wäre (zwei Industrieverbände, Bauwirtschaft, Einzelhandel und 
Fremdenverkehr etc . ,  Großhandel und Transport etc. ) .  Die zukünftigen 
Rollen der Dachorganisation sollten in erster Linie in der Koordination, 
der politischen Interessenvertretung und der Servicefunktion liegen (15) .  
In bezug auf die koordinierende Funktion ist festzuhalten, daß die DA 
nach wie vor das Vetorecht gegenüber Abschlüssen der Mitgliedsverbän­
de und die Kontrolle über den zentralen Fonds für industrielle Konflik­
te besitzt. 

1991  schließlich erfuhr die starke Position der Industrie innerhalb der 
DA eine weitere Aufwertung durch die Fusion des Verbands der Indu­
striearbeitgeber IA mit "Industrirädet" ,  einer Organisation, welche die 
Produzenteninteressen der Industrieunternehmungen vertreten hatte. 
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Der solcherart geschaffene Verband der dänischen Industrien DI nimmt 
somit die Interessen der Industrieunternehmungen auf allen Gebieten 
wahr, sowohl in Hinsicht auf Arbeitsmarkt- als auch Produktmarktbe­
lange. 

8. Auf dem Wege zu neuen Verhandlungsstrukturen der 
Gewerkschaften 

Auch im Gewerkschaftsdachverband LO erfolgten zahlreiche organi­
satorische Zusammenschlüsse, so daß die Zahl der Mitgliedsgewerk­
schaften von 57 im Jahre 1971  auf 32 im Jahre 1989 und auf 25 Mitte 
1994 sank (16) .  Zwischen der Organisationsstruktur der Gewerkschaf­
ten, d.h. der Existenz einer Vielzahl von allgemeinen, Berufs- und Fach­
arbeitergewerkschaften, und der Verhandlungsstruktur, insbesondere 
der Tendenz zu Verhandlungen auf der Branchenebene, bestand ein of­
fensichtlicher Widerspruch. Vorrangiges Ziel der internen Reformen war 
daher eine neue Struktur der Verhandlungsorganisationen, d.h. die Bil­
dung von wenigen, umfassenden Verhandlungsgemeinschaften. Lange 
Zeit verhinderten die in dieser Frage entgegengesetzte Standpunkte 
vertretenden mächtigen Einzelgewerkschaften Dansk Metal und SiD 
(Gewerkschaft der an- und ungelernten Arbeiter) eine Einigung. 

Die in den achtziger Jahren vorherrschende Tendenz zu Kollektivver­
tragsverhandlungen auf der Ebene der Branchen oder noch größerer Be­
reiche und die Reformschritte im Arbeitgeberdachverband DA erhöhten 
den Druck auf die LO, rasch zu handeln. Im November 1989 beschloß der 
Gewerkschaftskongreß, die Bildung von fünf sektoralen Verhandlungsge­
meinschaften in die Wege zu leiten: Industrie; Bauwirtschaft; Handel, 
Transport und sonstige Dienstleistungen; staatliche Verwaltung; kommu­
nale Verwaltung. Drei (Bauwirtschaft, jene für den öffentlichen Sektor) 
der fünf geplanten Verhandlungseinheiten bestanden bereits weitgehend. 

Der Aufbau der Verhandlungsgemeinschaften sollte weder kurz- noch 
mittelfristig eine Auflösung der Einzelgewerkschaften herbeiführen, 
sondern den Ausbau der Zusammenarbeit ermöglichen, wobei die Ein­
zelgewerkschaften gewisse Kompetenzen an die Verhandlungskartelle 
abzugeben hätten (1  7) .  

Dansk Metal, welche die Interessen der Facharbeiter vertrat, lehnte 
die 5 Kartell-Lösung ab. In der bestehenden Verhandlungseinheit CO­
Meta! dominierte Dansk Metal. In einem industrieweiten Verhandlungs­
kartell wäre diese Führungsposition nicht mehr gegeben. Die Metallar­
beitergewerkschaft befürchtete, Mitglieder an die Technikergewerk­
schaft TL zu verlieren, falls der Einfluß der Facharbeiter auf die Kollek­
tivvertragsverhandlungen zurückginge. Der Zusammenschluß aller In­
dustriearbeitgeber aber drängte Dansk Metal inhaltlich in die Defensi­
ve. Die Bildung einer dem Industriearbeitgeberverband lA entsprechen­
den Verhandlungseinheit auf Gewerkschaftsseite stellte eine logische 
Reaktion dar. 
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In der Gewerkschaft der an- und ungelernten Arbeiter SiD wiederum 
bestand die Befürchtung, daß die Verhandlungseinheiten langfristig in 
Industriegewerkschaften umgewandelt würden, was die Auflösung von 
SiD bedeutete. Der 5 Kartell-Lösung stimmte SiD nur zu, da es sich um 
das geringere Übel handelte; im Falle von neun Verhandlungseinheiten 
wäre die Zersplitterung von SiD noch größer. 

Der Gewerkschaftskongreß im November 1991  sollte einen endgülti­
gen Beschluß über die zukünftige Verhandlungsstruktur fassen, doch ein 
solcher kam nicht zustande (18) .  Dies war überraschend, denn Dansk 
Metal unter neuer Führung stimmte damals zugunsten der vorgeschla­
genen 5 Kartell-Lösung: Die Tatsache, daß in der Lohnrunde 1 9 9 1  in der 
Industrie nur noch zwei Verhandlungsbereiche bestanden (Metallbran­
che, alle übrigen Branchen), überzeugte die Metallarbeitergewerkschaft 
von der Unabwendbarkeit einer einzigen Verhandlungsgemeinschaft für 
die gesamte Industrie.  

Was einen Beschluß über die Errichtung der Verhandlungseinheiten 
verhinderte, war die ablehnende Haltung von SiD. Der nationale Vor­
stand von SiD suchte eine drohende zweifache Schwächung der eigenen 
Kompetenzen abzuwenden: Erstens besaßen die vier Branchensektionen 
von SiD bereits die Kompetenz zum eigenständigen Abschluß von Kol­
lektivverträgen; zweitens hätte die Abtretung von Kompetenzen an die 
fünf Verhandlungsgemeinschaften eine weitere Schwächung bedeutet. 
Die Führung von SiD sah unter diesen Umständen die wirkungsvolle 
Vertretung der Interessen der an- und ungelernten Arbeiter nicht mehr 
gewährleistet. 

Das Ausbleiben eines formellen Beschlusses hatte aber nicht das Ende 
des Kartellkonzepts zur Folge. Die fünf Verhandlungsgemeinschaften 
bestanden weiter bzw. setzten den eigenen Aufbau fort. Treibende Kraft 
hinter diesen Aktivitäten war nicht mehr der in dieser Frage blockierte 
Dachverband LO, sondern waren die Einzelgewerkschaften. Die Zahl 
der Verhandlungseinheiten stieg auf sechs, da der bestehenden Verhand­
lungsgemeinschaft für die graphischen Gewerbe die Gleichrangigkeit 
zugestanden wurde. 

Im Mai 1992 schließlich erfolgte die Gründung der Verhandlungsge­
meinschaft CO-Industri für die gesamte verarbeitende Industrie, wobei 
die Sektion Industrie von SiD ihre Verhandlungskompetenzen der neuen 
Einheit übertrug. Die Bildung der sechs Verhandlungsgemeinschaften 
brachte eine gewisse Schwächung der LO mit sich, doch der Dachver­
band behielt die wichtigen Aufgaben der Koordination, der Zusammen­
arbeit mit den anderen Gewerkschaftsdachverbänden und der interna­
tionalen Vertretung. 
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9. Austeritätspolitik und wirtschaftliche Entwicklung 1987-1994 

9.1 Stabilisierungspolitik unter dem Druck des außenwirtschaftliehen 
Ungleichgewichts 

Angesichts der unerwarteten Expansion der Binnennachfrage und des 
daraus resultierenden außenwirtschaftliehen Ungleichgewichts betonte 
die Regierung im Herbst 1986 die Notwendigkeit einer mehrjährigen Sa­
nierungsphase mit dem Ziel, das außerordentlich hohe Leistungsbilanz­
defizit abzubauen und die Zunahme der Auslandsverschuldung zu stop­
pen. Der Weg dorthin sollte über eine Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit bei annähernder Stabilisierung der Inlandsnach­
frage führen. 

Der Fiskalpolitik fiel die Schlüsselrolle in bezug auf die Dämpfung 
des privaten und öffentlichen Verbrauchs und die Anhebung der priva­
ten Ersparnisbildung zu. Aus diesem Grund war vorgesehen, 
- das reale Niveau der Staatsausgaben weiterhin einzufrieren, wobei 

der öffentliche Konsum jährlich real um 0 ,5% verringert werden soll­
te. 

- die Beschäftigung im öffentlichen Dienst abzubauen. 1985 waren 
29 ,7% der Erwerbstätigen im öffentlichen Bereich tätig; nur in 
Schweden lag dieser Anteil höher. 

- die negativen Anreize für die private Ersparnisbildung im Steuersy­
stem zu eliminieren. 
1986,  im Jahr des Rekordabgangs in der Leistungsbilanz, erhöhte sich 

der exportgewichtete effektive Wechselkurs der dänischen Krone um 
6 % .  Dennoch hielt die Regierung am Hartwährungskurs fest. Dieser hat­
te sich im Hinblick auf die Brechung der inflationären Erwartungen als 
überaus erfolgreich erwiesen. Die Geldpolitik stellte auf Zinssenkung 
ab, soweit der Wechselkurs, die Leistungsbilanzentwicklung und die 
konjunkturelle Lage dies zuließen. 

Die real verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte sollten 
gemäß dem mittelfristigen Stabilisierungskonzept nicht oder nur ge­
ringfügig steigen, um die Exportwirtschaft zu entlasten und die Kon­
sumnachfrage zu dämpfen. Da der Hartwährungskurs bei den Gewerk­
schaften bereits Glaubwürdigkeit erlangt hatte, konnte die Regierung 
von einer Fortsetzung der imperativen Einkommenspolitik Abstand 
nehmen. Sie suchte in diesem für die gesamtwirtschaftliche Sanierung 
im allgemeinen und die Preisstabilität und die Wettbewerbsfähigkeit im 
besonderen entscheidenden Bereich stärker als bis dahin die Zusammen­
arbeit mit den Sozialpartnern (siehe oben Abschnitt 6).  

Wie oben im Abschnitt 4.1 ausgeführt, hatte die Regierung ab 1985 in 
Anbetracht der zunehmenden Leistungsbilanzprobleme den Austeri­
tätskurs verschärft. Das Maßnahmenpaket von Oktober 1986 stellte den 
entscheidenden Schritt in diese Richtung dar. Die sog. "Kartoffeldiät" 
umfaßte vor allem Maßnahmen zur Verringerung des kreditfinanzierten 
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privaten Verbrauchs, u. a. eine Steuer von 20% auf bestimmte Zinszah­
lungen, die bis Ende 1 987 in Kraft blieb, und Restriktionen für Raten­
zahlungen. Entscheidend für die künftige Entwicklung der privaten 
Sparquote aber war die Einschränkung (von bis zu 72% auf 50%) der 
steuerlichen Absetzbarkeit von Hypothekarzinsen; die Immobilienpreise 
fielen in der Folge rasch und stark. Außerdem beinhaltete das Paket ei­
ne weitere Erhöhung der Energiesteuern. 

Die Beeinträchtigung der internationalen Konkurrenzfähigkeit durch 
die Aufwertung und die hohen Lohnzuwächse veranlaßte - wie bereits 
im Abschnitt 6 dargelegt - die Regierung Ende 1987 dazu, ein Paket mit 
exportstützenden Maßnahmen zu schnüren und mit den Sozialpartnern 
eine Absprache über eine moderate Lohnentwicklung zu treffen. Der 
wesentlichste Punkt des sog. "Weihnachtspakets" war die Umgestaltung 
der Sozialversicherungsabgaben der Arbeitgeber, welche die Exporte er­
heblich entlastete (siehe oben Abschnitt 6). Im Dezember 1991  mußte der 
Reichstag diese Arbeitsmarktabgabe der Arbeitgeber allerdings aufhe­
ben, wofür ein Urteil des EU-Gerichtshofes ausschlaggebend war. Statt 
dessen wurde der Mehrwertsteuersatz von 22 auf 25% erhöht. 

Mit 1 .  Jänner 1990 erfolgte zwar eine Senkung des Körperschaftsteu­
ersatzes von 50 auf 40%,  aber dies war begleitet von verringerten Mög­
lichkeiten zur Bildung steuerfreier Rückstellungen und erhöhten Lohn­
nebenkosten, so daß per Saldo keine Entlastung der Unternehmungen 
eintrat. 

Im Jahr 1990 wies die dänische Leistungsbilanz erstmals wieder einen 
Überschuß aus. Trotz steigender Arbeitslosigkeit setzte die Regierung ei­
ne leicht einschränkende Fiskalpolitik und den Hartwährungskurs fort. 
Sie beabsichtigte, mehrere Jahre lang eine aktive Leistungsbilanz auf­
rechtzuerhalten, um die Auslandsverschuldung (rund 40% des BIP) ab­
zubauen. Der diesbezügliche jährliche Schuldendienst belief sich An­
fang der neunziger Jahre auf etwa 4% des BIP. Der Anstieg der Aus­
landsschulden in den siebziger und achtziger Jahren war für Konsum­
zwecke verwendet worden und hatte nicht zu einer höheren Wachstums­
rate der Arbeitsproduktivität geführt. 

Die Bekämpfung der strukturellen Arbeitslosigkeit rückte immer 
mehr in den Vordergrund. Im Herbst 1991  beschloß die Regierung ein 
Bündel von beschäftigungspolitischen Maßnahmen, die durchwegs auf 
der Angebotsseite ansetzten. 

Anfang 1993 löste eine von den Sozialdemokraten geführte Koaliti­
onsregierung die konservativ-liberale Minderheitsregierung ab. Erstere 
hielt prinzipiell an dem Stabilisierungskonzept fest, beabsichtigte aber 
in den Jahren 1993 und 1994 einen fiskalischen Stimulus zu geben, um 
die Arbeitslosigkeit zu senken. Angesichts des vergleichsweise niedrigen 
strukturellen Budgetdefizits war diese temporär expansive Finanzpoli­
tik zu rechtfertigen und mit dem mittelfristigen Sanierungskurs in Ein­
klang zu bringen. Die neue Regierung betonte gleichzeitig, daß für eine 
wesentliche und nachhaltige Senkung der Arbeitslosigkeit vor allem an­
gebotsseitige Maßnahmen ergriffen werden müßten. 
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Im Budget für 1993 wurden folgerichtig die öffentlichen Investitionen, 
die Förderung von Wohnungssanierungen und die Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktpolitik erhöht. Das Budget für 1994 enthielt weitere stimu­
lierende Maßnahmen, welche das BIP gemäß Modellrechnungen um rund 
1 ,2% anheben sollten. Nochmals aufgestockt wurden die Mittel für In­
frastrukturinvestitionen und die aktive Arbeitsmarktpolitik. Auch die 
große Steuerreform wirkte expansiv, denn sie hatte 1 994 einen Einnah­
menausfall im Ausmaß von 0 ,5% des BIP zur Folge. 

Die Arbeitslosigkeit, die ab 1991 über der 10%-Marke lag, hatte über­
wiegend nicht-zyklische Ursachen. Die Höhe der NAIRU, die von der 
OECD auf 8 bis 9% geschätzt wurde, belegt dies nachdrücklich (19) .  Ei­
ner der Faktoren, die dazu beitrugen, war die Ausgestaltung der Ar­
beitslosenunterstützung: Die Einkommenersatzquoten lagen sehr hoch, 
besonders für Niedriglohngruppen (bis zu 90%),  weshalb für diese wenig 
Anreiz für aktive Arbeitsplatzsuche bestand. Dieser Effekt wurde über­
dies verstärkt durch die außergewöhnlich lange Unterstützungsdauer 
(bis zu 10 Jahre), schwache Zugangskriterien und Zumutbarkeitsbe­
stimmungen. 

Die im Juni 1993 beschlossene Reform der Arbeitslosenunterstützung 
ließ zwar die Ersatzquoten unverändert, beseitigte aber die Möglichkeit, 
durch Teilnahme an temporären Beschäftigungsprogrammen das An­
recht auf weitere Unterstützungszahlungen zu erneuern (20). Mit dem 
Ziel, die Qualifikation der Arbeitslosen zu verbessern, wurden die Ange­
bote zur Ausbildung, Weiterbildung und Beschäftigung erweitert (21) .  

Die Option der Notenbank, die Zinsen wesentlich zu senken und den 
Abstand zum deutschen Zinsniveau zu verringern, blieb so lange ver­
baut, als die dänische Währung ein Ziel der internationalen Spekulation 
bildete. Dies war 1 992 und 1993 - trotz der im internationalen Vergleich 
sehr günstigen fundamentalen Wirtschaftsdaten - mehrmals der Fall. 
Mit der Erweiterung der Bandbreiten im EWS auf 15% in beiden Rich­
tungen im Sommer 1993 war zunächst auch eine Abwertung der Krone 
verbunden. Notenbank und Regierung ließen jedoch keinen Zweifel an 
ihrem Ziel aufkommen, die Krone möglichst bald wieder in die alte, en­
ge Bandbreite (2 ,25% Schwankungsmarge nach beiden Seiten) zurück­
zuführen. Bis zur Jahreswende 1993/1994 war dies erreicht. Die sinken­
de Tendenz der Zinsen setzte sich - abgesehen von diesen Unterbrechun­
gen - fort. Zweifellos zählt die Krone gegenwärtig zu den europäischen 
Hartwährungen. 

1994 lief die große Steuerreform an, die bis 1998 eine wesentliche Än­
derung der dänischen Steuerstruktur und für die meisten Beschäftigten 
eine Verringerung des kombinierten (Einkommensteuer und Sozialversi­
cherungsabgaben) Grenzsteuersatzes um 6 bis 9 Prozentpunkte her­
beiführen wird (22):  
- Die Grenzsteuersätze bei der Einkommensteuer werden von 52 bis 

68% (1993) auf 38 bis 58% (1998) gesenkt. Gleichzeitig erfolgt aller­
dings eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage durch Streichung 
verschiedener Sonderregel ungen. 
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- Zur Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik und der Arbeitslosenun­
terstützung trat 1994 eine als Lohnsummensteuer konstruierte Ar­
beitsmarktabgabe in Kraft. Der betreffende Arbeitnehmerbeitrag 
wird von 5 %  des Bruttolohns (1994) auf 8% (1997) steigen, jener der 
Arbeitgeber von 0,3% (1997) auf 0,6% (1998) .  

- Die Umweltsteuern, vor allem auf den Energie-, aber auch auf den 
Wasserverbrauch, werden verfünffacht. 
Mittelfristig ist diese Steuerreform aufkommensneutral konzipiert, 

wirkt aber in den ersten Jahren expansiv. 

9.2 Stagnation der Binnennachfrage und außenwirtschaftliche Erfolge 

Im Zuge der Hochkonjunktur Mitte der achtziger Jahre, die alle Kom­
ponenten der Inlandsnachfrage erfaßte, öffnete sich - wie oben im Ab­
schnitt 4 .2 bereits dargelegt - die außenwirtschaftliche Flanke immer 
weiter. Restriktive fiskal- und geldpolitische Maßnahmen, die einer fort­
gesetzten, untragbaren Verschlechterung der außenwirtschaftliehen La­
ge (Leistungsbilanzpassivum, Auslandsverschuldung) steuern sollten, 
führten 1987 einen Rückgang der Binnennachfrage herbei. Die folgen­
den Jahre bis 1992 waren von einer anhaltenden Schwäche der Inlands­
nachfrage gekennzeichnet. Ausschlaggebend dafür, daß dennoch durch­
wegs ein geringes Wachstum des realen BIP verzeichnet werden konnte, 
war jeweils der positive Außenbeitrag. Die durchschnittliche reale 
Wachstumsrate des BIP belief sich in den Jahren 1987-1993 auf 1 ,0%.  

Damit stand die dänische Wirtschaftsentwicklung weiterhin in einem 
Gegensatz zur westeuropäischen Wachstumstendenz. In den Jahren 
1982-1986 wies Dänemark einen Wachstumsvorsprung gegenüber West­
europa auf, in den Jahren 1987-1991  durchwegs einen Rückstand. Diese 
Relation kehrte sich während der westeuropäischen Rezession der Jahre 
1992 und 1993 erneut um. 

Eine Rezession trat in Dänemark nur im zweiten Halbjahr 1992 ein. 
1993 begann die konjunkturelle Erholung, die 1994 in einen kräftigen 
Aufschwung überging. 

Der private Konsum ging in den Jahren 1987-1990 zurück und stieg in 
den beiden Folgejahren leicht. Bis 1992 war das reale Niveau des Jahres 
1986 jedoch nicht erreicht. Erst 1993 leistete der private Verbrauch einen 
wesentlichen Wachstumsbeitrag. 

Maßgeblich für diese Schwäche des privaten Verbrauchs, die trotz 
leicht steigender Reallöhne eintrat, war die Zunahme der Sparquote der 
privaten Haushalte. Im Zuge des Immobilienpreisbooms hatte diese 
Sparquote 1985 und 1986 negative Werte angenommen (siehe oben Ab­
schnitt 4 .2) .  Ab 1987 erhöhte sie sich wesentlich und erreichte 1991  rund 
6% des verfügbaren Einkommens (23).  Ausschlaggebend für diesen An­
stieg war die Steuerreform des Jahres 1987 ,  welche die Abzugsfähigkeit 
von Zinszahlungen einschränkte. Da die Steuervorteile in den Grund­
stückspreisen kapitalisiert waren, schlug sich diese Steuerreform rasch 
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in sinkenden Immobilienpreisen nieder. Das Netto-Vermögen der Haus­
halte sank drastisch. Die Unsicherheit infolge der Vermögenseinbußen 
und der steigenden Arbeitslosigkeit veranlaßte die Haushalte, mehr zu 
sparen. 

Der öffentliche Verbrauch stieg in der Rezession 1987 wesentlich. In 
den Jahren 1989 bis 1991  schlug sich die nach wie vor leicht einschrän­
kende Ausrichtung der Budgetpolitik in Rückgängen dieser Nachfrage­
komponente nieder. Die neue Mitte-Links-Regierung setzte 1993 zahl­
reiche expansive Maßnahmen, was in einer starken Zunahme des öffent­
lichen Verbrauchs zum Ausdruck kam. 

Nach dem Boom der Jahre 1984-1986 erfolgte 1987-1988 ein zykli­
scher Rückgang der Maschinen- und Ausrüstungsinvestitionen der Un­
ternehmungen. Die lebhafte Exporttätigkeit und die verbesserte Er­
tragslage bewirkten 1989-1990 einen Anstieg. Ursächlich für den erneu­
ten Rückgang dieser Investitionen in den Jahren 1991-1993 waren zum 
einen die gedrückten Absatzaussichten infolge der westeuropäischen 
Rezession. Hinzu kam, daß sich die Unternehmungen vor und nach dem 
negativen Ausgang des Referendums über den Vertrag von Maastricht im 
Juni 1992 mit Investitionen zurückhielten und solche ins Ausland verla­
gerten. 

Diese rückläufige Tendenz der Maschinen- und Ausrüstungsinvesti­
tionen ist allerdings zu relativieren, ging sie doch von einem sehr hohen 
Stand im Jahre 1986 aus. Die entsprechende Investitionsquote der Un­
ternehmungen lag daher auch Anfang der neunziger Jahre signifikant 
höher als Anfang der achtziger Jahre (24). 

Wesentlich ausgeprägter war die Abnahme der Bauinvestitionen. 
Letztere war für den fast durchwegs negativen Wachstumsbeitrag der 
Bruttoinvestitionen insgesamt im Zeitraum 1987-1993 ausschlaggebend. 

Die Exportdynamik war die eigentliche Wachstumsstütze in der Beob­
achtungsperiode. Die Ausfuhren verzeichneten in den Jahren 1987-1992 
jeweils starke Zuwächse. Die dänischen Exporteure konnten vor allem 
den durch die deutsche Einheit ausgelösten Importsog nutzen. Die Tat­
sache, daß es auch 1992 gelang, eine signifikant positive Steigerungsra­
te zu erzielen, ist als besonderer Erfolg zu werten. Der vorübergehende 
Rückgang im folgenden Jahr war eine Folge der internationalen Rezes­
sion und der zahlreichen Abwertungen in anderen Ländern im Herbst 
1992 .  

Interessant ist, daß die dänischen Exporteure Anfang der neunziger 
Jahre wesentliche Marktanteile gewinnen konnten, obwohl die kosten­
mäßige Wettbewerbsfähigkeit deutlich ungünstiger war als in den Jah­
ren 1981-1985 und kaum besser als Ende der siebziger Jahre. Zieht man 
den historischen linearen Zusammenhang zwischen dem Niveau der re­
lativen Lohnstückkosten in gemeinsamer Währung und der Verände­
rungsrate der Exporte heran, so hätten Anfang der neunziger Jahre 
Marktanteilsverluste eintreten müssen (25).  Ausschlaggebend für die 
Exporterfolge war offensichtlich die von der Hartwährungspolitik er­
zwungene Umstrukturierung und verstärkte Auslandsorientierung der 

1 2 8  



21.  Jahrgang (1 995), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

Industrieproduktion. Es gelang mittelständischen Unternehmen in be­
merkenswertem Maße, Produktionen von qualitativ hochwertigen Er­
zeugnissen für internationale Marktnischen aufzubauen. 

In jedem einzelnen der betrachteten Jahre erzielte Dänemark einen 
z. T. starken Exportüberschuß. Die Leistungsbilanz verbesserte sich ab 
1987 laufend. 1990 wies sie erstmals seit 1 963 einen Aktivsaldo aus. 1993 
konnte ein Rekordüberschuß im Ausmaß von 4,1% des BIP verbucht 
werden. Diese überaus positive Entwicklung ging neben den Exporter­
folgen der Industrie auf die Dämpfung der Inlandsnachfrage und die we­
sentlich verbesserten Dienstleistungsexporte (Seefracht, Tourismus) 
zurück. Sehr günstig auf die Handelsbilanz wirkte sich auch die bemer­
kenswerte Steigerung des Selbstversorgungsgrades im Energiebereich 
aus (1992 rund 55%);  daran hatte nicht nur die Nutzung von Erdöl- und 
Gasvorkommen in der Nordsee, sondern auch die konsequent durchge­
führte Energie(spar)politik Anteil. 

Die Leistungsbilanzüberschüsse der Jahre 1 990-1993 hatten zur Fol­
ge, daß die Auslandsverschuldung in Relation zum BIP um 9 Prozent­
punkte auf 3 1 %  verringert werden konnte. 

Der Netto-Überschuß des gesamtstaatlichen Budgets verringerte sich 
1987-1988;  1989 wechselte das Vorzeichen des Saldos, und in den fol­
genden Jahren erhöhte sich das Netto-Defizit leicht auf 2 ,6 %  des BIP im 
Jahre 1992 .  Diese Tendenz spiegelte ganz überwiegend die Wirkung der 
automatischen Stabilisatoren wider (26).  Die Entstehung eines struktu­
rellen Defizits wurde die längste Zeit verhindert; 1992 betrug es ledig­
lich etwa 1 %  des BIP. Dies war einer der niedrigsten Werte im OECD­
Bereich. Erst in den Jahren 1 993-1994 bewirkte die expansive Ausga­
benpolitik einen deutlichen Anstieg des tatsächlichen und des struktu­
rellen Defizits. Für 1995 ist der Wechsel zu einem Konsolidierungskurs 
vorgesehen. 

Die Wachstumsschwäche der dänischen Wirtschaft schlug sich in der 
Beschäftigungsentwicklung nieder. Von 1988 bis 1993 sank die gesamt­
wirtschaftliche Beschäftigung kontinuierlich. Erst 1994 erfolgte wieder 
ein Anstieg. 

Die Beschäftigtenzahl in den öffentlichen Diensten war im Zeitraum 
1982-1988 nur schwach und stark unterproportional gestiegen. In den 
Folgejahren erhöhte sich der Beschäftigtenanteil der öffentlichen Dien­
ste an der Gesamtbeschäftigung wieder, da letztere sank, während die 
Beschäftigung im öffentlichen Bereich leicht zunahm. Im Zeichen der 
temporär expansiven Budgetpolitik stieg die Zahl der Einstellungen in 
diesem Bereich 1993 deutlich. Das ursprüngliche Ziel eines Beschäfti­
gungsabbaus wurde somit weit verfehlt; es rückte in den Hintergrund 
gegenüber der Bekäm,pfung der Arbeitslosigkeit. 

· 

Spätestens Ende der achtziger Jahre wurde die Arbeitslosigkeit zum 
gravierendsten Problem der Wirtschaftspolitik. Die Arbeitslosenrate 
stieg von 7 ,8% (1987) auf 12 ,2% (1993).  Diese Zunahme war einerseits 
auf die rückläufige Arbeitskräftenachfrage bei erheblichen Produkti­
vitätsfortschritten, andererseits - wie erwähnt - auf strukturelle Fakto-
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ren zurückzuführen. 1994 bewirkte der Beschäftigungszuwachs einen 
Rückgang der Arbeitslosigkeit. 

Während Dänemark Ende der siebziger Jahre im westeuropäischen 
Vergleich sehr hohe Inflationsraten aufwies, zählte es Anfang der neun­
ziger Jahre zu den Ländern mit großer Preisstabilität. Die Inflationsrate 
erhöhte sich zwar bis 1989 ,  in der Folge aber verringerte sich der 
Preisauftrieb kontinuierlich. 1 993 verbuchte Dänemark die niedrigste 
Inflationsrate Europas (1 ,7 %) ;  eine ähnlich geringe Teuerungsrate hatte 
sich zuletzt 1960 ergeben. Maßgeblich für dieses hohe Maß an Preissta­
bilität waren die Beibehaltung der Hartwährungspolitik und die gerin­
gen nominellen Lohnzuwächse (siehe nächster Abschnitt). 

Abschließend läßt sich folgende Bilanz der Stabilisierungspolitik in 
den Jahren 1987 bis 1994 ziehen: Die Erhöhung der privaten Ersparnis 
erwies sich als die notwendige Bedingung der mittelfristigen Strategie. 
Die Dämpfung der inländischen Nachfrage via Fiskalpolitik ermöglich­
te die Beseitigung des außenwirtschaftliehen Ungleichgewichts und 
schuf die Voraussetzungen für eine Verschiebung von Ressourcen zu den 
Unternehmungen des exponierten Sektors. Unter Beibehaltung der 
Hartwährungspolitik führte der Weg zu einer derartigen Reallokation 
von Ressourcen in den exponierten Sektor über eine Erhöhung der Pro­
fitabilität durch moderate Lohnentwicklung. Letztere war nicht zuletzt 
das Ergebnis einer zwischen Regierung und Sozialpartnern abgestimm­
ten Einkommenspolitik (siehe oben Abschnitt 6).  

Das Festhalten an der Hartwährungspolitik trotz mehrerer gegen die 
Krone gerichteten Spekulationswellen und die Fortsetzung einer soli­
den, an der mittelfristigen Konsolidierung orientierten Fiskalpolitik 
stärkten die Erwartungen bezüglich anhaltender Preisstabilität. 

Die Wachstumsschwäche und die erhöhte Arbeitslosigkeit waren der 
Preis der Wiederherstellung des außenwirtschaftliehen Gleichgewichts. 
Leistungsbilanzdefizit oder hohe Arbeitslosigkeit - das blieb auch An­
fang der neunziger Jahre das Dilemma der dänischen Wirtschaftspolitik. 

1 0. Die Lohnrunden 1991 und 1993: Zunehmende Bedeutung der 
gewerkschaftlichen Verhandlungsgemeinschaften 

Die zwischenzeitliehen Lohnverhandlungen des Jahres 1989 (auf­
grund der Wiedereröffnungsklauseln im Rahmen der vierjährigen Kol­
lektivverträge) und die Lohnrunde 1991  standen im Zeichen des von 
den Sozialpartnern und der Regierung im Jahre 1987 abgeschlossenen 
Abkommens über eine im internationalen Vergleich maßvolle Lohnpoli­
tik. 

In der Lohnrunde 1991  erfolgte der erste Abschluß im privaten Sektor 
zwischen CO-Metal und der Industriearbeitgebervereinigung lA (27).  
Die folgenden Istlohnverhandlungen auf der Unternehmens- und Be­
triebsebene wurden auf der Arbeitgeberseite wie in der Vergangenheit 
vom Branchenverband koordiniert und kontrolliert. Die Tarifpartner ei-
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nigten sich allerdings darauf, daß diese Form der Kontrolle über die Ist­
lohnentwicklung ab 1993 nicht mehr praktiziert werden sollte. 

Der Kollektivvertrag für die Metallbranche beinhaltete auch die Ein­
führung einer Zusatzpensionsversicherung ab 1. Jänner 1993 .  Diesen 
branchenspezifischen Pensionsfonds verwaltet gegenwärtig eine eigene 
Gesellschaft mit einem von den Tarifpartnern paritätisch besetzten Vor­
stand. Die Finanzierung erfolgte zunächst durch einen Arbeitnehmer­
beitrag im Ausmaß von 0,6% der Bruttolöhne und einen Arbeitgeberbei­
trag von 0,3 % .  Die Arbeitnehmer können ihre Beiträge vom steuer­
pflichtigen Einkommen abziehen. 

Mit der Einführung einer beitragsfinanzierten Zusatzpension zur 
steuerfinanzierten Volkspension folgten große Teile des privaten Sektors 
dem öffentlichen Dienst, wo 1989 der Kreis der von derartigen Zusatz­
pensionsregelungen erfaßten Arbeitnehmer erweitert wurde. Aus ma­
kroökonomischer Sicht erschienen diese Regelungen vorteilhaft, da sie 
zur Anhebung der privaten Ersparnis führen würden. Durch diesen 
Schritt entfernte sich Dänemark vom nordeuropäischen System der aus­
schließlich steuerfinanzierten Pension. 

Die für im weiteren Sinn sozialen Zwecke ausgehandelten Lohnantei­
le sind ein neues Kennzeichen der dänischen Tarifpolitik Zu diesen so­
zialen Zwecken zählen neben der Zusatzpension vor allem Ausbildungs­
fonds. 

Parallel dazu liefen Gespräche zwischen der IA einerseits und dem In­
dustriekartell der LO (gebildet von den Einzelgewerkschaften SiD und 
KAD) andererseits für die Industrie außerhalb der Metallbranche. Die­
ses Abkommen orientierte sich in hohem Maße am Abschluß in der Me­
tallindustrie. Bemerkenswert ist an ersterem zudem, daß dort auch eine 
Annäherung an das Minimallohnsystem erfolgte: Erstmals wurde den 
Verhandlungen auf der Betriebsebene die Verteilung der im Kollektiv­
vertrag vereinbarten Lohnerhöhung überlassen. Damit vollzog sich auch 
in diesem Tarifsegment der Übergang auf ein zweistufiges Verhand­
lungssystem. 

Nur noch zwei Kollektivverträge deckten in dieser Lohnrunde den 
Großteil des industriellen Sektors ab. Die anderen Abschlüsse im LO­
DA-Sektor folgten inhaltlich den in der Industrie getroffenen Vereinba­
rungen. 

Im staatlichen Verhandlungssegment wurden im Zuge der Tarifrunde 
1991  die bis dahin rund 300 Tarifverträge zu einem gemeinsamen Ver­
trag zusammengefaßt. Spezielle Absprachen zwischen Einzelgewerk­
schaften und dem jeweiligen Arbeitgeber ergänzten den gemeinsamen 
Text. Eine Neuerung war auch, daß ein bestimmter Teil der Lohner­
höhungen auf lokaler Ebene zur Verteilung gelangte. Auch im kommu­
nalen Verhandlungssegment, wo rund 500 Tarifverträge bestanden, ver­
einbarten die Tarifpartner eine zukünftige Vereinfachung der Vertrags­
struktur (28). 

Die Lohnrunde 1991  bestätigte somit die Tendenz zur Zusammenle­
gung von Verhandlungsbereichen. Die Zahl der Kollektivverträge nahm 
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ab und die Verhandlungsgemeinschaften der LO spielten auch im priva­
ten Sektor bereits eine wichtige Rolle. 

Die Lohnrunde 1 993 lief unter dem Eindruck der Rezession und der 
hohen Arbeitslosigkeit ab. Den ersten Kollektivvertragsabschluß erziel­
ten die Tarifpartner in der Industrie (29).  Erstmals traten die 1992 gebil­
dete LO-Verhandlungsgemeinschaft für den industriellen Sektor, CO-In­
dustri, und der 1991  durch Fusion entstandene Verband der dänischen 
Industrie DI als Verhandler auf. Der neue Verhandlungsbereich faßt 
sechs bis dahin bestehende Bereiche (u. a. Metall, Plastik, Chemie, Schu­
he) mit insgesamt rund 200.000 Beschäftigten zusammen. Für alle erfaß­
ten Industriezweige gilt nun das Mindestlohnsystem, d. h. der Kollektiv­
vertrag enthält nur Mindestlohnbestimmungen, und die Istlöhne werden 
auf Betriebsebene ausgehandelt. Der Vertrag billigt den Gewerkschaften 
das Recht zu, jährlich einmal über die Anpassung der Istlöhne zu ver­
handeln. Die Beiträge von Arbeitgebern und -nehmern zum bran­
chenspezifischen Pensionsfonds wurden erhöht. 

Das Ergebnis für die Industrie bildete die Richtlinie für die weiteren 
Abschlüsse inner- und außerhalb des LO-DA-Sektors. Der Arbeitgeber­
dachverhand DA nahm dabei eine eng koordinierende Rolle ein; erstmals 
in der Geschichte wurde ein Mitgliedsverband der DA wegen zu hoher 
Lohnabschlüsse ausgeschlossen. 

Die Reform der Verhandlungsstruktur im privaten Sektor, welche die 
Tarifpartner in den achtziger und frühen neunziger Jahren in die Wege 
leiteten, verfolgt das Ziel, die Anzahl der Kollektivverträge stark zu ver­
ringern, von rund 650 in den achtziger Jahren auf 20  bis 25  oder letztlich 
noch weniger. Die Lohnrunde 1993,  in der erstmals für den Großteil des 
industriellen Sektors nur ein einziger Kollektivvertrag vereinbart wur­
de, brachte in dieser Hinsicht einen wesentlichen Fortschritt. 

Tabelle 2: 
Die Lohnentwicklung im dänischen Unternehmenssektor 1 987-1993 

(jährliche Veränderung in %) 

1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Nominallöhne und 
-gehälter je Besch. 6,6 5 ,8 4,5 5 ,2 4,4 3 , 1  2,3 

Konsumreallohn (1)  1 ,9  1 ,8  0 ,2  2 ,4 2,2 1 ,0 0 ,8  
Produktreallohn (2) 1 ,6 1 ,2  -1 ,2  1 ,1  0 ,1  0 ,8  0,9 
Arbeitsproduktivität (3)  0 ,3 3 ,3 2 ,8  3 ,9  2 ,9  2 ,5  2 ,6  

(1 )  Deflationiert mit dem impliziten Preisdeflator für den Konsum 
(2) Kompensation je Beschäftigten deflationiert mit dem impliziten Preisdeflator für die 

Produktion des Unternehmenssektors 
(3) Output je Beschäftigten 
Quelle: OECD 
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Nach der Beschleunigung des Zuwachses der nominellen Effektivver­
dienste im Jahr 1987 ,  worin der durch die imperative Einkommenspoli­
tik verursachte Rückstau zum Ausdruck kam, verringerte sich die Lohn­
inflation erheblich. Von 1990 bis 1993 sank die nominelle Steigerungsra­
te der Löhne und Gehälter je Beschäftigten im Unternehmenssektor von 
5,2 auf 2 ,3% (siehe Tabelle 2) .  Dieser Rückgang ist sowohl auf die mode­
raten Tariflohnabschlüsse als auch auf die sich infolge der Arbeits­
marktsituation abschwächende Lohndrift zurückzuführen. Die Zu­
wachsraten in den Jahren 1992 und 1993 waren die niedrigsten seit den 
frühen fünfziger Jahren. Und die nominellen Steigerungsraten lagen un­
ter jenen in den wichtigsten konkurrierenden Ländern, wie dies im drei­
seitigen Abkommen von 1987 beabsichtigt worden war. 

Der Konsumreallohn je Beschäftigten im Unternehmenssektor stieg 
von 1986 bis 1 993 um insgesamt 10 ,7 % .  Signifikant geringer waren die 
jährlichen Zuwachsraten des Produktreallohns in diesem Bereich (siehe 
Tabelle 2) .  Wesentlich ist, daß der prozentuelle Zuwachs des Produkt­
reallohns mit Ausnahme des Jahres 1987 jeweils deutlich unter der 
Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität lag. Damit wurde die Umver­
teilung zu den Gewinnen, welche eine wichtige Komponente des mittel­
fristigen Stabilisierungskonzepts bildete, realisiert. 

Nachdem sich - wie erwähnt-die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der dänischen verarbeitenden Industrie, gemessen an den relativen 
Lohnstückkosten in gemeinsamer Währung, in den Jahren 1 986-1987 
aufgrund der Lohninflation und der Aufwertung der Krone erheblich 
verschlechtert hatte, trat in den folgenden Jahren tendenziell eine leich­
te Verbesserung ein (30). Ausschlaggebend für diesen Trend war, daß die 
günstige Veränderung der relativen Löhne in nationaler Währung und 
der rasche Produktivitätsfortschritt die anhaltende Aufwertungsten­
denz der Krone überkompensierten. Die jährlichen Zuwachsraten der 
realen Arbeitsproduktivität im Unternehmenssektor lagen von 1988 bis 
1993 zwischen 2,5 und 3 ,9%.  Dies war ein Ergebnis des relativ hohen In­
vestitionsniveaus; die Kapitalausstattung je Arbeitskraft besserte sich in 
qualitativer und quantitativer Hinsicht, insbesondere was Maschinen 
und Ausrüstungen betraf. 

Die moderate Lohnpolitik bildete die Voraussetzung für die Fortset­
zung der Hartwährungspolitik auch in der Phase der Währungsturbu­
lenzen Anfang der neunziger Jahre. Im Hinblick auf die Dämpfung des 
Preisauftriebs und die außenwirtschaftliche Stabilisierung erzielte die­
ses Instrumentenbündel - wie oben ausgeführt - eindrucksvolle Ergeb­
nisse. 

1 1 .  Resümee: kontrollierte Dezentralisierung der Lohnverhandlungen 

Die Entwicklungen in westeuropäischen Ländern zeigen, daß unter 
den Schlagworten "Dezentralisierung der Lohnverhandlungen" ganz 
unterschiedliche Inhalte zu verstehen sind. In Großbritannien beispiels-
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weise verlief die Dezentralisierung unkontrolliert, bedeutete den Über­
gang auf ein System, worin Kollektivvertragsverhandlungen, wenn 
überhaupt, überwiegend in den Unternehmungen und Betrieben geführt 
werden und eine Koordination dieser Verhandlungen überhaupt nicht 
mehr stattfindet. Gleichzeitig sank die Bedeutung der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände für die Lohnentwicklung, der Organisations­
grad der Gewerkschaften fiel, einzelne Arbeitgeberverbände lösten sich 
sogar auf. 

In Dänemark hingegen war die Dezentralisierung der Lohnverhand­
lungen ein von den Tarifpartnern kontrollierter Vorgang, welcher keinen 
Bruch mit der Vergangenheit herbeiführte, sondern die Grundlagen des 
Lohnverhandlungssystems, ja des dänischen Typs der Sozialpartner­
schaft überhaupt unangetastet ließ. Sie beinhaltete einerseits den Über­
gang von zentralisierten, branchenübergreifenden Verhandlungen der 
Dachverbände der Tarifpartner zu koordinierten und synchronisierten 
Kollektivvertragsverhandlungen auf der Ebene der Branchen und zu­
letzt zunehmend für umfassendere Wirtschaftsbereiche. Die neu ge­
schaffenen sektoralen Arbeitgeberverbände und die ebenfalls neuen sek­
toralen Verhandlungsgemeinschaften der Gewerkschaften sind nun die 
wichtigsten Akteure in den Kollektivvertragsverhandlungen. Anderer­
seits schloß die Dezentralisierung eine Aufwertung der Verhandlungen 
auf der Unternehmens- und Betriebsebene ein, da im Rahmen des Min­
destlohnsystems, welches immer größere Anwendung fand, diese über 
die Istlohnzuwächse entscheiden. 

Die Zusammenlegung von Tarifbereichen zu sektoralen Segmenten, 
die indirekte Koordinierung der Abschlüsse durch "pattern bargaining " 
und die Synchronisierung verhinderten, daß die Dezentralisierung der 
Tarifverhandlungen zu " leap frogging " und einem beschleunigten 
Preisauftrieb führten. Ganz im Gegenteil, die neuen Verhandlungsstruk­
turen und -abläufe begünstigten die Dämpfung der Lohninflation, da 
der exponierte Industriesektor die Lohnführerschaft innehatte. 

Die Lohnpolitik leistete somit einen wesentlichen Beitrag zu den sta­
bilisierungspolitischen Erfolgen Dänemarks Ende der achtziger und An­
fang der neunziger Jahre, insbesondere in bezug auf die Preisstabilität 
und den Abbau des außenwirtschaftliehen Ungleichgewichts. 

In den siebziger Jahren hatten erstens die Koordinationsziele der Ta­
rifverbände und die tatsächlichen Koordinationskapazitäten des Ver­
handlungssystems nicht mehr übereingestimmt. Zweitens war die Frage 
der relativen Löhne in den zentralen Verhandlungen von LO und DA 
sehr stark in den Vordergrund getreten; gerade in diesem Bereich aber 
hatten sich die Standpunkte von Arbeitgebern und -nehmern immer 
weiter voneinander entfernt, und auch auf der Gewerkschaftsseite wa­
ren zunehmend diesbezügliche Konflikte aufgebrochen. Infolgedessen 
waren die zentralen Verhandlungen erfolglos geblieben. Die Konsequenz 
dieses Scheiterns waren die politischen Interventionen. 

Mit dem Ende dieser staatlichen Eingriffe und der Aufhebung der au­
tomatischen Lohnindexierung gewannen die Tarifverbände die Kontrol-
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le über die Lohnentwicklung zurück, die sie in den siebziger Jahren ver­
loren hatten. Mithin gingen die Arbeitgeberverbände und die Gewerk­
schaften aus der kontrollierten Dezentralisierung der Tarifverhandlun­
gen mit gestärkter Legitimität und erneuerter (relativer) Autonomie her­
vor. 

Die Schaffung von sektoralen Arbeitgeberverbänden und die Errich­
tung von sektoralen Verhandlungsgemeinschaften der Gewerkschaften 
bildeten die Voraussetzungen für die Tarifverhandlungen auf der Ebene 
weniger, umfassender Wirtschaftsbereiche. Diese "Zentralisierung inner­
halb der Dezentralisierung" stellte die Alternative zu einer unüberschau­
baren Vielfalt von kleinen und kleinsten Verhandlungsbereichen dar, der 
gegenüber jeder Koordinationsversuch zum Scheitern verurteilt wäre. 

Im Vergleich zu den siebziger Jahren definierten die Tarifverbände ih­
re Koordinationsziele weniger anspruchsvoll. Auf Gewerkschaftsseite 
galt dies insbesondere im Hinblick auf die vertikalen Lohndifferentiale, 
wie die rasche Ausbreitung des Minimallohnsystems Anfang der neunzi­
ger Jahre belegte. Durch die Bildung sektoraler Verhandlungssegmente 
und die Synchronisation erhöhte sich gleichzeitig die Koordinationska­
pazität des Gesamtsystems. 

12.  Anhang: Die dänischen Gewerkschaften 

Dänemark zählt zu jenen wenigen westeuropäischen Ländern, wo in 
der Gewerkschaftsorganisation nicht das Industriegruppenprinzip vor­
herrscht. Es besteht vielmehr eine Vielfalt aus allgemeinen Gewerk­
schaften, Facharbeiter- , Industrie- , Berufs- und Vorarbeiter- bzw. Ma­
nagergewerkschaften. 

Die drei Gewerkschaftsdachorganisationen LO, FTF und AC sind Mit­
glieder des Europäischen Gewerkschaftsbundes. 

Der größte der Dachverbände, der dänische Gewerkschaftsbund LO, 
organisiert anders als die schwedische Schwesterorganisation neben 
qualifizierten und unqualifizierten Arbeitern auch Angestellte und Be­
amte. Die 25 angeschlossenen Einzelgewerkschaften haben (Stand 1. Ju­
li 1994) 1 ,5 1 Millionen Mitglieder {3 1) .  Die gemessen an der Mitglieder­
zahl wichtigsten Einzelgewerkschaften sind der Verband der Handels­
und Büroangestellten HK, die Gewerkschaft der an- und ungelernten 
Arbeiter SiD, die Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten, die Metall­
arbeitergewerkschaft Dansk Metal und die Gewerkschaft der Arbeite­
rinnen KAD. 

Mitglieder der Dachorganisation der Angestellten und Beamten FTF 
sind vor allem mittlere Angestellte und Beamte. Die 39  zugehörigen Ein­
zelgewerkschaften zählen insgesamt rund 340.000 Mitglieder, wovon et­
wa drei Viertel im öffentlichen Sektor beschäftigt sind (32).  

Der Zentralorganisation der Akademiker AC sind 21 Verbände ange­
schlossen, deren Mitgliederstand sich auf 125 .000 beläuft. Rund sechzig 
Prozent der Mitglieder sind im öffentlichen Sektor tätig. 
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Außerdem existiert ein eigener Dachverband für leitende Angestellte 
und Vorarbeiter (LH), der 65 .000 Mitglieder zählt. 

Der Organisationsgrad der dänischen Gewerkschaften ist sehr hoch, 
die OECD schätzte ihn 1988 auf 73,2 Prozent (ohne Pensionisten und Ar­
beitslose) . Dieses Niveau hängt mit der wichtigen Rolle der gewerk­
schaftlichen Vertrauenspersonen in den Betrieben und damit zusammen, 
daß die Gewerkschaften die Arbeitslosenversicherungskassen verwal­
ten. 

Anmerkungen 

(1) Siehe OECD ES (1982/3) 35 .  Der von der OECD verwendete Ausdruck für reale Ar­
beitskostenposition ist "real labor cost gap" . Die reale Arbeitskostenposition wird 
definiert als Differenz zwischen der tatsächlichen Veränderung der realen Arbeits­
kosten und dem Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität, korri­
giert um Terms of Trade-Effekte. 

(2) Flanagan (1990) 399. 
(3) Flanagan, Soskice, Ulman (1983) 487. 
(4) OECD ES (1987/8) 16. 
(5) Flanagan, Soskice, Ulman (1983) 494. 
(6) Siehe im einzelnen EIRR 107 (1983) 27ff. 
(7) Siehe dazu EIRR 111  (1983) 20ff. 
(8) Scheuer (1992) 192 .  
(9)  Siehe im einzelnen EIRR 136 (1985) 11 .  

(10) Andersen, Risager (1990) 166f. 
(11) Vgl. ebd. 153 ;  Calmfors (1990) 43ff. 
(12) Siehe Calmfors, Nymoen (1990) 431. 
(13) Siehe im einzelnen EIRR 158 (1987) 12f. 
(14) Zu den Reformen in der DA siehe ausführlich Due, Madsen, Jensen (1995) .  
(15) Siehe hierzu auch EIRR 190 (1989) 2lf. 
(16) Zur Diskussion über Verhandlungsgemeinschaften in der LO siehe vor allem Due, 

Madsen, Jensen (1995). 
(17) Vgl. auch EIRR 194 (1990) 20ff. 
(18) EIRR 216  (1992) 17f. 
(19) OECD ES (1990/1) 35 .  
(20) Diese temporären Beschäftigungsmaßnahmen hatten sich als kontraproduktiv erwie­

sen, denn sie eröffneten die Möglichkeit, sehr lange außerhalb des regulären Arbeits­
marktes zu bleiben. Siehe Jackman (1990) 3 15 .  

(21) Siehe EIRR 235 (1993) 4f. 
(22) OECD ES (1993/4) 42f. 
(23) Ebd. 16 .  
(24) OECD ES (1992/3) 23 .  
(25)  Ebd. 21 .  
(26)  OECD ES (1993/4) 37 .  
(27)  Siehe im einzelnen EIRR 207 (1991)  20ff. 
(28) Meinertz (1993) 90. 
(29) Siehe EIRR 230 (1993) 5f. 
(30) OECD ES (1993/4) 18, 20 .  
(31) EIRR 251 (1994) 4'. 
(32) Due, Madsen, Jensen (1995) .  
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Ansätze zur Behebung des 
Kapitalangebotsmangels in 

Entwicklungsländern. 
Die Zeit nach der Schuldenkrise 

Roland Mestel, Karl Steininger 

" The widening gap between the developed and the developing coun­
tries has become a central issue of our time " (1) .  Mit dieser Feststellung 
beginnt ein von der Weltbank in Auftrag gegebener Bericht, der im Jahr 
1969 von einer internationalen Expertengruppe unter der Leitung des 
ehemaligen kanadischen Außenministers Lester Pearson verfaßt wurde 
und der sich mit der damaligen Situation in den Entwicklungsländern 
und den Resultaten von zwei Jahrzehnten Entwicklungshilfe beschäftig­
te (= Pearson-Bericht) . 

Seit jener Zeit hat sich die Situation für die Entwicklungsländer kaum 
verbessert; im Gegenteil: die Kluft zwischen Arm und Reich in der Welt 
ist in den meisten Fällen noch größer geworden. Auch die zunehmende 
Internationalisierung der wirtschaftlichen Beziehungen konnte den mei­
sten Entwicklungsländern bislang nicht zu einer Beschleunigung ihres 
Entwicklungsprozesses verhelfen; wenn man die Ursachen und Auswir­
kungen der Verschuldungskrise der achtziger Jahre untersucht, kommt 
man sogar zu der Schlußfolgerung, daß gerade diese zwischen den armen 
und reichen Staaten intensivierten Wirtschaftsbeziehungen in Form 
steigender Mittelzuflüsse in die Staaten des Südens ein Hauptverursa­
cher für die Depression, in der sich viele Entwicklungsländer seit dieser 
Krise befinden, waren. 

Um zu verhindern, daß sich zahlreiche Länder in Mittel- und Südame­
rika, Süd- und Südostasien und vor allem Afrika noch stärker der Si­
tuation wirtschaftlicher Unterentwicklung und damit verbundener Ar­
mut der Masse der Bevölkerung gegen übersehen, erscheint die Erfüllung 
folgender drei Hauptbedingungen notwendig: die Verfolgung einer soli-
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den Wirtschaftspolitik in den Entwicklungsländern selbst, eine Redukti­
on bzw. gänzliche Streichung der Schulden dieser Länder im Ausland, 
und ein Uber- und Umdenken des eigenen wirtschaftlichen Verhaltens in 
jenen Ländern, deren Entwicklungsstand von den Staaten des Südens 
nachzuahmen versucht wird; keine dieser drei interagierenden Hand­
lungseberren darf dabei vernachlässigt oder gar ausgespart werden. 

In diesem Beitrag werden mögliche Wege skizziert, die zur Erreichung 
der beiden ersten Faktoren führen können; auf die Forderung nach ei­
nem kollektiven Umdenken in den Industriestaaten hinsichtlich der ei­
genen wirtschaftlichen Fortentwicklung kann im Zusammenhang mit 
der Problematik wirtschaftlicher Unterentwicklung in den Staaten des 
Südens irrfolge mangelnder Kapitalausstattung nur hingewiesen, nicht 
jedoch gerrauer eingegangen werden. 

Nach einer einleitenden Erörterung der Problemstellung und der dar­
auf in Abschnitt 2 folgenden Diskussion mangelnder inländischer Er­
sparnisbildung als Ursache des angebotsbedingten Kapitalmangels wer­
den zunächst in Abschnitt 3 solche Maßnahmen zur Beseitigung dieses 
Engpasses an inländischen Sparmitteln analysiert, die von den Entwick­
lungsländern selbst ergriffen werden können. Dabei wird zuerst auf 
Möglichkeiten im Bereich der Geldpolitik eingegangen, wobei das 
Hauptaugenmerk auf den Ausbau der finanziellen Infrastruktur und 
mögliche Änderungen im Rahmen der Zinspolitik gerichtet ist; bei der 
anschließenden Analyse möglicher finanzpolitischer Maßnahmen wird 
zwischen öffentlicher Einnahmen- und Ausgabenpolitik getrennt, und in 
jedem dieser Bereiche werden Wege gezeigt, die zu einer Steigerung der 
gesamtwirtschaftlichen Ersparnisbildung führen können. Anschließend 
wird in den Abschnitten 4 und 5 die Frage diskutiert, welchen Beitrag 
die hochindustrialisierten Länder leisten können, um den Prozeß der 
Kapitalbildung in den Staaten des Südens zu unterstützen, wobei Kapi­
talakkumulation mit Hilfe ausländischer Ressourcen als ein die inländi­
schen Entwicklungsbemühungen ergänzender Prozeß ausgewiesen wird. 
Im Abschnitt 6 werden die Schlußfolgerungen zusammengefaßt. 

1.  Problemstellung: Der Kapitalmangel in Entwicklungsländern 

1 . 1  Das Ziel gesellschaftlicher Entwicklung 

Die Abgrenzung jener Länder, die gemeinhin als "Entwicklungslän­
der" oder "Staaten des Südens" bezeichnet werden, erfordert zunächst 
eine Auseinandersetzung mit dem Begriff Entwicklung. Obwohl in der 
entwicklungspolitischen Diskussion hier keine übereinstimmende Fest­
legung vorliegt, genügt es an dieser Stelle als allgemeine Zielsetzung der 
Entwicklungsbemühung eines Landes die Verbesserung des Lebensstan-
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dards der Bevölkerung auszuweisen, was letztlich dazu führen soll, daß 
den Menschen die Entfaltung ihrer individuellen Fähigkeiten möglich 
wird (2). Aufgrund dieser Definition sind die Begriffe "Entwicklungs­
stand" (statische Betrachtung) und "Entwicklungsprozeß" (dynamische 
Betrachtung) als der Grad der Fähigkeit eines Landes zu verstehen, sei­
ner Bevölkerung einen entsprechenden Lebensstandard (eine entspre­
chende Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse) zu ermöglichen bzw. die­
sen im Zeitablauf zu erhöhen, wobei sich dieser Lebensstandard wieder­
um aus verschiedenen Elementen der wirtschaftlichen, sozialen und po­
litischen Ebene zusammensetzt. Unterschiede im Entwicklungsstand 
zweier Länder ergeben sich somit aus dem unterschiedlichen Grad der 
Erreichung dieser Teilziele. 

Entwicklungsländer (in der Folge mit EL abgekürzt) können nunmehr 
als Länder definiert werden, " . . .  deren bisher erreichter Entwicklungs­
stand hinter dem Entwicklungsstand jener Länder zurückgeblieben ist, 
die man in der Regel als Norm ansieht" (3). Obgleich die Auffassungen 
hinsichtlich einer "Norm" des Entwicklungsstandes differieren, steht 
fest, daß viele wirtschaftliche, soziale und politische Komponenten des 
Entwicklungsbegriffes in den meisten Ländern Mittel- und Südameri­
kas, Süd- und Südostasiens sowie Afrikas weniger stark ausgeprägt sind 
als in den Staaten Nordamerikas, Europas und den übrigen Teilen Asi­
ens, die man als "marktwirtschaftliche Industrieländer" (in der Folge 
mit IL abgekürzt) bezeichnet und deren Entwicklungsniveau in der Fol­
ge als Norm zu verstehen ist - wie in der Einleitung angemerkt, nicht in 
allen Aspekten zu Recht. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß es heute auch in den meisten 
der ehemals dem Ostblock angehörenden Länder (der vormaligen "2 .  
Welt")  gravierende wirtschaftliche und soziale Probleme gibt, die ein 
Mitberücksichtigen mancher dieser Staaten durchaus rechtfertigen wür­
den. Nachdem jedoch die Unterentwicklung und damit die Armut in den 
oben als EL definierten Staaten seit Jahrzehnten bekannt sind und auch 
ebenso lang durch verschiedenartigste Anstrengungen interner wie ex­
terner Art (weitestgehend vergeblich) zu bekämpfen versucht wurden, 
während die in den Staaten hinter dem einstigen Eisernen Vorhang herr­
schende Armut erst seit dessen Fall allgemein als solche anerkannt wird, 
werden letztere im folgenden nicht der Gruppe der EL hinzugerechnet. 

Als Indikator zur Messung gesellschaftlicher Entwicklung besitzt das 
Brutto-Sozialprodukt (BSP) pro Kopf (= Pro-Kopf-Einkommen, in der 
Folge als PKE bezeichnet) historisch die größte Bedeutung. Es spiegelt 
im wesentlichen den (markt)wirtschaftlichen Entwicklungsstand eines 
Landes wider und kann nur indirekt auch den unterschiedlichen Grad 
des Erreichens anderer Zielkomponenten des Entwicklungsbegriffes (et­
wa die Bildungssituation eines Landes) (4) darstellen. Tabelle 1 zeigt die 
enormen Unterschiede, die zwischen einzelnen Regionen hinsichtlich 
Niveau und Wachstum des PKE bestehen. 
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Tabelle 1 :  
Durchschnittliches BSP pro Kopf (1990, in US-$) und Wachstumsraten 

des BSP pro Kopf für unterschiedliche Ländergruppen 

Ländergruppen 

Afrika-Sub-Sahara 
Ostasien 
Südasien 
La teinamerika/Karibik 
OECD-Mitgliedsstaaten 

BSP 
pro Kopf 

(1990) 

340 
600 
330 

2 . 180  
2 1 . 170  

Wachstumsraten 
des BSP pro Kopf 

1 965-73 1973-80 1980-90 

1 ,6% 
5 ,1% 
1 ,2 %  
4,6% 
3,7% 

0,6% 
4,8% 
1 ,8% 
2 ,3% 
2 , 1 %  

-1 , 1 %  
6,3% 
2,9% 
0,5% 
2,5% 

Quelle: Weltbank, Weltentwicklungsbericht 1992  (Washington D.C.),  Tab. A 2 .  

Obwohl die entwicklungspolitische Diskussion die Verwendung des 
PKE als "Barometer des Wohlstandes" zu Recht in Frage stellt (5) und 
durch andere Indikatoren wie den UN 1Iuman Development Index er­
gänzte, gilt es nach wie vor als der am häufigsten verwendete einzelne 
Indikator gesellschaftlicher Wohlfahrt und dient auch in der Folge als 
Schlüsselindikator, wenn es darum geht, den wirtschaftlichen Entwick­
lungsstand eines Landes zu untersuchen und mit dem höher entwickel­
ter Staaten zu vergleichen. Dabei muß jedoch stets berücksichtigt wer­
den, daß " . . .  economic development is not equivalent to the total deve­
lopment of a society: it is only a part - or one dimension - of general 
development" (6) .  

1 . 2 Der angebotsbedingte Kapitalmangel 

Neben "Arbeit" und nicht-reproduzierbaren Produktionsfaktoren (in 
der Theorie als "Boden" subsumiert) stellt "Kapital" aus gesamtökono­
mischer Sicht den dritten wesentlichen wirtschaftlichen Produktions­
faktor dar. Zur Kapitalausstattung eines Landes zählen vor allem die be­
stehenden Produktionsmittel (Sachkapital), die Infrastruktur (Kommu­
nikations-, Gesundheitswesen, Verwaltungssysteme; Sozialkapital) und 
schließlich der Wissensstand der Bevölkerung (Humankapital) (7) .  Um 
diesen Kapitalstock mittel- und langfristig vergrößern zu können, be­
darf es der (vermehrten) Bildung von GeldkapitaL Diese letztere Größe 
wird damit zu jener, die für den Entwicklungsprozeß die eigentlich zen­
trale ist. So können neue Produktionsmittel nur beschafft werden, wenn 
die hierfür notwendige Summe an finanziellen Mitteln vorhanden ist; 
ebenso können die Infrastruktur und das Bildungssystem eines Landes 
nur verbessert werden, wenn hierfür genug Geldkapital zur Verfügung 
steht. 
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Um das in einer Volkswirtschaft für Investitionen zur Verfügung ste­
hende (angebotene) (Geld-)Kapital (somit das Ausmaß der inländischen 
Kapitalakkumulation) zu ermitteln, werden die in der Volkswirtschaftli­
chen Gesamtrechnung zum Ausdruck kommenden Kreislaufbeziehun­
gen zwischen Einkommen und Ausgaben herangezogen; die Verwen­
dungsgleichung für das Volkseinkommen (Netto-Sozialprodukt) zeigt 
die Verteilung 

[1 ]  Y = C + I + X - M  (8) 

Nachdem die Ersparnisse einer Ökonomie der Summe des Nicht-Kon­
sums äquivalent sind, läßt sich [1] auch ausdrücken als 

[2a] Y - C = S = I + X - M 
bzw. 
[2b] (I - S) = (M - X) 

Ein Überhang der Investitionen über die Inlandsersparnis ist somit 
nur möglich, wenn die Importe größer sind als die Exporte, somit eine 
passive Leistungsbilanz vorliegt. Genau diese Situation herrscht in na­
hezu allen EL vor: die einheimischen Ersparnisse reichen nicht zur Fi­
nanzierung der erwünschten Investitionen aus, das Leistungsbilanzdefi­
zit ist umso größer, je niedriger die inländische Ersparnisbildung (das in­
ländische Kapitalangebot) ist und je höher die Investitionen (die Kapi­
talnachfrage) sind. Die Differenz (I - S) wird in der Literatur als Spar­
defizit oder Sparlücke ("savings gap")  bezeichnet (9). Sie kann von den 
EL einerseits durch Reformmaßnahmen im Inland zu schließen versucht 
werden, andererseits steht die Möglichkeit offen, Kapital zu importieren, 
die heimischen Sparmittel also durch ausländische zu ergänzen; dadurch 
kann das EL mehr investieren, als es eigenen Konsumverzicht leistet und 
hat somit die Möglichkeit, den Entwicklungsprozeß zu beschleunigen. 
Um in den Abschnitten 3 bis 5 eine ursachenadäquate Therapie zur Be­
seitigung dieses binnenwirtschaftlichen Mittelengpasses entwickeln zu 
können, werden im folgenden Abschnitt zunächst die Gründe für diese 
mangelnde Ersparnisbildung in den EL analysiert. 

2. Internes Angebot: Sparfähigkeit und Sparbereitschaft 

Die Erkenntnis, daß die mangelnde inländische Ersparnisbildung eine 
der Hauptursachen für die Unterentwicklung vieler Länder darstellt, ist 
keineswegs neu; bereits Adam Smith stellte fest, daß " . . .  Sparsamkeit .. . 
die unmittelbare Ursache von Kapitalvermehrungen [sei] " und daß " . .  . 
das Kapital . . .  , wenn die Sparsamkeit es nicht zurücklegte und sammelte, 
niemals größer werden [würde] " (10) .  In der entwicklungspolitischen Dis­
kussion wird dieser Mangel an inländischen Finanzmitteln auf eine zu 
geringe Sparfähigkeit und/oder Sparbereitschaft zurückgeführt (1 1) .  
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2.1 Mangelnde Sparfähigkeit 

Die Sparfähigkeit eines Individuums kommt in der Möglichkeit zum 
Ausdruck, einen Teil der verfügbaren finanziellen Ressourcen nicht zur 
Abdeckung gegenwärtiger Bedürfnisse zu verwenden, sondern für 
zukünftige Bedarfsmöglichkeiten zu akkumulieren (Konsumverzicht) . 
Zur Festlegung des Ausmaßes dieser Möglichkeit kann ein Mindest-PKE 
im Sinne eines kulturellen Existenzminimums definiert werden (PKEk) , 
wobei dieser Pro-Kopf-Durchschnitt von der Einkommensverteilung 
abhängig ist (umso höher, je ungleichmäßiger die interpersonelle Ein­
kommensverteilung) ,  aber auch von der Höhe des bisher realisierten ge­
samtwirtschaftlichen Konsumniveaus (je höher dasselbe, umso höher 
das PKEk) (12) .  Das potentielle Sparvolumen läßt sich aus der Differenz 
zwischen tatsächlich erzieltem PKE und diesem kulturellen Existenzmi­
nimum PKEk ermitteln und wird in der entwicklungspolitischen Litera­
tur als economic surplus bzw. investible surplus bezeichnet. Vereinfa­
chend wird im folgenden ein einheitliches PKEk unterstellt, zu dessen 
Bestimmung etwa die von der Weltbank festgesetzten "poverty lines" bei 
275  US-$/Kopf und Jahr (lower poverty line als Kriterium extremer Ar­
mut) bzw. 370 US-$ (upper poverty line, jeweils zu Preisen 1985) heran­
gezogen werden können (13). Vor allem die Vertreter der sogenannten 
Teufelskreis-Theorie sehen in den niedrigen PKE die Hauptursache un­
zureichender Ersparnisbildung in den EL. Diese vor allem in den fünfzi­
ger und sechzig er Jahren in der Entwicklungspolitik von zahlreichen 
Wissenschaftern (insbesondere Myrdal, Nurkse, Singer) propagierte 
Theorie versteht Armut als einen Prozeß, bei dem sich jene Faktoren, die 
für eine ungenügende Ersparnisbildung verantwortlich sind, gegenseitig 
durch eine Kreislaufbeziehung verstärken und so die Kapitalbildung zu­
sätzlich verringern. Aufgrund der entstehenden zirkulären Kausalzu­
sammenhänge ist es nach Meinung der Vertreter der Teufelskreis-Theo­
rie den EL nicht möglich, durch eigene Maßnahmen die unzureichende 
Ersparnisbildung zu überwinden, somit dem Teufelskreis zu entkom­
men. Der angebotsbedingte Kapitalmangel wird auf die zu geringe Spar­
fähigkeit der großen Masse der Bevölkerung zurückgeführt; die zirkulä­
re Verursachung, die auf der Kapitalangebotsseite entsteht, wird dabei 
von Nurkse wie folgt dargestellt: 

On the supply side, there is the small capacity to save, resulting from 
the low level of real income. The low real income is a reflection of low 
productivity, which in its turn is due largely to the lack of capital. The 
lack of capital is a result of the small capacity to save, and so the circle is 
complete (14). 

Ein zu geringes Real-PKE gilt somit als die unmittelbare Ursache der 
unzureichenden Ersparnisbildung, was auch analytisch begründet wer­
den kann - als Ausgangspunkt gilt die Sparfunktion 
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[3a] S = s . Y - B . PKEk 

bzw. als Pro-Kopf-Version 

[3b] S/B = s .  Y/B - PKEk (15) 

Um auf die Sparquote S/Y zu gelangen, ist [3b] um B/Y (= 1/PKE) zu 
erweitern: 

[4] S/Y = s - (PKEk/PKE) 

Darin zeigt sich die Abhängigkeit der Sparquote von einerseits der 
Sparbereitschaft (sie determiniert s) und andererseits der Sparfähigkeit 
(PKEk/PKE) .  Wird in der Analyse zunächst s konstant gehalten, so 
kommt der Einfluß der Sparfähigkeit zum Ausdruck: die Sparquote 
steigt mit zunehmendem PKE degressiv an und nähert sich asymptotisch 
der marginalen Sparneigung s (siehe Abb. 1) (16) .  

Abbildung 1:  
Abhängigkeit der Sparfähigkeit vom Pro-Kopf-Einkommen 

S/Y 
s = konst. 

S/Y = s - (PKE�PKE) 

Die geringen PKE in vielen EL führen dazu, daß der Ausdruck 
(PKEk/PKE) verhältnismäßig groß wird (u. U. sogar größer als 1),  wes­
halb die Sparquote dieser Länder infolge unzureichender Sparfähigkeit 
verschwindend klein, häufig sogar negativ ist. 

Der gezeigte Zusammenhang zwischen der Höhe der Sparquote und 
dem Einkommensniveau läßt sich auch empirisch nachweisen: 
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Tabelle 2 :  
Zusammenhang zwischen der Höhe des PKE und der Sparquote 

in Entwicklungsländern* (1992) 

Anzahl der Länder mit einer Sparquote 
über 20 bis 10 bis bis 

PKE (in US-$) 30% 30% 20% 10% negativ I 
über 2 .000 1 4 1 1 7 
1 .000-2.000 2 9 6 2 1 20 
600-1 .000 2 6 5 2 15 
300-600 2 5 9 2 18  
unter 300 2 6 7 15  

I 5 15  20 23 12  75 

* Als Entwicklungsländer gelten alle Länder mit einem PKE von weniger als 
2 .695 US-$ im Jahr 1992 .  
Zahlen ermittelt aus: Weltbank, Weltentwicklungsbericht 1 994 (Washington 
D.C. 1 994), Tab. 1 ,  9 .  

Aus Tabelle 2 geht hervor, daß der unterstellte positive Zusammen­
hang zwischen höherem verfügbaren Einkommen und steigender Spar­
quote zwar in der Mehrzahl der Fälle, nicht jedoch in jedem einzelnen 
gegeben ist. Als Beispiel können die Länder China und Argentinien her­
angezogen werden: Obwohl China 1991  mit einem PKE von 370 US-$ 
nach wie vor zu den ärmsten Ländern der Welt gezählt wurde und Ar­
gentinien mit 2 .790  US-$ ein um das 7Yzfach höheres PKE aufwies, war 
die Sparquote in China (39%) um 160% höher als jene in Argentinien 
(15%) (17) .  

Am Einkommen allein kann es also nicht liegen, ob die Sparquoten 
hoch oder niedrig sind; somit kann die Sparfähigkeit den Kapitalbil­
dungsprozeß auch nur teilweise erklären. 

2.2 Mangelnde Sparbereitschaft 

Neben der unzureichenden Sparfähigkeit muß eine zweite Ursache für 
den Mangel an Ersparnissen in der Bereitschaft der Bevölkerung, Teile 
ihres economic surplus zu akkumulieren und diese Mittel dem Gegen­
wartskonsum zu entziehen, gesehen werden. Die unterschiedliche Spar­
bereitschaft in einzelnen Ländern zeigt sich in Unterschieden in den 
tatsächlichen Sparvolumina bei Ländern ähnlich großer Sparfähigkeit 
(vgl. Tabelle 2).  

Als unmittelbare Ursache für dieses Phänomen gelten Demonstrati­
onseffekte, traditionelle Wertvorstellungen sowie unterschiedlich stabi­
le Verhältnisse in Politik und Wirtschaft in den EL. Zunächst führen De-
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monstrationseffekte dazu, daß eine bestimmte Einkommensschicht ihr 
Nachfrageverhalten an das einer höheren Einkommensschicht (Bezugs­
gruppe) anpaßt. Sie haben sowohl eine nationale, als auch eine interna­
tionale Komponente: Der Demonstrationseffekt innerhalb eines Landes 
ist auf den gegenseitigen Kontakt der unterschiedlich wohlhabenden 
Bevölkerungsschichten zurückzuführen und im Gegensatz zu den IL in 
den EL nicht von allzu großer Bedeutung, da die reiche Oberschicht zu­
meist sehr dünn und von der Armut der Masse abgeschirmt ist. 

Der von Nurkse (1955) auf die zwischenstaatliche Nachahmung bezo­
gene Demonstrationseffekt gilt hingegen als ein Charakteristikum der 
EL (18) .  Demgemäß verwendet die reiche Oberschicht ihre potentiellen 
Sparmittel dazu, die eigenen Konsumaktivitäten dem Muster der Bevöl­
kerung der IL anzupassen. Da jedoch in den "Vorbild"-Ländern das 
wirtschaftliche Wachstum und somit die Konsumaktivitäten kontinuier­
lich zunehmen, führt das Nachahmungsverhalten in den EL, die dieses 
Wachstum nicht aufweisen, zu einem zusätzlichen Rückgang der Kapi­
talbildung. 

Neben diesen negativen Auswirkungen (Myrdal bezeichnet sie als 
"Kontereffekte")  kann der Demonstrationseffekt aber durchaus auch 
positiv Einfluß auf den Entwicklungsprozeß nehmen. So können von 
ihm insbesondere Motivationsanreize ausgehen, die eigene Leistungsan­
strengung zu erhöhen, um so die Einkommenssituation verbessern und 
die Konsummöglichkeiten erhöhen bzw. an das Niveau der IL angleichen 
zu können ("Ausbreitungseffekte") .  Die so gesteigerte Arbeitsmoral der 
Bevölkerung sollte in weiterer Folge genützt werden, um zusätzliche 
Produktions- und Investitionsvorhaben zu verwirklichen (19) .  

Als weitere Ursache für die geringe Sparwilligkeit der Bevölkerung 
trotz potentiell vorhandener Sparmittel gelten traditionelle Wertvorstel­
lungen der feudalen Oberschicht; diese führen nämlich sehr oft dazu, 
daß die Ersparnisse entweder gehortet oder für Schmuck- und Grund­
stückskäufe (und somit unproduktiv) verwendet werden (20). In diesem 
Zusammenhang in das traditionelle Verhalten der Menschen einzugrei­
fen, würde jedoch einen Eingriff in ein Wertesystem anderer Kulturen 
bedeuten und könnte in seinen vielfältigen Auswirkungen mit ökonomi­
scher Rationalität der Kapitalbereitstellung allein nicht gerechtfertigt 
werden. 

Schließlich ist für die Sparbereitschaft auch die wirtschaftliche und 
politische Stabilität eines Landes von ganz entscheidender Bedeutung. 
So werden Währungsinstabilitäten ebenso wie unsichere politische Ver­
hältnisse (Korruption etc.) die Bevölkerung veranlassen, möglichst we­
nig Kapital im Inland zu akkumulieren, wodurch ein Großteil der Mittel 
entweder für gegenwärtigen Konsum ver(sch)wendet oder aber ins Aus­
land transferiert wird. Geordneten wirtschaftlichen und politischen Ver­
hältnissen kommt daher eine ganz entscheidende Rolle im Entwick­
lungsprozeß zu, weil Instabilitäten neben dem Zufluß ausländischen Ka­
pitals auch die inländische Akkumulationsbereitschaft vermindern. 
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3. Instrumente zur Hebung des internen Angebots 

Die Schuldenkrise der frühen achtziger Jahre und die auf sie folgende 
wirtschaftliche Depression, von der sich zahlreiche EL bis heute nicht 
erholen konnten, führten in Theorie und Praxis der Entwicklungspolitik 
zu einer deutlichen Veränderung der Zielsetzungen. Man erkannte, daß ­
ausgehend vom Vertrauen auf die eigenen Kräfte - wirtschaftliche Ent­
wicklung in den Staaten des Südens in erster Linie Aufgabe für diese 
Länder selbst ist und daß die Mithilfe der internationalen Staatenge­
meinschaft lediglich ergänzenden Charakter haben kann und soll. So 
wird beispielsweise in dem 1990 von der Süd-Kommission unter Vorsitz 
des früheren tansanischen Präsidenten Julius Nyerere vorgelegten Be­
richt "The Challenge to the South" verstärkt die Verfolgung einer Poli­
tik des "self-reliant development "  durch die Staaten des Südens gefor­
dert (21) .  Dieser Gedanke ist in der entwicklungspolitischen Diskussion 
jedoch keinesfalls neu; so wies Nurkse ( 1955) bereits darauf hin: " . . .  the 
note to be stressed above all is that of self-help " (22).  Lediglich die Poli­
tik der IL in den siebziger und frühen achtziger Jahren, Entwicklung in 
erster Linie durch Kapitaltransfers von außen forcieren zu wollen, ließ 
diese Forderung nach Hilfe durch Selbsthilfe in Vergessenheit geraten. 
Die Verfolgung einer soliden Wirtschaftspolitik in den EL selbst muß da­
her oberstes Gebot und Ziel aller Entwicklungsbemühungen sein. Der 
Erreichung dieses Zieles dienen insbesondere Reformmaßnahmen der 
Geld- und Fiskalpolitik, wobei durch Maßnahmen in diesen Bereichen 
natürlich kurzfristig nur die Sparbereitschaft, nicht aber die Sparfähig­
keit erhöht werden kann, da sich durch sie an der Einkommenssituation 
(kurzfristig) ja  nichts verändert; an früherer Stelle wurde jedoch gezeigt, 
daß der Sparbereitschaft entscheidende Bedeutung im Kapitalbildungs­
prozeß zukommt. 

3.1 Geldpolitik 

Eine der wesentlichsten Aufgaben eines marktwirtschaftliehen Fi­
nanzsystems besteht darin, die Sparmittel einer Gesellschaft zu mobili­
sieren und sie in die effizientesten Anlagearten zu lenken. Zahlreiche 
EL, deren Finanzsektoren dieser Aufgabe in der Vergangenheit nicht 
oder nicht in genügendem Ausmaß gerecht wurden, haben daher in den 
letzten Jahren Maßnahmen ergriffen, die zu einer Verbesserung der mo­
netären Rahmenbedingungen ihrer Volkswirtschaften und in weiterer 
Folge zu einer Ausweitung des internen Angebots führen sollen. 
Hauptanknüpfungspunkte dieser Reformschritte sind einerseits der Zu­
stand der finanziellen Infrastruktur, andererseits die Zinspolitik, die ein 
Land verfolgt. 
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3. 1 . 1  Ausbau der finanziellen Infrastruktur 

Eines der zentralen ökonomischen Probleme der EL besteht darin, daß 
die zur Erhöhung der Sparbereitschaft der Bevölkerung notwendigen fi­
nanzinstitutionellen Voraussetzungen (eine entsprechende finanzielle 
Infrastruktur) nicht gegeben sind; dadurch kommt es unter anderem zu 
Kapitalabflüssen ins Ausland bzw. vermehrtem Gegenwartskonsum, so 
daß ein großer Teil des inländischen Sparpotentials verlorengeht. Man­
gelnde Finanzinfrastruktur äußert sich besonders darin, daß die vorhan­
denen Finanzierungsinstrumente nicht den Sparmotiven und -präferen­
zen der breiten Masse der Bevölkerung angeglichen sind, weshalb diese 
häufig auf Ersparnisbildung am Kapitalmarkt verzichtet. Sparer in den 
EL bevorzugen zumeist einfache und mit geringen Transaktionskosten 
verbundene Finanzierungsinstrumente. Dies kommt dadurch zum Aus­
druck, daß der größte Teil ihrer Ersparnisse aus Forderungen gegenüber 
Finanzinstitutionen besteht, wogegen die Ersparnisse in Form direkter 
Forderungen gegenüber dem Staat und Unternehmungen (also vor allem 
Aktien und festverzinsliche Wertpapiere) nur von geringer Bedeutung 
sind (23).  Die Finanzinstitutionen müssen also versuchen, potentielle 
Sparer mit den von diesen präferierten Sparformen "anzulocken" .  

Als grundlegende Voraussetzung hierfür ist das Geschäftsbankensy­
stem in EL zu verbessern; so ist in vielen EL der Großteil der kapital­
sammelnden Geschäftsbanken in den Städten angesiedelt, weshalb die 
(materiellen und immateriellen) Transaktionskosten für Spareinlagen 
der ländlichen Bevölkerung sehr hoch sind, was bei diesen Bevölke­
rungsteilen häufig zu einem Verzicht auf Ersparnisbildung bei den Ban­
ken führt. Reformen des Finanzsektors sollten daher bei der Schaffung 
eines flächendeckenden Geschäftsbankennetzes beginnen, ehe neue Fi­
nanzierungsinstrumente überlegt und geschaffen werden. Dadurch kann 
sich auch in abgelegenen Regionen, wo erfahrungsgemäß der Natural­
tausch noch weit verbreitet ist, ein leistungsfähiger Finanzmarkt ent­
wickeln. 

Als ein Beispiel dafür, daß Reformen dieser Art sehr erfolgreich sein 
können (und zwar sowohl für die betroffene Bevölkerung als auch die 
Banken und den gesamten Kapitalbildungsprozeß),  gilt die Grameen 
(Rural) Bank in Bangladesch, welche 1976 auf private Initiative hin ent­
stand und deren zentrales Ziel es seither ist, die arme ländliche Bevölke­
rung und insbesondere Frauen in das Finanzsystem zu involvieren (24). 
Jede Zweigstelle betreut kleine Gebiete von durchschnittlich 15 bis 20 
Dörfern und beschäftigt zwischen sieben und zehn Mitarbeitern. Um 
den Zielgruppen der Bank die Scheu vor einer Integration in den offizi­
ellen Finanzbereich zu nehmen, die häufig aus dem in diesen Gebieten 
noch weit verbreiteten Analphabetentum resultiert, müssen die Bank­
mitarbeiter regelmäßig die Bewohner der Dörfer besuchen und sie vor 
Ort von den Vorteilen der Bank überzeugen. Gelingt dies, werden einzel­
ne Gruppen zu je fünf Personen, die sich zumeist gegenseitig kennen, ge­
bildet, wobei jedes Mitglied wöchentlich eine bestimmte Summe auf ein 
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gemeinsames Konto bei der Bank einlegen muß. In einem zweiten Schritt 
erhalten vorerst zwei Gruppenmitglieder eine vereinbarte Kreditsumme; 
erst wenn diese beiden regelmäßig Rückzahlungen über einen längeren 
Zeitraum (etwa einen Monat) leisten, bekommen auch die übrigen Mit­
glieder Finanzmittel zur Verfügung gestellt. Die Kredite, für die vom 
Antragsteller bzw. der Gruppe keinerlei Bürgschaften zu stellen sind, 
betragen im Durchschnitt 100 US-$ und können für jedwede produktive 
Aktivität verwendet werden. Die Tilgung erfolgt in wöchentlichen Raten 
von jeweils 2 %  der Kreditsumme, die Realverzinsung liegt bei knapp 
10% per anno und somit deutlich unter jener privater Geldverleiher (25).  
Zusätzliche Mittel werden nur dann gewährt, wenn zuvor alle Gruppen­
mitglieder ihren Zahlungsverpflichtungen pünktlich und vollständig 
nachgekommen sind. 

Besonders in den letzten Jahren gelang es der Grameen Bank, die Zahl 
ihrer Mitglieder deutlich zu erhöhen: Hatte die Bank 1988 noch knapp 
410.000 Mitglieder in rund 5.400 Dörfern, so waren es im August 1992 
beinahe 1 ,3  Mio. Menschen (davon 93% Frauen) in 2 9.000 Dörfern, die 
auf diese Weise in das Finanzsystem des Landes integriert werden konn­
ten; das Kreditvolumen der Bank nahm im Zeitraum von 1986 bis 1991  
um 600% zu (26). 

Mehrere Gründe sind für diese rasche und erfolgreiche Ausbreitung 
der Grameen Bank in Bangladesch verantwortlich: Zunächst kann das 
Problem der "Trittbrettfahrer" dadurch eliminiert werden, daß jedes 
Gruppenmitglied nicht nur für seinen eigenen Kredit, sondern auch kol­
lektiv für die Rückzahlung der Kredite der übrigen Gruppenmitglieder 
haftet; Rückzahlungsraten von nahezu 100% sind ein deutliches Anzei­
chen hierfür (27).  Diese gemeinsame Haftung der Kunden ermöglicht es 
darüberhinaus der Bank, auf von der herkömmlichen Kreditpolitik ver­
langte Sicherheitsleistungen, die normalerweise Kredite außer Reich­
weite für ärmere Kunden bringen, zu verzichten, wodurch zahlreiche 
bürokratische Hindernisse für den Antragsteller wegfallen; hierin zeigt 
sich deutlich das Bestreben der Bank, den Wünschen und Vorstellungen 
ihrer Zielgruppen zu entsprechen. Des weiteren führt die Vorschrift der 
Bank, Rücklagen in Höhe von mindestens 5% des Nennbetrages der er­
haltenen Mittel durch Zwangssparen zu bilden, bei den Kreditnehmern 
zu einer hohen Akzeptanz der finanziellen Disziplin und beim Geldgeber 
zu einer Verringerung seines Ausfallrisikos (28). 

Als zusätzlich positiv stellte sich heraus, daß durch die geringen Kre­
ditsummen sowie die kurzen Laufzeiten reichere Bevölkerungsschichten 
diese Möglichkeit der Kapitalbeschaffung nicht in Anspruch nehmen 
und somit die in vielen anderen EL vorherrschende selektive Kreditver­
gabe, die stets zu Lasten der armen Bevölkerungsteile geht, verringert 
werden konnte. Schließlich müssen auch die gute Betreuung und die re­
gelmäßige Überwachung der Gruppe durch die Angestellten der Bank 
als entscheidende Schlüssel des Erfolges angesehen werden: Weil die 
Grameen Bank ihre Angestellten nach der Profitabilität der jeweiligen 
Filiale befördert und bis zu 10% der Gesamtgewinne an die Mitarbeiter 
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verteilt, ist deren Motivation hoch, neue Kunden zu werben und die Zah­
lungsmoral der bestehenden laufend zu überprüfen bzw. zu erhöhen. Aus 
diesem Grund werden von den Bankmitarbeitern wöchentliche Treffen 
mit den Gruppen arrangiert, bei denen neue Mittel ausbezahlt, die Spar­
und Rückzahlungsgelder übernommen und das Wissen der Gruppe um 
die finanzielle Eigenverantwortung verbessert werden. 

Durch solche, über die eigentlichen finanziellen Dienstleistungen 
hinausgehende Arbeiten, sind die Verwaltungskosten der Grameen 
Bank sehr hoch, wodurch sich der hohe Grad an Abhängigkeit von Sub­
ventionen (in Form zur Verfügung gestellter, niedrig verzinster Mittel) 
erklärt. In jüngster Vergangenheit hatte die Bank auch noch mit einem 
ganz anderen Problem zu kämpfen: Der erwähnte hohe Anteil der weib­
lichen Kundschaft veranlaßt immer öfter islamische Extremisten dazu, 
die Bank zur Zielscheibe ihrer religiösen Vernichtungswut zu erklären; 
dies könnte bei der ehrgeizigen Verfolgung des Zieles, die Zahl der 
Kunden bis Ende 1995 auf 1 ,5  Mio. zu erhöhen, ein zentrales Hemmnis 
werden. 

Die Grameen Bank ist eines der wenigen Beispiele dafür, daß es auch 
in EL durchaus möglich ist, mittels innovativer Finanzierungsmöglich­
keiten ein flächendeckendes Kapitalsammelsystem zu errichten und so 
auch die arme ländliche Bevölkerung in das Finanzsystem zu involvie­
ren. Sie trägt somit der Strategie der integrierten ländlichen Entwick­
lung ("Integrated Rural Development ") (29) Rechnung, deren Ziel es ist, 
Entwicklung in den besonders unterentwickelten ländlichen Regionen 
zu fördern, weshalb sie gegenwärtig auch zahlreichen anderen EL bei 
den Reformen ihrer Finanzsysteme als Vorbild dient, so etwa der Agri­
cultural Finance Corporation in Zimbabwe, dem Small Farmer Develop­
ment Program in Nepal oder der Association for Development of 
Microenterprise in der Dominikanischen Republik. 

Mit ähnlich flächendeckender Ausrichtung war seit dem Ende des vo­
rigen Jahrhunderts vergleichsweise auch das Postsparkassensystem in 
Industrieländern sehr erfolgreich. So setzte etwa in Österreich mit der 
Gründung der Postsparkassen 1883 ein Ansturm der Einleger in uner­
warteter Höhe ein, so daß ein halbes Jahr danach aus der hohen Zahl 
kleiner Sparguthaben in der zunächst einzigen Sparform Sparbuch 
(und den damit hohen Administrationskosten) als Ausweg die Möglich­
keit der Überweisung zwischen deponierten Sparbüchern geboren wur­
de, und damit der Beginn des Zahlungsverkehrs. Im Unterschied zur 
Grameen Bank erfolgt im Postsparkassensystem (außer durch die jüngst 
gegründete PSK-Bank) zwar keine Kreditgewährung an Private, son­
dern Veranlagung in Staatspapieren, was aber durch Verringerung des 
staatlichen Finanzierungsbedarfes in den übrigen Finanzmärkten 
ebenso den Zugang privater Kreditnachfrage in diesen Märkten erleich­
tert. 
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3 .1 .2  Änderungen der Zinspolitik 

Im Zuge der wirtschaftspolitischen Anpassungsstrategien, die von den 
EL verfolgt werden, wird stets auch auf die entscheidende Rolle, die der 
Zinspolitik im Entwicklungsprozeß zukommt, hingewiesen. Allerdings 
zeigt die Realität der letzten knapp drei Jahrzehnte, daß es durchaus 
kein Patentrezept dafür gibt, wie die EL durch diesbezügliche Reform­
maßnahmen ihren Kapitalmangel verringern können. In den siebziger 
Jahren war die Zinspolitik vieler EL (im Einklang mit der keynesiani­
schen Wirtschaftstheorie) daraufhin ausgerichtet, per Gesetz Zinsober­
grenzen festzulegen, um durch die so niedrig gehaltenen Zinssätze die 
Investitionsbereitschaft der Unternehmer und den in der Folge entste­
henden Multiplikatorprozeß die Realeinkommen der Bevölkerung zu er­
höhen. Aufgrund der so zunehmenden Sparfähigkeit könnte bei gleich­
zeitiger Verbesserung der finanziellen Infrastruktur auch die Sparbe­
reitschaft der Bevölkerung gesteigert und das Problem des Kapitalman­
gels gemindert werden. Im Anfangsstadium dieses Prozesses, in dem die 
vorhandenen inländischen Sparmittel nicht ausreichen, um das ge­
wünschte Investitionsvolumen zu erreichen, müßten Geld- und Kredit­
schöpfung sowie Kapitalimporte erhöht werden, um die Lücke zwischen 
Spar- und Investitionsvolumen zu schließen (30). 

Hierin liegt jedoch das Hauptproblem dieser Niedrigzinspolitik Ei­
nerseits kann die geforderte elastische Geldmengenpolitik sehr leicht in­
flationäre Folgewirkungen mit sich bringen, was sich darin äußert, daß 
es durch das gestiegene Investitionsvolumen lediglich zu einer Erhöhung 
der Nominal-, nicht aber der Realeinkommen kommt. Andererseits führ­
ten die zur Durchführung aufgrund dieser Politik zusätzlicher (oft wenig 
ertragreicher) Investitionen notwendigen Kapitalzuflüsse aus dem Aus­
land zu einer immer größer werdenden Verschuldung der EL, somit zu 
einer Zunahme der wirtschaftlichen Abhängigkeit von den IL, was 
Schubert (1985) veranlaßt, von einem "neuzeitlichen Finanzkolonialis­
mus" (3 1) zu sprechen. Die Verschuldung wurde schließlich zu Beginn 
der achtziger Jahre so hoch, daß zahlreiche EL die Einstellung ihrer 
Schuldendienstzahlungen erklären mußten; verfehlte Zinspolitik in 
Form künstlich niedrig gehaltener Zinsen war also eine Mitursache der 
Verschuldungskrise der frühen achtziger Jahre. 

In deren Folge gingen zahlreiche EL ab von der Politik gesetzlich vor­
geschriebener Zinsobergrenzen; die finanzwirtschaftliehen Liberalisie­
rungsprogramme, im Zuge derer direkte Zinskontrollen beseitigt und 
positive Realzinssätze für Bankeinlagen und Darlehen erreicht wurden, 
zielten besonders auf eine verstärkte Mobilisierung inländischer Spar­
mittel ab. Man wandte sich somit ab von der nachfrage-(investitions)ori­
entierten Zinspolitik, weil man eine entsprechend große inländische Er­
sparnisbildung (= Kapitalangebot) als die Voraussetzung für ein größeres 
Investitionsvolumen und die Verringerung des Kapitalmangels erkannte. 
Diese an die klassisch-neoklassische Theorie der Kapitalakkumulation 
angelehnte Vorstellung geht davon aus, daß die Ersparnisbildung der 
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Bevölkerung mit steigenden (Einlagen-)Realzinsen zunimmt (individu­
elle und gesamtwirtschaftliche Sparquoten somit ansteigen) ; dies des­
halb , weil höhere Realzinsen vor allem die Zusammensetzung der Er­
sparnisse beeinflussen: dadurch wird in den meisten Fällen nicht mehr 
gespart, jedoch die nicht-finanziellen (unproduktiven) Ersparnisse (etwa 
Geldhortung) in finanzielle (produktive) umgewandelt. Damit stehen 
mehr Mittel zur Finanzierung von Investitionen zur Verfügung, was un­
ter der Annahme einer tatsächlich zunehmenden Investitionstätigkeit 
ceteris paribus zu einer Beschleunigung des Entwicklungsprozesses 
durch höhere Realeinkommen führt. 

In diesem Zusammenhang wurde aber bereits in Abschnitt 2 darauf 
hingewiesen, daß höhere Einkommen nicht jedenfalls zu einer Er­
höhung des Kapitalangebots führen müssen, nämlich genau dann 
nicht, wenn die Bereitschaft der Bevölkerung fehlt, bei höheren ver­
fügbaren Einkommen auch mehr Mittel zu akkumulieren. Es ist daher 
eine Politik höherer Zinsen mit entsprechenden finanzinfrastrukturel­
len und anderen wirtschaftspolitischen Reformmaßnahmen zu koordi­
nieren, damit die Sparbereitschaft der Bevölkerung tatsächlich zu­
nimmt. 

Als entscheidend für den Erfolg einer liberalisierten Zinspolitik er­
wies sich in der Vergangenheit in den meisten EL die Frage, wie rasch 
die Zinssätze freigegeben wurden (entweder schrittweise oder aber so­
fort). Dabei zeigte sich, daß Länder, dereh gesamtwirtschaftliche Situa­
tion instabil war (hohe Inflationsraten, geringe Beschäftigung etc.) ,  nur 
dann Erfolge aufweisen konnten, wenn sie in einem ersten Schritt Maß­
nahmen zur Stabilisierung ihrer Volkswirtschaften bei gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung eines angemessenen Maßes an Zinsregulierung, die 
auf das Erreichen eines positiven realen Niveaus abzielt, setzten und erst 
in einem zweiten Schritt die weitestgehende Deregulierung ihrer Zins­
sätze veranlaßten (32).  

Beispiele für den Erfolg dieser Strategie bieten Korea und Sri Lanka, 
die in den achtziger Jahren ihre zinspolitischen Reformen nach den ge­
samtökonomischen Liberalisierungs- und Anpassungsprogrammen aus­
richteten. Zunächst wurden Maßnahmen zur Eindämmung der Inflation 
gesetzt, die Bankenaufsicht verstärkt sowie Einlagensicherungssysteme 
geschaffen, und erst als sich dadurch die monetäre Situation weitgehend 
stabilisiert hatte, erfolgte eine schrittweise Freigabe der Zinssätze mit 
dem Ergebnis, daß beispielsweise in Korea die Investitionsquote im Zeit­
raum von 1 982 bis 1991  um 13 Prozentpunkte, die Sparquote um 12 Pro­
zentpunkte zugenommen hat (33).  

Abschließend kann festgehalten werden, daß künstlich unter dem 
Marktgleichgewicht gehaltene Zinssätze das Wachstum finanzieller Er­
sparnisse behindern. Eine liberalisierte Zinspolitik kann die angestrebte 
Beschleunigung des Entwicklungsprozesses jedoch nur im Zusammen­
spiel mit anderen Reformmaßnahmen (z. B. schrittweise Liberalisierung 
der Finanzmärkte bei gleichzeitiger Verstärkung der Aufsicht über Kre­
ditinstitute) sowie volkswirtschaftlich stabilen Verhältnissen erreichen. 
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3.2 Fiskalpolitik 

Fiskalpolitische Maßnahmen stellen den direktesten Weg dar, die ge­
samtwirtschaftliche Ersparnisbildung zu vergrößern; dies deshalb, weil 
sie (im Gegensatz zu den gezeigten geldpolitischen Maßnahmen) das 
Sparvolumen der Bevölkerung (etwa durch veränderte Steuersätze) und 
der öffentlichen Hand (durch Einsparung bzw. Umstrukturierung der 
staatlichen Ausgaben) unmittelbar beeinflussen. Als eine Möglichkeit, 
diese Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Ersparnisbildung zu errei­
chen, kann folgender zweistufiger Prozeß durchlaufen werden: zunächst 
die Einnahmenpolitik so zu reformieren, daß dem Staat mehr Einnah­
men als bisher zufließen; in einem zweiten Schritt dann die Ausgaben­
politik so zu gestalten, daß die budgetäre Anspannung verringert und, 
wenn möglich, ein Budgetüberschuß erzielt werden kann, der in weiterer 
Folge sowohl dem privaten Sektor als auch den öffentlichen Unterneh­
men zugänglich gemacht wird. 

3.2 .1  Reformen der öffentlichen Einnahmenpolitik 

An erster Stelle jener Reformansätze, die darauf abzielen, mittels 
Steuern eine Erhöhung der Staatseinnahmen zu erreichen, steht zumeist 
nicht die Schaffung eines neuen Steuersystems, sondern die genaue Ana­
lyse der bestehenden öffentlichen Einnahmenpolitik und eine mögliche 
Verbesserung eben dieser. Zunächst ist danach zu trachten, Veränderun­
gen bei der Einhebung der Steuermittel vorzunehmen; dies deshalb, weil 
in den EL aufgrund administrativer Probleme bei der Steuereintreibung 
der Anteil der direkten Steuer am gesamten Steueraufkommen ver­
schwindend gering ist. So sollte insbesondere bei Lohn-, Zins- und Divi­
dendeneinkommen versucht werden, staatliche Abgaben unmittelbar 
einzubehalten, da wegen des Fehlens entsprechender Fachkräfte nur sel­
ten Revisionen der privaten Steuererklärungen durchgeführt werden 
können und daher Korruption und Steuerhinterziehung Tür und Tor 
geöffnet sind. Solch ein Einbehalten, das einer direkten Besteuerung 
gleichkommt, wurde in einigen Ländern (Jamaika, Kolumbien oder In­
donesien) als "pay-as-you-earn (PAYE)"-System (34) bereits erfolgreich 
angewandt. Allerdings setzt es eine geringe Anzahl zu überprüfender 
Einkommensgeber voraus, weshalb es nur in beschränktem Maße einge­
setzt werden kann beziehungsweise dezentral zu gestalten ist. 

Als weitere Möglichkeit einer Verbesserung der " tax administration " 
sollte versucht werden, den Informationsaustausch bzw. die Kooperati­
on der einzelnen einhebenden Stellen zu fördern. So sind beispielsweise 
jene Stellen, die Handelssteuern einheben, zumeist nicht mit jenen ident, 
die für die Besteuerung der Einkommen zuständig sind. Bei entspre­
chender Kooperation, die vor allem auch eine Erweiterung der compu­
terunterstützten Erfassung der Steuerobjekte und -subjekte umfaßt, 
können Steuerhinterziehungen (im konkreten Fall in Form nicht ange-
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gebener Erträge beim Verkauf eingeführter Waren) vermieden werden. 
Schließlich ist es die Aufgabe des Gesetzgebers, entsprechende Vor­
schriften zu erlassen, die dazu beitragen, die administrative Arbeit der 
Einhebungsstellen wirkungsvoller zu gestalten. Denn in vielen Ländern 
sind darüber hinaus sowohl die für Steuerhinterziehung vorgesehenen 
Strafen äußerst gering, als auch die Wahrscheinlichkeit, diese tatsäch­
lich zahlen zu müssen; gemeinsam mit der niedrigen Aufdeckungsrate ist 
somit der Erwartungswert zu leistender Strafzahlungen sehr gering, wo­
durch Steuerhinterziehungen mehr gefördert denn eingedämmt werden. 

Auch wenn solche Reformen der bestehenden Steueradministration 
einen wesentlichen Beitrag zur Steigerung der Effizienz der Einnahmen­
politik leisten können, darf doch nicht übersehen werden, daß die Steu­
ersysteme in sehr vielen EL auch bei besserer Verwaltung noch grobe 
Mängel aufweisen. So wies beispielsweise Piease nach, daß Maßnahmen 
zur Erhöhung der Steuereinnahmen mitunter zu einer Verringerung der 
gesamtwirtschaftlichen Ersparnisbildung führen (35).  Als Begründung 
nennt er die Tatsache, daß in EL die marginale Konsumneigung der Re­
gierungen aus den steuerlichen Mehreinnahmen häufig größer ist als die 
des privaten Sektors aus jenen Einkommen, mit denen die höheren Steu­
ern bezahlt werden. 

Weiters kann sich die Hoffnung, durch ein Anziehen der Steuerschrau­
be (somit eine Ausdehnung der direkten und indirekten Steuern) die öf­
fentliche Ersparnisbildung steigern zu können, aus folgenden Überle­
gungen als trügerisch erweisen: Vor allem Bezieher hoher Einkommen, 
deren Konsumaktivitäten primär von der erhöhten Besteuerung verrin­
gert werden sollten, werden besonders wegen des an früherer Stelle be­
reits erläuterten Demonstrationseffektes versuchen, ihr Konsumniveau 
trotz höherer Steuerleistung zu halten und somit ihre Ersparnisbildung 
verringern. Dadurch könnte in bezug auf diese Bevölkerungsschicht der 
paradoxe Fall eintreten, daß durch die Steuererhöhung die gesamtwirt­
schaftlichen Ersparnisse nur ihre Struktur, nicht aber ihr Volumen ver­
ändern. Anders sieht dies im Falle niedriger Einkommensbezieher aus, 
die, wenn überhaupt, nur über einen geringeren economic surplus verfü­
gen. Bei ihnen bewirken Steuererhöhungen einerseits auch die Verringe­
rung ihrer ohnehin geringen Sparfähigkeit, andererseits aber sehr wohl 
auch die Verringerung ihres Konsums. Damit treffen die erzwungenen 
Konsumeinschränkungen letztendlich die am härtesten, die ohnehin na­
he dem Existenzminimum sind und gehen an jenen, auf die sie vornehm­
lich gemünzt waren, fast spurlos vorbei. 

Eine solche regressive Wirkung der Steuererhöhungen verstößt damit 
gegen das Verteilungsziel und muß durch eine differenzierte Behandlung 
der einzelnen Steuern zu vermeiden versucht werden. Für solche Über­
legungen bietet die Einkommenssteuer ob ihrer Progressionsskala das 
beste Beispiel: Wer mehr verdient, zahlt absolut und relativ mehr Steuer. 
Daß dieses für die Verteilung vorteilhafte System der progressiven Ein­
kommensbesteuerung in der Realität in den EL jedoch nur von sehr ge­
ringer Bedeutung ist, läßt sich dadurch erklären, daß etwa in Südasien 
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oder den Sub-Sahara-Ländern von weniger als 5% der Bevölkerung 
überhaupt Einkommensteuern erhoben werden (36). 

Trotzdem kann auch in EL dieses System der Differenzierung der 
Steuerschuldner erfolgsversprechend sein, etwa bei der Besteuerung 
landwirtschaftlicher Betriebe, wo erfahrungsgemäß eine Einkommens­
besteuerung besonders schwierig ist, da zumeist keine buchmäßigen 
Aufzeichnungen vorhanden sind. In diesem Fall erscheint ein System ei­
ner " taxation by area " besonders erfolgsversprechend; progressiv gestal­
tete Steuersätze werden dabei, von Region zu Region verschieden, an 
Hand der potentiellen Erträge des jeweiligen Gebietes festgesetzt (37). 
Der Landwirt kann sich daher selbst ausrechnen, welchen Arbeitsein­
satz er für einen gewissen Gewinn nach Steuern erbringen muß, da die 
Abgaben bereits im vorhinein festgelegt werden. Eine solche Steuerein­
hebung als Pauschalsteuer erhöht den Anreiz zu intensiverer Bearbei­
tung. Ähnlich könnten kleinere Unternehmen besteuert werden, indem 
eine Lizenzgebühr, deren Höhe beispielsweise nach Lage oder Größe des 
Unternehmens berechnet wird, im vorhinein festgesetzt wird. Daß ein 
solches System umfangreichen administrativen Mehraufwand verur­
sacht (man denke an die Ermittlung der potentiellen Ernteerträge für 
unterschiedliche Regionen) , muß als negativer Einflußfaktor erkannt 
werden. 

Die Regierungen müssen schließlich vor allem auch darauf achten, daß 
sie das bestehende Steuersystem stets den aktuellen landesinternen und 
-externen Gegebenheiten anpassen. Dies soll nicht in jährlichen umfas­
senden Steuerreformen enden, wohl aber sollten mehr oder weniger re­
gelmäßig (im Zeitraum von etwa zehn bis fünfzehn Jahren) umfangrei­
chere Änderungen vorgenommen werden. Externe Ursachen, die solche 
Maßnahmen erforderlich machen, können Reformen der Steuersysteme 
bei Handelspartnern oder veränderte Weltmarktpreise bei Import- oder 
Exportgütern sein; interne Anzeichen für notwendige Eingriffe wären 
vermehrt festgestellte Fälle von Steuerhinterziehung oder zunehmende 
Kapitalflucht. In jedem Fall bedarf es zur Verbesserung der öffentlichen 
Einnahmenpolitik in den EL politischer Entscheidungen; da aber gerade 
die politischen Entscheidungsträger selbst jenen Bevölkerungsteilen zu­
zurechnen sind, die in einem solchen Falle erhöhte Steuerleistungen zu 
erbringen hätten (weil sie über den entsprechenden economic surplus 
verfügen) , scheitern derartige Reformansätze nicht selten am Veto der 
politisch Verantwortlichen. 

3.2.2 Reformen der öffentlichen Ausgabenpolitik 

Beim Versuch, seine Ausgabenpolitik im Verlauf des Entwicklungs­
prozesses zu reformieren, eine Abnahme des Haushaltsdefizits und eine 
Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Ersparnisbildung zu erzielen, ist 
einem EL in erster Linie anzuraten, seine allgemeinen und seine ökono­
mischen Staatsausgaben zu beschneiden bzw. so umzustrukturieren, daß 
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deren Beitrag zum wirtschaftlichen Entwicklungsziel vergrößert wird. 
Zu ersteren zählen Ausgaben im Organisations-, Verwaltungs- und Si­
cherheitsbereich, während ökonomische Staatsausgaben zur Steigerung 
der privaten Produktion beitragen sollen, indem sie. Wirtschaftsablauf 
und -struktur verbessern; als solche gelten vor allem Aufwendungen zur 
Errichtung oder Verbesserung infrastruktureller Einrichtungen. Im Be­
reich der dritten Kategorie staatlicher Ausgaben, den Sozialausgaben, 
ist bei derartigen Reformmaßnahmen Vorsicht geböten, weil durch deren 
Kürzungen der Staat unter Umständen seiner sozialen Aufgabe der Ein­
kommensumverteilung nicht mehr gerecht werden kann, was den Ent­
wicklungsprozeß blockieren würde. 

Je nach Fristigkeit können allgemeine und ökonomische Staatsausga­
ben in Konsumausgaben (Ausgaben für Güter1 die binnen einer Budget­
periode verbraucht werden, inklusive Verteidigungsausgaben) und Inve­
stitionsausgaben (für Güter, die längerfristig zur Verfügung stehen) un­
terteilt werden (38). Hinsichtlich der Frage, wie EL durch die Verringe­
rung des Staatskonsums ihre gesamtwirtschaftliche Ersparnisbildung 
steigern können, muß berücksichtigt werden, daß es aufgrund starker 
Budgetbeschränkungen unbedingt notwendig ist, bei den öffentlichen 
Ausgaben Prioritäten zu setzen und zu überlegen, welche Aufgaben bes­
ser vom Staat und welche besser vom Markt erfüllt werden. Obwohl für 
jedes Land ob der individuellen wirtschaftlichen und politischen Situa­
tion einzeln untersucht werden müßte, welche Ausgaben konstant zu hal­
ten und welche zu kürzen wären, lassen sich doch einige allgemein für EL 
gültige Aussagen treffen: So dürfen jene Ausgaben, die direkt oder indi­
rekt zur Bildung von Humankapital beitragen, von solchen Kürzungs­
maßnahmen nicht betroffen sein. Hierzu zählen vor allem öffentliche 
Ausgaben zur Verbesserung der elementaren Bildung (etwa auch durch 
Umleitung der Mittel von prestigeträchtigen Universitäten zur elementa­
ren Bildung für breitere Schichten) , der medizinischen Grundversorgung, 
der Ernährungssituation oder des Wohnungsbaus. Diese besonders auf 
die ärmsten Bevölkerungsschichten abzielenden Transfers und öffentli­
chen Leistungen müssen auch in Zeiten fiskalischer Sparmaßnahmen 
beibehalten werden, weil durch sie ein Beitrag zur Verteilungsgerechtig­
keit geleistet wird und nur so Wohlfahrt und Produktivität der Armen ge­
steigert werden können (d. h. es zu gesamtwirtschaftlicher Wohlfahrts­
steigerung im Sinne des Rawls-Kriteriums kommt) . 

Neben den genannten Bereichen der Konsumausgaben, die ein Staat 
ob seiner sozialen Verantwortung gegenüber der Bevölkerung nicht be­
schneiden sollte, werden aber auch Aufwendungen für die Bereiche Ver­
waltung und nationale Verteidigung zum öffentlichen Konsum gezählt, 
in denen traditionellerweise ein beachtliches Einsparungspotential 
steckt. Obwohl zahlreiche EL in den späten achtziger Jahren den Anteil 
ihrer Militärausgaben an den gesamten staatlichen Ausgaben verringer­
ten, halten andere nach wie vor an einer Politik hoher Ausgaben für mi­
litärische Zwecke fest und müssen dadurch in anderen Bereichen not­
wendige Subventionen und Transfers vernachlässigen. 
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Ähnlich wie Militärausgaben beinhalten auch Ausgaben für die Be­
schäftigung im öffentlichen Sektor in vielen EL ein erhebliches Ein­
sparungspotentiaL Ein aufgeblähter Verwaltungsapparat und eine Un­
terbezahlung der öffentlich Bediensteten waren in den letzten drei Jahr­
zehnten weit verbreitete Charakteristika vieler EL. Ein beachtlicher Teil 
der Gehaltsausgaben im öffentlichen Sektor muß daher als reine Ver­
schwendung öffentlicher Mittel angesehen werden, weshalb eine Reform 
des Verwaltungsapparates in vielen EL dringend notwendig ist, im Zuge 
derer gemäß Weltbank (1991) die Zahl der im öffentlichen Sektor Be­
schäftigten zu senken und den verbleibenden Beschäftigten marktge­
rechte Löhne zu bezahlen sowie reelle Aufstiegschancen zu bieten sind, 
wodurch deren Arbeitseinsatz und Produktivität ansteigen würden (39).  

Neben den staatlichen Konsumausgaben enthalten in den meisten EL 
auch öffentliche Investitionsprogramme ein beachtliches Rationalisie­
rungspotential; dabei ist zunächst die Frage hinsichtlich Betrieb und 
Unterhaltung bereits durchgeführter Investitionsprojekte einerseits und 
neuer Investitionen andererseits zu analysieren. Dabei zeigt sich, daß In­
standhaltungsmaßnahmen zumeist wichtiger sind als die Durchführung 
neuer Investitionen. So ergab eine in diesem Zusammenhang im Jahr 
1992 veröffentlichte Studie über den Zustand gepflasterter Straßen in 
den Sub-Sahara-Ländern, daß rund die Hälfte dieser Straßen lediglich 
in zufriedenstellendem oder gar schlechtem Zustand ist. Es wurde er­
rechnet, daß, wenn auch in Zukunft keine Investitionen zur Instandhal­
tung dieser Verkehrswege getätigt werden, die Kosten des Fahrbetriebs 
und künftiger Straßenreparaturen in diesem Bereich um 270% steigen 
würden (40). 

Vor einer Reduktion laufender Instandhaltungsausgaben zu Zwecken 
der Defizitreduzierung oder zur Deckung von Personalkosten im öffent­
lichen Sektor muß daher abgeraten werden, im Zuge der Umstrukturie­
rung der öffentlichen Ausgaben sollten sogar mehr Mittel in diese Alls­
gabenkategorie geleitet werden. Des weiteren sind öffentliche Investitio­
nen daraufhin zu untersuchen, ob sie in konkurrierender oder ergänzen­
der Beziehung zu privaten Investitionen stehen, um crowding out zu ver­
meiden. Schließlich muß bei den Bemühungen um eine Rationalisierung 
der öffentlichen Investitionsprogramme der Demonstrationseffekt auf 
internationaler Ebene berücksichtigt werden, der in vielen Fällen dazu 
führt, daß die Struktur der öffentlichen Investitionen nicht jene Gestalt 
aufweist, die für die Beschleunigung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung eines Landes den maximalen Beitrag leisten würde. Ähnlich 
wie bei dem in Abschnitt 2 beschriebenen Demonstrationseffekt des pri­
vaten Sektors neigen auch die Regierungen vieler EL dazu, das öffentli­
che Konsum- und Investitionsmuster dem der IL anzupassen, was dazu 
führt, daß selbst wirtschaftlich rückständigste Länder riesige Baupro­
jekte (Regierungspaläste, Hotels, Flughäfen, Kraftwerke etc.)  durch­
führen, von denen keine bzw. nur geringe Kapazitätseffekte ausgehen. 
Im Verlauf einer Reform der öffentlichen Ausgabenpolitik in den EL 
müßten. daher Investitionsprojekte gerrau daraufhin untersucht werden, 
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ob und in welchem Ausmaß von ihnen produktivitätssteigernde Effekte 
ausgehen: Enthalten sie keine Kapazitätseffekte bzw. sind diese geringer 
als jene alternativer Projekte, sollten solche Prestigeinvestitionen ver­
mieden werden, weil durch sie der Entwicklungsprozeß gebremst wird. 

4. Externe Finanzierung zu Marktkonditionen 

Trotz der dargestellten Möglichkeiten, durch den Einsatz geld- und 
fiskalpolitischer Instrumente den Entwicklungsprozeß "von innen" zu 
beschleunigen, reichen in den meisten EL die inländischen Ersparnisse 
nicht aus, um die zur Erreichung des erwünschten Entwicklungstempos 
notwendigen Investitionen zu finanzieren. Zur Schließung dieser Kapi­
talbedarfslücke bedien(t)en sich die EL regelmäßig ausländischer Fi­
nanzressourcen: Externer und interner Kapitalbildungsprozeß müssen 
dabei als komplementäre Lösungsansätze der gleichen Problematik an­
gesehen werden, wobei die inländischen Mittel den bei weitem größeren 
Teil aller Investitionen finanzieren und die ausländischen Finanzmittel 
den Entwicklungsprozeß nur zusätzlich unterstützen bzw. ankurbeln 
sollen (41) .  Das Hauptaugenmerk bei Kapitaltransfers, die zu den inter­
national üblichen Marktkonditionen abgewickelt werden, gilt jenen Fi­
nanzierungsarten, die auf bilateralem Weg Mittel vom privaten Sektor in 
die EL übertragen; als solche stehen Bankkredite sowie Direkt- bzw. 
Portfolioinvestitionen im Mittelpunkt der anschließenden Überlegun­
gen. 

4 . 1  Bankkredite 

Infolge der von den Banken der IL mitunter fahrlässig mitverursach­
ten Schuldenkrise der frühen achtziger Jahre verschlechterte sich die 
Beziehung zwischen den kreditgewährenden Geschäftsbanken aus den 
IL und den kapitalnachfragenden EL dramatisch; betrug der Anteil der 
von den Banken gewährten Mittel an den gesamten, im Jahr 1981  (also 
vor Einstellung des Schuldendienstes zahlreicher EL) den EL zufließen­
den langfristigen Kapitalströmen nahezu 50%,  so waren es zehn Jahre 
später nur noch knapp 17 ,5% ( 42). 

Die Gründe, weshalb private Kredite kommerzieller Geschäftsbanken 
nicht die ideale Form der (Mit-)Finanzierung langfristiger Entwick­
lungsbestrebungen darstellen, sind einerseits darin zu sehen, daß diese 
dem Risiko plötzlicher Zins- oder Wechselkursänderungen stark ausge­
setzt sind; andererseits ist der Kapitaldienst bei Bankkrediten unabhän­
gig vom Ertrag der Investitionsprojekte, welche mit diesen Mitteln fi­
nanziert werden, wodurch die Gefahr einer Zahlungsunfähigkeit (auf­
grund zu wenig ertragbringender Investitionen) zusätzlich steigt. 

Zahlreiche Versuche zur Überwindung dieses wirtschaftlichen Kollap­
ses vieler EL infolge zu hoher Verschuldung wurden nach 1982 unter-
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nommen; das bisherige Schuldenmanagement (Finanzierung des fälligen 
Schuldendienstes durch Aufnahme neuer Kredite) wurde durch soge­
nannte "Strukturanpassungsprogramme" (Structural Adjustment Pro­
grammes, SAP) ersetzt, welchen sich die EL unter gemeinsamer Ägide 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank) unterwarfen. Im Zuge 
dieser SAP sollten die Volkswirtschaften des Südens durch Maßnahmen 
zur Steigerung der Produktivität, der Exporte und des wirtschaftlichen 
Wachstums (durch höhere interne Spar- und Investitionsquoten) mit 
dem Ziel der Wiederherstellung oder Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und Kreditwürdigkeit auf der Grundlage ausge­
glichener Haushaltsbudgets und verbesserter Zahlungsbilanzen an ver­
änderte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen angepaßt werden. 

Allerdings wichen die Ergebnisse durchgeführter Strukturanpassun­
gen deutlich von den gesteckten Zielen ab; Hauptgründe hierfür sind ei­
nerseits zu hohe Zielsetzungen, andererseits die Tatsache, daß bei diesen 
SAP viel zu wenig Rücksicht auf länderspezifische Interessen und Be­
sonderheiten genommen wurde (43). Mit Gewalt durchgesetzte, auf un­
realistischen Zielvorgaben beruhende SAP stießen beispielsweise in 
Ägypten, Argentinien, Ghana und Zambia auf unüberwindbare Wider­
stände regionalspezifischer Interessen, da sie aufgrund einer erfolgsnot­
wendigen Sparpolitik der Regierungen mit hohen sozialen Kosten (stei­
gende Arbeitslosigkeit und zunehmende Verelendung der Bevölkerung) 
verbunden waren und daher erst nach mehreren Jahren (wenn über­
haupt) den Entwicklungsprozeß der EL positiv beeinflussen hätten kön­
nen (44). 

Aus diesen Gründen waren auch jene Vorschläge zur Lösung der Ver­
schuldungsproblematik der EL, wie sie etwa 1985 vom damaligen US­
Finanzminister und späteren Außenminister James Baker (= Baker-Plan) 
oder knapp vier Jahre später von US-Finanzminister Nicholas Brady 
(= Brady-lnitiative) vorgetragen wurden, die jeweils von notwendigen 
SAP als Voraussetzung der Schuldenreduktion ausgingen, in der 
Realität wenig erfolgreich. Trotzdem zeigt vor allem die Brady-Initiative 
zumindest die Richtung zukünftig zu ergreifender Strategien zur erfolg­
reichen Schuldenreduktion an, vor allem weil Brady erstmals eine we­
sentliche Reduktion der Schulden der EL auch für die USA als akzepta­
bel und wünschenswert bezeichnet hat. 

Als solche Maßnahme konzipiert sieht diese Initiative freiwillige Ver­
einbarungen zwischen Kreditgebern und -nehmern zur Senkung des 
Schuldenberges vor; (45) die Problematik rund um die Verschuldung der 
EL wird nicht mehr (wie lange Zeit) als vorübergehender Liquiditäts­
engpaß verstanden, sondern als langfristiges Insolvenzproblem erkannt 
und als solches behandelt. Ökonometrisch ließ sich klar zeigen, daß ein 
erhöhter Schuldentilgungstransfer aus hochverschuldeten EL lediglich 
die Wahrscheinlichkeit von Umschuldungen erhöht (46). Auf seiten der 
verschuldeten Länder sollen wachstumsorientierte Anpassungspro­
gramme durchgeführt sowie Maßnahmen zur Repatriierung von Flucht-
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kapital vorgenommen werden; für die Geschäftsbanken aus den IL sieht 
die Brady-Initiative folgende, wahlweise zu ergreifende Maßnahmen 
(= menu approach) (47) vor: entweder die Vergabe neuer Mittel , die Ein­
räumung günstigerer Konditionen für bestehende Schulden (beispiels­
weise durch Streckung der Rückzahlungsfristen) oder eine Streichung 
des gegenwärtigen Schuldenstandes um 20%.  

Die Geschäftsbanken brachten diesem Vorschlag von Brady, der 
hauptsächlich auf einen Schuldenabbau der lateinamerikanischen Staa­
ten ausgerichtet ist, wenig Verständnis entgegen, weil sie fürchteten, die 
finanzielle Hauptlast der Schuldenreduktion tragen zu müssen. Außer­
dem, so argumentierten die Banken, bestünde durch die Freiwilligkeit 
der Vereinbarungen das bekannte free-rider problem: Durch Maßnah­
men zum teilweisen Abbau der Schulden der EL durch einzelne Banken 
erhöht sich auf dem Sekundärmarkt für solche Forderungen der Wert 
der verbleibenden Schulden, weshalb jene Banken am besten gestellt 
sind, die mit ihren Vereinbarungen über die Reduktion der Schulden am 
längsten zuwarten. 

So ist es wenig verwunderlich, daß es bislang nur ein Beispiel (Mexi­
ko) gibt, bei dem der Brady-Plan in einigermaßen substantieller Form 
durchgezogen wurde (allerdings erst auf Drängen der US-Regierung, die 
den südlichen Nachbarstaat vor dem Bankrott zu bewahren trachtete) 
und zu einer tatsächlichen Schuldenreduktion des EL führte. Der jährli­
che Schuldendienst Mexikos reduzierte sich in den Jahren 1990-1993 um 
1 ,8 Milliarden US-$, außerdem konnte der Exodus inländischen Kapi­
tals ins Ausland in großem Umfang gestoppt werden. Die Direkt- und 
Portfolioinvestitionen ausländischer Investoren, vor allem solcher aus 
den USA, stiegen deutlich an; so wuchsen beispielsweise 1989/90 die 
Neuinvestitionen aus dem Ausland auf 5 Milliarden US-$ an und waren 
somit doppelt so hoch wie 1987/88 (48). Unterstützt wurde dieser "Bra­
dy-deal" Mexikos mit seinen Gläubigerbanken von IWF, Weltbank und 
auch Japan, die Mexiko gemeinsam neue Kreditmittel in der Höhe von 
5 ,7  Milliarden US-$ bereitstellten (49). 

Obwohl auch am Beispiel Mexikos Grenzen und Schwächen der Bra­
dy-Initiative deutlich wurden (kein Zustandekommen freiwilliger Ver­
handlungslösungen bei stark auseinanderklaffenden Interessen von 
Schuldner und Gläubiger (50), sowie das erwähnte free-rider problem), 
die nur aufgrund der Urgenz der US-Regierupg überwunden werden 
konnten, zeigt sie dennoch die Richtung, die zukünftige Maßnahmen zur 
Minderung der Verschuldungsproblematik und somit zur Unterstützung 
der Entwicklungsbestrebungen der EL in erster Linie verfolgen müssen: 
die Bewältigung des zentralen Problems des " debt overhang ", der Last 
der Altschulden. Am Beispiel Mexikos nach der Brady-Initiative zeigen 
Claessens/Oks/Wijnbergen (1994) hier allerdings auch, daß die Last der 
Altschulden nicht so sehr in ihrer absoluten Größe allein liegt, sondern 
vor allem in der Unsicherheit, die mit dem daraus folgenden Schulden­
dienst verbunden ist (51) .  Ökonometrisch läßt sich nachweisen, daß der 
Brady-Plan vor allem durch die substantielle Verringerung dieser Unsi-
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cherheit positive Auswirkungen auf die weitere makroökonomische Ent­
wicklung Mexikos hatte. 

4.2 Direkt- und Portfolioinvestitionen 

Während die Bedeutung von Krediten und Darlehen kommerzieller 
Geschäftsbanken aus den IL für den Entwicklungsprozeß der EL in den 
achtziger und neunziger Jahren aus den dargestellten Gründen stark ge­
sunken ist, hat jene ausländischer Direkt- und Portfolioinvestitionen im 
gleichen Zeitraum deutlich zugenommen. In den neunziger Jahren wur­
den Portfolioinvestitionen zu der am schnellsten wachsenden Form ex­
terner Finanzierung für EL (der Umfang dieser privaten Wertpapierin­
vestitionen stieg von 7 ,6 Mrd. US-$ im Jahr 1989 auf über 55 ,8  Mrd. US­
$ 1993) (52), den Direktinvestitionen kommt heute bereits die gleiche Be­
deutung zu wie Bankkrediten. 

Dieser globale Trend der Veränderung der Struktur privater Kapital­
ströme in EL mit zunehmender Bedeutung ausländischer Investitionen 
verbirgt jedoch sehr deutliche Unterschiede über Ausmaß und Wachs­
tum dieser Mittelzuflüsse, die zwischen einzelnen Ländern bzw. ganzen 
Regionen bestehen. Der Großteil aller ausländischen Investitionen kon­
zentriert sich nämlich nur auf ganz wenige Länder in Ost- und Südost­
asien sowie Lateinamerika, deren politische und wirtschaftliche Rah­
menbedingungen stabil, deren Inlandsmärkte groß sind, die ein hohes 
Wirtschaftswachstum aufweisen, umfangreiche Privatisierungen ver­
staatlichter Unternehmen vornehmen, eine gegenüber ausländischen In­
vestoren freundliche Politik verfolgen sowie reich an natürlichen Res­
sourcen sind (53).  

Direktinvestitionen bieten den Investoren (zumeist multinationale 
Unternehmen) einerseits die Möglichkeit, den Absatz im Gastland zu 
steigern, andererseits können Wettbewerbsvorteile bei der Belieferung 
internationaler Märkte erzielt werden, die aus den niedrigen Produkti­
onskosten in den EL resultieren. Darüber hinaus ermöglichen Direktin­
vestitionen den Abbau natürlicher Rohstoffe, die im Herkunftsland des 
Kapitalgebers nicht vorhanden sind, sowie die Ausnützung klimatischer 
Bedingungen, was vor allem bei der Erzeugung agrarischer Produkte 
von besonderer Bedeutung ist. Welche Wirkungen von solchen Mittelzu­
flüssen auf den Entwicklungsprozeß der Empfängerländer ausgehen, 
hängt entscheidend davon ab, in welcher Beziehung in- und ausländi­
sche Investitionen zueinander stehen: werden inländische Investitionen 
von ausländischen Direktinvestitionen verdrängt, so gehen von diesen 
keine (nur geringe) positive Wirkungen auf den Entwicklungsprozeß aus; 
stehen hingegen heimische und ausländische Investitionen nicht in sub­
stitutiver Beziehung, steigen die inländischen Investitionsquoten und 
die Entwicklungsmöglichkeiten nehmen durch Direktinvestitionen zu. 
Ähnliche Überlegungen gelten auch hinsichtlich der Auswirkungen auf 
die Beschäftigungssituation der Empfängerländer. 

162 



21.  Jahrgang (1 995), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

Im Vergleich zur Finanzierung des Entwicklungsprozesses durch Auf­
nahme finanzieller Mittel bei ausländischen Geschäftsbanken sind Di­
rektinvestitionen für die EL insofern vorteilhaft, als bei ihnen nur dann 
(Devisen-)Abflüsse (in Form von Gewinnen) stattfinden, wenn die unter­
stützten Projekte erfolgreich sind, während bei Bankkrediten die Rück­
zahlungen unabhängig von der Rentabilität der finanzierten Projekte er­
folgen müssen. 

Aus dieser Wirkungsvielfalt ausländischer Direktinvestitionen lassen 
sich die unterschiedlichen Verhaltensweisen der EL gegenüber ausländi­
schen Investoren erklären: Während beispielsweise die Regierungen Me­
xikos und der Republik Korea eine weitestgehende Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs in ihren Ländern veranlaßten und so diverse Hindernis­
se für ausländische Investoren beseitigten, halten andere Länder (wie 
z. B. Indien) an ihrer protektionistischen Politik gegenüber ausländi­
schen Direktinvestoren nach wie vor fest (54). 

Der starke Zustrom von Portfolioinvestitionen in einige Länder hat in 
diesen schon bald zur Erkenntnis geführt, daß durch diesen Mittelzufluß 
der inländische Finanzsektor noch stärker von äußeren Gegebenheiten 
abhängig wird, da Investoren ihr Kapital aus Gründen, die womöglich 
außerhalb der Kontrolle der Empfängerländer liegen, auch plötzlich 
wieder abziehen können und somit die Stabilität des Finanzsektors ge­
fährdet wäre (55). Aus diesem Grund suchen diese Länder nach Mög­
lichkeiten, vermehrt solche Investoren anzulocken, die längerfristige In­
vestitionsziele verfolgen (beispielsweise Pensionsfonds),  was hauptsäch­
lich dann gelingen wird, wenn es diese Länder schaffen, eine auf Dauer 
solide Wirtschafts- und Finanzpolitik zu betreiben. 

5. Externe Finanzierung zu Sonderkonditionen 

Die meisten Länder, die im Laufe der Geschichte vor der Situation 
standen, daß die heimischen Finanzressourcen nicht ausreichten, um den 
angestrebten wirtschaftlichen Entwicklungsfortschritt zu finanzieren, 
haben sich zur Schließung dieser Kapitalbedarfslücke externer Finanz­
quellen bedient: die USA Mitte des vorigen Jahrhunderts ebenso wie das 
vorrevolutionäre Rußland zu Beginn des 20 .  Jahrhunderts (56). Auch das 
vom Krieg zerstörte Europa verdankte seinen raschen Wiederaufbau 
nach 1 945 nicht zuletzt jenen finanziellen Mitteln, die es im Zuge des 
European Recovery Program von den USA zur Verfügung gestellt be­
kam. 

Vor diesem Hintergrund hielt man die finanzielle Entwicklungshilfe, 
die alle Transfers von den IL in die EL umfaßt, die zu "weicheren" als 
den marktüblichen Konditionen abgewickelt werden (57),  für den ver­
meintlichen Garant für raschere wirtschaftliche Entwicklung in den 
Staaten des Südens. Obwohl die Situation in den EL nicht unmittelbar 
mit beispielsweise jener im vom Krieg zerstörten Europa verglichen wer­
den kann, da in Europa einerseits eine große Anzahl qualifizierter Ar-
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beitskräfte, andererseits der Wille zu möglichst schnellem Wiederaufbau 
vorhanden waren und so die wirtschaftliche Entwicklung zu dieser Zeit 
rasch voranschritt, sollten diese Beispiele dazu dienen, die potentiellen 
Wirkungen von Kapitalhilfstransfers auf die Wirtschaftsentwicklung ei­
nes Landes zu illustrieren. 

5.1  Öffentliche und private Entwicklungshilfe 

Hinsichtlich des Umfangs öffentlicher Entwicklungshilfe wurde auf 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen im Jahr 1970 festgelegt, 
daß jedes wirtschaftlich fortgeschrittene Land 1 %  seines BSP den EL 
zur Verfügung stellen solle, wobei 0 ,7% des BSP auf öffentliche Ent­
wicklungshilfe (ODA) entfallen sollen (58) .  Österreich, welches seit Fest­
legung der 0 ,7%-Marke diese noch nie (auch nur annähernd) erreicht 
hat, nimmt mit seinen absolut 6,326 Mrd. Schilling (das sind rund 0,3% 
des Österreichischen BSP), die es 1993 den EL als ODA zur Verfügung 
stellte, eine Position im Mittelfeld in einer Rangliste der Mitgliedsstaa­
ten des Development Assistance Committee (DAC), des Ausschusses für 
Entwicklungshilfe der OECD, ein. Allgemein gingen die ODA-Leistun­
gen der DAC-Mitglieder im Jahr 1993 deutlich zurück (von 60,8 Mrd. 
US-$ im Jahr 1992 auf 54,8 Mrd. US-$) , was hauptsächlich auf die 
schlechte internationale Konjunkturlage, die wirtschaftlichen und poli­
tischen Veränderungen in Osteuropa und eine allgemeine entwicklungs­
politische Resignation zurückzuführen ist. 

Österreichs öffentliche Entwicklungshilfe wies zwischen 1987 (0 , 17  % 
des BSP) und 1991  eine deutliche Steigerung auf. Bei Konstanz der Ge­
samtsumme in den beiden Folgejahren erfolgte eine strukturelle Verbes­
serung durch die Verschiebung hin zu bilateralen Zuschüssen. Öster­
reich meldet zwar weiterhin nicht das Zuschußelement (bzw. das Zu­
schußäquivalent als absolute Größe), also jenen Betrag, der rechnerisch 
als Verbilligung der Kapitaltransfers ausgewiesen wird, als Entwick­
lungshilfe, sondern die gesamten Mittelübertragungen mit Zuschußele­
ment (insbes. Exportkredite) ,  was einen höheren Entwicklungshilfebe­
trag ergibt und seine Position gegenüber den anderen Staaten besser er­
scheinen läßt, allerdings verringerte sich das Ausmaß dieser kritisierten 
Position, weil auch sie eine Nettogröße abzüglich der Rückflüsse ist, und 
die Rückzahlungen aus alten Kreditvereinbarungen erstmals 1992 stark 
zugenommen haben. Weiterhin vom DAC kritisiert wird, daß Österreich 
die indirekten Studienplatzkosten für Studenten aus Entwicklungslän­
dern (als aliquoten Anteil der gesamten Universitätskosten) als Leistun­
gen im Rahmen der Entwicklungshilfezusammenarbeit meldet, was 1993 
immerhin rund 1 1 %  der gesamten ODA ausmachte. Hier wird derzeit 
eine Änderung der Meldepraxis überlegt. 

An privaten Leistungen zur konkreten Projekt-Entwicklungshilfezu­
sammenarbeit brachten Österreichische NGOs, bei in jüngerer Zeit ge­
stiegener Zahl der NGOs, im Jahr 1993 grob geschätzt zwischen 800 
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Mill. und 1 Mrd. öS auf (59), somit etwa den gleichen Betrag, der von öf­
fentlicher Seite für bilaterale Zusammenarbeit, d. h. gestaltbare Projek­
te, zur Verfügung stand, und für den großteils ebenso diese NGOs als 
Projektträger fungierten. Durch den EU-Beitritt wird Österreich Mittel 
im Ausmaß von etwas mehr als 25% der 1993 geleisteten ODA an die ge­
meinsame Entwicklungshilfe der EU überweisen, ohne daß durch die 
Struktur der Österreichischen NGOs hier nennenswerte Rückflüsse an 
Österreichische Projekte zu erwarten sind (Scheitern an den Kriterien (i) 
keine EU-Förderung von Personalentsendungen oder (ii) Mindestforde­
rung der NGO-Eigenfinanzierung) . Firmen, die an Spezialprogrammen 
der EU im Entwicklungszusammenhang teilnehmen könnten, gibt es in 
Österreich nur wenige und sind in der Regel zu klein, um die dafür not­
wendige Expertenzahl aufzuweisen. Es wird daher befürchtet, daß die in 
den letzten Jahren mit Erfolg aufgebaute Österreichische bilaterale Ent­
wicklungshilfe bedroht ist, wenn ihre Mittel unter Hinweis auf die er­
höhte multilaterale Hilfe gekürzt werden würden, obwohl das Ge­
samtausmaß der Österreichischen öffentlichen Entwicklungshilfe so ge­
ring ist. 

Die Messung derselben anhand der generellen 0 ,7%-Marke erscheint 
aus folgenden Gründen von abnehmender Bedeutung: 
* ODA/BSP-Relationen messen lediglich die Mittelaufbringung; ent­

wicklungspolitisch relevanter erscheint jedoch eine Untersuchung der 
Mittelverwendung. 

* Sie geben keinerlei Auskunft über die Form der Mittelvergabe. 
* Wie das Beispiel Österreich zeigt, können die von den Geberländern an­

gegebenen Beträge verzerrt sein; außerdem geht aus den Zahlen nicht 
hervor, welche Zuschußelemente bei den Transfers gewährt werden. 
Aus diesen Gründen orientiert sich die jüngere entwicklungspolitische 

Diskussion weniger an quantitativen Vorgaben als vielmehr an der Fra­
ge, wie Entwicklungshilfe zur Unterstützung der Entwicklungs­
bemühungen des jeweiligen Empfängerlandes am sinnvollsten gestaltet 
werden kann. Als ein Ergebnis dieser Diskussion entstanden Mitte der 
achtziger Jahre Debt-Equity-Swaps (DES) und an deren Konzept an­
knüpfend Debt-for-Nature-Swaps (DfNS). 

5.2 Debt-Equity-Swaps und Debt-for-Nature-Swaps 

Gemeinsames Ziel dieser beiden Instrumente ist, Entwicklung durch 
ein verändertes Schuldenmanagement mit dem langfristigen Ziel der 
Entschuldung zu fördern. Dies steht nicht im Widerspruch zur Definiti­
on von Entwicklungshilfe als Übertragung finanzieller Mittel zu markt­
unüblichen Konditionen, sondern stellt Entwicklungszusammenarbeit 
vielmehr auf eine breitere Basis, die Finanztransfers und Änderungen 
beim Umgang mit der Verschuldung als zusammen durchzuführende 
Maßnahmen zur Erreichung der gemeinsamen Zielsetzung der Unter­
stützung von Entwicklungsbemühungen ausweist. 
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Die Idee hinter dem Konzept der Debt-Equity-Swaps besteht in der 
Umwandlung von Forderungen ausländischer Gläubiger in Beteili­
gungskapital (60). Zunächst verkauft dabei die Gläubigerbank ihre For­
derungen gegenüber den EL mit einem Abschlag von bis zu 50% des No­
minalwertes auf dem Sekundärmarkt an Investoren, die diese Schuld­
titel anschließend der Zentralbank des Schuldnerlandes vorlegen. Diese 
löst die Forderung danach zum Nominalwert (unter Umständen mit ei­
nem geringen Abschlag) in Landeswährung zum herrschenden Wechsel­
kurs ein bzw. wandelt diese in eine neue Schuldverschreibung in Lan­
deswährung um. Schließlich erwirbt der Investor in einem letzten 
Schritt mit diesen Mitteln, die er letztendlich zu günstigeren Konditio­
nen als am Devisenmarkt erhalten hat, Eigentum an Unternehmen im 
verschuldeten Land (61) .  

Die Motivation der Banken hinter dem Verkauf von Schuldtiteln der 
EL besteht einerseits darin, die eigene finanzielle Situation zu stärken 
und die Vermögenslage zu verbessern; andererseits bereinigen sie durch 
diese Maßnahme ihre Bücher von problematischen Darlehen und er­
höhen so die eigene Bonität. Auf seiten der verschuldeten Länder leisten 
Debt-Swaps irrfolge des gesunkenen Niveaus der Auslandsverschuldung 
zunächst einen Beitrag zur Wiederherstellung der Kreditwürdigkeit. 
Außerdem ermöglichen die aus dem Schuldentausch resultierenden In­
vestitionen neue Wachstumsperspektiven: Erfolgreiche Investitionen in 
Verbindung mit einer höheren Nachfrage nach im Inland produzierten 
Vorleistungen schaffen neue Beschäftigungsmöglichkeiten, wodurch 
sich die Steuerbasis des Landes verbreitert; der mit den Investitionen 
verbundene Transfer neuer Technologien und Unternehmerischen 
Know-hows eröffnet Möglichkeiten zur Steigerung der Produktivität. 

In Anlehnung an dieses Instrument zum Abbau der Schulden der EL 
bei den kommerziellen Geschäftsbanken aus den IL entwickelten sich, 
vor allem auf Engagement internationaler Umweltschutzorganisationen 
wie etwa dem World Wide Fund for Nature (zuvor: World Wildlife Fund), 
sogenannte Debt-for-Nature-Swaps (DfNS). Dieses Finanzierungsin­
strument trägt der Tatsache Rechnung, daß die in vielen EL rasch vor­
anschreitende Umweltzerstörung unter anderem auch auf eine zu hohe 
Verschuldung dieser Länder zurückzuführen ist (62). Die Durchführung 
von DfNS erfolgt nach der gleichen Systematik wie die der DES; Unter­
schiede ergeben sich hauptsächlich aus der verschiedenartigen Motivati­
on, die hinter der Abwicklung dieser Swap-Transaktionen steht: 
während Debt-Equity-Swaps aus primär wirtschaftlichen Überlegungen 
durchgeführt werden, sind es bei den Debt-for-Nature-Swaps in erster 
Linie ökologische Motive, die zu solchen Vereinbarungen führen. Dies 
zeigt sich u. a. darin, daß bei den bislang durchgeführten DfNS stets 
NGOs mitwirkten, die sich in den Gläubiger- und Schuldnerländern für 
umweltschützende Maßnahmen einsetzen; auch die Gläubigerbanken 
unterstützten die meisten der bislang durchgeführten DfNS, indem sie 
ihre Schuldtitel den NGOs zu niedrigeren als den am Sekundärmarkt ge­
handelten Preisen verkauften (also höhere Abschläge gewährten). 
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Die NGOs treten in der Folge insofern als "Investoren" auf , als sie die 
Zentralbank bzw. die Regierung des Schuldnerlandes auffordern, den 
geschuldeten Betrag einer inländischen Umweltschutzorganisation in 
Landeswährung zu übertragen, die damit Projekte zum Schutz der Öko­
logie finanziert. DfNS stellen somit, ebenso wie die DES, eine Umwand­
lung von Auslands- in Inlandsschulden dar, wobei deren Begleichung bei 
DfNS jedoch der Durchführung umweltschützender Maßnahmen dient; 
somit trifft der gegen die DES häufig erhobene Vorwurf des "nationalen 
Ausverkaufs" zu Schleuderpreisen für DfNS nicht zu, da bei diesen die 
Investoren nicht Anteile an Kapitalgütern erwerben, sondern ihre Mittel 
umweltschützenden Maßnahmen im EL zur Verfügung stellen. 

Ausgangspunkt und Voraussetzung für die Entwicklung dieser inno­
vativen Instrumente zum Abbau und zur Umstrukturierung der Schul­
den bei den kommerziellen Geschäftsbanken der IL war die Entstehung 
eines Sekundärmarktes für EL-Kredite nach der Verschuldungskrise 
von 1982 ,  auf dem es zum Handel der Kreditforderungen der Banken 
kommt (63). 

Seit im Juni 1987 die erste DfNS-Vereinbarung mit Bolivien getroffen 
wurde, haben mit Stand Dezember 1992 insgesamt 19  EL ihre externen 
Schulden auf diese Art um 1 .460 Mio. US-$ verringern können (64). Die 
betragsmäßig größten, auf Initiative privater Organisationen zurückzu­
führenden DfNS-Abschlüsse wurden mit Costa Rica im Zeitraum zwi­
schen 1988 und 1990 getroffen: Schuldtitel zum Nominalwert von knapp 
80 Mio. US-$ wurden von den Gläubigerbanken (American Express 
Bank u. a.) mit einem durchschnittlichen Abschlag von 85 % an diverse 
Umweltschutzorganisationen (WWF-US, Swedish Society for the Con­
servation of Nature etc .) verkauft (65).  

Debt-for-Nature-Swaps weisen jedoch mitunter deutliche Schwächen 
auf: Zunächst muß auf die geringen Summen, die bislang Gegenstand 
dieser Swap-Transaktionen waren, hingewiesen werden. Außer im Falle 
Costa Ricas, wo der Anteil des Nominalwertes der DfNS an den gesam­
ten staatlichen Auslandsschulden 2% betrug, wurde bei keinem anderen 
Land die 1 %-Marke erreicht; Boliviens mit dem WWF vereinbarter 
DfNS deckte gerade 0 ,01% seiner Schulden im Ausland ab. Der Grund 
für diese in Relation zu den Gesamtschulden geringen Beträge ist darin 
zu sehen, daß die NGOs, trotz höherer Abschläge von seiten der Gläubi­
gerbanken, Schuldtitel nur in begrenzter Höhe erwerben können, da sie 
zumeist ausschließlich auf Spenden aus der Bevölkerung angewiesen 
sind. In diesem Zusammenhang könnte eine finanzielle Unterstützung 
dieser Privatorganisationen von seiten der öffentlichen Hand dem Ent­
wicklungsprozeß wertvolle Hilfestellung leisten. 

Des weiteren erweist es sich als Nachteil, daß DfNS bislang lediglich 
auf bilateraler Ebene vereinbart wurden. Dadurch besteht wiederum 
(wie bereits im vorigen Kapitel bei den Nachteilen der Brady-Initiative 
erläutert) das Problem, daß jene Banken, die keine DfNS-Vereinbarun­
gen mit verschuldeten EL treffen, besser gestellt werden, weil der Wert 
ihrer Forderungen durch die Umschuldungen der übrigen Banken steigt. 
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Auch sollten DfNS nicht nur über Schulden bei den Geschäftsbanken 
der IL, sondern auch über Schulden gegenüber internationalen Organi­
sationen abgeschlossen werden. Dadurch würden die DfNS größere Teile 
der Auslandsschulden der EL abdecken als bisher. 

Als die entscheidende Schwäche, die auch als Gefahr hinter diesen 
Swap-Transaktionen zu sehen ist, gelten die inflationären Wirkungen im 
Schuldnerland, die von diesem Finanzierungsinstrument ausgehen kön­
nen (66). Dies kann damit begründet werden, daß sich die Regierungen 
der EL jene Mittel, die sie zum Rückkauf der Schuldtitel benötigen, zu­
meist durch vermehrte Geldschöpfung beschaffen, wodurch der infla­
tionäre Druck auf den heimischen Finanzsektor ansteigt. Aus diesem 
Grund ist das von den Währungsbehörden vernünftig bewältigbare Vo­
lumen der DfNS stark begrenzt. Um dieser Gefahr einer monetären Ex­
pansion infolge vereinbarter DfNS entgegenzuwirken, könnten die EL 
die Schuldtitel, wie dies beispielsweise in Costa Rica geschehen ist, in 
inländische Schuldverschreibungen umwandeln, anstatt sie sofort voll­
ständig zu tilgen (67) .  Dadurch müßten die Regierungen den Umweltor­
ganisationen lediglich die jährlichen Zins- und Tilgungszahlungen zu­
führen, was neben der verminderten Inflationsgefahr auch den positiven 
Effekt einer kontinuierlichen Finanzierung umweltschützender Maß­
nahmen mit sich bringen würde. 

Zusammenfassend kann über Debt-for-Nature-Swaps festgehalten 
werden, daß sie den verschuldeten Ländern zwar Vorteile bei der Bewäl­
tigung ihrer ökonomischen und ökologischen Probleme bieten, allzu­
große Euphorie erscheint jedoch nicht angebracht, da das finanzierbare 
Volumen an DfNS durch ökonomische Beschränkungen sowohl im 
Schuldnerland als auch bei den mitwirkenden NGOs der IL sehr gering 
ist (68). Trotzdem zeigt dieses Finanzierungsinstrument, daß es möglich 
ist, die Probleme der EL integriert zu behandeln, wobei einem veränder­
ten Schuldenmanagement die zentrale Bedeutung zukommt. 

6. Schlußfolgerungen 

War die binnenwirtschaftliche Überwindung des Kapitalangebots­
mangels in Entwicklungsländern bereits in den fünfziger Jahren im Mit­
telpunkt gestanden, und hatte sie die Ausfüllung des savings gap über 
externe Schuldenfinanzierung in den siebziger und Anfang der achtziger 
Jahre überlagert, so ist nunmehr wieder eine Rückkehr zu primär bin­
nenwirtschaftlichen Anstrengungen - nicht zuletzt mitbedingt durch 
Verschuldungskrise, weltwirtschaftliche Rezession und Finanzmittel­
konkurrenz mit Osteuropa - festzustellen, allerdings mit zum Teil neuen 
Instrumenten. 

In der Hebung des internen Kapitalangebots sticht der Ausbau der fi­
nanziellen Infrastruktur hin zu einem flächendeckenden Geschäftsban­
kennetz, insbesondere auch im ländlichen Sektor, hervor, der den Spar­
präferenzen der breiten Bevölkerungsschichten entgegenkommt. Das er-
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folgversprechende Beispiel der auf private Initiative gegründeten Gra­
meen (Rural) Bank in Bangladesch, die auf kleine, sich selbst kontrollie­
rende Kreditnehmergruppen in armen ländlichen Regionen abstellt, da­
durch eine Rückzahlungsrate von nahezu 100% erreicht, und deren Kre­
ditnehmerzahl sich innerhalb von fünf Jahren auf 1 ,3  Mio. Menschen 
(davon auffallenderweise 93% Frauen) verdreifacht hat, fungiert als 
Vorbild für den Aufbau von Finanzsystemen in Entwicklungsländern, 
wie derzeit in Zimbabwe, Nepal und der Dominikanischen Republik. 

Im Rahmen der Zinspolitik ist eine Abkehr von den niedrigen Zinsen 
durch ehemals gesetzliche Zinsobergrenzen festzustellen, da diese den 
externen Kapitalbedarf weiter erhöht hatten (geringer Sparanreiz si­
multan mit erhöhter Gesamtkapitalnachfrage) , wobei der Erfolg der 
schrittweise durchzuführenden Liberalisierung der Zinssätze abhängig 
ist von zuvor erreichter Stabilisierung des monetären Sektors (Banken­
aufsicht, Einlagensicherungssysteme) sowie der Makroökonomie insge­
samt (Inflationseindämmung), wie dies die Beispiele von Korea und Sri 
Lanka belegen. 

Hinsichtlich der Fiskalpolitik ist auf länderspezifische Besonderhei­
ten einzugehen. Für eine Vielzahl von Ländern gilt die Empfehlung, auf 
der Einnahmenseite die bestehende Steueradministration durch bessere 
Koordinierung effektiver zu gestalten, sowie verstärkt auf direkte Steu­
er-Einbehaltung ("pay-as-you-earn ") abzustellen. Bei Erhöhung des ge­
samtwirtschaftlichen Steuersatzes besteht die Gefahr, damit nur den 
Konsum der ärmeren Schichten zu verringern, während die wohlhaben­
deren Schichten aufgrund des Demonstrationseffektes des Lebensstils in 
Industrieländern eher ihren Sparanteil verringern und so dem eigentli­
chen Gesamtziel einer staatseinnahmenseitigen Behebung des Kapital­
angebotsmangels entgegenwirken. 

Bei der Verringerung der öffentlichen Ausgaben ist zu bedenken, wel­
che Ausgabenkürzungen die langfristige Entwicklung des Landes nicht 
negativ beeinflussen, wenngleich dies oft konträr zu den unmittelbaren 
Interessen der politischen Führung in Entwicklungsländern steht. 

Zum anderen ergänzen in Entwicklungsländern auch weiterhin aus­
ländische Ressourcen das inländische Kapitalangebot. In der Finanzie­
rung zu Marktkonditionen ist bei der Bewältigung des Schuldenüber­
hangs bei Bankkrediten nunmehr ein Übergehen vom Verständnis als 
vorübergehender Liquiditätsengpaß zu dem als langfristiges Insolvenz­
problem festzustellen. Zwar steht der Schuldenreduzierung weiterhin 
das Trittbrettfahrerproblem der Besserstellung erst später schuldenver­
ringernder Banken (durch Aufwertung ihrer Schuldtitel nach Schuld­
verringerung der anderen Gläubiger) entgegen, wie es im Fall Mexikos 
nur durch starken Druck von seiten der USA überwunden werden konn­
te; es kann jedoch gezeigt werden, daß insbesondere eine Verringerung 
der Unsicherheit, die mit dem Schuldendienst auf diesen Schuldenberg 
verbunden ist, und nicht nur eine Verringerung des Betrages an sich die 
makroökonomische Entwicklung positiv beeinflußt; diese wiederum 
könnte unter Kooperation auch der Gläubiger erreicht werden. 
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Die Direkt- und Portfolioinvestitionen wurden in den neunziger Jah­
ren zu der am schnellsten wachsenden Form externer Finanzierung der 
Entwicklungsländer. Ihnen kommt heute betragsmäßig bereits die glei­
che Bedeutung zu wie den Bankkrediten, sie konzentrieren sich aber auf 
wenige Regionen und Länder und bringen mit ihrer möglichen Sprung­
haftigkeit auch zusätzliche Gefährdungen. 

Beim externen Kapitalzufluß zu Sonderkonditionen ist von seiten der 
DAC-Länder eine Gesamtverringerung zu beobachten, wird auch indivi­
duell die Zielquote von 0,7% official development assistance als Anteil 
am BSP weiterhin nur von wenigen dieser Länder erreicht, und ist an der 
Praxis mancher Länder, die dennoch eine geringe Quote aufweisen, die 
Inkludierung einzelner (insbes. Nicht-Zuschuß-) Elemente kritisierbar. 

Nach Entwicklung der Debt-Equity-Swaps Mitte der achtziger Jahre 
verfolgen auch die nach demselben Prinzip aufgebauten Debt-for­
Nature-Swaps das Ziel, Entwicklung durch ein geändertes Schuldenma­
nagement mit dem langfristigen Ziel der Entschuldung zu fördern. Das 
finanzierbare Volumen an Debt-for-Nature-Swaps ist jedoch durch öko­
nomische Beschränkungen sowohl im Schuldnerland (lnflationsgefahr) , 
wie auch bei den mitwirkenden Non Governmental Organizations (Fi­
nanzierung durch Spenden) sehr gering. Sie können damit als "innova­
tiv aber begrenzt" charakterisiert werden, zeigen aber, daß es möglich 
ist, die Probleme der Entwicklungsländer integriert zu behandeln. 
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liegt, gewährt werden. 

(58) vgl. Hemmer (1988) 812 .  
(59) ÖFSE (1994) 54. 
(60) vgl. Edwards (1991)  270. 
(61)  vgl. Blackwell, Nocera (1988) 15 .  
(62) Dies läßt sich dadurch erklären, daß hochverschuldete Länder, um ihre Schulden be­

gleichen zu können, ihre ökologischen Ressourcen übermäßig ausbeuten und so irre­
versible Schäden an der Natur anrichten. 

(63) vgl. Sangmeister (1992) 349. 
(64) vgl. Deacon, Murphy (1994) 4. 
(65) vgl. Amelung (1992) 298. 
(66) vgl. Blackwell, Nocera (1988) 16. 
(67) vgl. Amelung (1992) 302. 
(68) Die Weltbank bezeichnet aus diesem Grund Debt-for-Nature-Swaps als "innovative 

but limited" - Weltbank ( 1992) 169. 
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KOMMENTAR 

Eine abschließende 
Antwort an Bernhard 

Schwarz 

EMMERICH TALOS, 
GERDA FALKNER 

1 .  Es erstaunt, daß Schwarz in seiner 
zweiten Replik vordergründig bedau­
ert, daß unser Artikel ("Sozialpolitik 
auf dem Rückzug? Tendenzen in 
westeuropäischen W ohlfahrtsstaa­
ten" ,  Wirtschaft und Gesellschaft 20/2 
[1994] 247-27 9) "nunmehr schon zum 
drittenmal ,nachbehandelt"' werde. 
Denn seine Ausführungen in der letz­
ten Antwort - zu der ihn wohl ebenso­
wenig wie zur ersten jemand gezwun­
gen haben dürfte - belegen doch sehr 
eindrücklich, daß er einen beträchtli­
chen Erklärungsbedarf für die in sei­
ner ersten Replik formulierten Be­
hauptungen und Polemiken hat. 

2 .  Schwarz nimmt für sich in An­
spruch, daß es ihm "um die Schärfe 
der Argumente und Analysen" gehe. 
Allerdings können wir der Umsetzung 
dieser Selbstzuschreibung auch noch 
in der zweiten Replik wenig abgewin­
nen: Daß jemand beispielsweise vor 
15  Jahren etwas festgestellt hat, halten 
wir für kein scharfes Argument zur 
Rechtfertigung von Verkürzungen in 
aktuellen Wortmeldungen. 

Zu den von Schwarz vorgebrachten 
Argumenten einige Anmerkungen: 
Ganz abgesehen davon, daß der von 

ihm angeprangerte "Äpfel-Birnen­
Vergleich " (zwischen "neu zugegange­
nen Direktpensionen" und dem 
"Durchschnittseinkommen")  in unse­
rer Replik nicht enthalten ist, stimmen 
wir zu, daß aus dem Zusammenhang 
gerissene Detailzahlen für kurze 
Zeiträume wenig Aussagekraft haben. 
Versteht Schwarz dies als Selbstkritik 
an den von ihm gebrachten wenigen 
Detailzahlen? Seine Anmerkungen zur 
Pensionsreform stehen überdies in 
keinerlei Widerspruch zu unseren 
Aussagen. Hinsichtlich der Erwerbs­
zentriertheit des sozialen Sicherungs­
system haben wir den Ausführungen 
in unserer ersten Replik nichts hinzu­
zufügen. Daß die Gruppe der gering­
fügig Beschäftigten heterogen ist, ist 
bekannt. In unserer Sicht reicht es 
wohl nicht aus, mögliche negative Ef­
fekte einer Sozialversicherungspflicht 
als Rechtfertigung für Non-Decision 
anzugeben. In der Frage der Mindest­
sicherung gibt es inhaltlich offenkun­
dig differente Positionen, die für eine 
breitere Diskussion von Interesse 
wären. 

3. Wenn es Schwarz wirklich um ei­
ne fruchtbare Diskussion ging, so hat 
er unseres Erachtens mit seiner pole­
mischen und unterstellenden Vor­
gangsweise keine passende Strategie 
eingeschlagen. So haben wir, wie 
jede/r leicht überprüfen kann, niemals 
die dumme Behauptung aufgestellt, 
daß sich bisher niemand mit dem Pro­
blem der Mindeststandards beschäf­
tigt habe. Ebensowenig findet sich in 
unserem Beitrag eine "Abqualifizie­
rung von Leuten, die nicht in einem 
bedarfsunabhängigen Basiseinkom­
men die geeignete Mindestsicherung 
sehen" .  Wenngleich am krassesten in 
der ersten Replik, so schlägt Schwarz 
doch auch noch in seiner zweiten bei 
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genauer Betrachtung mit nicht beleg­
ten und emotional gefärbten Pau­
schalvorwürfen rundum: Die in der 
Vergangenheit erfolgte Auseinander­
setzung mit der Österreichischen So­
zialpolitik habe den Sozialstaat "ma­
dig" gemacht? ! Früheren "jammern­
den Artikeln und Reden" (natürlich 
ohne genauere Angaben) wird dann 
gar eine potentielle Verantwortung für 
das aktuelle Sparpaket zugeschoben -
schuld sind also nicht dessen "Väter" 
in der Regierung, sondern "Volksver­
führer und -innen" in der Wissen­
schaft !??? Hier kommt die von 
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Schwarz beschworene "Schärfe von 
Argumenten und Analysen" wohl ein­
deutig zu kurz. 

Abschließend: Wir würden uns freu­
en, fruchtbare Diskussionen zum The­
ma Österreichische Sozialpolitik unter 
anderem auch mit Kammerrepräsen­
tanten und -innen führen zu können. 
Grundlegend dafür erachten wir einen 
sachlichen (im Gegensatz zu aggressi­
vem) Stil und eine eingehende Ausein­
andersetzung mit vorgelegten Analy­
sen, um selektive Perzeptionen und in 
der Folge Mißverständnisse und Un­
terstellungen zu vermeiden. 
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BUCHER 

KONJUNKTUREFFEKTE 
DER ÖSTERREICHISCHEN 

BUDGETPOLITIK 

Rezension von: Robert Holzmann, 
Reinhard Neck (Hrsg.) ,  Konjunktur­
effekte der Österreichischen Budget­
politik, Schriftenreihe des Ludwig-

Boltzmann-Instituts zur Analyse 
wirtschaftspolitischer Aktivitäten, 
Band 10 ,  Manz-Verlag, Wien 1993 ,  

2 5 1  Seiten, öS 325 ,-. 

Wenngleich die Kernperiode des 
Austro-Keynesianismus der Vergan­
genheit angehört, so spielte der stabi­
litätspolitische Einsatz der Budgetpo­
litik dennoch bis in die jüngste Ver­
gangenheit eine bedeutende Rolle. 
Ausgehend von der Feststellung, daß 
es bisher keine klaren empirischen Be­
lege über die Wirksamkeit der antizy­
klischen Budgetpolitik in Österreich, 
über deren Veränderungen im Zeit­
ablauf, über deren Effekte auf Kapi­
talmarkt und Zinsstruktur und auch 
nicht über operationale Anhaltspunk­
te für eine Umstrukturierung der öf­
fentlichen Haushalte unter stabilitäts­
politischen Gesichtspunkten gibt, zielt 
das vorliegende Buch mit seinen 
Beiträgen auf eine Schließung dieser 
Lücke. 

Im Zentrum mehrerer Beiträge steht 
die Frage, ob durch eine antizyklische 
Budgetpolitik stabilisierende Effekte 
auf den realen Sektor der Wirtschaft 
ausgehen oder nicht. Diese Fragestel­
lung wurde und wird in der makro­
ökonomischen Theorie seit langem 
sehr kontrovers diskutiert, ohne daß 

darüber auf der theoretischen oder 
empirischen Ebene bisher Einigkeit 
erzielt worden wäre. 

Diametral gegenüber stehen dabei 
die Positionen der Keynesianer und 
der Neuen Klassischen Makroökono­
men. Letztere leugnen reale Wirkun­
gen von Budgetdefiziten und begrün­
den dies unter anderem mit der Hypo­
these der Neutralität der Staatsver­
schuldung ("Ricardo-Äquivalenz"). 
Diese Hypothese behauptet, daß Ver­
schiebungen zwischen Schulden- und 
Steuerfinanzierungen bei bestimmter 
Ausgabenhöhe keine Wirkungen auf 
den realen Sektor der Wirtschaft ha­
ben, weil die Wirtschaftssubjekte bei 
einer Erhöhung der Staatsschulden 
später zur Rückzahlung anfallende 
Steuererhöhungen antizipieren. 

Der Aufsatz von Reinhard Neck be­
faßt sich mit der Hypothese der Ver­
schuldungsneutralität. Er erörtert 
zunächst einige damit zusammenhän­
gende theoretische Probleme und ver­
sucht anschließend diese Hypothese 
für Österreich empirisch zu testen. 
Neck kommt - trotz vieler metho­
discher Probleme - zu dem Ergebnis, 
daß mit den vorliegenden Daten die 
Hypothese der Verschuldungsneutra­
lität für Österreich nicht gültig ist. 
Wirtschaftspolitisch schließt er dar­
aus, daß kurzfristig eine Erhöhung der 
Staatsverschuldung expansiver wirkt 
als steuerfinanzierte Staatsausgaben. 
Eine antizyklische Budgetpolitik kann 
daher im Prinzip Stabilisierungseffek­
te bewirken. Langfristig ist aber zu er­
warten, daß eine höhere Staatsver­
schuldung die private Kapitalbildung 
beeinträchtigt. 

Von den Monetaristen wird die 
Unwirksamkeit einer antizyklischen 
Budgetpolitik damit begründet, daß 
eine expansive Budgetpolitik über 
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kurz oder lang zu einem Crowding-out 
von privaten Investitionen und Kon­
sumausgaben führt. Gerhard Mun­
duch untersucht in seinem Beitrag mit 
einem Modell auf der Basis keynesia­
nischer Grundlagen die Relevanz von 
Crowding-out für die Wirksamkeit der 
Österreichischen Fiskalpolitik Die Er­
gebnisse zeigen, daß Crowding-out so­
wohl vor als auch nach 1980 fallweise 
aufgetreten sein dürfte, aber die ent­
scheidenden Strukturparameter nach 
1980 eine wesentlich günstigere Kon­
stellation aufweisen. Die abnehmende 
Wirkung der Fiskalpolitik kann also 
nicht mit Verdrängung begründet 
werden, sondem eher mit Entzugsef­
fekten, die aber nicht weiter analysiert 
wurden. 

In einem weiteren Beitrag befaßt 
sich Gerhard Munduch mit dem Ein­
fluß der Fiskalpolitik auf die Öster­
reichischen Kapitalmärkte. Er unter­
sucht in dieser Arbeit auf empirischer 
Basis strukturelle Einflüsse der In­
landsverschuldung des Bundes auf ei­
nen wichtigen Teilbereich der Kapi­
talmärkte in Österreich. Dabei zeigen 
theoretische Überlegungen, daß eine 
Antwort auf die Frage der Stabilisie­
rungswirkungen von steigender 
Staatsverschuldung stark davon ab­
hängt, wie die privaten Wirtschafts­
subjekte als Vermögensanleger auf ei­
ne Erhöhung der Staatsschulden rea­
gieren. Munduch schätzt auf porte­
feuilletheoretischer Grundlage das 
Verhalten von Kredit-, Wirtschaftsun­
temehmungen und Privaten auf den 
Österreichischen Kapitalmärkten. Die 
Ergebnisse lassen darauf schließen, 
daß die Aktivität des Bundes auf den 
inländischen Kapitalmärkten Ver­
knappungserscheinungen ausgelöst 
haben könnte. Ursache dürfte aber die 
kurzfristige Inflexibilität der Kapital­
märkte und nicht deren beschränkte 
Aufnahmefähigkeit gewesen sein. Die 
These von der langfristigen Unwirk­
samkeit der Fiskalpolitik durch Crow­
ding-out wird damit jedenfalls nicht 
gestützt. Im Gegenteil, die Beiträge in 
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diesem Buch zeigen vielmehr, daß die 
Budgetpolitik prinzipiell in der Lage 
war, Stabilisierungseffekte auszulö­
sen. Damit ist freilich noch in keiner 
Weise sichergestellt, daß die Budget­
politik dieses Ziel auch in effizienter 
Weise erreicht hat. Damit beschäfti­
gen sich die restlichen zwei Aufsätze 
des Buches. 

Peter Mooslechner untersucht die 
Effizienz des Staatsschuldenmanage­
ments des Bundes. Er untersucht das 
Debt Management unter fiskalischen 
Gesichtspunkten im Hinblick auf die 
Kosten der Verschuldungsstruktur 
und unter gesamtwirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten auf die stabilitätspoliti­
schen Zielsetzungen. In beiden Berei­
chen gelangt er zu einer überaus kriti­
schen Einschätzung. In fiskalischer 
Hinsicht stellt er eine relativ zum 
Marktzinssatz steigende Zinsenbela­
stung, die Vernachlässigung sonstiger 
Kosten bei der Aufnahme von Fremd­
währungsschuld und die mangelnde 
Berücksichtigung von Wechselkursef­
fekten fest. Andererseits zeigt sich 
aber auch ein Nichtbeachten makro­
ökonomischer Fragestellungen, etwa 
hinsichtlich der Gläubigerposition des 
privaten Sektors gegenüber dem Staat 
oder auch hinsichtlich der Fristig­
keitsstruktur. Dieser Kritik wurde 
mittlerweile insofem Rechnung getra­
gen, als mit der Ausgliederung des 
Debt Managements aus dem Staats­
haushalt zwischenzeitlich die Voraus­
setzung für ein flexibleres Debt Mana­
gement geschaffen wurde. 

Der letzte Beitrag des Buches von 
Fritz Breuss, Reinhard Neck und Fritz 
Schebeck bietet dem Leser eine Ana­
lyse der gesamtwirtschaftlichen Aus­
wirkungen fiskalpolitischer Maßnah­
men mit Hilfe eines keynesianischen 
makroökonometrischen Modells. Die­
ses Simulationsmodell untersucht 
verschiedene Budgetkonsolidierungs­
pfade. Ausgabenseitig stehen Kürzun­
gen von Subventionen, öffentlichen 
Investitionen und dem öffentlichen 
Konsum am Prüfstand, einnahmensei-
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tig Steuererhöhungen (Kapitalertrag­
steuer, direkte Steuern, indirekte 
Steuern). Bei den Modellsimulationen 
im einzelnen zeigt sich, daß von den 
ausgabenseitigen Maßnahmen hin­
sichtlich des Zielkonfliktes zwischen 
Wirtschaftswachstum und Budget­
konsolidierung der Abbau von Sub­
ventionen die günstigsten und die 
Kürzung öffentlicher Investitionen die 
ungünstigsten Ergebnisse liefert. Auf 
der Einnahmenseite erweist sich die 
Erhöhung der Kapitalertragsteuer als 
budgetär ergiebigste Maßnahme, die 
gleichzeitig die relativ geringsten ge­
samtwirtschaftlichen Nebenwirkun­
gen zeigt. Im Falle einer Senkung der 
Mehrwertsteuersätze ist zwar ein star­
ker Wachstumsimpuls für das Brut­
toinlandsprodukt zu erwarten, eine 
solche Maßnahme würde aber dem 
Ziel der Budgetkonsolidierung deut­
lich entgegenstehen. Demgegenüber 
weist eine Senkung der durchschnitt­
lichen Einkommensteuersätze nur ge­
ringe positive - dafür aber verkraftba­
re fiskalische - Auswirkungen auf. 

Von besonderem Interesse sind die 
in der Einleitung von den Heraus­
gebern Holzmann und Neck formulier­
ten wirtschaftspolitischen Schlußfol­
gerungen. Die Österreichische Budget­
politik - so Holzmann und Neck -
stehe vor einem Dilemma. Es kann 
zwar weder die fiskalische Neutralität 
der Budgetpolitik noch das Bestehen 
von Verdrängungseffekten staatlicher 
Ausgaben nachgewiesen werden, an­
dererseits aber leiten Holzmann und 
Neck von den vorliegenden Ergebnis­
sen die Behauptung ab, daß die Wirk­
samkeit staatlicher Fiskalpolitik seit 
1980 zurückgegangen ist. 

Sie machen dafür unter anderem die 
gestiegene Importneigung, die größere 
Offenheit der Österreichischen Wirt­
schaft, die veränderte Struktur der 
Staatsausgaben und die geänderten 
makroökonomischen Rahmenbedin­
gungen verantwortlich. Damit könnte 
zwar eine antizyklische Budgetpolitik 
zwar noch immer Stabilitätswirkun-
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gen erzielen, die Wirkungen seien je­
doch deutlich geringer als in den sieb­
ziger Jahren. Anders formuliert be­
deutet das, daß die Defizitveränderun­
gen beträchtlich über jenen der siebzi­
ger Jahre liegen müßten, um die glei­
chen Stabilitätseffekte wie damals zu 
bewirken. Da aber jede Defiziterwei­
terung die Konsolidierungsbemühun­
gen erschwert, lehnen die beiden Her­
ausgeber jede Defizitausweitung ab. 
Weiters würde die Erfüllung der fiska­
lischen Maastricht-Kriterien konter­
kariert. Diese Empfehlung hätte im 
Abschwung 1993/94 zu einer restrikti­
ven Budgetpolitik geführt, die mit ho­
her Wahrscheinlichkeit negative Ef­
fekte auf das Wachstum und die Be­
schäftigung zur Folge gehabt hätte. 

Problematisch erscheint es weiters, 
wenn jede Defizitausweitung mit dem 
Hinweis auf die fiskalischen Kriterien 
von Maastricht abgelehnt wird. Gera­
de der letzte Konjunkturabschwung 
hat gezeigt, daß mit Ausnahme von 
Luxemburg kein europäisches Land in 
der Lage war, die fiskalischen Maast­
richt-Kriterien zu erfüllen. Es ent­
spricht einer äußerst restriktiven In­
terpretation der Kriterien von Maast­
richt, wenn diese zu jedem Zeitpunkt 
erfüllt sein müssen. Allein um die au­
tomatischen Stabilisatoren im Kon­
junkturabschwung wirksam werden 
zu lassen, würde das bedeuten, daß in 
der Hochkonjunktur die öffentlichen 
Defizite weit unter drei Prozent her­
unterkonsolidiert werden müßten. 
Würden alle EU-Länder dieser Emp­
fehlung folgen, wären negative Aus­
wirkungen auf den realen Sektor un­
vermeidlich. Zu kritisieren ist auch, 
daß die oben formulierte Schlußfolge­
rung nicht wirklich die Ergebnisse der 
Beiträge widerspiegelt. 

Auch die zweite wirtschaftspoliti­
sche Schlußfolgerung steht nicht un­
mittelbar im Zusammenhang mit den 
Aufsätzen des Buches. Sie besagt, daß 
die ausgewiesenen Konsolidierungser­
folge des Bundeshaushaltes den tat­
sächlichen Konsolidierungspfad über-
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zeichnen. Dafür werden drei Gründe 
genannt: 
e In den Jahren 1988 bis 1 9 9 1  hat die 

günstige Konjunkturentwicklung 
wesentlich zur Defizitreduktion 
beigetragen, das strukturelle Bud­
getdefizit hat sich kaum verringert. 

e Das administrative Defizit des Bun­
deshaushaltes nach dem Bundes­
rechnungsabschluß ist ein irre­
führender Indikator, da seine Ver­
buchungsvorschriften internationa­
len Normen nicht gerecht werden 
und darüber hinaus außerbudgetäre 
Finanzierungen nicht miteinbezie­
hen. 

e Wesentlichen Anteil an der Rück­
führung des Budgetdefizites des 
Bundes hatte die zurückhaltende 
Budgetpolitik der Länder und Ge­
meinden. 
Den beiden zuerstgenannten Grün­

den ist zuzustimmen. Hinsichtlich der 
Aussagekraft des Budgetdefizites des 
Bundeshaushaltes muß allerdings er­
wähnt werden, daß das Defizit nach 
Maastricht internationalen ökonomi­
schen Klassifikationsvorschriften 
genügt. Das Defizit nach Maastricht 
bringt auch Klarheit hinsichtlich der 
Frage der außerbudgetären Finanzie­
rungen. Nicht ganz zu akzeptieren ist 
jedoch die dritte Begründung, in der 
den Ländern und Gemeinden ein we­
sentlicher Anteil an der gesamtwirt­
schaftlichen Defizitreduktion zuge­
sprochen wird. Die Länder und Ge­
meinden wiesen in diesen Jahren einen 
ziemlich stabilen Überschuß des "Net­
lending" auf. Dieser ist jedoch auf 
zwei Sonderfaktoren zurückzuführen: 
Zum einen auf die Darlehensge­
währung im Rahmen der Wohnbauför­
derung, zum andern auf die Finanzie­
rung der administrativen Defizite. 
Eine Reihe von Bundesländern (insbe­
sondere Niederösterreich und Salz­
burg) finanzieren seit einigen Jahren 
ihre Budgetdefizite durch sogenannte 
"innere Anleihen" ( 1 ) .  

Als dritte Schlußfolgerung wird 
festgehalten, daß es zu wesentlichen 
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Veränderungen der Einnahmen- und 
Ausgabenstruktur kommen müsse, 
wenn die konjunkturwirksamen Ef­
fekte des Budgets erhöht werden sol­
len. Entsprechend den Simulationser­
gebnissen von Breuss et al. könnte auf 
der Ausgabenseite eine ausgabenneu­
trale Umschichtung vom öffentlichen 
Konsum und/oder den Subventionen 
zu den öffentlichen Investitionen ei­
nen expansiven Nettoeffekt bewirken, 
da der dynamische Ausgabenmultipli­
kator der Subventionen wesentlich ge­
ringer ist als jener der Infrastruktur­
ausgaben. Auf der Einnahmenseite 
hingegen wurde eine Umstrukturie­
rung in Richtung einer stabilitätsun­
terstützenden Einnahmenstruktur be­
reits weitgehend vorgenommen. Im 
Vergleich zur Mehrwert- oder Ein­
kommensteuer weist die Kapitaler­
tragsteuer wesentlich geringere nega­
tive Wachstums- und Beschäftigungs­
effekte auf. Weitere Umstrukturie­
rungsmöglichkeiten im Steuerbereich 
sehen Holzmann und Neck nur zwi­
schen traditionellen Steuern auf der 
einen Seite und Energiesteuern auf der 
anderen Seite. 

Einer letzten Empfehlung zufolge 
könnten stabilitätsunterstützende Ef­
fekte auch durch eine Änderung der 
Staatsschuldenpolitik erzielt werden. 

Die wirtschaftspolitischen Schluß­
folgerungen münden schließlich in der 
Aussage, daß es wesentlicher und ein­
schneidender Maßnahmen in der 
Struktur der Einnahmen und Ausga­
ben bedarf, wenn die kleiner werden­
den Freiräume für stabilitätspolitische 
Aktivitäten weiterhin genutzt werden 
sollen. Diese wirtschaftspolitische 
Schlußfolgerung, die durchaus zu un­
terschreiben ist, steht allerdings in ge­
wissem Widerspruch zu den in der 
Einleitung formulierten offenen For­
schungsbereichen. Dort ist einmal die 
Rede von großen Mängeln bei den Da­
ten, die eine Überprüfung von ver­
schiedenen Hypothesen sehr erschwe­
ren würden. Neben den keynesiani­
schen makroökonometrischen Model-
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len stellen auch die in den letzten Jah­
ren entwickelten allgemeinen Gleich­
gewichtsmodelle eine attraktive Alter­
native dar, die in verstärktem Ausmaß 
gerade für fiskalpolitische Analysen in 
Österreich ausgebaut und eingesetzt 
werden sollten. Für die Analyse der 
kurzfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Wirkungen von fiskalpolitischen Maß­
nahmen bieten sich dagegen weiterhin 
makroökonometrische Modelle an, 
wobei neben den keynesianischen Mo­
dellen auch solche auf monetaristi­
scher und neuklassischer Grundlage 
entwickelt und verwendet werden 
sollten. Weiters könnten zur Er­
klärung des Verhaltens der Entschei­
dungsträger der Fiskalpolitik Schät­
zungen mit Reaktionsfunktionen her­
angezogen und zu politisch-ökonomi­
schen Gesamtmodellen verbunden 
werden. 

Bei den offenen Forschungsberei­
chen ist leider nicht die Rede von den 
vorrangigen Problemen der Budgetpo­
litik und nicht von den Forschungs­
vorhaben, die dazu beitragen könnten, 
die Spielräume der Budgetpolitik zu 
erhöhen. Mit einer Umschichtung be­
stimmter Ausgabenkategorien allein 
werden sich die Budgetprobleme nicht 
lösen lassen, ganz abgesehen davon, 
daß solchen Umschichtungen Grenzen 
gesetzt sind. Von größerer budgetpoli­
tischer Relevanz wären Forschungsan­
strengungen, die das Ausmaß und die 
Effizienz der öffentlichen Aufgaben­
erfüllung zum Gegenstand ihrer Ana­
lyse machen. 
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Unverständlich ist auch, daß zwar 
bei den Schlußfolgerungen die Ener­
gieabgaben als noch weitgehend uner­
forscht bezeichnet werden, diese aber 
bei den offenen Forschungsbereichen 
keinerlei Erwähnung finden. 

Insgesamt kann das Buch dem ein­
gangs gestellten Ziel nur teilweise ge­
recht werden. Die Beiträge von Neck, 
Munduch (über die Auswirkungen auf 
die Kapitalmärkte) und Mooslechner 
liefern zwar neue Erkenntnisse, die 
Ergebnisse der anderen Beiträge sind 
teilweise bereits aus anderen For­
schungsarbeiten bekannt. Enttäu­
schend wenige Ansatzpunkte liefert 
das Buch zur Umstrukturierung der 
Einnahmen und Ausgaben der öffent­
lichen Haushalte. 

Das vorliegende Buch kann somit je­
nen empfohlen werden, die an theore­
tischen Fragestellungen zum Thema 
interessiert sind. Jene, die Operatio­
nale Anhaltspunkte zur Umstruktu­
rierung der Einnahmen und Ausgaben 
der Staatsausgaben unter stabilitäts­
politischen Gesichtspunkten suchen, 
werden enttäuscht sein. 

Bruno Roßmann 

Anmerkung 

(1) Vgl. dazu Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen, Europäische Wirtschafts­
und Währungsunion - Neue Rahmenbe­
dingungen für die Österreichische Wirt­
schafts- und Finanzpolitik (= Studie 7 1 ,  
Wien 1994). 
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GESUCHT: VOLLERWERBS­
TÄTIGER "TYPISCHER" MANN 

ZWECKS AUFRECHTERHALTUNG 
DES SOZIALSTAATES 

Rezension von: Emmerich Talos, 
Karl Wörister, Soziale Sicherung im 

Sozialstaat Österreich. Entwicklung -
Herausforderungen - Strukturen, 

Nomos Verlagsgesellschaft, Baden­
Baden 1 994, 279  Seiten, öS 608,50.  

Gleich vorneweg: Mir ist die Debatte 
zwischen Talos und Falkner und 
B. Schwarz in den letzten Nummern 
der "Wirtschaft und Gesellschaft" 
nicht entgangen. Ohne hier auf die 
Diskussion eingehen zu wollen, ist es 
meine persönliche Einschätzung, daß 
die von Talos und Wörister angespro­
chenen Probleme von zunehmender 
Wichtigkeit sind und nicht durch Ver­
drängung gelöst werden können. Daß 
auch etliche der Argumente von 
Schwarz übedegenswert sind, ist un­
bestritten - dennoch will ich die Re­
zension nicht überkomplizieren und 
somit wird auf diese Diskussion im 
folgenden nicht mehr eingegangen. Ob 
meine sehr positive Beurteilung des 
Buches eine Glaubensfrage ist, über­
lasse ich anderen; daß eine persönlich 
gezeichnete Rezension eine persönli­
che Meinung darstellt, ist selbstre­
dend. 

Talos und Wörister haben mit ihrem 
Buch "Soziale Sicherung im Sozial­
staat Österreich" ein äußerst ambitio­
niertes Projekt unternommen - auf 
nicht einmal 300 Seiten fassen sie die 
sozialstaatliehen Regelungen in Öster­
reich zusammen (und vergessen dabei 
auch nicht auf die letzte Waisenpen­
sion! ) .  Gleichzeitig versuchen sie da­
bei auch die wichtigsten Probleme 
herauszuanalysieren. Diese Akribie 
und (fast Über-)Vollständigkeit hat 
ihren Preis in der Form der Aufma-

182 

21 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 

chung. Für eine zweite Auflage, die 
dieses Buch auf alle Fälle verdient, 
wäre es einerseits wünschenswert, 
entweder ein Register anzulegen oder 
die Gliederung etwas übersichtlicher 
zu gestalten, und andererseits auch 
sinnvoll, gesetzliche Regelungen und 
ihre Analyse optisch voneinander zu 
unterscheiden. In der vorliegenden 
Form kann das Buch zwar auch als 
Nachschlagewerk verwendet werden, 
greift dabei aber aufgrund mangeln­
der Querverweise zu kurz; liest man 
andererseits das Buch "in einem 
Stück" wird es manchmal sehr müh­
sam, da die Gliederung das gedanklich 
abgesetzte Lesen nicht ausreichend 
unterstützt. 

Diese Kritik ist nicht aufgrund ihrer 
Priorität an erster Stelle, sondern um 
nun "in medias res" gehen zu können 
und einige Schlaglichter auf die hier 
besprochene Problematik zu werfen. 
Zur Begriffsklärung: Talos und Wöri­
ster verstehen unter Sozialstaat neben 
der sozialen Sicherung auch den Kom­
plex gesellschaftspolitischer Steue­
rung: "Im Zentrum steht der Komplex 
der sozialen Sicherung - umfassend 
Sozialversicherung und Sozialhilfe -
als ein wesentlicher Bestandteil des 
,Sozialstaates Österreich'. Der zweite 
,Ast' ,  der für das Profil des österreichi­
sehen Sozialstaates nicht minder von 
Bedeutung ist, nämlich die Regulie­
rung der Arbeitsbedingungen und Ar­
beitsbeziehungen, wird im Rahmen 
der Skizzierung der Entwicklungs­
etappen kurz gestreift. "  (S. 10 ;  Her­
vorhebung von Talos, Wörister.) 

Im Verhältnis zu den anderen Ab­
schnitten erscheint der einleitende 
Teil der Geschichte des Österreichi­
schen Sozialstaates etwas zu langat­
mig, vor allem, da er auch in anderen 
Veröffentlichungen zu finden ist. 
Wichtig ist allerdings der Succus, den 
die Autoren aus der Entwicklungsge­
schichte ziehen: "Das System der so­
zialen Sicherung ist in Österreich in 
dominanter Weise ein erwerbsarbeits­
orientiertes, berufsgruppenbezogenes 
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und am Statuserhalt ausgerichtetes. 
[ . . .  ] Das Niveau der Leistungen repro­
duziert nicht nur die ungleichen Be­
dingungen von Erwerbsarbeit, son­
dern auch die Unterschiede des 
Erwerbseinkommens. "  (S. 44) Somit 
dient der Sozialstaat in Österreich 
primär der sozialen Sicherung und 
nicht dem Erreichen eines sozialen 
Ideals - es werden also keine Umver­
teilungswirkungen angestrebt (das 
Österreichische Sozialsystem als Zwi­
schenstufe zwischen Primär- und Se­
kundäreinkommen wirkt ja sogar in 
manchen Bereichen regressiv, man 
denke nur an die Höchstbeitrags­
grundlage). 

Da diese Rezension vor allem dem 
dienen soll, möglichst viele Leser (so­
wohl aus dem Laien- als auch dem Ex­
pertenkreis) für dieses Buch zu inter­
essieren (da es größere und breitere 
Aufmerksamkeit verdient als gerade 
einen Anerkennungspreis im Rahmen 
des Bruno-Kreisky-Preises für das po­
litische Buch), sollen in der Folge aus 
der Vielfalt der angesprochenen Pro­
bleme nur wenige Schwerpunkte her­
ausgefiltert werden, um die eingangs 
erwähnte Unübersichtlichkeit nicht in 
der Rezension zu wiederholen. 

Ausgehend von der oben zitierten 
Charakterisierung des Sozialsystems 
in Österreich möchte ich vor allem auf 
zwei Problembereiche eingehen, denen 
meines Erachtens auch die Sozialde­
batte in naher Zukunft nicht auswei­
chen kann und darf: Einerseits sollen 
die Unzulänglichkeiten des männlich 
dominierten und definierten Sozialsy­
stems in bezug auf die Gruppe der 
Frauen in Österreich beleuchtet wer­
den. Andererseits soll versucht wer­
den, anhand der Beispiele, die Talos 
und Wörister bringen, zu belegen, daß 
die "Erosion des Normalarbeitsver­
hältnisses" bereits eine unmittelbare 
Gefahr für das Österreichische System 
darstellt, der man möglichst rasch 
Antworten in Gestalt einer Reform 
entgegensetzen wird müssen. Daß mit 
dieser Vorgangsweise eine Reihe von 
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Problemen, die den Autoren sehr 
wichtig erscheinen (z. B. der Komplex 
der unzureichenden Behindertenpoli­
tik oder die gesamte Problematik der 
Pensionsversicherung) , unter den 
Tisch fallen müssen, ist klar; die hier 
vorgenommene Prioritätensetzung be­
deutet aber nicht, daß diesen Proble­
men keine Wichtigkeit beigemessen 
wird, sondern lediglich, daß die Re­
zension zu stark ausufern würde, woll­
te man alle angesprochenen Probleme 
behandeln. 

Nicht vergessen werden sollte aber 
der bereits erwähnte hauptsächliche 
Eindruck, den man bei der Lektüre des 
Buches hat: Ein Großteil der Finanzie­
rungsprobleme des Status quo ergibt 
sich aus dem zu hohen Bürokratisie­
rungsgrad und der zu großen Unüber­
sichtlichkeit sowie Inflexibilität des 
Sozialsystems. Diesem Problem soll 
sich der folgende Abschnitt widmen. 

Intransparenz und Inflexibilität 

In der laufenden Sozialdebatte wird 
vorrangig für den etwaigen Reformbe­
darf die Finanzierungskrise des So­
zialstaates ins Treffen geführt: In den 
vergangenen Jahren hätte es eine der­
artige Ausweitung der Sozialleistun­
gen gegeben, diese Politik könne man 
sich nicht mehr leisten. Es ist natür­
lich unbestritten, daß in den letzten 
Jahren neue Leistungen mit großem 
Umfang eingeführt wurden (wie das 
zweite Karenzjahr oder das Pflege­
geld). Wie schaut es aber tatsächlich 
mit dem vielzitierten ausufernden 
Wachstum des Sozialstaates aus? Es 
ist richtig, daß die Sozialquote von 
1985 bis 1 993 von 27% auf 29 ,2% des 
BIP stieg. Allerdings handelte es sich 
bei den letzten Jahren um ausgespro­
chene Rezessionsjahre, und die Öster­
reichische Finanzpolitik bekennt sich 
nun schon seit Jahrzehnten zum 
Durchschlagenlassen der automati­
schen Stabilisatoren. Das bedeutet, 
daß es bei solchen Berechnungen einer 
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konjunkturbereinigten Sozialquote 
bedürfte, um wirklich nur die Struk­
tureffekte beurteilen zu können (um 
die geht es schließlich langfristig). 

Wer spricht aber davon, daß seit En­
de der achtziger Jahre gleichzeitig 
auch ein Trend zu Einschränkungen 
der Leistungen stattgefunden hat? Ta­
los und Wörister sehen folgende Ent­
wicklung: " [Es] spricht einiges dafür, 
daß es sich bei der jüngsten Öster­
reichischen Entwicklung im Bereich 
der sozialen Sicherung wohl um mehr 
als nur um ,Konsolidierung' bzw. ,Ein­
bremsung der sozialpolitischen Dyna­
mik' handelt. "  Zwar kam es zu gewis­
sen Leistungsausweitungen, aber die 
Gesamttendenz muß als ambivalent 
bis widersprüchlich bezeichnet wer­
den. "Auf der anderen Seite ist die 
sozialpolitische Entwicklung unüber­
sehbar durch Reduktionen und Sozi­
alabbautendenzen im Leistungsbe­
reich der Arbeitslosenversicherung 
und Pensionsversicherung geprägt." 
Talos und Wörister konstatieren, daß 
die Sozialpolitik der späten achtziger 
Jahre sowohl den Abgang von einer 
sozial ausgleichenden Politik als auch 
den Abgang vom Anspruch, sozialen 
Problemlagen aktiv entgegenzu­
steuern, brachte. "Diese Politik der 
,non-decision' wird daran offenkun­
dig, daß sowohl auf Maßnahmen be­
treffend die [ . . .  ] Ausgrenzung aus dem 
sozialen Sicherungssystem als auch 
betreffend das gestiegene Verar­
mungsrisiko [ . . .  ] verzichtet wurde. "  
(Zitate S. 87-89) 

Um einige Beispiele für die Kürzun­
gen zu nennen (da sie vermutlich wohl 
nur den Eingeweihteren unter den Le­
sern bekannt sind): 

In der Arbeitslosenversicherung 
wurden folgende neue restriktive 
Maßnahmen eingeführt (ohne An­
spruch auf Vollständigkeit) :  
e Während der Dauer der Gewährung 

der Urlaubsentschädigung und der 
Zeit der Kündigungsentschädigung 
ruht das Arbeitslosengeld. 
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e Bei der Berechnung der Notstands­
hilfe werden Transferleistungen 
(wie Krankengeld oder Arbeitslo­
sengeld) von Angehörigen angerech­
net. 

e Die Sanktionen bei sogenannter Ar-
beitsunwilligkeit wurden ver-
schärft. 

e Der Familienzuschlag zum Arbeits­
losengeld wurde von öS 680,- im 
Monat (1 993) auf öS 610 ,- im Monat 
( 1994) verringert. 

e Die Ersatzraten für höhere Einkom­
men (ab öS 18 .610 ,- vierzehn Mal) 
wurde gesenkt. 
In der Pensionsversicherung kam es 

zu folgenden Restriktionen: 
e Die Schul- und Studienzeiten wur­

den als leistungsrelevante Ersatz­
zeiten bei der Pensionsbemessung 
gestrichen. 

e Der Anspruch auf Witwen- bzw. 
Witwerpension wurde einge­
schränkt (außerdem wurden die 
Etappen der Erhöhung hinausge­
schoben). 
Insgesamt zielte die Politik seit 1987 

auf einen Aufschub der Pensionierung 
ab, indem sie Vorruhestandsleistungen 
abbaute. Unter anderen waren das: 
e Die vorzeitige Alterspension (ein­

schließlich Invaliditätspension) fällt 
aufgrund einer Änderung der Be­
messungsgrundlagen tendenziell 
niedriger aus als die normale Alters­
pension. 

e Die besondere Sonderunterstützung 
für einen Teil der Metallindustrie 
wurde durch ein verlängertes Ar­
beitslosengeld in Krisenregionen 
abgelöst, um zu verhindern, daß die 
Betroffenen vorzeitig aus dem Ar­
beitsmarkt ausscheiden müssen. 
Es ist klar, daß nicht alle diese Maß­

nahmen negativ zu bewerten sind. Ge­
zeigt werden soll nur, daß in den letz­
ten Jahren auch Kürzungen im Sozial­
system stattfanden, über deren soziale 
Ausgewogenheit im einzelnen erst zu 
diskutieren wäre. 

Diese Politik war die (eher unbehol­
fene) Antwort auf die tiefgreifende Fi-
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nanzierungs- und Strukturkrise des 
Sozialstaates. Es wurde meines Erach­
tens (und Talos und Wörister scheinen 
hier eine ähnliche Meinung zu haben) 
nicht an die wahren Wurzeln des Pro­
blems herangegangen. Eine dieser 
Wurzeln ist die Intransparenz des Sy­
stems. Daß dieses Problem ungern be­
handelt wird, ist klar: Je undurchsich­
tiger und unüberschaubarer der Appa­
rat ist, um so weniger sind die Pfründe 
der einzelnen gefährdet. 

Wiederum sollen nur einige Beispie­
le, die Talos und Wörister nennen, an­
geführt werden, um diese Hypothese 
der Intransparenz und Inflexibilität 
des Systems zu belegen: 
e Ein Paradefall für die Unübersicht­

lichkeit bietet das Gesundheitswe­
sen: Es gibt keine effiziente gesamt­
staatliche Planung. Die Sonderin­
teressen der Länder bestimmen die 
Investitionen der Krankenhäuser. 
Überhaupt wirkt sich die starke 
Zersplitterung der Gesundheits­
kompetenzen ungünstig insbeson­
dere auf die Kostenentwicklung bei 
den Krankenanstalten aus. 

e Einen anderen Angriffspunkt bietet 
die Zersplitterung der Sozialversi­
cherungsträger: "Aufgrund der so­
zio-ökonomischen Entwicklung 
wächst der Angestelltenanteil an 
der Bevölkerung; umgekehrt sinken 
die Anteile der Bauern und der Ar­
beiter. Diese Entwicklung wirkt 
sich auf das zahlenmäßige Verhält­
nis zwischen Beitragszahlern und 
Leistungsempfängern und damit 
auf die Finanzierungssituation der 
einzelnen Sozial versicherungsau­
stalten aus. [ . . .  ] Die bestehende 
Gliederung schließt wegen ihrer 
Lückenhaftigkeit bestimmte Grup­
pen aus dem System aus bzw. ga­
rantiert ihnen keine gleichwertige 
Versorgung. [ . . .  ] Darüber hinaus 
werden durch diese Gliederung Un­
gleichheiten in der Versorgung be­
günstigt. "  (S. 95} 

e Das bestehende System begünstigt 
vor allem im Bereich der 
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Sozialversicherungsträger Betriebs­
blindheit und ein eifersüchtiges Wa­
chen über das betriebsinterne Wis­
sen: 
"Die Dominanz rechtlicher Denk­
weisen ist zu einem wesentlichen 
Merkmal der Organisation gewor­
den. Diese wird dann auch durch 
das Schulungsmonopol des Haupt­
verbandes verstärkt. So findet auch 
die inhaltliche Sozialisation prak­
tisch ausschließlich innerhalb der 
Organisation statt. [ . . .  ] Daß sich 
die entsprechenden Denkweisen 
manchmal zu sehr von der gesell­
schaftlichen Umgebung abschlie­
ßen, zeigt sich in jenen Fällen, in 
denen rechtlich korrekte Entschei­
dungen bei den Betroffenen auf Un­
verständnis stoßen. [ . . .  ] Die Anpas­
sungsprobleme der Sozialversiche­
rungsbürokratie an neuere politi­
sche und ökonomische Entwicklun­
gen werden auch angesichts des fast 
vollständigen Verzichts auf For­
schung innerhalb des Systems 
schwer zu lösen sein. [ . . .  ] Auffallend 
ist in diesem Zusammenhang auch, 
daß manche Statistiken von einzel­
nen Sozialversicherungsträgern nur 
zögernd weitergegeben werden. 
Überdies klafft zwischen den Mög­
lichkeiten, die sich aufgrund des 
umfangreichen Datenmaterials er­
geben, und der tatsächlichen Nut­
zung eine weite Spanne. " (S. 107  f . )  

e In kurzen zeitlichen Abständen 
kommt es in den Sozialleistungssy­
stemen zu Änderungen. Zum Bei­
spiel erfuhr das ASVG von 1 955 bis 
1 993 52 Novellierungen. "Um eine 
Auseinanderentwicklung zu ver­
meiden, werden jedoch bei einer 
Änderung im ASVG zugleich auch 
die gleichen Bestimmungen in den 
,Nebengesetzen' wortgleich geän­
dert. Dies bedeutet: Viel Papier und 
Unübersichtlichkeit. "  "Aus dieser 
Entwicklung ergibt sich auch fast 
zwangsläufig eine immer größer 
werdende Intransparenz des Sy­
stems. [ . . .  ] Die relativ raschen Ände-
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rungen überfordern auch die begut­
achtenden Stellen und die Öffent­
lichkeit. [ . . .  ] Diese Praxis hat not­
wendigerweise den Ausschluß der 
demokratischen Öffentlichkeit aus 
dem Gesetzwerdungsprozeß zur 
Folge. "  (Zitate S. 126  f.) 

e Und schließlich sind bei einem der­
artigen System auch Willkür und 
Unklarheit nicht zu vermeiden: 
"Ein Musterbeispiel für solche 
Spannungen ist die Versorgung äl­
terer Menschen, deren Situation 
zwischen vorübergehender Arbeits­
unfähigkeit wegen Krankheit, län­
gerer Invalidität, Arbeitslosigkeit 
und der nahen Alterspension liegt. 
Je nachdem wie das Problem sozial­
rechtlich definiert ist, ergeben sich 
sehr unterschiedliche Leistungen." 
(S. 129) 
Auch der Überblick über die Rege­
lungen der Pensionsversicherung 
bestätigt dieses Bild: Beispielsweise 
sind die Regelungen bezüglich der 
Versicherungszeiten sehr komplex 
und inhomogen. 

Die Erosion des N ormalarbeitszeit­
verhältnisses 

Eine weitere wichtige (wenn auch 
nicht immer benannte) Ursache der er­
hitzten Sozialdebatte dreht sich um 
das Schlagwort "Erosion des Normal­
arbeitszeitverhältnisses" .  Hierbei geht 
es darum, daß sogenannte atypische 
Arbeits- und Beschäftigungsformen 
(Werkverträge, Teilzeitarbeit, gering­
fügige Beschäftigung, . . .  ) immer mehr 
zunehmen und somit die Systeme der 
sozialen Sicherung vor neue Anforde­
rungen stellen, da speziell das Sozial­
versicherungswesen als wichtigste 
Stütze die (meist unselbständige) Voll­
erwerbstätigkeit hat. "Die Auswei­
tung sogenannter atypischer Beschäf­
tigungsformen spitzt bereits bestehen­
de, strukturell in erwerbsbezogenen 
sozialen Sicherungssystemen angeleg­
te Probleme der Ausgrenzung und des 
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Verarmungsrisikos noch zu. Bestimm­
te Arbeitsformen - wie geringfügige 
Beschäftigungen - entbehren weitge­
hend eines sozialversicherungsrechtli­
chen Schutzes. "  {S. 63) 

Diesem Problem wird nicht mit ei­
ner Vogel-Strauß-Politik zu begegnen 
sein, die es einfach wegleugnet, indem 
versucht wird, die sinkende Reichwei­
te sozialer Sicherung auf gesamtstaat­
licher Ebene dadurch auszugleichen, 
daß auf die Versorgung über die Fami­
lie, über private Versicherungen und 
in steigendem Ausmaß über die So­
zialhilfe vertraut wird. "Diese Ten­
denz wird nicht zuletzt auch dadurch 
untermauert, daß die ,Erosion des 
N ormalarbeitszeitverhältnisses' ,  die 
sich auch in Österreich zunehmend 
mehr abzeichnet, mit ihren einschnei­
denden Konsequenzen für den Zugang 
zu und für die Versorgung durch staat­
lich geregelte soziale Sicherung zur 
Zeit nicht einmal ein ernsthaft wahr­
genommenes sozialpolitisches Thema 
darstellt." (S. 89) 

Es ist klar, daß es sich nicht um ei­
nen absoluten Abbau von Normalar­
beitszeitbeschäftigungen handelt (es 
kamen in den letzten zehn Jahren 
400.000 derartige Beschäftigungsver­
hältnisse hinzu); Talos und Wörister 
weisen nur mit aller Deutlichkeit dar­
auf hin, daß diese Form der Beschäfti­
gung an sozialer Bedeutung gegenüber 
atypischen Beschäftigungsformen ver­
liert. 

Einige Daten und Fakten, die Talos 
und Wörister anführen, sollen belegen, 
daß es sich um ein ernstzunehmendes 
Thema handelt, an dem nicht mehr 
vorbeizukommen ist (auch wenn es in 
Österreich noch nicht solche Ausmaße 
wie in anderen Ländern angenommen 
hat). Gleichzeitig soll gezeigt werden, 
daß das Österreichische System bisher 
weitgehend inflexibel bis gar nicht auf 
die Problematik reagiert hat: 
e "Der Anteil der Teilzeitarbeitenden 

ist in den letzten zwei Jahrzehnten 
in Österreich dauernd, seit Ende der 
80er Jahre verstärkt gestiegen. Im 
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Jahresdurchschnitt gab es 1974 
1 7 1 .200 Teilzeitbeschäftigte, 1992 
waren es 292 .500.  [ . . .  ] Geringfügig 
beschäftigt - mit einer Arbeitszeit 
von 1-1 1 Stunden - waren laut 
Mikrozensus im Jahresdurchschnitt 
1992 248.000 Personen. "  (S. 49 f . )  

e "Ein offenes Problem stellt das Zu­
sammentreffen von Arbeitslosen­
geldbezug mit einer kleinen Be­
schäftigung dar. So kann die An­
nahme - oder Beibehaltung - einer 
nichtexistenzsichernden Beschäfti­
gung zum Wegfall (bzw. der Nicht­
gewährung) von Arbeitslosenlei­
stungen führen. Aufgrund der Zu­
nahme von Teilzeitbeschäftigungen 
ist mit einer quantitativen Ver­
schärfung des Problems zu rech­
nen." (S. 141)  Hat nämlich jemand 
zwei Teilzeitbeschäftigungen und 
verliert eine davon, so hat er/sie 
meist keinen Anspruch auf Arbeits­
losengeld, verdient aber zu wenig, 
um die Existenz zu sichern. 
Ebenso sind auch die anderen Ver­
sorgungsleistungen, die sich aus ei­
ner Teilzeitarbeit ergeben, im allge­
meinen nicht als existenzsichernd 
zu bezeichnen (z. B. ist bei einem 
Monatseinkommen von öS 8.000,­
nach 35 Versicherungsjahren eine 
Pension von öS 4.500,- zu erwarten, 
das Arbeitslosengeld beträgt 
öS 3 .850,- etc.) .  

e Das Sozialministerium kam in einer 
Studie 1991/92 zu folgenden Ergeb­
nissen: 220.000 Personen sind offizi­
ell geringfügig beschäftigt (wobei 
gerade in diesem Bereich die Dun­
kelziffer sicher ein Vielfaches davon 
ausmacht). Diese Zahl hat eine stark 
steigende Tendenz (+32 %  von 1985 
bis 1989).  Diese Personen sind nur 
für Arbeitsunfälle versichert. 
Etwa 1 76.000 unselbständig Be­
schäftigte haben gar keine eigene 
Versicherung. Weiters sind nach wie 
vor gewisse selbständige Erwerbs­
tätigkeiten versicherungsfrei: Da im 
"Freiberuflichen-Sozialversiche­
rungsgesetz" nur Ärzte, Patentan-
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wälte und Apotheker erfaßt sind, 
sind auch alle freiberuflichen Tätig­
keiten auf Werk- und Dienstlei­
stungsvertragsbasis versicherungs­
frei. (Auch Prostituierte sind nicht 
pflichtversichert.) 

e Die Veränderung der Arbeitsmarkt­
situation hat auch zu einer vermehr­
ten Inanspruchnahme der Sozialhil­
fen geführt. Da die Dunkelziffer al­
lerdings als relativ hoch einge­
schätzt wird, scheint auch das zwei­
te soziale Netz nicht wirklich als 
Auffangbecken auszureichen. Dies 
wird noch dadurch verstärkt, daß 
der Weg zum Sozialamt oft als dis­
kriminierend erlebt wird und auch 
die Überprüfung der Einkommens­
und Vermögensverhältnisse viele 
potentiell Anspruchsberechtigte ab­
schreckt. 

e In den Fällen, wo auf ein gerade 
noch existenzsicherndes Erwerbs­
einkommen ein nicht mehr existenz­
sicherndes Sozialeinkommen folgt, 
hat die Sicherung der Existenz auf­
grund des Bürgerlichen Rechts vor 
allem einmal durch die Familienan­
gehörigen zu erfolgen. Ein funktio­
nierender intrafamiliärer Einkom­
menstransfer wird hierbei vorweg 
angenommen. 

Die Stellung der Frau im 
Österreichischen Sozialsystem 

Ein Teil des Phänomens der "Erosi­
on des Normalarbeitszeitverhältnis­
ses" ist auf das verstärkte Drängen 
von Frauen auf den Arbeitsmarkt 
zurückzuführen. Ein Großteil der ge­
ringfügigen und der Teilzeitbeschäfti­
gungen wird von Frauen ausgeübt. 
Aus dieser Sicht sind Frauen der Wi­
derpart des vollerwerbstätigen Man­
nes. Somit trifft die Inflexibilität des 
Österreichischen Sozialsystems in be­
zug auf atypische Beschäftigungsver­
hältnisse vor allem Frauen. Aber auch 
in anderer Weise werden Frauen im 
Österreichischen Sozialstaat nach wie 
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vor benachteiligt. Da sie noch immer 
als Hauptträgerinnen des Systems der 
Familie gesehen und behandelt wer­
den, werden sie einerseits zu "ehren­
amtlichen" Trägerinnen der Versor­
gung, andererseits sind sie in vielfa­
cher Weise noch von ihrem jeweiligen 
Ehemann abhängig und daher unter 
widrigen Umständen wesentlich be­
drohter als dieser in ihrer Existenz. 

Im folgenden sollen zunächst einige 
Beispiele für die Situation von Frauen 
am Arbeitsmarkt als Gegenstück zum 
vollerwerbstätigen Mann gegeben 
werden. 
e Die Teilzeitquote (Anteil von ge­

ringfügigen und Teilzeitbeschäfti­
gungen an der Gesamtzahl der Be­
schäftigungen) beträgt bei Männern 
6%,  bei Frauen 2 9 % .  

e Obwohl Frauen nach wie vor eine 
geringere Erwerbsbeteiligung ha­
ben als Männer, ist die weibliche 
Arbeitslosenrate seit 1986 höher als 
die der Männer und auch stärker ge­
wachsen. Ein Erschwernis für die 
Situation am Arbeitsmarkt ist auch 
die Mobilitätseinschränkung durch 
die Familie, der Frauen eher unter­
liegen. Etwa 10% der Arbeitslosen 
galten 1992 aus diesem Grund als 
"schwer vermittelbar" , davon rund 
90% Frauen! 

e "Das System ist mehr auf typische 
Männer- als auf Frauenkarrieren 
zugeschnitten. Dies zeigt sich daran, 
daß Frauen bei Alterspensionen im 
Schnitt um etwa 10 Versicherungs­
jahre weniger erreichen als Män­
ner. " (S. 178)  "Die für Frauen typi­
schen Unterbrechungen des Er­
werbslebens und Teilzeitbeschäfti­
gungen sowie das niedrigere gesetz­
liche Pensionsalter führen dazu, daß 
die entsprechenden Voraussetzun­
gen (lange Versicherungsdauer und 
ausreichend hohes Erwerbseinkom­
men) nicht erfüllt werden. Durch 
die ,Reformmaßnahmen' in den 80er 
Jahren entwickelten sich die Pen­
sionen sogar noch weiter auseinan­
der." (S. 186) 
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Etliche Regelungen und Praktiken 
beweisen, daß auch im ausgehenden 
20.  Jahrhundert in Österreich die Be­
griffe "Frau" und "Familie" eng zu­
sammenhängen: 
e "Unterhaltsverpflichtungen zwi-

schen Familienmitgliedern können 
zum Ausschluß oder zur Kürzung 
von Sozialleistungen führen, wenn 
die Mittel für die Existenzsicherung 
der gesamten Familie ausreichen. 
Auf diese Weise können beträchtli­
che Kosten für den Sozialstaat ver­
mieden werden. Die so abgesicher­
ten Frauen gleichen überdies -
durch unentgeltliche Arbeit - die 
mangelhafte Versorgung im Bereich 
der Kinderbetreuung und der Pfle­
gedienste aus." (S. 243) 

e "Das Österreichische Pensionssy­
stem kalkuliert nach wie vor in ei­
nem hohen Ausmaß mit den Unter­
haltsleistungen innerhalb der Fami­
lie, die Frauen die notwendige Exi­
stenzsicherung garantieren sollen. 
[ . . .  ] Selbst die meisten politischen 
Frauenvertreterinnen haben bei den 
Einsparungsmaßnahmen im letzten 
Jahrzehnt ihre ganze Aufmerksam­
keit bloß den Hinterbliebenenpen­
sionen geschenkt und die Auswir­
kungen auf die Eigenpensionen der 
Frauen kaum beachtet. " (S. 186 f.)  
"Sozialpolitisch interessant ist die 
Tatsache, daß innerhalb der Neuzu­
gänge die mittlere Witwenpension 
höher war als die entsprechende Di­
rektpension. "  (S. 204) 

e In der Arbeitslosenversicherung 
liegt dadurch eine zumindest mittel­
bare Diskriminierung der Frauen 
dann vor, wenn aufgrund der An­
rechnung von Angehörigeneinkom­
men keine Geldleistungen mehr ge­
währt wird und daher auch keine 
Zeiten in der Pensionsversicherung 
anerkannt werden. Davon sind 
Frauen wesentlich stärker betroffen 
als Männer. 

e Frauen wird selten eine Ausgleichs­
zulage zur Pension gewährt: Bei 
rund zwei Drittel der (Eigen-)Pen-
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sionistinnen mit einer Eigenpension 
unterhalb des Einzelrichtsatzes war 
die Höhe des Familieneinkommens 
dafür entscheidend, daß keine 
"Mindestpension" gewährt wurde. 
"Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß 
bei etwas mehr als der Hälfte aller 
Frauen über 60 Jahren die Existenz­
sicherung zumindest teilweise auf 
dem Unterhalt durch Familienan­
gehörige beruht: 
- 150.000 sind unmittelbar gänzlich 

auf den Unterhalt des Partners 
angewiesen (keine Pension), 

- 100.000 sind teilweise auf den 
Unterhalt durch den Partner an­
gewiesen (kleine Pension), 

- 250.000 leben ausschließlich von 
einer Witwenpension."  (S. 2 15) 

Aufgrund ihrer prekären Situation 
am Arbeitsmarkt und dem (oft nicht 
berechtigten) Vertrauen in die Versor­
gung über die Familie (wobei nicht der 
Wandel berücksichtigt wird, den fami­
liäre und partnerschaftliehe Lebens­
formen erfahren) sind Frauen in we­
sentlich höherem Maß dem Armutsri­
siko ausgesetzt: 
e "Alleinerziehende Frauen sind 

überdurchschnittlich mit dem Ein­
kommensrisiko bzw. mit Verarmung 
konfrontiert. Der hohe Anteil von 
Alleinerziehenden an den Sozialhil­
feempfängern ist Ausdruck dafür, 
daß für diese die materielle Siche­
rung im Rahmen der Sozialversiche­
rung nicht mehr ,greift ' ."  (S. 51 )  

e Das Armutsrisiko für arbeitslose 
Frauen ist ein ungleich größeres als 
für Männer. 30% der männlichen 
und 70% der weiblichen Leistungs­
bezieher bezogen 1 992 Arbeitslo­
senleistungen unter dem Einzel­
richtsatz von öS 6.500,-. 

e Als Reaktion darauf versuchen 
Frauen, sich durch freiwillige Versi­
cherungen abzusichern: "Die größe­
re Bedeutung der freiwilligen Ver­
sicherung in der Pensionsversiche­
rung für die Frauen zeigt sich daran, 
daß der Anteil an freiwillig Versi­
cherten an der Gesamtheit der Ver-
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sicherten bei ihnen dreimal so1thoch 
ist wie bei den Männern. " (S. 1 12)  

e Ein spezielles Problem stellt sich für 
geschiedene Frauen, die während 
ihrer Ehe nicht erwerbstätig waren: 
"Ein Eigenpensionsanspruch der in 
der Ehe nicht berufstätig gewesenen 
Frauen besteht nicht; ob überhaupt 
ein Unterhalts- und später ein Pen­
sionsanspruch besteht, ist nach der 
gegenwärtigen Rechtslage in erster 
Linie eine Frage des Verschuldens 
der Ehescheidung." (S. 52) 

Wie aus all dem zu ersehen ist, steht 
der Österreichische Sozialstaat vor 
großem Reformbedarf. Es ist unbe­
dingt notwendig, den geänderten Be­
dingungen Rechnung zu tragen, will 
man weiterhin ein weitgehend sicheres 
soziales Netz bieten. Talos und Wöri­
ster bieten keine Lösungen an. Damit 
scheuen sie zwar eine gewisse Provo­
kation, da sie aber eine derartig um­
fassende Darstellung der Problematik 
bieten, liegt es nun wohl in erster Linie 
bei den Politikern, an die Lösung der 
Probleme heranzugehen. Wie man die 
Autoren kennt, werden sie ohnehin ih­
re Sichtweise zu vorgeschlagenen Lö­
sungsmodellen in die Diskussion ein­
bringen. 

Zusammenfassend läßt sich folgen­
des Urteil über das Buch bilden: Mit 
bestechender Sachlichkeit und einer 
reinen Aufzählung von Fakten errei­
chen Talos und Wörister wesentlich 
mehr als mit zynischer Polemik. In den 
Grenzen des wissenschaftlichen An­
spruches auf Objektivität bleibend 
zeigen sie die Unzulänglichkeiten des 
Österreichischen Sozialstaates auf, oh­
ne explizit darauf hinzuweisen: Einer­
seits sind es nicht die "Sozialschma­
rotzer" ,  die den Sozialstaat belasten, 
sondern ein aufgeblähter Bürokratie­
apparat und eine unüberschaubare 
Gesetzesflut. Auf der anderen Seite er­
weist sich das Österreichische Sozial­
system als zu festgefahren und unfle­
xibel, um mit den geänderten Rah­
menbedingungen der Erosion des Nor-
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malarbeitszeitverhältnisses und der 
geänderten Rolle der Frau. umgehen zu 
können. Das soziale I':fe:�. ist nicht 
mehr in der Lage, der dadurch verur­
sachten Ausgrenzung entgegenzusteu-
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ern. Vor dieser Gefahr warnt dieses 
Buch eindringlich und sollte daher un­
bedingt beachtet werden. 

Agnes Streissler 



21 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 

EIN GANZ GEWÖHNLICHER 
MARKT? 

Rezension von: Gudrun Biffl, Theorie 
und Empirie des Arbeitsmarktes am 
Beispiel Österreich, Springer Verlag, 

Wien, New York 1994,  228 Seiten, 
öS 480,-. 

Es gibt wenige Gebiete der ökono­
mischen Theorie, die so unbefriedi­
gend sind, wie die Theorien des Ar­
beitsmarktes. Denn einerseits handelt 
es sich um einen Markt, das Instru­
mentarium von Angebot, Nachfrage 
und Marktgleichgewicht sind daher 
adäquate Begriffe der Analyse, aber 
offensichtlich ist die Preisbildung auf 
diesem Markt durch Spezifika ge­
kennzeichnet, die es ermöglichen, daß 
Ungleichgewichte lange Zeit existie­
ren können. Die Vorstellung, daß viele 
Akteure Aktien verkaufen möchten, 
aber keine Käufer finden und dennoch 
der Preis der Aktie nicht sinken wird, 
ist so absurd, wie die Vorstellung, daß 
die Unternehmen jeden Tag neue Ar­
beitskräfte suchen und so der Lohn je­
den Tag neu gebildet wird, um Ange­
bot und Nachfrage nach Arbeitskräf­
ten ins Gleichgewicht zu bringen. Fer­
ner ist der Arbeitsmarkt von so großer 
Bedeutung, daß partialanalytische 
Modelle von vornherein nicht adäquat 
zur Analyse sind. 

Erschwert werden Untersuchungen 
des Arbeitsmarktes durch den Um­
stand, daß einige der in der ökonomi­
schen Analyse üblichen Annahmen für 
den Arbeitsmarkt nur bedingt richtig 
sind. Das kommt daher, daß für die 
meisten Menschen der Arbeitsmarkt 
derjenige Markt ist, auf dem sie ihr 
zum Leben notwendiges Einkommen 
erzielen. Lebensnotwendigkeiten aber 
spielen in der ökonomischen Theorie, 
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die auf einer Theorie der Wahlhand­
lungen aufbaut, keine Rolle. Die Ein­
kommenserzielung am Arbeitsmarkt 
wird auch, wie bei keinem anderen 
Markt, unter dem Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit gesehen. Ergebnisse des 
Arbeitsmarktes werden von den Ak­
teuren als gerecht oder als ungerecht 
erlebt, was zu Aktivitäten führt, die 
wiederum das Ergebnis des Arbeits­
marktes beeinflussen. Die Vorstellung 
eines "gerechten Preises" für eine Ak­
tie wäre wohl absurd, ein "gerechter" 
Lohn ist das sicher nicht. Das Problem 
ist, daß der Gleichgewichtspreis für 
eine spezifische Arbeit auf dem Ar­
beitsmarkt zu einem Lohn führen 
kann, der von den Akteuren als unge­
recht erlebt wird. 

Die Ökonomie reagierte und reagiert 
auf diese Probleme unterschiedlich. 
Einerseits wird der Arbeitsmarkt aus­
schließlich als Markt gesehen und ver­
sucht, die Preisbildung in Überlegun­
gen des allgemeinen Gleichgewichtes 
zu integrieren, andererseits wurde und 
wird versucht, jeweils bestimmte Spe­
zifika des Arbeitsmarktes in die Ana­
lyse einzubeziehen. Diese Spezifika 
sind etwa das systematische Machtun­
gleichgewicht zwischen Unternehmen 
und den Anbietern von Arbeitskraft, 
oder die Tatsache, daß Arbeitsmärkte 
keine Auktionatormärkte sind. Heute 
ist es die Nicht-Homogenität des Fak­
tors Arbeit, die Persistenz von Ar­
beitslosigkeit bei starker Gütemach­
frage und die Ungleichheit zwischen 
Männern und Frauen am Arbeits­
markt, die im Vordergrund der Analy­
se stehen. 

Das vorliegende Buch von Gudrun 
Biffl dokumentiert das Bemühen der 
ökonomischen Theorie, die Phänome­
ne des Arbeitsmarktes analytisch zu 
erfassen. Die Integration des Arbeits­
marktes in die jeweils dargestellte 
Theorie wird für die großen Theoriege­
bäude der Ökonomie, die klassische 
Ökonomie, den Marxismus, die Neo­
klassik und den Keynesianismus dar­
gelegt. Während in der klassischen 
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Ökonomie, vor allem bei Ricardo, und 
in der Neoklassik das Bemühen domi­
nierte, die Preisbildung am Arbeits­
markt in logisch konsistenter Weise 
mit den Vorstellungen des allgemeinen 
Gleichgewichtes kompatibel zu ma­
chen, mit dem Resultat, daß es in der 
Darstellung kaum einen Unterschied 
zwischen dem Arbeitsmarkt und dem 
Markt etwa für Marillenknödel gibt, 
so werden von Marx bzw. von Keynes 
spezifische Aspekte des Arbeitsmark­
tes in das Zentrum der Analyse ge­
stellt. Bei Marx geht es um eine syste­
matische soziale Ungleichheit zwi­
schen Anbietern und Nachfragern am 
Arbeitsmarkt, bei Keynes steht die 
Form der Preisbildung und ihre Kon­
sequenzen für die aggregierte Beschäf­
tigung im Vordergrund der Analyse. In 
allen dargestellten Theorien domi­
niert, wie von Biffl hervorgehoben 
wird, die Frage nach den gesamtwirt­
schaftlichen Effekten, die vom Ar­
beitsmarkt ausgehen. 

Die Autorirr stellt die Theorien dar 
und zeigt den Zusammenhang zwi­
schen der jeweils dargestellten umfas­
senden Theorie und der spezifischen 
Theorie des Arbeitsmarktes. Zwar 
werden die umfassenden Theorien 
auch dargestellt, aber diese Darstel­
lungen sind notwendigerweise so 
knapp, daß sie für jemanden, der diese 
Theorien nicht kennt, weitgehend un­
verständlich bleiben. Das war insofer­
ne unvermeidlich, als andernfalls das 
Buch eine umfassende und systemati­
sche Darstellung theoretischer Syste­
me der Ökonomie hätte werden müs­
sen. Diese Arbeit wendet sich an Öko­
nomen, die mit der Grundstruktur der 
behandelten theoretischen Systeme 
vertraut sind. Von denen kann es mit 
Gewinn gelesen werden. 

Die Arbeit ist aber nicht rein theore­
tisch. Als solche wäre sie bloß eine 
letztlich beliebige Darstellung der 
Theorien. Die Frage der Relevanz der 
Theorien wird gestellt, indem die dar­
gestellten Theorien mit empirischen 
Arbeiten, die der jeweils behandelten 
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Theorie verpflichtet sind, oder diese 
kritisch überprüfen, konfrontiert wer­
den. Diese empirischen Arbeiten kön­
nen zwar nicht als Beweis für oder ge­
gen eine Theorie genommen werden, 
aber empirische Studien, die zwischen 
Theorien verbindlich diskriminieren, 
sind in der Ökonomie bis heute unbe­
kannt. Gerrau deshalb wäre es günstig 
gewesen, den methodischen Rahmen 
dieser Untersuchungen gerrauer dar­
zulegen. Resultate allein haben in der 
Ökonomie wenig Informationswert. 

Ein Kapitel behandelt neuere Theo­
rien des Arbeitsmarktes. Diese bauen 
alle auf neoklassischen Überlegungen 
auf, ohne aber primär am Problem des 
allgemeinen Gleichgewichtes orien­
tiert zu sein. Neoklassisch sind sie in­
soferne, als sie die Methoden der mo­
dernen ökonomischen Theorie ver­
wenden; das Neue an ihnen ist, daß sie 
empirisch beobachtbaren Besonder­
heiten von Arbeitsmärkten Rechnung 
tragen. Zu diesen Theorien gibt es 
mittlerweile viele empirische Arbei­
ten, die auch nur in den Grundzügen 
darzustellen, eine eigene umfangrei­
che Arbeit verlangen würde. Aber 
auch dabei gilt das oben Gesagte: Kla­
re Aussagen, die es erlauben würden, 
Theorien eindeutig zu verwerfen oder 
zu akzeptieren, gibt es bis jetzt nicht. 

Das Buch wird eingeleitet von einer 
Darstellung einiger für den Öster­
reichischen Arbeitsmarkt kennzeich­
nenden Charakteristika. Das letzte 
Kapitel, abgesehen von einer abschlie­
ßenden Zusammenfassung, gibt ein 
Anliegen für eine umfassendere Dar­
stellung des Arbeitsmarktes wieder. 
Es wird dargelegt, daß so eine Theorie 
in eine Theorie sozialer Reproduktion 
eingebettet werden muß, da nur so die 
Entwicklung des Arbeitsangebotes, 
der Segmentierungen des Arbeits­
marktes verstanden werden kann. Un­
ter sozialer Reproduktion wird dabei 
die Arbeit in den Haushalten, die 
überwiegend von Frauen geleistet 
wird, verstanden. Nur wenn man den 
Zusammenhang zwischen der Organi-
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sierung dieser Arbeit und dem Ar­
beitsmarkt untersucht, kann man ein 
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Verständnis für den Arbeitsmarkt ent-
wickeln. Peter Rosner 
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ARBEITSMIGRATION 
UND KAPITALISMUS 

Rezension von: Christof Parnreiter, 
Migration und Arbeitsteilung. 

Ausländerbeschäftigung in der Welt­
wirtschaftskrise, Promedia Verlag, 

Wien 1994 ,  222 Seiten, öS 240 ,-. 

Die letzten beiden der fünf Kapitel 
machen mehr als die Hälfte des Buches 
aus. Das erste der beiden behandelt 
die Zeit von 1 960 bis 1973 ,  das andere 
die zwanzig Jahre vom Beginn der 
Krise 1 973 bis zum Abschluß des Ma­
nuskripts. Diese zwanzig Jahre sind es 
auch, die mit der "Weltwirtschafts­
krise" im Untertitel des Buches ge­
meint sind. In beiden Kapiteln plaziert 
Farnreiter Österreich in einem inter­
nationalen Migrationssystem, dessen 
hauptsächliche Elemente auf der 
Nachfrageseite die BRD und auf der 
Angebotsseite der Mittelmeerraum 
sind. Im ersten der beiden referiert er 
zunächst die Steigerung der Löhne, 
die Abnahme der Gewinne und die ab­
solute Knappheit an Arbeitskräften in 
einigen Branchen als Ursachen für den 
Bedarf an zusätzlichen Arbeitskräf­
ten. Im nächsten Schritt schildert er 
ausführlich die Bedingungen, die in 
Jugoslawien und der Türkei dazu 
führten, daß Arbeitskräfte zur Ab­
wanderung nach Österreich und in an­
dere Länder bewegt werden konnten, 
und daß das so einfach nicht war. In 
weiteren Abschnitten wird auf die 
Verwendung der Zuwanderer in 
Österreich, auf den rechtlichen Rah­
men, die demografischen Charakteri­
stika der Zuwanderer und auf die Aus­
wirkungen auf die Österreichische 
Wirtschaft eingegangen. Es zeigt sich, 
daß Wachstum, Zuwanderung und In­
vestitionen bis 1 973  gleichzeitig zu-
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und abnehmen. Ein negativer Struk­
tureffekt der Zuwanderung ist nicht 
festzumachen. 

Das Kapitel über die Zeit nach 1973 
folgt demselben Aufbau. Zunächst 
wird die starke Verschränkung der 
Österreichischen Wirtschaft mit der 
EU referiert, die geringe Bedeutung 
Österreichs als Exporteur von Fertig­
waren und die passive Rolle der heimi­
schen Unternehmen im Internationali­
sierungsschub der achtziger Jahre. So­
dann werden die stark dirigistischen 
und nur einmalig einsetzbaren Mittel 
dargestellt, mit denen die Arbeitslo­
sigkeit in den siebziger Jahren noch 
niedrig gehalten wurde. Nach 1981  
verloren sie ihre Wirksamkeit im we­
sentlichen. Bis zu gewissem Grad pro­
fitierte Österreich auch noch von der 
Verlagerung von Produktionen aus der 
BRD. Ab 1 973 verschärften sich zwar 
jene Umstände, die es ermöglicht hat­
ten, in der Türkei und Jugoslawien Ar­
beitsmigration in Gang zu setzen, die 
Abwanderung aus diesen Ländern 
nahm aber nicht zu, sondern ab, und 
sie verlagerte sich verstärkt zu den 
Frauen. Farnreiter schreibt dies der 
Entwicklung der Nachfrage in den Zu­
wanderungsländern zu. Einen Unter­
schied zwischen der Nachfrage der 
einzelnen Unternehmer und der vom 
Staat ausgehenden Regulierung macht 
er nicht, wie er ganz allgemein dazu 
neigt, die Intentionen der Unterneh­
mer und die im Bezugsrahmen des 
Staats gesetzten Handlungen in eins 
zu setzen. 

Daran schließt sich ein Abschnitt 
zur Interpretation der Ostöffnung an. 
Farnreiters These ist, daß mit der Ver­
armung, der Vergrößerung der Ein­
kommensunterschiede, der wirtschaft­
lichen Durchdringung durch den We­
sten und vor allem auch durch die im 
Gegensatz zu Jugoslawien und zur 
Türkei bereits vollständig erfolgte 
Proletarisierung der Bevölkerung das 
Potential für Arbeitsmigration in Ost­
mitteleuropa enorm sei. Darauf, wann, 
wie und in welchem Umfang es sich 
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wohl einmal realisiere oder durch den 
Westen genutzt werde, geht er nicht 
ein. 

Ab Mitte der achtziger Jahre konsta­
tiert Parnreiter eine neue Phase. Alls­
länderbeschäftigung und Arbeitslosig­
keit hatten sich bis dahin gegenläufig 
entwickelt. Nun begannen sie gemein­
sam zu steigen, und zwar praktisch un­
abhängig vom Wirtschaftswachstum. 
Diese Entwicklung setzte also nicht 
erst 1990 ein, und sie hat auch seither 
nicht aufgehört. Seine These lautet, die 
Österreichischen Unternehmer hätten 
auf den zunehmenden internationalen 
Konkurrenzdruck vor allem mit einer 
Verschlechterung der Arbeitsbedin­
gungen (im Verhältnis zu den Löhnen) 
statt mit Rationalisierung und Interna­
tionalisierung reagiert, so daß inländi­
sche Arbeitslose zunehmend nicht 
mehr absorbiert werden konnten. Da­
ten, mit denen die These erhärtet wer­
den könnte, liegen in Österreich kaum 
vor. Auch Parnreiter muß sich mit In­
dizien betreffend die zunehmende Po­
larisierung der Branchen nach Qualifi­
kationen und die zunehmenden Lohn­
unterschiede begnügen. 

Die Stärke der beiden Kapitel ist 
nicht, daß sie irgendetwas Neues zu­
tage brächten, sondern daß sie in gut 
lesbarer Manier die verfügbaren Infor­
mationen aus einer doch relativ brei­
ten und oft schlecht zugänglichen Li­
teratur sammeln und sinnvoll aufbe­
reiten. Von da her gesehen sind sie 
empfehlenswerter Lesestoff für alle, 
die als Studenten oder anderswie an 
einem Einstieg in die knapp 35jährige 
Geschichte der Arbeitsemigration 
nach Österreich interessiert sind. Die 
Abschnitte über die Mobilisierung der 
Arbeitsmigranten für Abwanderung 
und über die wirtschaftlichen, sozia­
len und politischen Bedingungen in 
den Abwanderungsländern sind viel­
leicht die besondere Stärke des Buchs. 
Parnreiter gelingt es, eine gerade in 
der Österreichischen Migrationsdis­
kussion gern gepflegte Primitivität zu 
überwinden, nämlich daß Arbeitsmi-
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granten einfach kämen und das Pro­
blem nur in der Integration bzw. der 
Abwehr bestehe. Er zeigt dagegen, daß 
es besonderer Bedingungen und ge­
zielter Aktionen bedurfte, um die Aus­
wanderung aus Jugoslawien und der 
Türkei in Bewegung zu setzen. 

Liest man nur die letzten beiden Ka­
pitel, dann wundert man sich viel­
leicht, weshalb der Autor, anstatt ohne 
Umschweife mit der Darstellung der 
Zeitgeschichte fortzufahren, stellen­
weise den unhandlichen Jargon aus 
Wallensteins "Weltsystemtheorie" be­
müht, um Sätze und Nebensätze ohne 
Informationsgehalt im Text unterzu­
bringen. Es sind dies die Anknüp­
fungspunkte an die ersten drei Kapi­
tel. In diesen hatte er versucht, im vor­
hinein einen erklärenden Rahmen für 
die beiden letzten Kapitel aufzubauen. 
Man darf weder dem Autor noch dem 
Verlag Absicht unterstellen, doch läuft 
diese Taktik auf nichts als den Ver­
such hinaus, den Leser präventiv auf 
die Überzeugungen des Autors einzu­
schwören. Normalerweise müßte zu­
erst das Material präsentiert werden, 
dann müßten argumentativ Hypothe­
sen eingeführt und schließlich deren 
pro und contra im Text diskutiert wer­
den. Wenn zuerst die Interpretation 
gebracht wird und dann die Daten, ob­
wohl gar nicht daran gedacht ist, die 
Interpretation empirisch zu testen, ist 
ein diskutierendes Abwägen nicht 
möglich. Ein solches Vorgehen ge­
mahnt an Scholastik, doch steckt oft 
nur Unsicherheit dahinter. 

Aus der Anordnung der Kapitel ist 
wohl abzuleiten, daß Parnreiter die er­
sten drei wichtiger waren als die letz­
ten beiden. Wir kommen daher nicht 
umhin, sie genauer zu betrachten. Im 
ersten Kapitel schlüpft er in die Maske 
eines Weltsystemanalytikers nach der 
Art Wallensteins, um einen Satz von 
drei Argumenten über die Ursachen 
von Arbeitsmigration darzustellen. Er 
behauptet folgendes: 
1 .  Für ihre Existenz hänge kapitalisti­

sche Akkumulation von der in den 
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Haushalten geleisteten, aber nicht 
entlohnten Arbeit ab. Kapitalismus 
sei, mit anderen Worten, abhängig 
davon, daß zumindest ein Teil der 
Haushalte immer nur teilproletari­
siert sei. 

2. Denjenigen Mitgliedern solcher 
Haushalte, die sich als Lohnarbeiter 
verdingen, müßten die Arbeitgeber 
immer nur relativ geringe Löhne 
zahlen. Das deshalb, weil die betref­
fenden Lohnarbeiter für ihren Le­
bensunterhalt nur bedingt vom 
Lohn abhängig seien. Sie könnten 
sich zum Teil, zumindest zeitweise, 
von der selbständigen landwirt­
schaftlichen, handwerklichen oder 
händlerischen Arbeit anderer Haus­
haltsmitglieder ernähren oder selbst 
in solche Tätigkeiten ausweichen. 
Daher fehle ihnen auch die Motiva­
tion, für höhere Löhne zu kämpfen. 

3. Da sich Haushalte nur unter sehr 
besonderen Bedingungen für mehr 
als ein oder zwei Generationen als 
halbproletarisch erhalten, sei es für 
den Fortgang der Akkumulation 
nötig, immer neue Haushalte in im­
mer entlegeneren Gebieten zu halb­
proletarisieren. Arbeitsmigration 
sei dazu ein geeignetes Mittel und 
aus diesem Grund unabänderlicher 
Bestandteil kapitalistischen Wirt­
schaftens. 
Das erste der drei Argumente ist ab­

surd. Profit entsteht auch und gerade 
dann, wenn alle Inputs zu ihrem vollen 
Wert bezahlt werden, auch die Ware 
Arbeitskraft. Erst vollständige Prole­
tarisierung schafft jene Abhängigkeit 
vom Lohn, die es Unternehmen ermög­
licht, höhere Produktivität zu er­
zwingen. Tayloristische Arbeitspro­
zesse z. B. entstanden nicht zufällig, 
sondern genau dann und dort, wo die 
Proletarisierung bis zur Unumkehr­
barkeit fortgeschritten war. Angehö­
rige teilproletarisierter Haushalte 
kämpfen nicht nur nicht um höhere 
Löhne, sondern sind auch nur schwer 
zu höchster Produktivität zu bewegen. 
Sie tendieren dazu, unverläßlich zu 
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sein und erhöhten Leistungsanforde­
rungen durch Rückzug zu entgehen. 
Wo immer es für Unternehmen nötig 
war, in agrarisch geprägten Gesell­
schaften zu produzieren, taten sie das 
aus eben diesem Grund früher oder 
später mit möglichst wenig Arbeits­
kräften und stark erhöhten Löhnen, 
um sich Stabilität der Belegschaft zu 
erkaufen. Profite beruhen auf Dauer 
nämlich darauf, den Produktionspro­
zeß zu revolutionieren, nicht auf 
Lohndrückerei. Der deutschen Auto­
industrie beispielsweise ist mit einem 
vier- oder fünfprozentigen Lohnver­
zicht wenig geholfen, wenn qualitativ 
hochwertige Fahrzeuge in Japan um 
30 oder 40 Prozent billiger produziert 
werden können. Der einzige Ausweg 
ist, den Output pro Arbeiterstunde zu 
steigern, und das geht nur mit Hilfe 
organisatorischer und technischer In­
novation. 

Daß Haushalte sich auf vollständige 
Proletarisierung einlassen, auf ihren 
Äckern Häuser errichten und die Gär­
ten in Rasen verwandeln, und das 
selbst dort, wo die hauptsächliche In­
dustrie eine Niedriglohnbranche ist 
(wie z. B. in Vorarlberg), belegt hin­
länglich, daß die Löhne keiner Sub­
vention bedürfen. Das gilt auch und 
gerade für Arbeitsmigranten. In einem 
Teil der Fälle beginnen sie ihre Migra­
tionskarriere mit der Absicht, in kur­
zer Zeit genug Geld zu verdienen, um 
den Haushalt am Herkunftsort zu ei­
ner wirtschaftlich bestandsfähigen 
Einheit zu machen. Sie beabsichtigen 
also, den Haushalt durch Lohnein­
kommen zu subventionieren, nicht an­
ders herum. In dem Maß aber, wie 
Haushalte zu dieser Taktik greifen, 
steigen die Preise jener Güter, die sie 
nachfragen, um der Lohnarbeit wieder 
entkommen zu können. Folglich rei­
chen die Löhne immer weniger aus, 
um das gesteckte Ziel zu erreichen. 
Manche Haushalte schaffen es, die 
große Mehrzahl aber nicht. Das Ergeb­
nis ist daher ein Differenzierungspro­
zeß. Einigen wenigen Haushalten ge-
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lingt es, einen eigenen kapitalistischen 
Akkumulationsprozeß zu beginnen. 
Die anderen Haushalte teilen sich 
zunächst, nämlich in einen gänzlich 
proletarisierten Teil und einen klein­
bäuerlichen oder kleingewerblichen. 
Der letztere löst sich im Generations­
wechsel auf. Halbproletarische Haus­
halte, auf deren Existenz Parnreiter 
sein ganzes Hypothesenkonstrukt er­
richtet, sind im kapitalistischen Akku­
mulationsprozeß konterproduktiv. Hi­
storisch sind sie zudem ein reines 
Übergangsphänomen und höchst 
kurzlebig. 

Im zweiten Kapitel gebärdet sich 
Parnreiter als Regulationstheoretiker, 
um dem Entstehen der ab 1 985 in allen 
Industrieländern beobachtbaren Ver­
änderungen in der Nachfrage nach Ar­
beitskraft auf die Spur zu kommen. Er 
stützt sich dabei vor allem auf deut­
sche Sekundärliteratur, die er mit US­
Migrationsliteratur aus dem eher wei­
teren Umfeld der Weltsystemansätze 
verquickt. Hier ist denn auch keine 
Rede mehr von einem Kapitalismus, 
der auf unbezahlter Arbeit von Haus­
halten beruhte. Aber dieser Bruch 
scheint dem Autor nicht bewußt ge­
worden zu sein. Fazit: Auf das erste 
Kapitel hätte mit einigem Gewinn 
oder zumindest ohne Verlust verzich­
tet werden können. 

Im dritten Kapitel wird ein 
Überblick über die Migrationsbewe­
gungen auf der Welt und ihre Verän­
derungen in den achtziger Jahren ge­
geben. Hier wird sehr deutlich, daß die 
Akteure in internationaler Migration 
nicht in erster Linie die Arbeits­
migranten sind, sondern die Nachfra­
ger nach Arbeitskraft, und daß inter­
nationale Migration nicht einfach dem 
Lohngefälle folgt, sondern daß ins­
besondere die Erklärung des Phäno­
mens der Langstreckenmigration die 
Berücksichtigung sozialer und politi-
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scher Umstände neben den unmittel­
bar ökonomischen erfordert. Was 
Parnreiter vielleicht zu wenig gelingt, 
ist das Herausarbeiten von Über­
gangsphänomenen. Er neigt sehr stark 
dazu, gegenwärtige Tendenzen bis in 
alle Zukunft fortzuschreiben, etwa 
wenn er die mit Entwicklung in Zu­
sammenhang stehende allmähliche 
Migration aus der Landwirtschaft in 
die Sachgüterproduktion und die 
Dienstleistungen als Indiz einer un­
abänderlichen "Peripherisierung" der 
betroffenen Gesellschaften nimmt. 
Hier ist eine wesentlich genauere, will 
heißen in ihren Hypothesen differen­
ziertere Analyse erforderlich, als er in 
seinem Buch andeutet. 

Nicht behaupten kann man, was ein 
anderer Rezensent - Rainer Bauböck 
in der Österreichischen Zeitschrift für 
Politikwissenschaft - behauptet hat, 
nämlich daß das Buch marxistisch sei. 
Genau das ist es nämlich, wie die obige 
Diskussion zeigt, nicht. 

Das Buch enthält zum Schluß eine 
umfangreiche Literaturliste. Auf einen 
Index konnte dank der einfachen und 
klaren Gliederung verzichtet werden. 
Unangenehm ist, daß Fußnoten sich 
am Ende des jeweiligen Kapitels be­
finden und so wenig Information ent­
halten, daß man auch noch in der Lite­
raturliste nachsehen muß: bei jeder 
Fußnote zweimal blättern, das läßt 
man bald sein. 

Noch eine abschließende Bemer­
kung: 

Titel 4.4.2 . 1 .  auf Seite 1 14 enthält ei­
nen sinnentstellenden Fehler. Sicher 
muß es heißen "ökonomische Durch­
dringung der Entsende"-,  nicht der 
"Empfängerregion".  Auch auf Seite 
150,  wo es um Importe und Exporte 
zwischen Österreich und der BRD 
geht, ist ein solcher Fehler. 

August Gächter 
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TERRA INCOGNITA. 
EINE BESTANDS- UND 

PERSPEKTIVENANALYSE 
SCHWEIZER REGIONALPOLITIK 
UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

FÜR ÖSTERREICH 

Rezension von: Alain Thierstein, Urs 
Karl Egger, Integrale Regionalpolitik 

Ein prozeßorientiertes Konzept für 
die Schweiz. Schriftenreihe des 

Schweizerischen Institutes für Außen­
wirtschafts-, Struktur- und Regional­
forschung an der Hochschule St. Gal-

len, Verlag Rüegger, Chur/Zürich 
1 994, 190 Seiten, öS 382,-. 

In den vergangenen Jahren haben 
sich die Rahmenbedingungen für die 
Schweiz und ihre Regionalpolitik 
grundlegend verändert, insbesondere 
seit dem negativen Ausgang der 
Schweizer Volksabstimmung zum 
EWR scheint der Internationalisie­
rungs- und Wettbewerbsdruck größer 
zu werden. Auch in diesem relativ ab­
geschotteten Land werden nunmehr 
weitreichende Wirtschafts- und gesell­
schaftspolitische Konsequenzen er­
zwungen. Die Autoren dieser Studie 
sehen - auch ohne Beitritt zur EU -
eine Vielzahl von Anforderungen an 
die Schweizer Politik, die struktur-, 
wettbewerbs- und regionalpolitischen 
Reformen der Europäischen Union 
durchaus ähneln. 

In diesem Buch wird nicht nur die 
Schweizer Regionalpolitik überblicks­
weise dargestellt, es vermittelt darüber 
hinaus auch eine interessante Zusam­
menfassung und Weiterentwicklung re­
gionalpolitischer Theorien im gesamt­
gesellschaftlichen Zusammenhang. 

Zuerst skizzieren die Autoren För­
derinstrumente und Phasen der 
Schweizer Regionalpolitik sowie Re­
gionalwirtschaft. Im zweiten Ab­
schnitt werden dann aktuelle Ent-
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wicklungen, wie Internationalisie­
rung, Regionalisierung, Europäische 
Integration, ökologische Krisen und 
sozia-politische Prozesse, mit konkre­
tem Bezug zur Schweiz erörtert. In je­
nem Abschnitt, der ökologische Kri­
sensymptome thematisiert, wird eine 
komprimierte Bestandsaufnahme der 
Umweltsituation im Bereich der 
OECD, der EU, aber auch der Schweiz 
vorgenommen. Zudem werden wirt­
schaftspolitische Strategien im Sinne 
steuerlicher und regulierender Maß­
nahmen zur Verbesserung der Verhält­
nisse dargestellt. 

Im dritten Teil der Arbeit wird aus 
der vorangegangenen Darstellung ein 
Konzept integraler Regionalpolitik ge­
folgert, dessen Angelpunkt ein radika­
ler Perspektivenwechsel ist: Weg vom 
produktorientierten und hin zu einem 
prozeßorientierten Politikverständnis. 
Hauptelemente dieses neuen Ansatzes 
sind die Nutzung von Handlungsspiel­
räumen, eine konsequente Europa­
und Umweltverträglichkeit sowie ko­
operativ-föderalistische Gestaltungs­
prinzipien. Raumplanung und raum­
relevante Sektoralpolitik sind nach 
Auffassung der Autoren tragende Mo­
mente einer solchen Politik. 

In Grundzügen wird auch die regio­
nale Strukturpolitik der EU vermit­
telt, die gerade in jüngster Zeit we­
sentlich an Bedeutung gewonnen hat. 

Die Paradigmen der Schweizer Re­
gionalpolitik gleichen in ihrer Phasen­
abfolge weitgehend den Österreichi­
schen Entwicklungsschritten. In An­
lehnung an das nationale Forschungs­
programm "Regio" (vgl. Brugger/Frey 
1985)  werden von den Autoren vier Pe­
rioden der Schweizer Regionalpolitik 
nachgezeichnet: 
1 .  Bis 1973 wurde eine durch Sektoral­

politiken des Bundes bestimmte mo­
bilitätsorientierte Regionalpolitik 
praktiziert, die vorwiegend implizit 
wirkte, da sie "ohne spezifische Zie­
le, ohne spezifische Instrumente und 
ohne speziell definierte Regionen 
betrieben wurde" .  Abwanderung 
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aus strukturschwachen Regionen 
war ihre Hauptfolge. Ausnahmen in 
Richtung expliziter Regionalpolitik 
bildeten seit 1930 Fördermaßnah­
men zugunsten von Bergbauern, die 
1956  noch durch eine Förderung von 
Berggebieten ergänzt wurden. Seit 
Ende der fünfziger Jahre wurde der 
bundesstaatliche Finanzausgleich 
stärker auf Berggebietsförderung 
ausgerichtet. 

2. Ab 1974 orientierte man sich primär 
an der Verbesserung der Standort­
faktoren. Die Wende zu expliziter 
Regionalpolitik erfolgte auf Grund­
lage eines gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungskonzeptes, des Inve­
stitionshilfegesetzes 1974 sowie er­
sten raumplanerischen Maßnahmen 
des Bundes. Zentraler Aspekt dieser 
Politik war der Ausbau der Infra­
struktur in förderungswürdigen und 
entwicklungsfähigen Regionen 
(Wachstumskerne) .  Dieser Phase 
entsprach in Österreich die Politik 
der dezentralen Konzentration. 

3 .  Ab 1978 begann in der Schweiz eine 
Phase arbeitsplatzorientierter Re­
gionalpolitik, deren Ziel vor allem 
darin bestand, "direkter auf das 
einzelbetriebliche Kalkül Einfluß zu 
nehmen, gefährdete Arbeitsplätze 
zu erhalten oder neue zu schaffen" . 
Elemente dieses Politikmusters wa­
ren daher die Gewährung von 
Darlehen und Bürgschaften, die Er­
teilung staatlicher Beschaffungs­
aufträge sowie Dezentralisierungs­
ansätze in der Bundesverwaltung. 
In Österreich wurde in den letzten 
Jahren durch journalistische und 
politische Polemiken der Eindruck 
zu erwecken versucht, als ob der 
Österreichische wirtschaftspoliti­
sche "Weg" der siebziger Jahre ein 
Einzelfall oder gar Irrweg gewesen 
wäre. Interessanterweise hat aber in 
dieser Periode auch ein Land, des­
sen Wirtschaft nahezu ausschließ­
lich in privatem Eigentum ist, eine 
durchaus ähnliche regionalwirt­
schaftliche Politik betrieben. 
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4.  Ungefähr zeitgleich mit Österreich 
wurde etwa 1 980 auch in der 
Schweiz eine innovationsorientierte 
Regionalpolitik eingeleitet. Im Sin­
ne der Erhaltung internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit für die 
Schweizer Volkswirtschaft wurde 
betriebliche Innovationsfähigkeit 
besonders bedeutsam. Förderung 
von Prozeß- und Produktinnovatio­
nen stand hierbei im Mittelpunkt. 
Die Autoren der Studie weisen aber 
- trotz aller Übereinstimmung mit 
den analytischen Grundlagen dieser 
Politik - darauf hin, daß seither ei­
gentlich nur recht "bescheidene in­
novationsfördernde Maßnahmen" 
ergriffen wurden. 

Unter beträchtlichem Einsatz von 
Finanzmitteln wurden im Laufe der 
Jahre ausdrückliche regionalpolitische 
Fördermaßnahmen durchgeführt: etwa 
die Investitionshilfe für Berggebiete 
(IHG 1974), die Finanzierungshilfen 
zugunsten wirtschaftlich bedrohter 
Regionen ("Bonny-Beschluß" 1978), 
das Bundesgesetz über die Gewährung 
von Bürgschaften und Zinskasten­
beiträgen in Berggebieten (1976) ,  die 
Förderungen im Rahmen des Hotel­
und Kurortkredites (1966),  die Verbes­
serung der Wohnverhältnisse in Berg­
gebieten (195 1),  der Erlaß zur speziel­
len Förderung der Berg-, Land- und 
Forstwirtschaft (seit den zwanziger 
Jahren). Diese Fördermaßnahmen er­
faßten bis zu 90 Prozent der Schweizer 
Fläche sowie ungefähr 65 Prozent der 
Bevölkerung (OECD 1991).  

In der vorgelegten Arbeit werden 
auch verschiedene Evaluationsstudien 
zur Schweizer Regionalpolitik (u. a. 
NFP "Regio" ,  die Untersuchung der 
OECD von 1991 ,  das Manifest der 
ROREP aus 1992 ,  zwei Untersuchun­
gen zum "Bonny-Beschluß")  zusam­
menfassend dargestellt. 

Die positiven, aber auch negativen 
Ergebnisse dieser Bilanzierungen er­
innern in vielem auch an vergleichbare 
Wirkungsstudien für Österreich: 
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e Der Schwerpunkt traditioneller Re­
gionalpolitik, die Infrastrukturför­
derung, stößt zunehmend an Gren­
zen und wirkt teilweise sogar kon­
traproduktiv, weil sie in kleinen Re­
gionen erhöhte räumliche Mobilität 
besonders qualifizierter einheimi­
scher Arbeitskräfte hervorruft und 
dadurch Entleerungs- und Ausblu­
tungseffekte wirtschaftsschwacher 
Regionen auslöst. 

e Die bundesstaatliche Sektoralpoli­
tik im Verkehrs-,  Landwirtschafts­
und Tourismusbereich dominiert 
sowohl von der Ressourcenausstat­
tung her wie auch von den politi­
schen Möglichkeiten der an sich po­
sitiv bewerteten 54 Mikroregionen 
auf Grundlage des IHG 1 974. 

e Der Koordinationsmangel im Hin­
blick auf die Sektoralpolitiken und 
die Mißachtung der räumlichen 
Auswirkungen werden als negative 
Effekte bewertet. 

e In einigen Regionen ist die Dynamik 
zu stark von beherrschenden Füh­
rungspersönlichkeiten (z. B. Regio­
nalsekretär, Präsident der Entwick­
lungsregion) abhängig. 
Grundsätzlich werden in den Eva-

luierungsstudien die Erfolge im regio­
nalen Innovationsprozeß aber als 
überwiegend positiv eingeschätzt. So 
wurden zwischen 1979  und 1 988 in 
wirtschaftlich bedrohten Regionen 
7000 neue Arbeitsplätze geschaffen. In 
diesen Regionen waren zwischen 1 975 
und 1 985 10.000 Arbeitsplätze verlo­
ren gegangen. Die Bevölkerung dieser 
Regionen nahm im selben Zeitraum 
um etwa 5 Prozent ab. Der Abbau in­
dustrieller Monostrukturen gelang 
zwar, dennoch blieb der industrielle 
Sektor anfällig. 

Andere positive Wirkungen der Re­
gionalförderung sind Einkommens-, 
Beschäftigungs- und Infrastrukturef­
fekte, die regionale Disparitäten ver­
minderten, weil sie zum Ausbau touri­
stischer Infrastrukturen beitrugen 
(vgl. Frey 1985,  ROREP 1992) .  Da­
durch entstanden Anreizwirkungen 
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für zusätzliche private Investitionen 
und damit natürlich auch zur Schaf­
fung von neuen - wenn auch überwie­
gend wenig qualifizierten - Arbeits­
plätzen. 

Zahlreiche Regionalsekretäre konn­
ten wirksame animatorisehe Aktivitä­
ten zugunsten ihrer Regionen entfal­
ten. Voraussetzung einer Förderung 
war nämlich die Erstellung eines Ent­
wicklungskonzeptes, wodurch selbst­
verständlich auch eine Auseinander­
setzung mit Stärken und Schwächen 
der Region gefordert wurde. In Öster­
reich setzte bekanntlich die systemati­
sche Ausarbeitung von Entwicklungs­
konzepten erst mit den Vorbereitun­
gen zum EU-Beitritt ein. Die Autoren 
der Schweizer Studie messen solchen 
Lernprozessen besonderen Wert zu, 
die zu einer Stärkung regionaler Iden­
ti täten und überkommunaler Solida­
ritäten führen und auf diese Weise re­
gionale Entwicklungspotentiale frei­
setzen. 

Die Studie weist auch auf die beson­
dere Bedeutung zusätzlichen Risiko­
kapitals und damit staatlicher Finan­
zierungsbeihilfen insbesondere für 
kleinere und mittlere Unternehmen in 
wirtschaftlichen Problemregionen hin. 
Obwohl der Mitnahmeeffekt auf ein 
Drittel der Förderbeträge geschätzt 
wird, in peripheren Lagen ist er jedoch 
geringer, bleibt aus der Sicht der Au­
toren die Bedeutung von Fördermaß­
nahmen bestehen. Zugleich wird aber 
auch eine bessere Abstimmung mit an­
deren Fördermaßnahmen gefordert, 
was insgesamt die Wirksamkeit der 
Instrumente weiter erhöhen könnte. 

Eine Evaluation von Innovationsbe­
ratungen und einzelbetrieblicher För­
derungen im Jahre 1 985 ergab, daß 
trotz feststellbarer Erhöhung der Zahl 
der Arbeitsplätze die Qualifikations­
struktur keine Verbesserung im er­
wünschten Ausmaß erfahren hat. Die 
Autoren weisen auf die potentielle Ge­
fahr hin, daß Förderung technologisch 
wenig interessanter Betriebe und ar­
beitsintensiver Produktion sich für 
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eine Region langfristig als kontrapro­
duktiv herausstellen kann. 

Die durch den "Bonny-Beschluß" 
eingeführte kantonale Wirtschaftsför­
derung war für die Entfaltung regiona­
ler Entwicklungspotentiale nur be­
dingt geeignet. In bezug auf kleinere 
und mittlere Unternehmungen, die mit 
einer Hemmschwelle belastet sind, 
spielen persönliche Fähigkeiten der 
Wirtschaftsförderer eine besondere 
Rolle. In dieser Hinsicht kann ein kon­
tinuierlich aufgebautes Vertrauensver­
hältnis zwischen kleinen und mittleren 
Unternehmungen und den Wirt­
schaftsförderern äußerst hilfreich sein. 

In den achtziger Jahren zeigten Eva­
luationsstudien (vgl. NFP "Regio")  die 
größten Innovationsengpässe beim 
hochqualifizierten Personal und in der 
Informationsbeschaffung auf, geringere 
dagegen im Bereich des Risikokapitals. 

1992 wurden deutlich schwächere 
Mitnahmeeffekte (nur 15  Prozent der 
Unternehmungen) als Mitte der achtzi­
ger Jahre (mehr als der doppelte An­
teil) ermittelt. In 60 Prozent der geför­
derten Projekte kam es vor allem zur 
Ausweitung betrieblicher Aktivitäten. 
Umorientierung der Betriebe und Di­
versifikation von Technologien, Pro­
dukten oder Märkten fanden hingegen 
nur in 15  Prozent der Fälle statt. Die 
Qualifikationsstruktur der Arbeits­
kräfte zeichnete sich vor allem bei 
Neugründungen und Neuansiedelun­
gen Schweizer Unternehmen durch ei­
nen überdurchschnittlichen Anteil von 
Führungskräften, Ingenieuren sowie 
unqualifizierten Arbeitskräften aus. 
Diese Unternehmen befanden sich in 
einer aufsteigenden Innovations- und 
Technologiephase. Hingegen wiesen 
ausländische Betriebsansiedelungen 
und ansässige Schweizer Unternehmen 
eine ungünstigere Qualifikationsstruk­
tur aus, da sie sich in der Reifephase 
des Produkt-Lebenszyklus befanden. 

Innovationsorientierte Regionalpo­
litik ist auch in der Schweiz noch rela­
tiv jung, so daß bis jetzt nur sehr weni­
ge systematische Bewertungen erfolgt 
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sind. Außerdem erscheint das Förder­
instrumentarium auch noch nicht 
genügend entwickelt, um aussagekräf­
tige Untersuchungen abschließen zu 
können. Und letztlich ergeben sich er­
hebliche methodische Schwierigkei­
ten, Förderwirkungen auf regionaler 
Ebene zu isolieren. 

Der Entwurf zur Erneuerung des 
"Bonny-Beschlusses" verschiebt nun 
den Schwerpunkt von arbeitsplatz­
orientierter Zielsetzung zum Innova­
tionszieL Das bestehende Instrument 
landesweiter Informationsvermitt­
lungsstellen soll hierfür zu einem viele 
partikulare Einrichtungen integrie­
renden Netz regionaler Basisbera­
tungsstellen und überregionaler Spe­
zialberatungsstellen umgestellt wer­
den, um interessierten Betrieben aus 
der gesamten Schweiz den Zugriff auf 
Unterstützungsleistungen zu ermögli­
chen (vgl. Brunner u. a. 1 990). 

Auch für Österreich stellt sich ein 
ähnliches Erfordernis in bezug auf die 
Beratungsstellen der Handelskam­
mern sowie der Innovations-, Grün­
dungs- und Technologietransferzen­
tren unter gemischter Trägerschaft 
(Bund, Länder, Wirtschaftskammern, 
Gemeinden usw.). 

Die Verfasser der Schweizer Studie 
behandeln schließlich auch die neuen 
Anforderungen an die Regionalpolitik. 
Dazu erstellen sie eine Synopse lau­
fender Entwicklungen und Tendenzen: 
e So geht etwa fortschreitende Inter-

nationalisierung Hand in Hand mit 
einem Trend zu verstärkter Regio­
nalisierung der Wirtschaft. 

e Eine zusätzliche Herausforderung 
für die Schweizer Regionalpolitik 
bildet der Prozeß der Europäischen 
Integration. 

e Für eine genuine Querschnittsmate­
rie, was Regionalpolitik wesentlich 
ausmacht, ergeben sich noch dazu in 
einem Alpenland aus den ökologi­
schen Krisenerscheinungen beson­
dere Aufgabenstellungen. 
Essentielle, aber in der Diskussion 

gar nicht so neue Maßnahmen zur Mil-
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derung solcher dramatischer Krisen­
symptome sind eine stufenweise zu er­
höhende Energiesteuer, eine besonde­
re Innovationsförderung sowie dezi­
diert umweltorientierte Normen und 
Verbote. Die Autoren der Studie re­
kurrieren vor allem auf die Untersu­
chung von Ernst Ulrich von Weiz­
säcker u. a. "Zur ökologischen Steuer­
reform - europäische Ebene und Fall­
beispiel Schweiz" .  

Das Problem der Schweiz ist ein dop­
peltes: Einerseits verfügt sie über große 
alpine Regionen mit prekärer Ökologie, 
andererseits ist das Schweizer Alpen­
vorland sehr dicht besiedelt und seit 
dem Zweiten Weltkrieg einem rasant 
fortschreitenden Zersiedelungsprozeß 
ausgesetzt. Die bebaute Fläche allein 
im "Mittelland" wurde zwischen 1950 
und 1 990 um 1 .300 km2 größer (dreifa­
che Fläche von Wien). Beinahe 20 Pro­
zent des Schweizer Siedlungs- und 
Landwirtschaftsgebietes sind schon be­
baut. Zugleich wurde die landwirt­
schaftliche Bodennutzung intensiviert. 
Naturnahe Flächen verschwanden, die 
Bodenbelastung mit Schadstoffen aller 
Art nahm zu und Bodenpreise stiegen 
überproportionaL Trotz existierender 
gesetzlicher Handhaben bestehe aber 
laut den Autoren der Studie erhebli­
cher Vollzugsnotstand. 

Am Schluß dieser Besprechung soll 
noch der Stellenwert der vorgelegten 
Arbeit im ökonomischen Diskurs be­
leuchtet werden. Trotz ihrer nunmehr 
doch schon relativ langen Entwick­
lungsgeschichte und ihrer beachtli­
chen Ausdifferenzierung wird die Re­
gionalökonomie von der Mainstream­
Ökonomie kaum zur Kenntnis genom­
men. Dies hat vermutlich auch mit 
weitgehender Verdrängung der 
Flächen- und Raumdimension im ak­
tuellen ökonomischen Diskurs zu tun. 
Eine der besonderen Meriten dieser 
Schrift besteht nun m. E. in ihrem Ver­
such, Regionalpolitik und Ökonomie 
im Zusammenhang industrie-, global­
ökonomischer und ökologischer Ent­
wicklung zu betrachten. Zumeist wird 
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dieser Kontext übersehen, wodurch 
allzu idealisierende Analysen entste­
hen, die den Wirkungsgrad isoliert 
eingesetzter regionalpolitischer In­
strumente überschätzen lassen. 

Die Publikation kann sehr gut als 
angewandtes Lehrbuch für Regional­
ökonomie fungieren, da es durch Ein­
bettung regional- und industrieökono­
mischer Prozesse in eine veränderte 
europäische und internationale Ar­
beitsteilung und unter Einbezug ga­
loppierender ökologischer Krisener­
scheinungen keine lediglich abstrakte 
Ansammlung von Theoremen vermit­
telt. Die meisten regionalökonomi­
schen Theorien sind also keine bloßen 
Gedankenspiele, sondern empirisch 
sorgfältig abgeleitete Generalisierun­
gen wirtschaftlicher Entwicklungs­
verläufe. 

Da Österreich zu den europäischen 
Ländern mit entwickelter föderalisti­
scher Staatsstruktur zählt, sind viele 
in der Studie angestellte Überlegun­
gen auch auf unser Land anwendbar. 
Die neuere Tendenz sowohl innerhalb 
der EU wie auch in einzelnen wichti­
gen Mitgliedstaaten (Frankreich, Ita­
lien, Spanien, Belgien), verstärkt Fö­
deralisierungs- und Regionalisie­
rungsstrategien umzusetzen, bestätigt 
die Vorläuferrolle klassisch-föderali­
stischer Staaten (Schweiz, Bundesre­
publik Deutschland und Österreich). 
Und die vor den Nationalratswahlen 
laufende Diskussion um eine Öster­
reichische Bundesstaatsreform de­
monstriert die Aktualität dieser Aus­
einandersetzung. 

Die Publikation ist vielleicht in 
mancherlei Hinsicht kein originärer 
Entwurf - wieviele Arbeiten genügen 
schon einem solchen Anspruch -, sie 
kann aber durch ihre klar und über­
sichtlich strukturierte Zusammenfü­
gung wesentlicher theoretischer und 
empirischer Arbeiten dennoch einen 
qualitativen Beitrag für die regional­
ökonomische Theorie und Praxis lei­
sten. 

Peter Kreisky 
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SOZIOGENESE DER 
POLITISCHEN ÖKONOMIE 

Rezension von: Alfred Bürgin, 
Zur Soziogenese der politischen 
Ökonomie, Metropolis-Verlag, 

Marburg 1994,  426 Seiten, 
DM 58 ,-/öS 460,-. 

Bücher und Abhandlungen zur Dog­
mengeschichte der Nationalökonomie 
sind überwiegend von einem der bei­
den folgenden Ansätze geprägt. Der 
eine ist exemplarisch repräsentiert et­
wa durch Mark Blaugs "Economic 
Theory in Retrospect" .  Blaugs Buch 
befaßt sich mit den Beiträgen der 
berühmten Ökonomen zum theoreti­
schen Analyseinstrumentarium der 
Ökonomie, wobei der heute erreichte 
Stand dieser Wissenschaft als Maßstab 
und Referenzrahmen fungiert. Es ist 
klar, daß bei diesem Ansatz viele Ur­
teile davon bestimmt sind, was man 
als den aktuellen "Stand der ökonomi­
schen Theorie" betrachtet - im Unter­
schied zum "Stand der Technik" gibt 
es keine amtliche Gutachterinstanz, 
die einen solchen allgemeinverbind­
lich definieren kann. Einem alternati­
ven Ansatz folgt Karl Pribrams "Hi­
story of Economic Reasoning" (1) :  In 
diesem Buch steht nicht die Entwick­
lung des technischen Analyseinstru­
mentariums im Mittelpunkt, sondern 
die sozialphilosophischen, erkenntnis­
theoretischen, soziologischen und po­
litologischen Bezüge der ökonomi­
schen Theorie. 

Das Buch von Alfred Bürgin, Profes­
sor für Wirtschafts- und Dogmenge­
schichte an der Universität Basel, ist 
zwar dem zweitgenannten Ansatz viel 
stärker verpflichtet als dem ersten, 
versucht aber doch ein Drittes, eine 
Kombination von Sichtweisen, die in 
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der dogmengeschichtlichen Literatur 
selten anzutreffen ist, nämlich eine 
Kombination von Dogmengeschichte 
und Wirtschaftsgeschichte. Es stellt in 
jeweils kritischen Phasen Darstellun­
gen der Entwicklung der ökonomi­
schen Theorie einerseits und der rea­
len Wirtschaftsentwicklung anderer­
seits nebeneinander, um so die Korre­
spondenz von Theorie und realer Ent­
wicklung aufzuzeigen, vor allem im 
Hinblick auf die Abhängigkeit des je­
weiligen Standes der Theorie von 
ihrem Gegenstand. Der Autor geht da­
bei selektiv vor, indem er für drei Peri­
oden anhand von ausgewählten theo­
retischen Schriften diese Korrespon­
denzen beschreibt und analysiert und 
damit seine These von der Zeitgebun­
denheit allen ökonomischen Denkens 
zu belegen sucht. 

Der erste Teil des Buches beschäftigt 
sich mit dem ökonomischen Denken 
der Antike vornehmlich anhand der 
Schriften des Aristoteles und mit der 
antiken Wirtschaftsgeschichte. Auf 
die Griechen geht wohl unser Begriff 
"Ökonomie" zurück, doch hat ihre An­
tibanausie die Griechen bekannter­
maßen daran gehindert, sich mit Fra­
gen dieses Lebensbereiches in syste­
matisch-theoretischer, d. h. in wissen­
schaftlicher Weise, zu beschäftigen. 
Aristoteles verwirft den unbegrenzten 
Gelderwerb um des Erwerbes willen, 
insbesondere durch Handel und Bank­
geschäft. Er erwähnt zwar diese For­
men der Tauschkunst, aber ohne im 
einzelnen auf sie einzugehen. Sie "ge­
nau zu beschreiben ist zwar nützlich 
für die Praxis, uns dabei aufzuhalten 
wäre aber doch zu ordinär" .  (Zitiert 
aus der "Politik" bei Bürgin S. 122 -
alle Seitenangaben im Text beziehen 
sich auf das rezensierte Buch.) Unter 
dem Aspekt der Sicherung des politi­
schen Gleichgewichts in der Polis er­
schien den Griechen die Erwerbskunst 
eher als eine Gefahr, welche die Un­
terschiede zwischen Armen und Rei­
chen verstärkt. Aristoteles erkannte 
andererseits sehr wohl die gesell-
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schaftsstiftende Bedeutung des Tau­
sches und stellte in seiner Nikomachi­
schen Ethik sehr tiefschürfende Über­
legungen zur Werttheorie an, auf die 
Bürgin detailliert eingeht. Ebenso wie 
der unterschiedliche politische Status 
der Bewohner der Polis (Sklaven, 
Metöken ohne Bürgerrechte) einer 
Höherentwicklung der Wirtschaft bei 
den Griechen im Wege stand, schuf er 
auch ein unlösbares werttheoretisches 
Problem: Was als Produkt unter­
schiedlicher Arten von Arbeit als 
gleichwertig getauscht wird, "wird 
hergestellt durch Übereinkunft, indem 
die Gesellschaft selbst und von vom­
herein die Andersheit von (z. B .  G. Ch.) 
Arzt und Bauer eingerichtet und ge­
schaffen hat. Es ist demnach die Polis, 
die die Andersheit setzt und zugleich 
die Gleichheit zu schaffen versucht. 
Dies mag heißen, daß alle Gemein­
schaften und Gesellschaften je nach 
den Umständen ihrer Genesis und 
Entfaltung und je nach ihren sozio­
kulturellen Inhalten neue Kriterien 
der Austauschverhältnisse schaffen. "  
(S. 147) Für die Idee eines Marktes als 
eines abstrakten Mechanismus, der die 
Gleichwertigkeitsmaßstäbe schafft, 
fehlten in der antiken Wirtschaft die 
realen Voraussetzungen. Markt (ago­
ra) ist für die Griechen "ein konkreter 
Ort, auf dem sich leibhaftige Men­
schen begegnen, kaufen und verkau­
fen . . .  , nicht nur der Ort des Waren­
austausches, Ort wo man sich verpfle­
gen kann, sondern auch Versamm­
lungsort, Gerichtsplatz und Kult­
stätte. "  (S. 146) 

Eher nur als kurze Verbindungsglie­
der zwischen dem ersten, dem ökono­
mischen Denken der Antike, und dem 
letzten, der Entstehung der modernen 
politischen Ökonomie gewidmeten 
Teil sind die wesentlich knapper ge­
faßten Abschnitte über die mittelalter­
liche Stadtwirtschaft und die Renais­
sanceökonomie konzipiert. In der von 
Handel und Handwerk lebenden Stadt 
des Mittelalters wurde erstmals die 
antike Antibanausie überwunden und 

204 

21 . Jahrgang (1 995), Heft 1 

Arbeitsfleiß und Sparsamkeit als ge­
sellschaftlich anerkannte Tugenden 
durchgesetzt, da in der Stadt das 
Handwerk und Handel betreibende 
Bürgertum gesellschaftlich und poli­
tisch den Ton angab. In den ursprüng­
lich wirtschaftlich am weitesten fort­
geschrittenen italienischen Städten 
kam der moderne Kapitalismus aller­
dings nicht zum Durchbruch, sie ver­
fielen ab dem 1 6 .  Jahrhundert wieder 
der Stagnation. Bürgin führt diese 
Entwicklung auf eine "Aristokratisie­
rung des Bürgertums" (S. 212)  zurück. 
Statt in Produktionsstätten, neue 
Techniken und in neue Märkte zu in­
vestieren, legten die Unternehmer des 
italienischen Frühindustrialismus 
ihren Reichtum in ländlichem Grund­
besitz, in Gütern und Palästen an, wo­
durch die Dynamik der Stadtwirt­
schaft wieder zum Erliegen kam und 
sogar eine gewisse Reagrarisierung 
Platz griff. Kaum behandelt wird in 
diesen beiden Kapiteln das ökonomi­
sche Schrifttum der Zeit - Thomas von 
Aquin z. B. überhaupt nicht, und die 
italienischen Ökonomen des 1 7 . und 
1 8 .  Jahrhunderts, welche Schumpeter 
bereits in seiner Abhandlung "Epo­
chen der Dogmengeschichte" bemer­
kenswert hoch einschätzte (2), werden 
nur ganz kursorisch erwähnt und wohl 
unter ihrem Wert abgehandelt. 

Unterschiede im Erfolg bei der 
Handwerks- und insbesondere bei der 
Händlertätigkeit hatten mit fort­
schreitender Entwicklung der mittel­
alterlichen Stadt zunehmende Vermö­
gens- und Einkommensunterschiede 
zur Folge, so daß sich auch bei 
grundsätzlich positiver Bewertung 
von Fleiß und Erwerbsstreben wieder 
die Frage stellte, inwieweit dieses 
nicht dem Gemeinwohl schädlich sei, 
indem der Reichtum der wenigen zu 
Lasten der anderen Mitbürger gehe. 

Es ist kaum bekannt, daß das Ver­
hältnis von Eigennutz und Gemein­
wohl, das zentrale Thema der klassi­
schen politischen Ökonomie, in 
Deutschland bereits im 16 .  Jahrhun-
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dert in einigen Denkschriften an den 
Kaiser bzw. an den Reichstag disku­
tiert wurde. Bürgin zitiert ausführlich 
aus solchen Schriften des als Juristen 
bekannten Conrad Peutinger sowie 
des Ulmer Kaufmanns Leonhard 
Fronsperger, der 1564 in Frankfurt ei­
ne Schrift mit dem Titel "Von dem Lob 
des Eigen Nutzen" veröffentlichte. 
Darin findet sich der Satz: "Denn wel­
cher Kauffmann ist je uber Meer ge­
fahren I hat sein Leib und Leben ge­
wagt I daß er Specerey und andere 
Kauffmannschafft . . .  auss India her­
über brechte I gemeinem nutz zu gut I 
wenn in nicht Eigner nutz oder geitz 
dazu reitzte. "  (S. 262) 

In diesen Schriften wird - anders als 
in jenen der Merkantilisten und Ka­
meralisten - die Wirtschaftstätigkeit 
vom Bürger bzw. vom Unternehmer 
aus gesehen, was von Bürgin auf die 
spezifischen Verhältnisse Deutsch­
lands, nämlich die Schwäche seiner 
politischen Zentralgewalt, zurückge­
führt wird. Es zeigt sich, "daß Schrif­
ten, welche im nicht-deutschen Raum 
in irgendeiner Weise städtisches oder 
bürgerliches Bewußtsein artikulieren, 
auch staatliches Bewußtsein mitden­
ken und mitfühlen" ,  und andererseits, 
"daß der deutsche Raum für eine ge­
wisse Zeit - an der Schwelle vom Mit­
telalter zur Neuzeit - von der Vorstel­
lung vom Gemeinnutz zum Eigennutz 
deutlicher markiert wurde, daß diese 
Bürgerlichkeit, bevor sie in andere 
Bahnen geriet, sich autonomer verneh­
men lassen konnte als in anderen Län­
dern." (S. 266) 

Mit dem Verlust der wirtschaftli­
chen Vorrangstellung der oberdeut­
schen Städte erlitt auch das ökonomi­
sche Denken in Deutschland einen 
entscheidenden Rückschlag. Es ent­
spricht der Logik der Korrespondenz 
von ökonomischem Denken und wirt­
schaftlicher Entwicklung, wenn die 
merkantilistische Denkrichtung, in 
welcher der Staat (bzw. die Nation) 
implizit oder explizit das Subjekt des 
Handeins ist, in Frankreich, dem er-

Wirtschaft und Gesellschaft 

sten Nationalstaat des Kontinents, be­
heimatet ist. Quesnays Kreislauftheo­
rie mit ihrer eigentümlichen Vorstel­
lung von dem, was produktive Arbeit 
darstellt, ist für Bürgin ein Reflex der 
aristokratischen Gesellschaftsstruktur 
des alten Frankreich. In England hin­
gegen, wo die Zentralgewalt ebenfalls 
stark war, strebten schon früh die bür­
gerlichen Schichten mit Erfolg da­
nach, an der Kontrolle dieser Macht 
teilzuhaben. Nicht ohne staatliche 
Hilfestellung, aber viel stärker als in 
Frankreich von spontanen Kräften ge­
tragen, entwickelte sich in England 
ein expansiver gewerblich-industriel­
ler Sektor. Die ökonomischen Schrif­
ten aus dem Kreis der frühen Industri­
ellen und Handelsleute enthalten be­
reits die Gedanken über Eigennutz 
und Gemeinwohl, Marktmechanismus 
etc. ,  aus denen Adam Smith das erste 
umfassende System einer politischen 
Ökonomie aufbaute. 

Immer wieder argumentiert Bürgin 
gegen eine Dogmengeschichte, welche 
die gesamte Entwicklung des natio­
nalökonomischen Denkens unter dem 
Gesichtspunkt eines Fortschreitens 
zur neoklassischen Ökonomie als der 
Ultima ratio der Nationalökonomie 
betrachtet. "Ein theoretisches Denken 
wie das neoklassische, das ein Smith­
sches Erbe zu vertreten meint, geht 
schon deshalb fehl, weil es in einem 
stationär konzipierten Modell ein ge­
schichtliches Ergebnis, nämlich den 
Prozeß der gesellschaftlichen Rationa­
lisierung, in der Theorie wohl auf­
nimmt, den Prozeß selbst jedoch aus­
klammert, Geschichte negiert und ge­
sellschaftlichen und sozialen Wandel 
ausschließt. " (S. 390) Es wird nirgends 
präzisiert, was mit dem kritisierten 
Paradigma "Neoklassik" eigentlich 
gemeint ist, jedoch geht aus einer an­
deren Stelle, in der M. Blaug mit Jo­
seph Schumpeter in einen Topf gewor­
fen wird, hervor, daß eigentlich viel 
allgemeiner die isolierende Betrach­
tung der Entwicklung des abstrakten 
Analyseinstrumentariums ins Visier 
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genommen werden soll: "Operiert man 
im Sinne von Schumpeter und Blaug 
mit einem neoklassischen Analysein­
strumentarium, so setzt man a priori 
eine marktförmige Ökonomie als di­
stinkten Handlungsraum und moder­
nes ökonomisches Denken als ahisto­
risch voraus. "  (S. 325) 

Es soll hier nicht untersucht werden, 
inwieweit Blaug diese Behauptung 
wirklich trifft - Schumpeter ist hier 
zweifellos das falsche Objekt, wenn 
man sich bloß den einen lapidaren 
Satz aus der Einleitung zu seiner Hi­
story of Economic Analysis in Erinne­
rung ruft, in dem festgestellt wird, 
"that the subject matter of economics 
is itself a unique historical process . . .  
so that, to a large extent, the econo­
mics of different epochs deal with dif­
ferent sets of facts and problems."  (3) 
Andererseits ist jedoch die Entwick­
lung des wissenschaftlichen Analyse­
instrumentariums nicht ausschließlich 
als jeweils eigene Reaktion auf die 
Probleme, welche die Zeit gerade 
stellt, zu erklären, sondern auch durch 
die immanente Logik der Entwicklung 
der Wissenschaft selbst. 

Es ist daher nicht illegitim, diesen 
letzteren Aspekt in den Mittelpunkt 
der Dogmengeschichte/ zu stellen, 
wenn man sich der Grenzen dieser Be­
trachtungsweise bewußt ist - ebenso, 
wie der von Bürgin verfolgte Ansatz 
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legitim und auch produktiv ist, wie 
sein Buch beweist. Die Ablehnung ei­
ner History of Economic Analysis 
schüttet gewissermaßen das Kind mit 
dem Bad aus. - Von solchen metatheo­
retischen Querelen abgesehen hat Al­
fred Bürgin ein inhaltsreiches und in­
teressantes Buch geschrieben, das eine 
stets anregende Lektüre bietet. 

Günther Chaloupek 

Anmerkungen 

(1) Siehe dazu die Rezension der deutschen 
Ausgabe dieses Werkes in dieser Zeit­
schrift: Chaloupek (1994). 

(2) Schumpeter ( 1914) 36 f. 
(3) Schumpeter (1954) 5. 
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DIE ÖKONOMISCHEN FOLGEN 
DES MONARCHIEZERFALLS 

Rezension von: Peter Eigner, Andreas 
Weigel, Außer Streit gestellt. Die 
Österreichische Postsparkasse als 

Modell geldwirtschaftlicher Integra­
tion Mitteleuropas 1883-1938,  Öster­
reichische Postsparkasse, Wien 1992 ,  

111  Seiten; 

Jürgen Nautz, Die Österreichische 
Handelspolitik der Nachkriegszeit 

19 18-1923.  Die Handelsvertragsbezie­
hungen zu den Nachfolgestaaten, 

Böhlau-Verlag, Wien - Köln - Graz 
1994, 603 Seiten. 

Die Auflösung der Sowjetunion und 
die daraus entstehenden Probleme ha­
ben die Aufmerksamkeit vieler Öko­
nomen und Wirtschaftshistoriker auf 
den Zerfall der österreichisch-ungari­
schen Monarchie gelenkt, weil sie an­
nahmen, daß sich aus diesem Prozeß 
für die Gegenwart Lehren ziehen 
ließen. In Österreich hatte dieses For­
schungsobjekt naturgemäß schon län­
gere Zeit das Interesse der Wirt­
schaftshistoriker geweckt. Doch ver­
mögen die gegenwärtigen Studien 
stets neue, relevante Aspekte in den 
Vordergrund zu rücken. 

Eine davon erschien im Zuge der von 
der Postsparkasse entfalteten Initiati­
ve, die Geschichte ihres Hauses von ei­
nem Team jüngerer Wirtschaftshisto­
riker unter Federführung von Univ.­
Doz. Michael Wagner aufarbeiten zu 
lassen. 

Eingangs analysieren P. Eigner und 
A. Weigel darin die Postsparkasse als 
Instrument der geldwirtschaftlichen 
Integration des damaligen Staatsge­
bietes . Durch das dichte Netz der 
Postämter war es der Österreichischen 
- und später auch der ungarischen -
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Postsparkasse möglich, weiteste Krei­
se der Bevölkerung zu bedienen. Dem 
mit der Gründung des Instituts 1873 
aufgenommenen Sparverkehr folgte 
zehn Jahre später der Scheckverkehr 
als weiterer wesentlicher Schritt zur 
wirtschaftlichen Erschließung des 
Landes. 

Kern der Studie jedoch bildet die 
Darstellung der Abläufe nach dem 
Zerfall der Monarchie, als die Nach­
folgestaaten darangingen, jeweils ei­
gene Institute zu gründen. Sie vermit­
telt das auch für andere Bereiche der 
Auflösung des bisherigen Staatsgebie­
tes geltende Charakteristikum einer 
relativ friedlichen und zivilisierten 
Vorgangsweise. Das ging in der Post­
sparkasse so weit, daß sogar Fachper­
sonal für den Beginn der Geschäfts­
tätigkeit der neuen Institute in den 
Nachfolgestaaten zur Verfügung ge­
stellt wurde. Wenngleich manche 
Friktionen in diesem Ablösungsprozeß 
die Transaktionskosten erhöht haben 
müßten, dürften sie sich in diesem 
Sektor noch in engen Grenzen gehal­
ten haben - sieht man von jenen ab, die 
sich natürlich auch im Zahlungsver­
kehr zwischen unterschiedlichen 
Staatsgebieten mit eigener Währung 
ergeben mußten. 

Zwei kleinere Einwände zu dieser 
äußerst verdienstvollen Arbeit seien 
erhoben: Daß das " . . .  Ausmaß der 
wirtschaftlichen Rückständigkeit der 
Donaumonarchie . . . bis heute in der 
wirtschaftshistorischen Forschung 
umstritten . . .  " (S. 12)  sei, trifft wohl im 
Licht der neueren Literatur nicht zu. 
Weiters hätte man sich einige zumin­
dest qualitative Überlegungen über 
die ökonomischen Kosten der Tren­
nung in diesem Bereich gewünscht. 

Eine umfassende Studie dieses 
Komplexes präsentiert J. Nautz (Die 
Österreichische Handelspolitik der 
Nachkriegszeit 1 9 18 bis 1 923) .  Der 
Autor bettet sein eigentliches Thema 
in eine detaillierte Darstellung der ge­
samten wirtschaftlichen und politi­
schen Gegebenheiten in der unmittel-
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baren Nachkriegszeit. Die Arbeit be­
ruht einerseits auf der Auswertung 
einschlägiger Literatur nach dem letz­
ten Stand, aber auch auf eigenen 
Beiträgen. So repräsentieren die Da­
ten über Volumen und Länderstruktur 
des Österreichischen Außenhandels 
1 9 19 eine wichtige, neue quantitative 
Information über die Phase. 

Nautz untersucht zunächst die wirt­
schaftliche Ausgangslage nach dem 
1. Weltkrieg. Welches ökonomische Ge­
wicht kam dem heutigen Bundesgebiet 
im Rahmen der österreichisch-ungari­
schen Monarchie zu? In welcher Weise 
wurde die Österreichische Republik 
von den Friedensverhandlungen in 
St. Germain betroffen? In der Folge 
beschäftigt sich der Autor mit den 
"Problemzonen der Österreichischen 
Nachkriegswirtschaft" ;  er analysiert 
die Ernährungslage, die Kohleversor­
gung, die Situation der Industrie, den 
Zusammenbruch des Verkehrswesens, 
die Inflation, vor allem aber die Politik 
der Banken, deren Aktivitäten ja die 
Entwicklung der Österreichischen 
Wirtschaft während der ganzen Zwi­
schenkriegszeit - in negativer Weise ­
nachhaltig beeinflussen sollte. 

Abgeschlossen wird dieser Abschnitt 
mit einer Untersuchung von Volumen 
und Struktur des Österreichischen Au­
ßenhandels in dieser Phase, und hier er­
weist sich folgendes: Trotz des Zerfalls 
der Monarchie und vielfältiger Han­
delshemmnisse bleibt der Außenhan­
delsanteil der Nachfolgestaaten domi­
nierend. Auf sie entfallen gut die Hälfte 
der Ausfuhren und fast ebensoviel der 
Einfuhren. Demgegenüber fällt der 
Außenhandel mit den anderen - wesent­
lich kaufkräftigeren - Nachbarn, wie 
Deutschland und der Schweiz, wesent­
lich ab. Daraus erhellt die Bedeutung 
der politisch-historischen Determinan­
ten gegenüber den ökonomischen. 

Bemerkenswert bleibt freilich die 
relativ höherer Bedeutung Deutsch-
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lands in der unmittelbaren Nach­
kriegszeit, die in der Folgezeit wieder 
zurückging; ein Phänomen, das noch 
zu verfolgen wäre. Entscheidend für 
die Österreichische Wirtschaftsent­
wicklung wurde allerdings, daß das 
Außenhandelsvolumen dramatisch 
zurückging. Nautz weist darauf hin, 
daß dafür in den unmittelbaren Nach­
kriegsjahren Produktionsbeschrän­
kungen im Inland (mangelnde Roh­
stoffe und Energie) maßgebend gewe­
sen sein dürften - im Lichte der späte­
ren, gedämpften Entwicklung scheint 
das allerdings nur ein Faktor unter 
mehreren gewesen zu sein. 

Nach dieser ökonomischen Ein­
leitung entwickelt Nautz die Leit­
linien der damaligen Österreichischen 
Außenpolitik, in welcher sich der 
realitätsbezogene Renner gegenüber 
dem ideologieverhafteten Bauer 
durchsetzte. Verbalen Anschlußbe­
kundungen zum Trotz wurde sehr 
früh eine Politik der Annäherung an 
die Nachfolgestaaten betrieben. Na­
türlich diktierten in erster Linie die 
Notwendigkeiten des Außenhandels 
diese Politik. Letztlich führte dieser 
Kurs deshalb zum Erfolg, weil die 
Notwendigkeiten von allen Beteilig­
ten, einschließlich der Siegermächte, 
erkannt wurden. 

Dieser Prozeß wird vom Autor auf 
der Basis eigener Archivarbeit detail­
liert beschrieben, wobei er eine Fülle 
interessanter Einzelheiten zutage för­
dert. Insgesamt hat Nautz einen wich­
tigen Beitrag zu einer Periode der 
Österreichischen Wirtschaftsgeschich­
te geleistet, für welche wenige Publi­
kationen vorliegen. Dem Leser wird 
einmal ein umfassender Überblick 
über die ökonomischen Abläufe gebo­
ten, weiters aber eine intensive und 
kenntnisreiche Analyse des Außen­
handels wie der Außenhandelspolitik ­
ein wertvolles Buch. 

Felix Butschek 
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ÖSTERREICHS GESELLSCHAFT 
IM 20.  JAHRHUNDERT 

Rezension von: Ernst Hanisch, 
Der lange Schatten des Staates. 
Österreichische Gesellschafts­
geschichte im 20.  Jahrhundert 

(1890-1990),  Edition Österreichische 
Geschichte in 10 Bänden, Band 10 ,  

Ueberreuter, Wien 1 994, 600 Seiten. 

Große Entwürfe sind rar geworden 
in der Österreichischen Zeitgeschichte. 
Die Geschichte scheint in Geschichten 
zu zerfallen. Innovative Detailergeb­
nisse, in einer Unzahl von Aufsätzen in 
Zeitschriften und Sammelwerken prä­
sentiert, lassen den Überblick vermis­
sen. Die Forschung selbst ist vielfälti­
ger geworden: Eine wie immer defi­
nierte "Sozialgeschichte" hat alte For­
men deskriptiver Politikgeschichte 
abgelöst, das Interesse am Alltag, die 
Darstellung der Bedingtheit von Kul­
tur und Lebensweise und gruppenspe­
zifische Untersuchungen rückten in 
den Mittelpunkt des historiografi­
schen Interesses. Biografische Studi­
en, lange Zeit vernachlässigt, scheinen 
eine neue Renaissance zu erleben. Mit 
Recht fordern Frauen ihren Anteil an 
einer bisher überwiegend von Män­
nern erforschten und dargestellten 
Geschichte. Kritische Lokal- und Re­
gionalstudien gehören heute bereits 
zum unverzichtbaren Repertoire der 
Geschichte. Diese Vielfalt der Themen 
und Inhalte findet seine Entsprechung 
in einer nahezu unüberschaubaren 
Fülle theoretischer Ansätze, die Ge­
meinsam- und Vergleichbarkeiten 
kaum noch zulassen. Umso erfreuli­
cher ist es, wenn doch der Versuch ei­
ner Zusammenschau, einer über einen 
längeren Zeitraum veranschlagten Ge-
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schichte unseres Landes und seiner 
Gesellschaft gemacht wird. 

Ernst Hanisch hat sich der Tortur 
unterzogen, eine österreichische Ge­
sellschaftsgeschichte der Jahre 1 890 
bis 1990 zu verfassen. Um es vorweg 
zu schreiben: Es ist ein gelungenes Un­
terfangen, soweit die Integration ver­
schiedener geschichtstheoretischer 
Ansätze und Betrachtungsweisen 
überhaupt möglich ist. Im Rahmen ei­
ner breit und offen konzipierten Theo­
rie der Modernisierung versuchte der 
Autor mit der Kategorie von sich ver­
änderten Lebenschancen Wirtschaft, 
Politik und Kultur in ihrer Bedingt­
heit und Entwicklung zu skizzieren. 
Dieser Ansatz ermöglicht die Rezep­
tion verschiedener Subtheorien und 
Teilansätze, ohne den Blick auf das 
Ganze, auf Traditionen und Brüche, zu 
verlieren. Gewiß, ein derartig umfang­
reiches Werk muß den Spezialisten für 
bestimmte Epochen oder Themen her­
ausfordern, zumal dann, wenn er seine 
Ansichten nicht im Detail wiedergege­
ben oder entsprechend bewertet sieht. 
In Hinblick darauf wären vom Rezen­
senten denn auch viele Anmerkungen 
zum vorliegenden Werk anzubringen, 
insbesondere wenn sich der Autor hier 
und da zu sehr in die lockere Aneinan­
derreihung politischer und strukturel­
ler Ereignisse und Mechanismen ver­
liert, oder - dies scheint überhaupt ein 
Defizit zu sein - der Rezeption der po­
litischen Ereignisse durch die Bevöl­
kerung - bzw. deren Schichten und 
Klassen - zu wenig Beachtung ge­
schenkt wird und regionale Tradi­
tions- und Mentalitätsunterschiede zu 
wenig begreifbar gemacht werden. 

Auch bestimmte vom Autor vorge­
nommene Gewichtungen sind nur mit 
Schwierigkeiten oder kaum nachvoll­
ziehbar: Werden etwa in der Darstel­
lung des Nationalsozialismus die 
Herrschaftsstruktur und ihre Träger 
einer relativ detaillierten Analyse un­
terzogen, so fehlt eine Betrachtung der 
unter der Ebene der gesetzgebenden 
Körperschaften angesiedelten Institu-
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tionen und Verbände sowie ihrer Poli­
tik für die Zeit der 2. Republik. Die 
Sozialpartnerschaft in ein paar Zeilen 
als "Phantom" abzuhandeln, "ohne 
Adresse, ohne Telefon informell und 
ohne demokratische Kontrolle, als 
Provisorium gedacht" (S. 432), ent­
spricht wohl nicht den realen Verhält­
nissen, wiewohl überhaupt der in die­
sem Zusammenhang aufgezeigten 
"Analyse " nicht zu folgen ist. 

Man merkt es an allen Ecken und 
Enden, Hanisch ist Gefangener seiner 
in der Einleitung formulierten These, 
"daß sich in Österreich eine besonders 
starke staatlich-bürokratische Tradi­
tion entfaltet hat, daß Modernisierun­
gen häufig von oben ausgehen, daß 
sich die ,bürgerliche Gesellschaft' nie 
so recht vom Staat freispielen kann" : 
Die Darstellung der Politik dominiert 
den "langen Schatten des Staates" .  
Den sozio-kulturellen Bewegungen 
"auf ebener Erde" ,  dem Mit- und Ge­
geneinander auf lokaler und regiona­
ler Ebene, den auf die "große Politik" 
wirkenden Gruppen- und Partial­
interessen bestimmter Lobbys, wird 
kaum Beachtung geschenkt. Der Fra­
ge, ob und in welcher Form somit das 
sogenannte "Basisverhalten" konstu­
tiv für die politische Entwicklung war, 
wird zu wenig nachgegangen. 

Auch das einleitend erwähnte Kon­
zept der Lebenschancen als for­
schungsleitendes Interesse scheint für 
den Leser nicht stringent durchgehal­
ten. Nahmen etwa im Laufe der Jahr­
zehnte, nur unterbrochen durch Krie­
ge und deren Folgen, die individuell 
fühl- und erlebbaren Aussichten einer 
Lebensplanung für einen längeren 
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Zeitraum zu, so scheinen sich gegen 
Ende des 20 .  Jahrhunderts die Erwar­
tungs- und Handlungszyklen im Zei­
chen eines beschleunigten, strukturel­
len Wandels, der völlig neue, bisher 
nicht gekannte Anforderungen an die 
einzelnen stellt, wieder zu verkürzen. 
Klassen, Lager, Milieus und Familie 
brechen auseinander, die Loyalität zu 
Großgruppen, wie Kirche, Parteien 
oder Verbände, sinkt. Das Biogra­
fisch-individuelle scheint das Kollek­
tiv-solidarische abzulösen. Diesen 
Folgen der teilweise erst im Laufe der 
achtziger Jahre spürbaren Verände­
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft 
wird von Hanisch im Schlußkapitel zu 
wenig Rechnung getragen. 

Ungeachtet dieser Einwände, die 
den Wert des vorliegenden Werkes 
nicht zu schmälern beabsichtigen, bie­
tet das Buch eine unverzichtbare Zu­
sammenschau der kulturellen, wirt­
schaftlichen und politischen Entwick­
lung Österreichs im 20.  Jahrhundert. 
Insbesondere die lockere Sprache, die 
lässige Art der Formulierung kompli­
zierter Entwicklungen (die so man­
che[n] Expertin[en] die Haare zu Berge 
stehen lassen) machen das Buch auch 
für Laien interessant und ermöglichen 
einen leicht lesbaren Einblick in die 
Österreichische Gesellschaftsgeschich­
te. Es ist denn auch nicht unangemes­
sen, vielmehr ein Beitrag zur Hebung 
der Ausbildungsqualität, Maturanten 
aus Geschichte und angehenden Hi­
storikern dieses Buch - anstatt der auf 
Hochglanzpapier gedruckten, auf­
wendig bebilderten, aber inhaltlich 
meist mangelhaften Lehrbüchern - zur 
Pflichtlektüre vorzuschlagen. 

Klaus-Dieter Mulley 
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ÖKONOMISCHE UND RECHT­
LICHE GRUNDLAGEN DER 

GEMEINNÜTZIGEN WOHNUNGS­
WIRTSCHAFT 

Rezension von: Karl Korinek, Ewald 
Nowotny (Hrsg.), Handbuch der 

gemeinnützigen W ohnungswirtschaft, 
Orac Verlag, Wien 1993 ,  488 Seiten, 

öS 1 .500,-. 

Der 65 .  Geburtstag von Dr. Alfred 
Holoubek, einem langjährigen Funk­
tionär der gemeinnützigen Wohnungs­
wirtschaft, war Anlaß, verschiedene 
Ökonomen und Juristen einzuladen, in 
diesem Handbuch in insgesamt 20  
Fachkapiteln ihre Sicht der wirt­
schaftswissenschaftlichen und rechtli­
chen Grundlagen der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft darzulegen. 

"Geschichte und Entwicklung der 
Gemeinnützigen Bauvereinigungen in 
Österreich" betitelt Klaus Lugger sei­
nen einführenden Beitrag über die hi­
storischen Grundlagen der gemeinnüt­
zigen Wohnungswirtschaft. 

Ausgehend von vereinzelten Ant­
worten auf die im 19 .  Jahrhundert ra­
pide zunehmende Wohnungsnot, die 
von Gemeinden, kirchlichen Einrich­
tungen sowie einigen Dienstgebern ge­
setzt wurden, entwickelte sich auf­
grund des Vereinspatentes von 1852 
und des 1873 ergangenen Gesetzes 
über die Erwerbs- und Wirtschaftsge­
nossenschaften erstmals eine organi­
sierte Form der Selbsthilfe im Rahmen 
von Baugenossenschaften. Die Genos­
senschafter mußten aber hohe Eigen­
mittel aufbringen. 

Erst 1907/1908 wurden Mittel des 
Staates gezielt für "Wohnbauförde­
rung" eingesetzt, die Höhe dieser Mit­
tel war aber unzureichend ("Kaiser 
Franz Josef I. Regierungs-Jubiläums­
fonds 1908") .  In diesem Regulativ 
wurde der eigentliche Beginn einer in 
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ihren Grundzügen noch heute vorlie­
genden Form der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft gelegt, da darin 
bis heute gültige Prinzipien (Be­
schränkung der Gewinnausschüttung, 
kostendeckende Mieten, Pflicht der 
Revision etc.) festgelegt waren. 

Die Not nach dem Ersten Weltkrieg 
und der fehlende private Wohnungs­
bau brachten vor allem in Wien eine 
mächtige Siedlerbewegung hervor, die 
in Form von Selbst- und Nachbar­
schaftshilfe Reihenhäuser zu errichten 
begann. Aus dieser Zeit stammt auch 
die Parole "Gebt uns Land, Holz und 
Stein, und wir machen Brot daraus" .  
Die Siedlerbewegung machte Anfang 
der zwanziger Jahre ca. 55 Prozent des 
gesamten Wohnprogramms in Wien 
aus. Ab etwa 1924 drängte der enorme 
Gemeindewohnungsbau in Wien die 
Bedeutung der gemeinnützigen Wohn­
bautätigkeit weiter zurück. 

Mit der Machtübernahme der Natio­
nalsozialisten 1938 wurden die Genos­
senschaften als die Art der gemeinnüt­
zigen Bauträger, die vom Staat nicht 
so einfach zu kontrollieren waren, 
zurückgedrängt. 

Nach dem Krieg erlebte die ge­
meinnützige Wohnungswirtschaft eine 
gewaltige Entwicklung. Diese begrün­
det sich auf die umfangreiche staatli­
che Hilfe durch den enormen Ausbau 
der staatlichen Förderung und die 
Vergabe von Wohnbauförderungsmit­
teln an gemeinnützige Bauvereinigun­
gen. Der von der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft verwaltete Woh­
nungsbestand stieg so von 45.000 im 
Jahre 1945 auf über 600.000 im Jahre 
1992 .  

Klaus Lugger schließt an diese hi­
storischen Betrachtungen Bemerkun­
gen über die Zukunftsperspektive des 
gemeinnützigen Wohnbaus an. Bezo­
gen auf die derzeit vermehrt geäußerte 
Kritik an der gemeinnützigen Woh­
nungswirtschaft meint er, daß sich die 
Tätigkeit der Genossenschaften und 
der Kapitalgesellschaften weiterhin 
dem Ziel unterzuordnen hat, sich um 
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den kleinen und mittleren Verdiener 
zu kümmern und ihm eine langfristige 
Sicherheit zu bieten. Das gemeinnüt­
zige Kapital, hier meint Lugger wohl 
vor allem die staatlichen Förderungs­
mittel, die gemeinnützige Bauvereini­
gungen erhalten, müsse massiv den 
untersten Einkommensschichten zu­
geführt werden: "Wenn dieses Ziel aus 
den Augen verloren wird, gibt es für 
die ,Gemeinnützigen' in ihrer heutigen 
Form keine Zukunft. "  

Ewald N owotny und Wolfgang 
Heidl behandeln die verschiedenen so­
zial- und gesellschaftswissenschaftli­
chen Aspekte, die bei der Auseinan­
dersetzung mit dem Begriff "Wohnen" 
in Betracht zu ziehen sind. Neben ei­
ner Untersuchung der ökonomischen 
Charakteristika von Wohnungsmärk­
ten, welche die Autoren als höchst un­
vollkommene Märkte klassifizieren, 
werden die verschiedenen Verflech­
tungen der Wohnungsmärkte mit an­
deren Wirtschaftsbereichen und Fra­
gen der Einkommens- und Vermö­
gensverteilung besonders betrachtet. 

Nach einer Analyse der methodischen 
Probleme und empirischen Ergebnisse 
von Wohnungsbedarfsprognosen erör­
tern sie verschiedene Instrumente der 
Wohnungspolitik in Österreich. Be­
standsorientierte Instrumente wie Miet­
rechtsgesetz, einkommensabhängige 
Beihilfen für Mieter und Wohnhaus­
sanierungsförderung werden neubau­
orientierten Instrumenten - Wohnbau­
förderung, steuerliche Bestimmungen, 
Bausparen - gegenübergestellt. 

Zwar wurden in den letzten Jahren 
durchschnittlich 73 Prozent aller jähr­
lich neuerrichteten Wohnungen im 
Rahmen der staatlichen Wohnbauför­
derung unterstützt, die seit der Ver­
längerung der Förderungsbestimmun­
gen zunehmende Wohnbauförderung 
mittels Annuitätenzuschüssen ist aber 
zu kritisieren, da der Erfolg stark von 
den Zinsforderungen der jeweiligen 
Banken abhängig ist. 

Vor allem in städtischen Regionen 
entfalten gemeinnützige Bauvereini-

2 1 2  

2 1 .  Jahrgang (1 995), Heft 1 

gungen sehr starke Bautätigkeiten. So 
werden etwa in Wien 23 ,4 Prozent al­
ler Wohnungen von diesen verwaltet. 
In der letzten Zeit ist ein merklicher 
Rückgang von deren Bautätigkeit in 
Ballungszentren zu beobachten. So 
haben diese noch 1 989 74 Prozent der 
Gesamtbauleistung in Graz erbracht, 
1 9 9 1  waren es nur mehr 26 Prozent. 
Ähnlich große Differenzen gab es in 
Innsbruck und Bregenz. 

Die Rolle der gemeinnützigen Woh­
nungswirtschaft im Rahmen der Öster­
reichischen Wohnungspolitik ist unbe­
stritten eine sehr bedeutende, allge­
mein und auch in diesem Beitrag wird 
jedoch vergessen, daß die umfangrei­
che Bautätigkeit nur im Zusammen­
hang mit der massiven staatlichen 
Förderung möglich war. Die daraus 
resultierende Rolle der gemeinnützi­
gen Wohnungswirtschaft als "Treu­
händer" der öffentlichen Hand wäre 
stärker herauszustreichen. 

Abschließend bieten N owotny und 
Heidl noch einen Abriß über die Situa­
tion der gemeinnützigen Wohnungs­
wirtschaft in Deutschland, Schweden, 
Großbritannien und Frankreich. 

Mit "Baulandentwicklung und Woh­
nungspolitik als vernetztes System" 
hat Hubert Zeitlhofer eines der in der 
Gegenwart und in Zukunft brennend­
sten Probleme des sozialen Wohnbaus 
aufgegriffen. Er hebt in seinem Bei­
trag die Problematik der rasant stei­
genden Bodenpreise hervor und kriti­
siert sehr heftig die mangelnde Bereit­
schaft, Baulandpolitik und Woh­
nungspolitik aufeinander abzustim­
men. Alle politischen Parteien würden 
sich zu den sozialen Verpflichtungen 
des Eigentums an Grund und Boden 
bekennen, jedoch werden keine wirk­
samen Maßnahmen gegen die Boden­
spekulation getroffen. 

In diesem Zusammenhang muß der 
Rezensent aber anmerken, daß auch 
verschiedene gemeinnützige Bauverei­
nigungen in der Vergangenheit das 
Steigen der Bodenpreise - durch ge­
genseitige Konkurrenzierung am Bo-
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denmarkt und durch Fremdmittelfi­
nanzierung des Grundstückerwerbs -
mitverursacht haben. Auch die 
großzügige gesetzliche Regelung be­
züglich der Verzinsung der Mittel, die 
für die Grundkosten aufgewendet 
wurden, geht auf eine Initiative der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 
zurück. Dies kann sicher nicht als Bei­
trag zur Verminderung der Grundko­
stenbelastung der Nutzer angesehen 
werden. 

Über Zustand und Wirkung der ge­
samten Wohnungspolitik meint Zeitl­
hofer, daß vor allem in den letzten 
zwanzig Jahren die soziale Kompo­
nente der Wohnungspolitik nur noch 
in sehr geringem Maße beachtet wird. 
"Die Ausgrenzung der ärmeren Bevöl­
kerung aus der Reichweite staatlicher 
Wohnungspolitik, die Ausbeutung der 
Gastarbeiter am freien Wohnungs­
markt sowie die für den unteren Teil 
des gesellschaftlichen Mittelstandes 
bereits annähernd unerschwinglich 
hohen Wohnungskosten führen bereits 
jetzt zu großen sozialen Spannungen, 
die jedoch verdrängt werden. "  

Die Verantwortung dafür nur auf 
eine verfehlte staatliche Wohnungspo­
litik abzuschieben, erscheint nach 
Meinung des Rezensenten aber zu ein­
fach, könnte doch die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft aus eigenem 
ihren Beitrag leisten. Warum werden 
die günstigen Mietwohnungen in be­
reits etwas älteren Bauten bei ihrer 
Neuvermietung nicht bevorzugt an die 
besonders einkommensschwachen 
Haushalte vergeben? Warum werden 
in der Praxis bei der Vergabe geför­
derter Wohnungen Gastarbeiter nicht 
entsprechend berücksichtigt? 

In ihrem Kapitel "Zur politischen 
Ökonomie der Wohnungsgemeinnüt­
zigkeit" erörtern Wolfgang Blaas und 
Brigitta Brezina zuerst unter den Ab­
schnitten "Marktsteuerung, Marktver­
sagen" sowie "Staatsintervention und 
Staatsversagen" die ordnungspoliti­
sche Diskussion in der Wohnungswirt­
schaft. Die wichtigste negative Folge 
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eines "freien" Wohnungsmarktes sei 
das Ausschließen der nicht kaufkräfti­
gen Nachfrager vom Markt. Daraus 
resultieren Überbelag in schlechten 
und kleinen Wohnungen sowie Ob­
dachlosigkeit. Auch Blaas und Brezina 
sehen das Staatsversagen in der Tatsa­
che, daß ein Großteil der Wohnbauför­
derungsmittel an den ärmeren Schich­
ten vorbeifließt und den mittleren 
bzw. oberen Einkommensschichten 
zukommt. 

Das Beispiel, daß den zwar beim 
Kauf einer geförderten Eigentums­
wohnung noch förderungswürdigen 
Käufern einige Jahre später nach Prü­
fung ihrer Einkommenssteigerungen 
nicht etwa die laufenden Rückzahlun­
gen angehoben werden, sondern sogar 
vorzeitige, begünstigte Rückzahlun­
gen mit Nachlässen auf das ausstehen­
de Darlehen bis zu 50 Prozent angebo­
ten werden, sei hier ebenfalls als un­
verständliche "Superförderung" von 
mittleren und oberen Einkommens­
schichten erwähnt. 

Nach einer ausführlichen Darstel­
lung der Leistungen der gemeinnützi­
gen Wohnungswirtschaft in Österreich 
bieten Blaas und Brezina im Hinblick 
auf ihre Kritik der unzureichenden 
verteilungspolitischen Treffsicherheit 
der Wohnbauförderung Vorschläge 
zur Reform: Die Förderung von Eigen­
tumswohnungen soll eingeschränkt 
werden, Eigenmitteleinzahlungen der 
Mieter abgeschafft und die Vergabe 
der Wohnungen nach erkennbaren so­
zialen Kriterien durchgeführt werden. 
Durch Förderung der Konkurrenz der 
Bauvereinigungen untereinander sol­
len die Kosten gesenkt werden. 

Auch Markus Marterbauer sieht 
"Verteilungspolitische Probleme der 
Wohnungspolitik" .  Er meint, daß vor 
allem die Einkommensgrenzen für die 
Förderungswürdigkeit zu hoch ange­
setzt sind. Weiters sind aufgrund der 
Wohnbauförderungsvorschriften der 
meisten Bundesländer die Eintritts­
barrieren in den geförderten Wohnbau 
für Bezieher niedriger Einkommen in-
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akzeptabel hoch. Marterbauer fordert 
Mietzinsobergrenzen im privaten Alt­
hausbereich, eine Fehlbelagsabgabe 
im geförderten Wohnbau für ur­
sprünglich begünstigte Personen, die 
jedoch nunmehr aufgrund der Ein­
kommensdynamik weit besser gestellt 
sind, und die weitgehende Konzentra­
tion der Neubautätigkeit auf den 
Mietwohnungsbereich. 

Weitere wirtschaftswissenschaftli­
ehe Grundlagen werden von Eva 
Bauer in ihrem Beitrag "Betriebswirt­
schaftliche Aspekte der Wohnbaufi­
nanzierung" und von Peter Mooslech­
ner in "Das System der Wohnbaufi­
nanzierung in makroökonomischer 
Perspektive" untersucht. 

"Objektförderung versus Subjekt­
förderung" betitelt Edwin Deutsch 
seinen Beitrag. Die Thesen, Risiken 
und Kosten beider Förderungssysteme 
werden eingehend problematisiert. 
Deutsch tritt für den Ausbau der Sub­
jektförderung unter grundsätzlicher 
Beibehaltung des Mischsystems aus 
Objekt- und Subjektförderung ein. 

Gerhard Schuster beschäftigt sich 
mit Strukturfragen der gemeinnützi­
gen W ohnungswirtschaft. Bei der Dis­
kussion der politischen Funktion und 
des gesetzlichen Auftrags der gemein­
nützigen Wohnungswirtschaft kriti­
siert er die mangelnde Konkretheit der 
staatlichen Zielvorgaben. Daraus 
kann man schließen, daß auch Schu­
ster die gemeinnützige Wohnungs­
wirtschaft als verlängerten Arm der 
staatlichen Wohnungspolitik sieht und 
daher zu Recht deutlichere Vorgaben 
fordert. 

Der Verfassungsgerichtshof defi­
niert den verfassungsrechtlichen 
Kompetenztatbestand "Volkswoh­
nungswesen" und zählt dazu "die Vor­
sorge für die Bereitstellung von Klein­
und Mittelwohnungen, wie sie in der 
Regel für die minderbemittelten Be­
völkerungskreise in Betracht kommen 
und überwiegend zur Befriedigung des 
Wohnbedürfnisses breiter Schichten 
benützt werden - sowie die Regelung 
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der Wohnungswirtschaft, soweit sie 
solche Wohnungen zum Gegenstand 
hat" .  Der konkreten Wohnrechtsge­
setzgebung mangelt es jedoch an kla­
ren umverteilungspolitischen Zielen. 
Nicht nur der Bundesgesetzgeber hat 
im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
1979  nur sehr allgemeine wohnungs­
politische Zielsetzungen vorgegeben, 
auch die Wohnbauförderungsgesetze 
der Länder bieten oft keine ausrei­
chend determinierten Vorgaben. 

Weiters unterzieht Schuster ver­
schiedene strukturerhaltende Bestim­
mungen des WGG einer kritischen 
Prüfung. Dabei handelt es sich insbe­
sondere um die Fragen der Bedarfs­
prüfung und Baupflicht, der Pauscha­
lierung der auf die Nutzer überwälz­
baren Kosten für Bauverwaltung und 
Verwaltung, des Kostendeckungsprin­
zips sowie um die bereits oft diskutier­
te Frage, ob der Geschäftskreis von ge­
meinnützigen Bauvereinigungen aus­
geweitet oder eingeschränkt werden 
sollte. 

Einer besonderen Form der gemein­
nützigen Bauvereinigungen widmet 
Herbert Ludl seinen Beitrag. "Die 
Österreichische Wohnbaugenossen­
schaft" erscheint dem Leser nach der 
eingehenden Betrachtung seiner 
Rechtsnatur und ihrer anderen We­
sensaspekte nicht mehr als unbekann­
tes Wesen. 

Der Rezensent vermißt jedoch die 
kritische Hinterfragung einiger theore­
tischer Gesichtspunkte anhand der von 
verschiedenen Genossenschaftern in 
der Praxis geäußerten Beschwerden. 
Insbesondere wird immer wieder Un­
behagen über die Art und Form der 
Willensbildung in größeren Genossen­
schaften geäußert und das Fehlen eines 
"guten direkten Drahtes" zwischen 
Genossenschaftern und Vorständen 
beklagt. Gerade vom Autor, der Vor­
standsmitglied mehrerer großer Ge­
nossenschaften ist, wäre eine Diskus­
sion darüber zu erwarten gewesen. 

In "Wohnungsgemeinnützigkeit 
2000 - Blick in die Zukunft" beschäf-
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tigt sich Karl Wurm u. a. mit der vor 
allem vor einigen Jahren heftig ge­
führten Diskussion bezüglich des Ei­
genkapitals der gemeinnützigen Bau­
vereinigungen. Für die Zukunft des 
sozialen Wohnbaus sieht Wurm jeden­
falls auch Handlungsbedarf der öf­
fentlichen Hand beim Kostenfaktor 
Baugrund. Weiters tritt er für eine La­
stenverteilung zwischen den Genera­
tionen ein, für eine sukzessive Anhe­
bung der Altmieten - eine Fehlbele­
gungsabgabe hält Wurm wegen der 
Effizienzverluste aus einem erhöhten 
bürokratischen Verwaltungsaufwand 
nicht für zielführend - sowie für An­
passungen im Wohnbauförderungssy­
stem. 

In den ersten beiden Kapiteln des 
Abschnitts "Rechtliche Grundlagen 
der gemeinnützigen Wohnungswirt­
schaft" haben Bernhard Rasehauer die 
verfassungsrechtlichen Rahmenbedin­
gungen und Berd-Christian Funk die 
zivilrechtliehen Grundprinzipien des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsrechtes 
sehr informativ und umfassend darge­
legt. 

Gemäß § 1 Abs. 2 Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz (WGG) haben gem­
einnützige Bauvereinigungen ihre Tä­
tigkeit unmittelbar auf die Erfüllung 
dem Gemeinwohl dienender Aufgaben 
des Wohnungs- und Siedlungswesens 
zu richten. Diese leitende Zielvorstel­
lung des Wohnungsgemeinnützig­
keitsrechtes erlebt ihre Ausformung in 
§ 7 WGG, wo der zulässige Geschäfts­
kreis einer gemeinnützigen Bauverei­
nigung festgelegt ist. Dieser tragenden 
Regelung des WGG widmet Michael 
Holoubek sein Kapitel "Die Ge­
schäftskreisregelung als Kernstück 
des WGG" .  Neben der Behandlung 
von Zielsetzung, Funktion und Aus­
wirkung der Geschäftskreisregelung 
bietet Holoubek auch eine äußerst de-
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taillierte Auseinandersetzung mit Art 
und Umfang der nach der Geschäfts­
kreisregelung des WGG zulässigen 
Tätigkeiten von gemeinnützigen Bau­
vereinigungen. 

Karl Korinek beschäftigt sich mit 
Funktion, Aufbringung, Sicherung 
und Verwendung des Eigenkapitals 
der gemeinnützigen Bauvereinigun­
gen. Besonderes Augenmerk legt er auf 
verschiedene Gefahren des Abflusses 
von gemeinnützigen Zwecken gewid­
metem Kapital. 

"Das dichte Netz von Aussicht und 
Kontrolle" von Bernd Scherz spannt 
den Bogen von der Prüfung der ge­
meinnützigen Wohnungsunternehmen 
durch den Revisionsverband und 
durch die Landesregierung bis hin zur 
Prüfung durch den Rechnungshof. Der 
Autor vermeidet aber eine Auseinan­
dersetzung mit der Frage, ob eine Prü­
fung der gemeinnützigen Bauvereini­
gungen durch ihre eigene Interessen­
vertretung wirklich objektiv erfolgt 
bzw. erfolgen kann. 

Betrachtungen über Gemeinnützig­
keit und Steuerrecht, Gemeinnützig­
keit und Wohnbauförderungsrecht so­
wie eine Erörterung der europarechtli­
chen Rahmenbedingungen der ge­
meinnützigen Wohnungswirtschaft 
bilden den Abschluß des Abschnittes 
über die rechtlichen Grundlagen für 
die gemeinnützige Wohnungswirt­
schaft. 

Zusammenfassend kann gesagt wer­
den, daß der Leser mit diesem Werk 
eine ausführliche Betrachtung ver­
schiedener Aspekte der gemeinnützi­
gen Wohnungswirtschaft vorfindet, 
wenngleich eine kritische Auseinan­
dersetzung mit der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft und entspre­
chende Reformvorschläge zu kurz 
kommen. 

Walter Rosifka 
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SENTIMENTALE POLITIK 

Rezension von: Cora Stephan, 
Der Betroffenheitskult. 

Eine politische Sittengeschichte, 
Rowohlt, Berlin 1993,  1 9 1  Seiten, 

DM 29,80.  

Die begabte Essayistin und Polemike­
rin, eine scharfe Beobachterin der Zeit­
ereignisse, bemüht sich, eine Grund­
these plausibel zu machen: Wir leiden 
unter einem "Betroffenheitskult" ,  der 
demokratische Verfahren, gestaltende 
Politik und nationale Identität zuneh­
mend ersetzt - aber eben in Wahrheit 
nicht ersetzen kann. Die These ist nicht 
neu, aber gut, und die Autorin versteht 
es mit ihrem farbig-flotten Stil, sie an 
Details plausibel zu machen. Dabei fal­
len Erkenntnisse ab über die aktuelle 
Parteienentwicklung in Deutschland, 
das Erbe der Achtundsechziger, das Na­
tionsdilemma, die moderne Konsum­
kultur und vieles andere. Es geht natür­
lich um eine Skizze der gegenwärtigen 
Bundesrepublik; aber da sich die Öster­
reicher oft weniger von den Deutschen 
unterscheiden als sie sich einbilden, ist 
das Buch auch zur austriakischen 
Selbstbesinnung brauchbar. Einige 
Stichworte sollen auf das Lesevergnü­
gen vorbereiten. 

1 .  Was ist der Betroffenheitskult? 
"Der Betroffenheitskult, oder, sagen 
wir es freundlicher, das tagtägliche 
Engagiertsein, ein moralisches, ein 
bisweilen sentimentales Verhältnis zur 
Welt ist insbesondere den ,gutwilligen 
Kreisen' der Bundesrepublik zum Er­
satz einer nationalen Identität gewor­
den." (S. 17)  Wir finden diesen Kult 
überall, am "Betroffenheitsgestus po­
litischer Minderheiten" (S. 3 1} wie 
auch am allgegenwärtigen "Gefühls­
sprech" (S. 1 8} .  

2 .  Was sind die Folgen des Betroffen­
heitskults für die Politik? "Das Vorur-
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teil, daß, wer Gefühl zeige, der ehr­
lichere Mensch sein müsse, fegt im 
heutigen politischen Geschäft dem 
schlitzohrigen Selbstdarstellertalent 
die Bühne frei. "  (S. 41)  In der gefühls­
echten Antwort sind mittlerweile alle 
geübt. Wer über Sachverhalte reden 
und Argumente einbringen will, gilt als 
gefühlskalt und obszön, er scheint et­
was zu verbergen. Politik wird daher 
zunehmend sentimentalisiert, Wahlen 
werden zu ausschließlichen Ge­
schmacksurteilen. "Im Konfliktfall 
verlassen sich die Deutschen nicht auf 
Institutionen, Regeln und Kontrollme­
chanismen, sondern fordern panisch 
das Unmögliche: den guten Menschen, 
,Politik in erster Person' ,  Unmittelbar­
keit."  (S. 1 3 1) Das aber ist ein tiefes 
Mißverständnis einer demokratischen 
Ordnung, deren Wesen eben nicht dar­
in besteht, daß sie ihre Kommando­
brücken mit Heiligen bestückt, son­
dern die darauf baut, daß ihre Regelsy­
steme und Kontrollmechanismen aus­
reichen, einen Kurs zu steuern, der im 
großen und ganzen den Wünschen der 
Menschen entspricht. Die neuen Politi­
kertypen sind versiert in der Bekun­
dung von Glaubwürdigkeit und Nach­
denklichkeit, sie verweisen die Pflicht 
souverän unter die Sekundärtugenden 
und bekunden, sich von der Politik 
nicht "verbiegen" lassen zu wollen. 

3. Sind denn Formalitäten besser als 
Betroffenheiten? In der Tat: Denn die 
(basisdemokratisch -emotionelle) Pali­
tisierung der Bürger geht einher mit 
der Entwertung der etablierten Politik, 
die allseitige Demokratisierung mit ei­
ner zunehmenden Ignorierung demo­
kratischer Grundmechanismen. Aber 
genau daran ist zu erinnern: daß die 
Demokratie letztlich von Formalitäten 
lebt (wie im Konfliktfall leicht erkenn­
bar ist); daß der moralische Aufschrei 
nicht weit reicht, wenn es der Staat 
verabsäumt, sein Gewaltmonopol 
durchzusetzen; daß Höflichkeit nicht 
repressives Relikt einer heuchlerischen 
Gesellschaft ist, sondern einen über­
lasteten und unsicheren öffentlichen 
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Raum strukturiert. Der Verlust der 
Höflichkeit, des "guten Benehmens" ,  
ist überhaupt charakteristisch: Ritua­
lisierte Verkehrsformen haben den 
Sinn, den einzelnen in die Lage zu set­
zen, mit unbekannten Menschen, de­
nen er gefühlsmäßig nicht verbunden 
ist, zu verkehren; sie sind "Rettungsan­
ker der Zivilität" (S. 65).  Gerade da sie 
nicht mehr "höflich" sind, tun sich die 
Individuen heutzutage schwer mitein­
ander. Das ist kein elitäres Getue: Viel­
leicht wäre es besser, zu den Auslän­
dern höflich zu sein, statt das absurde 
Ansinnen zu stellen, sie zu lieben. 

4. Ist Politikverdrossenheit aus der 
Betroffenheitsattitüde zu erklären? So 
ist es. Das bißchen Bereicherungslust 
und Amtsmißbrauch, das es immer 
(und meist in größerem Ausmaß) gege­
ben hat, rechtfertigt ohnehin nicht die 
allseitige Entrüstung über die politi­
sche Klasse: Nicht nur, daß Führungs­
kräfte in der Wirtschaft (bei leichteren 
Jobs) das Zigfache dessen verdienen, 
was Politiker nach Hause tragen, auch 
die Entrüstung über falsche oder feh­
lende Politikentscheidungen wäre 
weit eher am Platz als jene über Un­
terschleife da und dort . "Die kleinen 
Sünden der Politiker sind das Spiel­
material, mit denen ihr politischer 
Gegner sie gegebenenfalls aus dem 
Geschäft räumen kann, begleitet vom 
Beifall der Öffentlichkeit. "  (S. 35)  Die 
verdrossene Betroffenhei tshal tung 
schlägt auch auf den Bürger zurück. 
Die politische Klasse hat der "Basis" 
ihre Gestaltungsansprüche bereits 
zurückgespielt; die These von der Do­
minanz der "Gesellschaft" gegenüber 
der "Politik" ist "von einer progressi­
ven Behauptung des mündigen Bür­
gers gegen den Obrigkeitsstaat . . .  zum 
Entlastungsangriff der politischen 
Klasse auf den verdrossenen Bürger 
geworden" (S. 36) .  Immer öfter wird 
den Bürgern (mit Recht) vorgehalten, 
man könne nicht für alles den Staat 
verantwortlich machen; Umdenken 
müsse bei der Gesellschaft beginnen. 
Zugleich aber beobachtet man die 
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"Grenzen des Engagements" (S. 70) ,  
eine beginnende Partizipationsverwei­
gerung der Bürger, deren Betroffen­
heit von den Politikern nunmehr ein­
gefordert wird. 

5 .  Waren an all dem nicht auch die 
Achtundsechziger schuld? "Die ei­
gentlichen Greise sind wir, die 
40jährigen Kinder der Bundesrepu­
blik Uns hat das Erdbeben (von 1989) 
kalt erwischt" ,  sagt Patrick Süskind. 
Aber kann man den ältlich geworde­
nen Quasi-Revolutionären wirklich al­
les auflasten? Diese Generation, so 
Cora Stephan, hat wahrlich keinen 
Grund, sich zu feiern, sie eignet sich 
aber auch nicht als Sündenbock für je­
den Mangel der modernen Zeit. Die 
"Marschierer durch die Institutionen" 
haben sich die Bundesrepublik, als 
mittlerweile durch ihr Wirken freund­
licheres und unordentlicheres Land, 
längst angeeignet, so sehr sogar, daß 
sie sich 1989 das Erworbene, wie wei­
land die Eltern, nicht kaputtmachen 
lassen wollten. Mit schneidender 
Schärfe stellt die Autorin fest: "Kon­
kurrenzlos mies war der Mittelklasse­
Affekt der linksliberalen Schickeria 
gegen die bei Aldi dem ,DM-Nationa­
lismus' (Habermas) hinterherlaufen­
den Bananen-Zonis, eine Konsumver­
achtung, die jenen besonders gut zu 
Gesicht stand, die ihre Austernphase 
bereits hinter sich hatten. "  (S. 82) 

6 .  Haben die Akteure dieser Genera­
tion ihre seinerzeitigen Fehler er­
kannt? Viele genieren sich heute. 
"Wenn man sich heute die Filme von 
'68 anschaut, die Reden anhört, dann 
ist das eine Katastrophe. Es tut richtig 
weh" ,  gesteht Daniel Cohn-Bendit. 
Man denke nur an die Versammlungs­
demokratie in den Hörsälen der 
Nation, an diese "Darstellungsorgien 
autoritärer Charaktere" (S. 85). "Mit 
perfide-perfektem Gespür für die 
Schwachstellen im Charakterpanzer, 
wie sie alle jüngeren Generationen 
auszeichnet, holten die Rebellen das 
aus der Schublade der Geschichte, was 
den Älteren am meisten weh tun mußte 
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- die Mao-Bibel und die Phrasen der 
,Besatzer' von ,drüben', der DDR, an­
gereichert mit unbürgerlichem Habitus 
und amerikanischer ,Negermusik' . "  
(S. 8 7 )  Leider blieb es nicht immer so 
harmlos: "Die aus dem beliebten Che­
Guevara-Poster abgeleitete Verwechs­
lung von Urwald und Bundesrepublik 
verlängerte präpubertäres Räuber­
und-Gendarm-Spiel in eine blutige 
Tragödie. "  (S. 89) Aber hinter den po­
litischen Unsinnigkeiten verbargen 
sich Modernisierungs- ,  Individualisie­
rungs- und Informalisierungsschübe: 
die voranschreitende Freisetzung aus 
familiären Bindungen und sozialen Mi­
lieus, aus religiösen und arbeitsethi­
schen Verpflichtungen, aus festgefüg­
ten Mustern des Geschlechterverhält­
nisses, die Absetzung von der Elternge­
neration und dem Nachkriegsamerika­
nismus. "Wer heute die Exzesse des an­
tiautoritären Gestus beklagt, sollte die 
Anmerkung nicht vergessen, daß die 
Abkehr vom alten autoritären Erzie­
hungsstil der Eltern auch der wüten­
den Erkenntnis geschuldet war, daß 
Disziplin und Gratifikationsaufschub, 
die ganzen Selbstverkrüppelungen und 
-beschränkungen, die alten verstaub­
ten Sekundärtugenden, sich einfach 
nicht mehr lohnten. "  (S. 101)  Ange­
sichts von Massenuniversitäten und 
Entprivilegierungen galt es, "der Aus­
sicht, sich als arbeitsloser Akademiker 
durchs Leben schlagen zu müssen, die 
höheren Weihen einer radikal antibür­
gerlichen eigenen Entscheidung zu 
verleihen" (S. 1 00). 

7 .  Wie läßt sich - zusammenfassend ­
die Bundesrepublik beschreiben? Es 
ist ein Land (und man kann dabei 
durchaus auch an Österreich denken), 
das es sich "im Schutz des Eisernen 
Vorhangs zwischen Betroffenhei tskul t 
und Lebenswelt bequem gemacht hat­
te, deren Bürger, sympathisch und 
weltfremd, beträchtlichen Wohlstand 
mit hoher Moral zu verbinden gelernt 
hatten und deren Politiker sich am 
liebsten zwischen Provinz und Europa 
aufhielten - also im Niemandsland" 
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(S. 15) ;  es ist "ein Puppenhaus im 
Wohlstandstango, bevölkert von 
Märchenprinzen, Quotenfrauen und 
Peaceniks" (S. 23),  mit einer pragmati­
schen Regierung im "vorauseilenden 
Populismus" (S. 25);  in den Achtzigern 
war es, nach dem Abstreifen jeder 
Untertanenmentalität und jedes 
obrigkeitsstaatliehen Denkens, fast 
ein "Habermassches Diskursparadies" 
(S. 27),  zugleich aber ein Land von 
"abgrundtiefer Rüpelhaftigkeit" und 
"misanthroper Grundstimmung" 
(S. 63 f.) .  Und weiters, was auf Öster­
reich wohl weit weniger zutrifft, fin­
den wir in Deutschland eine Gesell­
schaft, die in ihrer protestantischen 
Innerlichkeit glaubt, auf einem "em­
phatischen Gemeinschaftsbegriff" 
bauen zu müssen (S. 69) ;  das Land der 
vollentwickelten Neuen Bescheiden­
heit (S. 80) und der aus schuldbela­
dener Erinnerung gespeisten "Wach­
samkeit und Widerstandsbereitschaft 
rund um die Uhr" (S. 1 02);  das "post­
nationalistische Dorfgemeinschafts­
haus" (S. 123) ;  ein Land, in dem sich 
alle zu Opfern stilisieren (S. 1 15).  

8.  Cora Stephan hat Richard Sennets 
"Tyrannei der Intimität" ,  Gerhard 
Schulzes "Erlebnisgesellschaft" ,  Nor­
bert Elias' "Studien über die Deut­
schen" ,  Helmuth Plessners "Grenzen 
der Gemeinschaft" und dergleichen 
einschlägige Lektüre mit Gewinn hin­
ter sich gebracht. Was sie bietet, ist ein 
Essay, keine Analyse; eher Zeitge­
schichtsschreibung als Sozialwissen­
schaft; eher Streitschrift als nüchterne 
Darstellung. Man wünscht sich öfters 
eine derartige journalistische Aneig­
nung soziologischer Befunde. Denn 
insgesamt trägt die Autorin in einer 
Situation, die durch die Intimisierung 
der Politik, durch Gefühligkeit statt 
Argumentation, durch emotionale An­
sprechbarkeit statt argumentativer 
Überzeugung gekennzeichnet ist, ein 
"unzeitgemäßes Plädoyer für die Wie­
dergewinnung der Dimension des Po­
litischen" vor. 

Manfred Prisehing 
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Eduard-März-Preis 1 9 96 

für hervorragende Arbeiten auf dem Gebiet 
der Wirtschafts- und Sozialgeschichte 

Der Preis ist mit S 20.000,- dotiert und wird Anfang 1996 verge­
ben. Ende der Einreichfrist ist der 30 .  Juni 1995 .  Berücksichtigt 
werden Diplomarbeiten und Dissertationen, die an Österreichi­
schen Universitäten abgefaßt wurden. Bewerbungen unter Beifü­
gung der gegenständlichen Arbeit und kurzer Angaben zur Person 
des Bewerbers/der Bewerberirr sind zu richten an: Kammer für Ar­
beiter und Angestellte für Wien, Wirtschaftswissenschaftliche Ab­
teilung, Prinz-Eugen-Straße 20-22 ,  A-1041  Wien. 

Der Eduard-März-Preis 1995 wurde an Mag. Dr. Andreas Resch 
für seine Arbeit "Unternehmer und Arbeiter in der Österreichi­
schen Sensenbranche um 1900"  verliehen. 
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Neuerscheinung 

AUSTRIAN FOREIGN DIRECT INVESTMENT ABROAD 
& 

FOREIGN DIRECT INVESTMENT IN AUSTRIA 

A Survey of Data and Literature 

Christian Bellak 

Wien 1 995 

Das Interesse an Österreichischen Direktinvestitionen im Ausland 
sowie an der Tätigkeit ausländischer Multis in Österreich ist seit Mitte 
der 80er Jahre stark gestiegen. Gleichzeitig hat mit der Öffnung Ost­
europas sowie der Integration Österreichs in die EU die industriepoliti­
sche und wirtschaftliche Bedeutung der Direktinvestitionen zugenom­
men. 

Das gestiegene Interesse manifestiert sich in einem wachsenden Ange­
bot an Literatur und empirischem Material zu diesem Thema. Diese 
Studie präsentiert im ersten Teil erstmals eine Zusammenstellung der 
zentralen Literaturquellen zum Thema Österreichische Direktinvestitio­
nen. Im zweiten Teil werden die wichtigsten der von der Oesterreichi­
schen Nationalbank publizierten Daten in Form von Zeitreihen von 1 97 4 
bis 1991 präsentiert. 

Die Studie ermöglicht somit einen einfachen und raschen Zugang zum 
Thema Österreichische Direktinvestitionen und ist an wirtschaftspoliti­
sche Entscheidungsträger, Forschungsstellen, Bibliotheken und andere 
Interessierte gerichtet. 

Zum Unkostenbeitrag von öS 50 ,- ist die Studie beim Autor (Institut 
für Volkswirtschaftstheorie und -politik IV, WU Wien, Augasse 2-6, 
A-1090 Wien) erhältlich. 
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